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Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes Buch 
(VIII) - Kinder- und Jugendhilfe 

vom 26.06.1990 (BGBl. I S. 1163). Zuletzt geändert durch das KJSG vom 3. Juni 2021, verkün-

det am 9. Juni 2021 (BGBl. I, Seite 1444 ff) und durch das Gesetz zur Bekämpfung sexualisierter 

Gewalt gegen Kinder vom 16. Juni 2021 (BGBl., Seite 1810, 1818).
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Erstes Kapitel 
Allgemeine Vorschriften

§ 1 	 Recht auf Erziehung, 
Elternverantwortung, 
Jugendhilfe

(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht 
auf Förderung seiner Entwicklung 
und auf Erziehung zu einer selbst-
bestimmten, eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Persön-
lichkeit.

(2) Pflege und Erziehung der Kinder 
sind das natürliche Recht der Eltern 
und die zuvörderst ihnen obliegende 
Pflicht. Über ihre Betätigung wacht 
die staatliche Gemeinschaft.

(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung 
des Rechts nach Absatz 1 insbeson-
dere
1.	 junge Menschen in ihrer indivi-

duellen und sozialen Entwicklung 
fördern und dazu beitragen, 
Benachteiligungen zu vermeiden 
oder abzubauen,

2.	 jungen Menschen ermöglichen 
oder erleichtern, entsprechend 
ihrem Alter und ihrer individu-
ellen Fähigkeiten in allen sie 
betreffenden Lebensbereichen 
selbstbestimmt zu interagieren 
und damit gleichberechtigt am 
Leben in der Gesellschaft teilha-
ben zu können,

3.	 Eltern und andere Erziehungs-
berechtigte bei der Erziehung 
beraten und unterstützen,

4.	 Kinder und Jugendliche vor Ge-
fahren für ihr Wohl schützen,

5.	 dazu beitragen, positive Lebens-
bedingungen für junge Men-
schen und ihre Familien sowie 
eine kinder- und familienfreund-
liche Umwelt zu erhalten oder zu 
schaffen.

§ 2 	 Aufgaben der Jugendhilfe

(1) Die Jugendhilfe umfasst Leistungen 
und andere Aufgaben zugunsten 
junger Menschen und Familien.

(2) Leistungen der Jugendhilfe sind:
1.	 Angebote der Jugendarbeit, der 

Jugendsozialarbeit, der Schulso-
zialarbeit und des erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes 
(§§ 11 bis 14),

2.	 Angebote zur Förderung der 
Erziehung in der Familie (§§ 16 
bis 21),

3.	 Angebote zur Förderung von Kin-
dern in Tageseinrichtungen und 
in Kindertagespflege (§§ 22 bis 
25),

4.	 Hilfe zur Erziehung und ergän-
zende Leistungen (§§ 27 bis 35, 
36, 37, 39, 40),

5.	 Hilfe für seelisch behinderte Kin-
der und Jugendliche und ergän-
zende Leistungen (§§ 35a bis 37, 
39, 40),

6.	 Hilfe für junge Volljährige und 
Nachbetreuung (den §§ 41 und 
41a).

(3) Andere Aufgaben der Jugendhilfe 
sind
1.	 die Inobhutnahme von Kindern 

und Jugendlichen (§ 42),
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2.	 die vorläufige Inobhutnahme 
von ausländischen Kindern und 
Jugendlichen nach unbegleiteter 
Einreise (§ 42a),

3.	 die Erteilung, der Widerruf und 
die Zurücknahme der Pflegeer-
laubnis (§§ 43, 44),

4.	 die Erteilung, der Widerruf und 
die Zurücknahme der Erlaubnis 
für den Betrieb einer Einrichtung 
sowie die Erteilung nachträg-
licher Auflagen und die damit 
verbundenen Aufgaben (§§ 45 
bis 47, 48a),

5.	 die Tätigkeitsuntersagung (§§ 48, 
48a),

6.	 die Mitwirkung in Verfahren vor 
den Familiengerichten (§ 50),

7.	 die Beratung und Belehrung in 
Verfahren zur Annahme als Kind 
(§ 51),

8.	 die Mitwirkung in Verfahren 
nach dem Jugendgerichtsgesetz 
(§ 52),

9.	 die Beratung und Unterstützung 
von Müttern bei Vaterschaftsfest-
stellung und Geltendmachung 
von Unterhaltsansprüchen sowie 
von Pflegern und Vormündern 
(§§ 52a, 53),

10.	die Erteilung, der Widerruf und 
die Zurücknahme der Erlaubnis 
zur Übernahme von Vereinsvor-
mundschaften (§ 54),

11.	Beistandschaft, Amtspflegschaft, 
Amtsvormundschaft und Gegen-
vormundschaft des Jugendamts 
(§§ 55 bis 58),

12.	Beurkundung (§ 59),

13.	die Aufnahme von vollstreckba-
ren Urkunden (§ 60).

§ 3	 Freie und öffentliche 
Jugendhilfe

(1) Die Jugendhilfe ist gekennzeichnet 
durch die Vielfalt von Trägern unter-
schiedlicher Wertorientierungen und 
die Vielfalt von Inhalten, Methoden 
und Arbeitsformen.

(2) Leistungen der Jugendhilfe werden 
von Trägern der freien Jugendhilfe 
und von Trägern der öffentlichen 
Jugendhilfe erbracht. Leistungsver-
pflichtungen, die durch dieses Buch 
begründet werden, richten sich an 
die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe.

(3) Andere Aufgaben der Jugendhilfe 
werden von Trägern der öffentli-
chen Jugendhilfe wahrgenommen. 
Soweit dies ausdrücklich bestimmt 
ist, können Träger der freien Jugend-
hilfe diese Aufgaben wahrnehmen 
oder mit ihrer Ausführung betraut 
werden.

§ 4 	 Zusammenarbeit der 
öffentlichen Jugendhilfe mit 
der freien Jugendhilfe

(1) Die öffentliche Jugendhilfe soll mit 
der freien Jugendhilfe zum Wohl 
junger Menschen und ihrer Familien 
partnerschaftlich zusammenarbeiten. 
Sie hat dabei die Selbständigkeit der 
freien Jugendhilfe in Zielsetzung und 
Durchführung ihrer Aufgaben sowie 
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in der Gestaltung ihrer Organisati-
onsstruktur zu achten.

(2) Soweit geeignete Einrichtungen, 
Dienste und Veranstaltungen von 
anerkannten Trägern der freien 
Jugendhilfe betrieben werden oder 
rechtzeitig geschaffen werden kön-
nen, soll die öffentliche Jugendhilfe 
von eigenen Maßnahmen absehen.

(3) Die öffentliche Jugendhilfe soll die 
freie Jugendhilfe nach Maßgabe 
dieses Buches fördern und dabei die 
Beteiligung von Kindern, Jugendli-
chen und Eltern stärken.

§ 4a 	 Selbstorganisierte 
Zusammenschlüsse zur 
Selbstvertretung

(1) Selbstorganisierte Zusammenschlüs-
se nach diesem Buch sind solche, in 
denen sich nicht in berufsständische 
Organisationen der Kinder- und 
Jugendhilfe eingebundene Personen, 
insbesondere Leistungsberechtigte 
und Leistungsempfänger nach die-
sem Buch sowie ehrenamtlich in der 
Kinder- und Jugendhilfe tätige Perso-
nen, nicht nur vorübergehend mit 
dem Ziel zusammenschließen, Adres-
satinnen und Adressaten der Kinder- 
und Jugendhilfe zu unterstützen, 
zu begleiten und zu fördern, sowie 
Selbsthilfekontaktstellen. Sie um-
fassen Selbstvertretungen sowohl 
innerhalb von Einrichtungen und 
Institutionen als auch im Rahmen 
gesellschaftlichen Engagements zur 
Wahrnehmung eigener Interessen 

sowie die verschiedenen Formen der 
Selbsthilfe.

(2) Die öffentliche Jugendhilfe arbeitet 
mit den selbstorganisierten Zusam-
menschlüssen zusammen, insbeson-
dere zur Lösung von Problemen im 
Gemeinwesen oder innerhalb von 
Einrichtungen zur Beteiligung in die-
se betreffenden Angelegenheiten, 
und wirkt auf eine partnerschaftliche 
Zusammenarbeit mit diesen inner-
halb der freien Jugendhilfe hin.

(3) Die öffentliche Jugendhilfe soll die 
selbstorganisierten Zusammenschlüs-
se nach Maßgabe dieses Buches 
anregen und fördern.

§ 5 	 Wunsch- und Wahlrecht

(1) Die Leistungsberechtigten haben 
das Recht, zwischen Einrichtungen 
und Diensten verschiedener Träger 
zu wählen und Wünsche hinsichtlich 
der Gestaltung der Hilfe zu äußern. 
Sie sind auf dieses Recht hinzuwei-
sen.

(2) Der Wahl und den Wünschen soll 
entsprochen werden, sofern dies 
nicht mit unverhältnismäßigen 
Mehrkosten verbunden ist. Wünscht 
der Leistungsberechtigte die Er-
bringung einer in § 78a genannten 
Leistung in einer Einrichtung, mit 
deren Träger keine Vereinbarungen 
nach § 78b bestehen, so soll der 
Wahl nur entsprochen werden, 
wenn die Erbringung der Leistung in 
dieser Einrichtung im Einzelfall oder 
nach Maßgabe des Hilfeplans (§ 36) 
geboten ist.
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§ 6 	 Geltungsbereich

(1) Leistungen nach diesem Buch wer-
den jungen Menschen, Müttern, 
Vätern und Personensorgeberechtig-
ten von Kindern und Jugendlichen 
gewährt, die ihren tatsächlichen 
Aufenthalt im Inland haben. Für die 
Erfüllung anderer Aufgaben gilt Satz 
1 entsprechend. Umgangsberech-
tigte haben unabhängig von ihrem 
tatsächlichen Aufenthalt Anspruch 
auf Beratung und Unterstützung bei 
der Ausübung des Umgangsrechts, 
wenn das Kind oder der Jugendliche 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt im 
Inland hat.

(2) Ausländer können Leistungen nach 
diesem Buch nur beanspruchen, 
wenn sie rechtmäßig oder auf Grund 
einer ausländerrechtlichen Duldung 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Inland haben. Absatz 1 Satz 2 bleibt 
unberührt.

(3) Deutschen können Leistungen nach 
diesem Buch auch gewährt werden, 
wenn sie ihren Aufenthalt im Aus-
land haben und soweit sie nicht Hilfe 
vom Aufenthaltsland erhalten.

(4) Regelungen des über- und zwischen-
staatlichen Rechts bleiben unbe-
rührt.

§ 7 	 Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieses Buches ist

1.	 Kind, wer noch nicht 14 Jahre alt 
ist, soweit nicht die Absätze 2 bis 
4 etwas anderes bestimmen,

2.	 Jugendlicher, wer 14, aber noch 
nicht 18 Jahre alt ist,

3.	 junger Volljähriger, wer 18, aber 
noch nicht 27 Jahre alt ist,

4.	 junger Mensch, wer noch nicht 
27 Jahre alt ist,

5.	 Personensorgeberechtigter, 
wem allein oder gemeinsam mit 
einer anderen Person nach den 
Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs die Personensorge 
zusteht,

6.	 Erziehungsberechtigter, der 
Personensorgeberechtigte und 
jede sonstige Person über 18 
Jahre, soweit sie auf Grund einer 
Vereinbarung mit dem Perso-
nensorgeberechtigten nicht nur 
vorübergehend und nicht nur für 
einzelne Verrichtungen Aufgaben 
der Personensorge wahrnimmt.

(2) Kinder, Jugendliche, junge Volljähri-
ge und junge Menschen mit Behin-
derungen im Sinne dieses Buches 
sind Menschen, die körperliche, 
seelische, geistige oder Sinnesbe-
einträchtigungen haben, die sie in 
Wechselwirkung mit einstellungs- 
und umweltbedingten Barrieren 
an der gleichberechtigten Teilha-
be an der Gesellschaft mit hoher 
Wahrscheinlichkeit länger als sechs 
Monate hindern können. Eine Be-
einträchtigung nach Satz 1 liegt vor, 
wenn der Körper- und Gesundheits-
zustand von dem für das Lebensalter 
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typischen Zustand abweicht. Kinder, 
Jugendliche, junge Volljährige und 
junge Menschen sind von Behinde-
rung bedroht, wenn eine Beeinträch-
tigung nach Satz 1 zu erwarten ist.

(3) Kind im Sinne des § 1 Absatz 2 ist, 
wer noch nicht 18 Jahre alt ist.

(4) Werktage im Sinne der §§ 42a bis 
42c sind die Wochentage Montag 
bis Freitag; ausgenommen sind ge-
setzliche Feiertage.

(5) Die Bestimmungen dieses Buches, 
die sich auf die Annahme als Kind 
beziehen, gelten nur für Personen, 
die das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben.

§ 8 	 Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen

(1) Kinder und Jugendliche sind ent-
sprechend ihrem Entwicklungsstand 
an allen sie betreffenden Entschei-
dungen der öffentlichen Jugendhilfe 
zu beteiligen. Sie sind in geeigneter 
Weise auf ihre Rechte im Verwal-
tungsverfahren sowie im Verfahren 
vor dem Familiengericht und dem 
Verwaltungsgericht hinzuweisen.

(2) Kinder und Jugendliche haben das 
Recht, sich in allen Angelegenheiten 
der Erziehung und Entwicklung an 
das Jugendamt zu wenden.

(3) Kinder und Jugendliche haben An-
spruch auf Beratung ohne Kenntnis 
des Personensorgeberechtigten, 
solange durch die Mitteilung an den 
Personensorgeberechtigten der Be-
ratungszweck vereitelt würde: § 36 
des Ersten Buches bleibt unberührt. 

Die Beratung kann auch durch einen 
Träger der freien Jugendhilfe er-
bracht werden; § 36a Absatz 2 Satz 
1 bis 3 gilt entsprechend.

(4) Beteiligung und Beratung von 
Kindern und Jugendlichen nach 
diesem Buch erfolgen in einer für sie 
verständlichen, nachvollziehbaren 
und wahrnehmbaren Form.

§ 8a 	 Schutzauftrag bei 
Kindeswohlgefährdung

(1) Werden dem Jugendamt gewichti-
ge Anhaltspunkte für die Gefähr-
dung des Wohls eines Kindes oder 
Jugendlichen bekannt, so hat es das 
Gefährdungsrisiko im Zusammenwir-
ken mehrerer Fachkräfte einzuschät-
zen. Soweit der wirksame Schutz 
dieses Kindes oder dieses Jugendli-
chen nicht in Frage gestellt wird, hat 
das Jugendamt die Erziehungsbe-
rechtigten sowie das Kind oder den 
Jugendlichen in die Gefährdungs-
einschätzung einzubeziehen und, 
sofern dies nach fachlicher Einschät-
zung erforderlich ist,
1.	 sich dabei einen unmittelbaren 

Eindruck von dem Kind und von 
seiner persönlichen Umgebung 
zu verschaffen sowie

2.	 Personen, die gemäß § 4 Absatz 
3 des Gesetzes zur Kooperation 
und Information im Kinderschutz 
dem Jugendamt Daten übermit-
telt haben, in geeigneter Weise 
an der Gefährdungseinschätzung 
zu beteiligen.
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	 Hält das Jugendamt zur Abwendung 
der Gefährdung die Gewährung von 
Hilfen für geeignet und notwendig, 
so hat es diese den Erziehungsbe-
rechtigten anzubieten.

(2) Hält das Jugendamt das Tätigwerden 
des Familiengerichts für erforderlich, 
so hat es das Gericht anzurufen; dies 
gilt auch, wenn die Erziehungsbe-
rechtigten nicht bereit oder in der 
Lage sind, bei der Abschätzung des 
Gefährdungsrisikos mitzuwirken. 
Besteht eine dringende Gefahr und 
kann die Entscheidung des Gerichts 
nicht abgewartet werden, so ist das 
Jugendamt verpflichtet, das Kind 
oder den Jugendlichen in Obhut zu 
nehmen.

(3) Soweit zur Abwendung der Ge-
fährdung das Tätigwerden anderer 
Leistungsträger, der Einrichtungen 
der Gesundheitshilfe oder der Polizei 
notwendig ist, hat das Jugendamt 
auf die Inanspruchnahme durch die 
Erziehungsberechtigten hinzuwir-
ken. Ist ein sofortiges Tätigwerden 
erforderlich und wirken die Per-
sonensorgeberechtigten oder die 
Erziehungsberechtigten nicht mit, so 
schaltet das Jugendamt die anderen 
zur Abwendung der Gefährdung 
zuständigen Stellen selbst ein.

(4) In Vereinbarungen mit den Trägern 
von Einrichtungen und Diensten, die 
Leistungen nach diesem Buch erbrin-
gen, ist sicherzustellen, dass
1.	 deren Fachkräfte bei Bekannt-

werden gewichtiger Anhalts-
punkte für die Gefährdung eines 
von ihnen betreuten Kindes oder 

Jugendlichen eine Gefährdungs-
einschätzung vornehmen,

2.	 bei der Gefährdungseinschät-
zung eine insoweit erfahrene 
Fachkraft beratend hinzugezo-
gen wird sowie

3.	 die Erziehungsberechtigten sowie 
das Kind oder der Jugendliche 
in die Gefährdungseinschätzung 
einbezogen werden, soweit hier-
durch der wirksame Schutz des 
Kindes oder Jugendlichen nicht 
in Frage gestellt wird.

	 In den Vereinbarungen sind die 
Kriterien für die Qualifikation der 
beratend hinzuzuziehenden insoweit 
erfahrenen Fachkraft zu regeln, die 
insbesondere auch den spezifischen 
Schutzbedürfnissen von Kindern und 
Jugendlichen mit Behinderungen 
Rechnung tragen. Daneben ist in 
die Vereinbarungen insbesondere 
die Verpflichtung aufzunehmen, 
dass die Fachkräfte der Träger bei 
den Erziehungsberechtigten auf die 
Inanspruchnahme von Hilfen hinwir-
ken, wenn sie diese für erforderlich 
halten, und das Jugendamt infor-
mieren, falls die Gefährdung nicht 
anders abgewendet werden kann.

(5) In Vereinbarungen mit Kindertages-
pflegepersonen, die Leistungen nach 
diesem Buch erbringen, ist sicher-
zustellen, dass diese bei Bekannt-
werden gewichtiger Anhaltspunkte 
für die Gefährdung eines von ihnen 
betreuten Kindes eine Gefährdungs-
einschätzung vornehmen und dabei 
eine insoweit erfahrene Fachkraft 
beratend hinzuziehen. Die Erzie-
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hungsberechtigten sowie das Kind 
sind in die Gefährdungseinschätzung 
einzubeziehen, soweit hierdurch der 
wirksame Schutz des Kindes nicht in 
Frage gestellt wird. Absatz 4 Satz 2 
und 3 gilt entsprechend.

(6) Werden einem örtlichen Träger 
gewichtige Anhaltspunkte für die 
Gefährdung des Wohls eines Kindes 
oder eines Jugendlichen bekannt, 
so sind dem für die Gewährung von 
Leistungen zuständigen örtlichen 
Träger die Daten mitzuteilen, deren 
Kenntnis zur Wahrnehmung des 
Schutzauftrags bei Kindeswohlge-
fährdung nach § 8a erforderlich ist. 
Die Mitteilung soll im Rahmen eines 
Gespräches zwischen den Fach-
kräften der beiden örtlichen Träger 
erfolgen, an dem die Personensor-
geberechtigten sowie das Kind oder 
der Jugendliche beteiligt werden sol-
len, soweit hierdurch der wirksame 
Schutz des Kindes oder des Jugendli-
chen nicht in Frage gestellt wird.

§ 8b 	 Fachliche Beratung und 
Begleitung zum Schutz von 
Kindern und Jugendlichen

(1) Personen, die beruflich in Kontakt 
mit Kindern oder Jugendlichen 
stehen, haben bei der Einschätzung 
einer Kindeswohlgefährdung im 
Einzelfall gegenüber dem örtlichen 
Träger der Jugendhilfe Anspruch auf 
Beratung durch eine insoweit erfah-
rene Fachkraft.

(2) Träger von Einrichtungen, in denen 
sich Kinder oder Jugendliche ganz-

tägig oder für einen Teil des Tages 
aufhalten oder in denen sie Unter-
kunft erhalten, und die zuständigen 
Leistungsträger, haben gegenüber 
dem überörtlichen Träger der Ju-
gendhilfe Anspruch auf Beratung bei 
der Entwicklung und Anwendung 
fachlicher Handlungsleitlinien
1.	 zur Sicherung des Kindeswohls 

und zum Schutz vor Gewalt 
sowie

2.	 zu Verfahren der Beteiligung 
von Kindern und Jugendlichen 
an strukturellen Entscheidun-
gen in der Einrichtung sowie zu 
Beschwerdeverfahren in persönli-
chen Angelegenheiten

(3) Bei der fachlichen Beratung nach 
den Absätzen 1 und 2 wird den 
spezifischen Schutzbedürfnissen 
von Kindern und Jugendlichen 
mit Behinderungen Rechnung 
getragen.

§ 9 	 Grundrichtung der Erziehung, 
Gleichberechtigung von 
jungen Menschen

Bei der Ausgestaltung der Leistungen 
und der Erfüllung der Aufgaben sind

1.	 die von den Personensorgebe-
rechtigten bestimmte Grundrich-
tung der Erziehung sowie die 
Rechte der Personensorgebe-
rechtigten und des Kindes oder 
des Jugendlichen bei der Bestim-
mung der religiösen Erziehung zu 
beachten,

2.	 die wachsende Fähigkeit und 
das wachsende Bedürfnis des 
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Kindes oder des Jugendlichen zu 
selbständigem, verantwortungs-
bewusstem Handeln sowie die 
jeweiligen besonderen sozialen 
und kulturellen Bedürfnisse und 
Eigenarten junger Menschen und 
ihrer Familien zu berücksichtigen,

3.	 die unterschiedlichen Lebensla-
gen von Mädchen, Jungen sowie 
transidenten, nichtbinären und 
intergeschlechtlichen jungen 
Menschen zu berücksichtigen, 
Benachteiligungen abzubauen 
und die Gleichberechtigung der 
Geschlechter zu fördern,

4.	 die gleichberechtigte Teilhabe 
von jungen Menschen mit und 
ohne Behinderungen umzuset-
zen und vorhandene Barrieren 
abzubauen.

§ 9a 	 Ombudsstellen

In den Ländern wird sichergestellt, dass 
sich junge Menschen und ihre Famili-
en zur Beratung in sowie Vermittlung 
und Klärung von Konflikten im Zusam-
menhang mit Aufgaben der Kinder- 
und Jugendhilfe nach § 2 und deren 
Wahrnehmung durch die öffentliche 
und freie Jugendhilfe an eine Ombuds-
stelle wenden können. Die hierzu dem 
Bedarf von jungen Menschen und ihren 
Familien entsprechend errichteten Om-
budsstellen arbeiten unabhängig und 
sind fachlich nicht weisungsgebunden. 
§ 17 Absatz 1 bis 2a des Ersten Buches 
gilt für die Beratung sowie die Vermitt-
lung und Klärung von Konflikten durch 

die Ombudsstellen entsprechend. Das 
Nähere regelt das Landesrecht.

§ 10 	 Verhältnis zu anderen 
Leistungen und 
Verpflichtungen

(1) Verpflichtungen anderer, insbeson-
dere der Träger anderer Sozialleis-
tungen und der Schulen, werden 
durch dieses Buch nicht berührt. Auf 
Rechtsvorschriften beruhende Leis-
tungen anderer dürfen nicht deshalb 
versagt werden, weil nach diesem 
Buch entsprechende Leistungen 
vorgesehen sind.

(2) Unterhaltspflichtige Personen wer-
den nach Maßgabe der §§ 90 bis 
97b an den Kosten für Leistungen 
und vorläufige Maßnahmen nach 
diesem Buch beteiligt. Soweit die 
Zahlung des Kostenbeitrags die Leis-
tungsfähigkeit des Unterhaltspflich-
tigen mindert oder der Bedarf des 
jungen Menschen durch Leistungen 
und vorläufige Maßnahmen nach 
diesem Buch gedeckt ist, ist dies bei 
der Berechnung des Unterhalts zu 
berücksichtigen.

(3) Die Leistungen nach diesem Buch 
gehen Leistungen nach dem Zweiten 
Buch vor. Abweichend von Satz 1 
gehen Leistungen nach § 3 Absatz 
2, den §§ 14 bis 16g, § 19 Absatz 2 
in Verbindung mit § 28 Absatz 6 des 
Zweiten Buches sowie Leistungen 
nach § 6b Absatz 2 des Bundeskin-
dergeldgesetzes in Verbindung mit 
§ 28 Absatz 6 des Zweiten Buches 
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den Leistungen nach diesem Buch 
vor.

(4) Die Leistungen nach diesem Buch 
gehen Leistungen nach dem Neun-
ten und Zwölften Buch vor. Abwei-
chend von Satz 1 gehen Leistungen 
nach § 27a Absatz 1 in Verbindung 
mit § 34 Absatz 6 des Zwölften Bu-
ches und Leistungen der Eingliede-
rungshilfe nach dem Neunten Buch 
für junge Menschen, die körperlich 
oder geistig behindert oder von 
einer solchen Behinderung bedroht 
sind, den Leistungen nach diesem 
Buch vor. andesrecht kann regeln, 
dass Leistungen der Frühförderung 
für Kinder unabhängig von der Art 
der Behinderung vorrangig von 
anderen Leistungsträgern gewährt 
werden.

§ 10a 	Beratung

(1) Zur Wahrnehmung ihrer Rechte nach 
diesem Buch werden junge Men-
schen, Mütter, Väter, Personensor-
ge- und Erziehungsberechtigte, die 
leistungsberechtigt sind oder Leis-
tungen nach § 2 Absatz 2 erhalten 
sollen, in einer für sie verständlichen, 
nachvollziehbaren und wahrnehm-
baren Form, auf ihren Wunsch auch 
im Beisein einer Person ihres Vertrau-
ens, beraten.

(2) Die Beratung umfasst insbesondere
1.	 die Familiensituation oder die 

persönliche Situation des jungen 
Menschen, Bedarfe, vorhande-
ne Ressourcen sowie mögliche 
Hilfen,

2.	 die Leistungen der Kinder- und 
Jugendhilfe einschließlich des 
Zugangs zum Leistungssystem,

3.	 die Leistungen anderer Leistungs-
träger,

4.	 mögliche Auswirkungen und 
Folgen einer Hilfe,

5.	 die Verwaltungsabläufe,
6.	 Hinweise auf Leistungsanbieter 

und andere Hilfemöglichkeiten 
im Sozialraum und auf Möglich-
keiten zur Leistungserbringung,

7.	 Hinweise auf andere Beratungs-
angebote im Sozialraum.

	 Soweit erforderlich, gehört zur 
Beratung auch Hilfe bei der Antrag-
stellung, bei der Klärung weiterer 
zuständiger Leistungsträger, bei der 
Inanspruchnahme von Leistungen 
sowie bei der Erfüllung von Mitwir-
kungspflichten.

(3) Bei minderjährigen Leistungsbe-
rechtigten nach § 99 des Neunten 
Buches nimmt der Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe mit Zustimmung 
des Personensorgeberechtigten am 
Gesamtplanverfahren nach § 117 
Absatz 6 des Neunten Buches bera-
tend teil.

Zweites Kapitel Leistungen 
der Jugendhilfe

Erster Abschnitt Jugendarbeit, 
Jugendsozialarbeit, 
erzieherischer Kinder- und 
Jugendschutz

§ 11 	 Jugendarbeit
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(1) Jungen Menschen sind die zur För-
derung ihrer Entwicklung erforderli-
chen Angebote der Jugendarbeit zur 
Verfügung zu stellen. Sie sollen an 
den Interessen junger Menschen an-
knüpfen und von ihnen mitbestimmt 
und mitgestaltet werden, sie zur 
Selbstbestimmung befähigen und 
zu gesellschaftlicher Mitverantwor-
tung und zu sozialem Engagement 
anregen und hinführen. Dabei sollen 
die Zugänglichkeit und Nutzbarkeit 
der Angebote für junge Menschen 
mit Behinderungen sichergestellt 
werden.

(2) Jugendarbeit wird angeboten von 
Verbänden, Gruppen und Initiativen 
der Jugend, von anderen Trägern der 
Jugendarbeit und den Trägern der 
öffentlichen Jugendhilfe. Sie umfasst 
für Mitglieder bestimmte Angebote, 
die offene Jugendarbeit und ge-
meinwesenorientierte Angebote.

(3) Zu den Schwerpunkten der Jugend-
arbeit gehören:
1.	 außerschulische Jugendbildung 

mit allgemeiner, politischer, sozi-
aler, gesundheitlicher, kultureller, 
naturkundlicher und technischer 
Bildung,

2.	 Jugendarbeit in Sport, Spiel und 
Geselligkeit,

3.	 arbeitswelt-, schul- und familien-
bezogene Jugendarbeit,

4.	 internationale Jugendarbeit,
5.	 Kinder- und Jugenderholung,
6.	 Jugendberatung.

(4) Angebote der Jugendarbeit können 
auch Personen, die das 27. Lebens-

jahr vollendet haben, in angemesse-
nem Umfang einbeziehen.

§ 12 	 Förderung der 
Jugendverbände

(1) Die eigenverantwortliche Tätigkeit 
der Jugendverbände und Jugend-
gruppen ist unter Wahrung ihres 
satzungsgemäßen Eigenlebens nach 
Maßgabe des § 74 zu fördern.

(2) In Jugendverbänden und Jugend-
gruppen wird Jugendarbeit von 
jungen Menschen selbst organisiert, 
gemeinschaftlich gestaltet und 
mitverantwortet. Ihre Arbeit ist auf 
Dauer angelegt und in der Regel auf 
die eigenen Mitglieder ausgerichtet, 
sie kann sich aber auch an junge 
Menschen wenden, die nicht Mit-
glieder sind. Durch Jugendverbände 
und ihre Zusammenschlüsse werden 
Anliegen und Interessen junger 
Menschen zum Ausdruck gebracht 
und vertreten.

§ 13 	 Jugendsozialarbeit

(1) Jungen Menschen, die zum Aus-
gleich sozialer Benachteiligungen 
oder zur Überwindung individueller 
Beeinträchtigungen in erhöhtem 
Maße auf Unterstützung angewie-
sen sind, sollen im Rahmen der Ju-
gendhilfe sozialpädagogische Hilfen 
angeboten werden, die ihre schu-
lische und berufliche Ausbildung, 
Eingliederung in die Arbeitswelt und 
ihre soziale Integration fördern.
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(2) Soweit die Ausbildung dieser jungen 
Menschen nicht durch Maßnahmen 
und Programme anderer Träger und 
Organisationen sichergestellt wird, 
können geeignete sozialpädago-
gisch begleitete Ausbildungs- und 
Beschäftigungsmaßnahmen ange-
boten werden, die den Fähigkeiten 
und dem Entwicklungsstand dieser 
jungen Menschen Rechnung tragen.

(3) Jungen Menschen kann während der 
Teilnahme an schulischen oder be-
ruflichen Bildungsmaßnahmen oder 
bei der beruflichen Eingliederung 
Unterkunft in sozialpädagogisch 
begleiteten Wohnformen angebo-
ten werden. In diesen Fällen sollen 
auch der notwendige Unterhalt des 
jungen Menschen sichergestellt und 
Krankenhilfe nach Maßgabe des 
§ 40 geleistet werden.

(4) Die Angebote sollen mit den Maß-
nahmen der Schulverwaltung, der 
Bundesagentur für Arbeit, der Job-
center, der Träger betrieblicher und 
außerbetrieblicher Ausbildung sowie 
der Träger von Beschäftigungsange-
boten abgestimmt werden.

§ 13a 	Schulsozialarbeit

Schulsozialarbeit umfasst sozialpä-
dagogische Angebote nach diesem 
Abschnitt, die jungen Menschen am Ort 
Schule zur Verfügung gestellt werden. 
Die Träger der Schulsozialarbeit arbeiten 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben mit 
den Schulen zusammen. Das Nähere 
über Inhalt und Umfang der Aufgaben 
der Schulsozialarbeit wird durch Landes-

recht geregelt. Dabei kann durch Lan-
desrecht auch bestimmt werden, dass 
Aufgaben der Schulsozialarbeit durch 
andere Stellen nach anderen Rechtsvor-
schriften erbracht werden.

§ 14 	 Erzieherischer Kinder- und 
Jugendschutz

(1) Jungen Menschen und Erziehungs-
berechtigten sollen Angebote des 
erzieherischen Kinder- und Jugend-
schutzes gemacht werden.

(2) Die Maßnahmen sollen
1.	 junge Menschen befähigen, sich 

vor gefährdenden Einflüssen zu 
schützen und sie zu Kritikfähig-
keit, Entscheidungsfähigkeit und 
Eigenverantwortlichkeit sowie 
zur Verantwortung gegenüber 
ihren Mitmenschen führen,

2.	 Eltern und andere Erziehungsbe-
rechtigte besser befähigen, Kin-
der und Jugendliche vor gefähr-
denden Einflüssen zu schützen.

§ 15 	 Landesrechtsvorbehalt

Das Nähere über Inhalt und Umfang der 
in diesem Abschnitt geregelten Aufga-
ben und Leistungen regelt das Landes-
recht.
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Zweiter Abschnitt 
Förderung der Erziehung in der 
Familie

§ 16 	 Allgemeine Förderung der 
Erziehung in der Familie

(1) Müttern, Vätern, anderen Erzie-
hungsberechtigten und jungen 
Menschen sollen Leistungen der all-
gemeinen Förderung der Erziehung 
in der Familie angeboten werden. 
Diese Leistungen sollen Erziehungs-
berechtigte bei der Wahrnehmung 
ihrer Erziehungsverantwortung un-
terstützen und dazu beitragen, dass 
Familien sich die für ihre jeweilige 
Erziehungs- und Familiensituati-
on erforderlichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten insbesondere in Fragen 
von Erziehung, Beziehung und 
Konfliktbewältigung, von Gesund-
heit, Bildung, Medienkompetenz, 
Hauswirtschaft sowie der Vereinbar-
keit von Familie und Erwerbstätig-
keit aneignen können und in ihren 
Fähigkeiten zur aktiven Teilhabe und 
Partizipation gestärkt werden. Sie 
sollen auch Wege aufzeigen, wie 
Konfliktsituationen in der Familie 
gewaltfrei gelöst werden können.

(2) Leistungen zur Förderung der Erzie-
hung in der Familie sind insbeson-
dere
1.	 Angebote der Familienbildung, 

die auf Bedürfnisse und Interes-
sen sowie auf Erfahrungen von 
Familien in unterschiedlichen 
Lebenslagen und Erziehungssitu-
ationen eingehen, die Familien 

in ihrer Gesundheitskompetenz 
stärken, die Familie zur Mitarbeit 
in Erziehungseinrichtungen und 
in Formen der Selbst- und Nach-
barschaftshilfe besser befähigen, 
zu ihrer Teilhabe beitragen sowie 
junge Menschen auf Ehe, Part-
nerschaft und das Zusammenle-
ben mit Kindern vorbereiten,

2.	 Angebote der Beratung in all-
gemeinen Fragen der Erziehung 
und Entwicklung junger Men-
schen,

3.	 Angebote der Familienfreizeit 
und der Familienerholung, insbe-
sondere in belastenden Fami-
liensituationen, die bei Bedarf 
die erzieherische Betreuung der 
Kinder einschließen.

	 Dabei soll die Entwicklung vernetz-
ter, kooperativer, niedrigschwelliger, 
partizipativer und sozialraumorien-
tierter Angebotsstrukturen unter-
stützt werden.

(3) Müttern und Vätern sowie schwan-
geren Frauen und werdenden Vätern 
sollen Beratung und Hilfe in Fragen 
der Partnerschaft und des Aufbaus 
elterlicher Erziehungs- und Bezie-
hungskompetenzen angeboten 
werden.

(4) Das Nähere über Inhalt und Umfang 
der Aufgaben regelt das Landes-
recht.

(5) (weggefallen)

§ 17 	 Beratung in Fragen der 
Partnerschaft, Trennung und 
Scheidung
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(1) Mütter und Väter haben im Rahmen 
der Jugendhilfe Anspruch auf Be-
ratung in Fragen der Partnerschaft, 
wenn sie für ein Kind oder einen 
Jugendlichen zu sorgen haben oder 
tatsächlich sorgen. Die Beratung soll 
helfen,
1.	 ein partnerschaftliches Zusam-

menleben in der Familie aufzu-
bauen,

2.	 Konflikte und Krisen in der Fami-
lie zu bewältigen,

3.	 im Fall der Trennung oder Schei-
dung die Bedingungen für eine 
dem Wohl des Kindes oder des 
Jugendlichen förderliche Wahr-
nehmung der Elternverantwor-
tung zu schaffen.

(2) Im Fall der Trennung und Scheidung 
sind Eltern unter angemessener 
Beteiligung des betroffenen Kindes 
oder Jugendlichen bei der Ent-
wicklung eines einvernehmlichen 
Konzepts für die Wahrnehmung der 
elterlichen Sorge und der elterlichen 
Verantwortung zu unterstützen; die-
ses Konzept kann auch als Grund-
lage für einen Vergleich oder eine 
gerichtliche Entscheidung im famili-
engerichtlichen Verfahren dienen.

(3) Die Gerichte teilen die Rechtshän-
gigkeit von Scheidungssachen, wenn 
gemeinschaftliche minderjährige 
Kinder vorhanden sind, sowie Na-
men und Anschriften der beteiligte 
Eheleute und Kinder dem Jugend-
amt mit, damit dieses die Eltern über 
das Leistungsangebot der Jugendhil-
fe nach Absatz 2 unterrichtet.

§ 18 	 Beratung und Unterstützung 
bei der Ausübung der 
Personensorge und des 
Umgangsrechts

(1) Mütter und Väter, die allein für ein 
Kind oder einen Jugendlichen zu sor-
gen haben oder tatsächlich sorgen, 
haben Anspruch auf Beratung und 
Unterstützung
1.	 bei der Ausübung der Personen-

sorge einschließlich der Geltend-
machung von Unterhalts- oder 
Unterhaltsersatzansprüchen des 
Kindes oder Jugendlichen,

2.	 bei der Geltendmachung ihrer 
Unterhaltsansprüche nach 
§ 1615l des Bürgerlichen Gesetz-
buchs.

(2) Mütter und Väter, die mit dem ande-
ren Elternteil nicht verheiratet sind, 
haben Anspruch auf Beratung über 
die Abgabe einer Sorgeerklärung 
und die Möglichkeit der gerichtli-
chen Übertragung der gemeinsamen 
elterlichen Sorge.

(3) Kinder und Jugendliche haben 
Anspruch auf Beratung und Un-
terstützung bei der Ausübung des 
Umgangsrechts nach § 1684 Absatz 
1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 
Sie sollen darin unterstützt wer-
den, dass die Personen, die nach 
Maßgabe der §§ 1684, 1685 und 
1686a des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
zum Umgang mit ihnen berechtigt 
sind, von diesem Recht zu ihrem 
Wohl Gebrauch machen. Eltern, 
andere Umgangsberechtigte sowie 
Personen, in deren Obhut sich das 
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Kind befindet, haben Anspruch auf 
Beratung und Unterstützung bei 
der Ausübung des Umgangsrechts. 
Bei der Befugnis, Auskunft über die 
persönlichen Verhältnisse des Kindes 
zu verlangen, bei der Herstellung 
von Umgangskontakten und bei der 
Ausführung gerichtlicher oder ver-
einbarter Umgangsregelungen soll 
vermittelt und in geeigneten Fällen 
Hilfestellung geleistet werden.

(4) Ein junger Volljähriger hat bis zur 
Vollendung des 21. Lebensjahres 
Anspruch auf Beratung und Unter-
stützung bei der Geltendmachung 
von Unterhalts- oder Unterhaltser-
satzansprüchen.

§ 19 	 Gemeinsame Wohnformen für 
Mütter/Väter und Kinder

(1) Mütter oder Väter, die allein für ein 
Kind unter sechs Jahren zu sorgen 
haben oder tatsächlich sorgen, 
sollen gemeinsam mit dem Kind in 
einer geeigneten Wohnform betreut 
werden, wenn und solange sie auf 
Grund ihrer Persönlichkeitsentwick-
lung dieser Form der Unterstützung 
bei der Pflege und Erziehung des 
Kindes bedürfen. Die Betreuung 
schließt auch ältere Geschwister 
ein, sofern die Mutter oder der 
Vater für sie allein zu sorgen hat. 
Die Betreuung umfasst Leistungen, 
die die Bedürfnisse der Mutter oder 
des Vaters sowie des Kindes und 
seiner Geschwister gleichermaßen 
berücksichtigen. Eine schwangere 
Frau kann auch vor der Geburt des 

Kindes in der Wohnform betreut 
werden.

(2) Mit Zustimmung des betreuten 
Elternteils soll auch der andere 
Elternteil oder eine Person, die für 
das Kind tatsächlich sorgt, in die 
Leistung einbezogen werden, wenn 
und soweit dies dem Leistungszweck 
dient. Abweichend von Absatz 1 
Satz 1 kann diese Einbeziehung die 
gemeinsame Betreuung der in Satz 
1 genannten Personen mit dem 
Kind in einer geeigneten Wohnform 
umfassen, wenn und solange dies 
zur Erreichung des Leistungszwecks 
erforderlich ist.

(3) Während dieser Zeit soll darauf 
hingewirkt werden, dass die Mutter 
oder der Vater eine schulische oder 
berufliche Ausbildung beginnt oder 
fortführt oder eine Berufstätigkeit 
aufnimmt.

(4) Die Leistung soll auch den notwendi-
gen Unterhalt der betreuten Per-
sonen sowie die Krankenhilfe nach 
Maßgabe des § 40 umfassen.

§ 20 	 Betreuung und Versorgung 
des Kindes in Notsituationen

(1) Eltern haben einen Anspruch auf 
Unterstützung bei der Betreuung 
und Versorgung des im Haushalt 
lebenden Kindes, wenn
1.	 ein Elternteil, der für die Betreu-

ung des Kindes überwiegend ver-
antwortlich ist, aus gesundheitli-
chen oder anderen zwingenden 
Gründen ausfällt,
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2.	 das Wohl des Kindes nicht 
anderweitig, insbesondere durch 
Übernahme der Betreuung durch 
den anderen Elternteil, gewähr-
leistet werden kann,

3.	 der familiäre Lebensraum für das 
Kind erhalten bleiben soll und

4.	 Angebote der Förderung des 
Kindes in Tageseinrichtungen 
oder in Kindertagespflege nicht 
ausreichen.

(2) Unter der Voraussetzung, dass eine 
Vereinbarung nach Absatz 3 Satz 2 
abgeschlossen wurde, können bei 
der Betreuung und Versorgung des 
Kindes auch ehrenamtlich tätige 
Patinnen und Paten zum Einsatz 
kommen. Die Art und Weise der 
Unterstützung und der zeitliche Um-
fang der Betreuung und Versorgung 
des Kindes sollen sich nach dem 
Bedarf im Einzelfall richten.

(3) § 36a Absatz 2 gilt mit der Maßgabe 
entsprechend, dass die niedrig-
schwellige unmittelbare Inanspruch-
nahme insbesondere zugelassen 
werden soll, wenn die Hilfe von 
einer Erziehungsberatungsstelle oder 
anderen Beratungsdiensten und 
-einrichtungen nach § 28 zusätzlich 
angeboten oder vermittelt wird. In 
den Vereinbarungen entsprechend 
§ 36a Absatz 2 Satz 2 sollen ins-
besondere auch die kontinuierliche 
und flexible Verfügbarkeit der Hilfe 
sowie die professionelle Anleitung 
und Begleitung beim Einsatz von 
ehrenamtlichen Patinnen und Paten 
sichergestellt werden.

§ 21 	 Unterstützung bei 
notwendiger Unterbringung 
zur Erfüllung der Schulpflicht

Können Personensorgeberechtigte we-
gen des mit ihrer beruflichen Tätigkeit 
verbundenen ständigen Ortswechsels 
die Erfüllung der Schulpflicht ihres 
Kindes oder Jugendlichen nicht sicher-
stellen und ist deshalb eine anderwei-
tige Unterbringung des Kindes oder 
des Jugendlichen notwendig, so haben 
sie Anspruch auf Beratung und Unter-
stützung. In geeigneten Fällen können 
die Kosten der Unterbringung in einer 
für das Kind oder den Jugendlichen 
geeigneten Wohnform einschließlich 
des notwendigen Unterhalts sowie die 
Krankenhilfe übernommen werden. Die 
Leistung kann über das schulpflichtige 
Alter hinaus gewährt werden, sofern 
eine begonnene Schulausbildung noch 
nicht abgeschlossen ist, längstens aber 
bis zur Vollendung des 21. Lebensjah-
res.

Dritter Abschnitt 
Förderung von Kindern in 
Tageseinrichtungen und in 
Kindertagespflege

§ 22 	 Grundsätze der Förderung

(1) Tageseinrichtungen sind Einrich-
tungen, in denen sich Kinder für 
einen Teil des Tages oder ganztägig 
aufhalten und in Gruppen gefördert 
werden. Kindertagespflege wird 
von einer geeigneten Kindertages-
pflegeperson in ihrem Haushalt, im 
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Haushalt des Erziehungsberechtigten 
oder in anderen geeigneten Räumen 
geleistet. Nutzen mehrere Kinderta-
gespflegepersonen Räumlichkeiten 
gemeinsam, ist die vertragliche und 
pädagogische Zuordnung jedes ein-
zelnen Kindes zu einer bestimmten 
Kindertagespflegeperson zu gewähr-
leisten. Eine gegenseitige kurzzeitige 
Vertretung der Kindertagespflege-
personen aus einem gewichtigen 
Grund steht dem nicht entgegen. 
Das Nähere über die Abgrenzung 
von Tageseinrichtungen und Kinder-
tagespflege regelt das Landesrecht.

(2) Tageseinrichtungen für Kinder und 
Kindertagespflege sollen
1.	 die Entwicklung des Kindes zu 

einer selbstbestimmten, eigen-
verantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit 
fördern,

2.	 die Erziehung und Bildung in der 
Familie unterstützen und ergän-
zen,

3.	 den Eltern dabei helfen, Erwerbs-
tätigkeit, Kindererziehung und 
familiäre Pflege besser miteinan-
der vereinbaren zu können.

	 Hierzu sollen sie die Erziehungsbe-
rechtigten einbeziehen und mit dem 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
und anderen Personen, Diensten 
oder Einrichtungen, die bei der Leis-
tungserbringung für das Kind tätig 
werden, zusammenarbeiten. Sofern 
Kinder mit und ohne Behinderung 
gemeinsam gefördert werden, 
arbeiten die Tageseinrichtungen für 
Kinder und Kindertagespflege und 

der Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe mit anderen beteiligten Rehabi-
litationsträgern zusammen.

(3) Der Förderungsauftrag umfasst 
Erziehung, Bildung und Betreuung 
des Kindes und bezieht sich auf die 
soziale, emotionale, körperliche und 
geistige Entwicklung des Kindes. Er 
schließt die Vermittlung orientie-
render Werte und Regeln ein. Die 
Förderung soll sich am Alter und 
Entwicklungsstand, den sprachli-
chen und sonstigen Fähigkeiten, der 
Lebenssituation sowie den Interessen 
und Bedürfnissen des einzelnen Kin-
des orientieren und seine ethnische 
Herkunft berücksichtigen.

(4) Für die Erfüllung des Förderungsauf-
trags nach Absatz 3 sollen geeignete 
Maßnahmen zur Gewährleistung der 
Qualität der Förderung von Kindern 
in Tageseinrichtungen und in der 
Kindertagespflege weiterentwickelt 
werden. Das Nähere regelt das Lan-
desrecht.

§ 22a 	Förderung in 
Tageseinrichtungen

(1) Die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe sollen die Qualität der Förde-
rung in ihren Einrichtungen durch 
geeignete Maßnahmen sicherstellen 
und weiterentwickeln. Dazu gehö-
ren die Entwicklung und der Einsatz 
einer pädagogischen Konzeption als 
Grundlage für die Erfüllung des För-
derungsauftrags sowie der Einsatz 
von Instrumenten und Verfahren zur 
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Evaluation der Arbeit in den Einrich-
tungen.

(2) Die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe sollen sicherstellen, dass die 
Fachkräfte in ihren Einrichtungen 
zusammenarbeiten
1.	 mit den Erziehungsberechtigten 

und Kindertagespflegepersonen 
zum Wohl der Kinder und zur 
Sicherung der Kontinuität des 
Erziehungsprozesses,

2.	 mit anderen kinder- und famili-
enbezogenen Institutionen und 
Initiativen im Gemeinwesen, 
insbesondere solchen der Famili-
enbildung und -beratung,

3.	 mit den Schulen, um den Kin-
dern einen guten Übergang in 
die Schule zu sichern und um 
die Arbeit mit Schulkindern in 
Horten und altersgemischten 
Gruppen zu unterstützen.

	 Die Erziehungsberechtigten sind an 
den Entscheidungen in wesentlichen 
Angelegenheiten der Erziehung, Bil-
dung und Betreuung zu beteiligen.

(3) Das Angebot soll sich pädagogisch 
und organisatorisch an den Bedürf-
nissen der Kinder und ihrer Familien 
orientieren. Werden Einrichtungen in 
den Ferienzeiten geschlossen, so hat 
der Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe für die Kinder, die nicht von 
den Erziehungsberechtigten betreut 
werden können, eine anderweitige 
Betreuungsmöglichkeit sicherzustel-
len.

(4) Kinder mit Behinderungen und 
Kinder ohne Behinderungen sollen 
gemeinsam gefördert werden. Die 

besonderen Bedürfnisse von Kindern 
mit Behinderungen und von Kin-
dern, die von Behinderung bedroht 
sind, sind zu berücksichtigen.

(5) Die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe sollen die Realisierung des För-
derungsauftrags nach Maßgabe der 
Absätze 1 bis 4 in den Einrichtungen 
anderer Träger durch geeignete 
Maßnahmen sicherstellen.

§ 23 	 Förderung in 
Kindertagespflege

(1) Die Förderung in Kindertagespflege 
nach Maßgabe von § 24 umfasst 
die Vermittlung des Kindes zu 
einer geeigneten Kindertagespfle-
geperson, soweit diese nicht von 
der erziehungsberechtigten Person 
nachgewiesen wird, deren fachliche 
Beratung, Begleitung und weitere 
Qualifizierung sowie die Gewährung 
einer laufenden Geldleistung an die 
Kindertagespflegeperson.

(2) Die laufende Geldleistung nach Ab-
satz 1 umfasst
1.	 die Erstattung angemessener 

Kosten, die der Kindertagespfle-
geperson für den Sachaufwand 
entstehen,

2.	 einen Betrag zur Anerkennung 
ihrer Förderungsleistung nach 
Maßgabe von Absatz 2a,

3.	 die Erstattung nachgewiesener 
Aufwendungen für Beiträge 
zu einer angemessenen Unfall-
versicherung sowie die hälftige 
Erstattung nachgewiesener 
Aufwendungen zu einer ange-
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messenen Alterssicherung der 
Kindertagespflegeperson und

4.	 die hälftige Erstattung nachge-
wiesener Aufwendungen zu ei-
ner angemessenen Kranken- und 
Pflegeversicherung.

(2a) Die Höhe der laufenden Geld-
leistung wird von den Trägern der 
öffentlichen Jugendhilfe festgelegt, 
soweit Landesrecht nicht etwas 
anderes bestimmt. Der Betrag zur 
Anerkennung der Förderungsleis-
tung der Kindertagespflegeperson 
ist leistungsgerecht auszugestalten. 
Dabei sind der zeitliche Umfang der 
Leistung und die Anzahl sowie der 
Förderbedarf der betreuten Kinder 
zu berücksichtigen.

(3) Geeignet im Sinne von Absatz 1 
sind Personen, die sich durch ihre 
Persönlichkeit, Sachkompetenz 
und Kooperationsbereitschaft mit 
Erziehungsberechtigten und an-
deren Kindertagespflegepersonen 
auszeichnen und über kindgerechte 
Räumlichkeiten verfügen. Sie sollen 
über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich 
der Anforderungen der Kindertages-
pflege verfügen, die sie in qualifizier-
ten Lehrgängen erworben oder in 
anderer Weise nachgewiesen haben.

(4) Erziehungsberechtigte und Kinderta-
gespflegepersonen haben Anspruch 
auf Beratung in allen Fragen der 
Kindertagespflege. Für Ausfallzeiten 
einer Kindertagespflegeperson ist 
rechtzeitig eine andere Betreuungs-
möglichkeit für das Kind sicher-
zustellen. Zusammenschlüsse von 
Kindertagespflegepersonen sollen 

beraten, unterstützt und gefördert 
werden.

§ 24 	 Anspruch auf Förderung in 
Tageseinrichtungen und in 
Kindertagespflege

(1) Ein Kind, das das erste Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, ist in einer 
Einrichtung oder in Kindertagespfle-
ge zu fördern, wenn
1.	 diese Leistung für seine Entwick-

lung zu einer selbstbestimmten, 
eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlich-
keit geboten ist oder

2.	 die Erziehungsberechtigten
a)	 einer Erwerbstätigkeit nach-

gehen, eine Erwerbstätigkeit 
aufnehmen oder Arbeit 
suchend sind,

b)	 sich in einer beruflichen 
Bildungsmaßnahme, in der 
Schulausbildung oder Hoch-
schulausbildung befinden 
oder

c)	 Leistungen zur Eingliederung 
in Arbeit im Sinne des Zwei-
ten Buches erhalten.

	 Lebt das Kind nur mit einem Erzie-
hungsberechtigten zusammen, so 
tritt diese Person an die Stelle der 
Erziehungsberechtigten. Der Umfang 
der täglichen Förderung richtet sich 
nach dem individuellen Bedarf.

(2) Ein Kind, das das erste Lebensjahr 
vollendet hat, hat bis zur Vollendung 
des dritten Lebensjahres Anspruch 
auf frühkindliche Förderung in einer 
Tageseinrichtung oder in Kinder-
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tagespflege. Absatz 1 Satz 3 gilt 
entsprechend.

(3) Ein Kind, das das dritte Lebensjahr 
vollendet hat, hat bis zum Schu-
leintritt Anspruch auf Förderung in 
einer Tageseinrichtung. Die Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe haben 
darauf hinzuwirken, dass für diese 
Altersgruppe ein bedarfsgerechtes 
Angebot an Ganztagsplätzen zur 
Verfügung steht. Das Kind kann bei 
besonderem Bedarf oder ergänzend 
auch in Kindertagespflege gefördert 
werden.

(4) Für Kinder im schulpflichtigen Alter 
ist ein bedarfsgerechtes Angebot 
in Tageseinrichtungen vorzuhalten. 
Absatz 1 Satz 3 und Absatz 3 Satz 3 
gelten entsprechend.

(5) Die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe oder die von ihnen beauftrag-
ten Stellen sind verpflichtet, Eltern 
oder Elternteile, die Leistungen nach 
den Absätzen 1 bis 4 in Anspruch 
nehmen wollen, über das Platzan-
gebot im örtlichen Einzugsbereich 
und die pädagogische Konzeption 
der Einrichtungen zu informieren 
und sie bei der Auswahl zu beraten. 
Landesrecht kann bestimmen, dass 
die erziehungsberechtigten Personen 
den zuständigen Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe oder die beauftrag-
te Stelle innerhalb einer bestimm-
ten Frist vor der beabsichtigten 
Inanspruchnahme der Leistung in 
Kenntnis setzen.

(6) Weitergehendes Landesrecht bleibt 
unberührt.

§ 25 	 Unterstützung selbst 
organisierter Förderung von 
Kindern

Mütter, Väter und andere Erziehungs-
berechtigte, die die Förderung von Kin-
dern selbst organisieren wollen, sollen 
beraten und unterstützt werden.

§ 26 	 Landesrechtsvorbehalt

Das Nähere über Inhalt und Umfang der 
in diesem Abschnitt geregelten Aufga-
ben und Leistungen regelt das Landes-
recht. Am 31. Dezember 1990 geltende 
landesrechtliche Regelungen, die das 
Kindergartenwesen dem Bildungsbe-
reich zuweisen, bleiben unberührt.

Vierter Abschnitt 
Hilfe zur Erziehung, 
Eingliederungshilfe für 
seelisch behinderte Kinder und 
Jugendliche, Hilfe für junge 
Volljährige

Erster Unterabschnitt 
Hilfe zur Erziehung

§ 27 	 Hilfe zur Erziehung

(1) Ein Personensorgeberechtigter hat 
bei der Erziehung eines Kindes oder 
eines Jugendlichen Anspruch auf 
Hilfe (Hilfe zur Erziehung), wenn 
eine dem Wohl des Kindes oder des 
Jugendlichen entsprechende Erzie-
hung nicht gewährleistet ist und die 
Hilfe für seine Entwicklung geeignet 
und notwendig ist.
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(2) Hilfe zur Erziehung wird insbesonde-
re nach Maßgabe der §§ 28 bis 35 
gewährt. Art und Umfang der Hilfe 
richten sich nach dem erzieherischen 
Bedarf im Einzelfall; dabei soll das 
engere soziale Umfeld des Kindes 
oder des Jugendlichen einbezogen 
werden. Unterschiedliche Hilfearten 
können miteinander kombiniert wer-
den, sofern dies dem erzieherischen 
Bedarf des Kindes oder Jugendlichen 
im Einzelfall entspricht.

(2a) Ist eine Erziehung des Kindes oder 
Jugendlichen außerhalb des Eltern-
hauses erforderlich, so entfällt der 
Anspruch auf Hilfe zur Erziehung 
nicht dadurch, dass eine andere 
unterhaltspflichtige Person bereit ist, 
diese Aufgabe zu übernehmen; die 
Gewährung von Hilfe zur Erziehung 
setzt in diesem Fall voraus, dass 
diese Person bereit und geeignet ist, 
den Hilfebedarf in Zusammenarbeit 
mit dem Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe nach Maßgabe der §§ 36 
und 37 zu decken.

(3) Hilfe zur Erziehung umfasst ins-
besondere die Gewährung päda-
gogischer und damit verbundener 
therapeutischer Leistungen. Bei 
Bedarf soll sie Ausbildungs- und 
Beschäftigungsmaßnahmen im Sinne 
des § 13 Absatz 2 einschließen und 
kann mit anderen Leistungen nach 
diesem Buch kombiniert werden. Die 
in der Schule oder Hochschule we-
gen des erzieherischen Bedarfs erfor-
derliche Anleitung und Begleitung 
können als Gruppenangebote an 
Kinder oder Jugendliche gemeinsam 

erbracht werden, soweit dies dem 
Bedarf des Kindes oder Jugendlichen 
im Einzelfall entspricht.

(4) Wird ein Kind oder eine Jugendliche 
während ihres Aufenthalts in einer 
Einrichtung oder einer Pflegefami-
lie selbst Mutter eines Kindes, so 
umfasst die Hilfe zur Erziehung auch 
die Unterstützung bei der Pflege und 
Erziehung dieses Kindes.

§ 28 	 Erziehungsberatung

Erziehungsberatungsstellen und andere 
Beratungsdienste und -einrichtungen 
sollen Kinder, Jugendliche, Eltern und 
andere Erziehungsberechtigte bei der 
Klärung und Bewältigung individueller 
und familienbezogener Probleme und 
der zugrunde liegenden Faktoren, bei 
der Lösung von Erziehungsfragen sowie 
bei Trennung und Scheidung unterstüt-
zen. Dabei sollen Fachkräfte verschiede-
ner Fachrichtungen zusammenwirken, 
die mit unterschiedlichen methodischen 
Ansätzen vertraut sind.

§ 29 	 Soziale Gruppenarbeit

Die Teilnahme an sozialer Gruppenarbeit 
soll älteren Kindern und Jugendlichen 
bei der Überwindung von Entwicklungs-
schwierigkeiten und Verhaltensproble-
men helfen. Soziale Gruppenarbeit soll 
auf der Grundlage eines gruppenpäd-
agogischen Konzepts die Entwicklung 
älterer Kinder und Jugendlicher durch 
soziales Lernen in der Gruppe fördern.
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§ 30 	 Erziehungsbeistand, 
Betreuungshelfer

Der Erziehungsbeistand und der Be-
treuungshelfer sollen das Kind oder den 
Jugendlichen bei der Bewältigung von 
Entwicklungsproblemen möglichst unter 
Einbeziehung des sozialen Umfelds 
unterstützen und unter Erhaltung des 
Lebensbezugs zur Familie seine Verselb-
ständigung fördern.

§ 31 	 Sozialpädagogische 
Familienhilfe

Sozialpädagogische Familienhilfe soll 
durch intensive Betreuung und Beglei-
tung Familien in ihren Erziehungsaufga-
ben, bei der Bewältigung von Alltags-
problemen, der Lösung von Konflikten 
und Krisen sowie im Kontakt mit Äm-
tern und Institutionen unterstützen und 
Hilfe zur Selbsthilfe geben. Sie ist in der 
Regel auf längere Dauer angelegt und 
erfordert die Mitarbeit der Familie.

§ 32 	 Erziehung in einer 
Tagesgruppe

Hilfe zur Erziehung in einer Tagesgruppe 
soll die Entwicklung des Kindes oder des 
Jugendlichen durch soziales Lernen in 
der Gruppe, Begleitung der schulischen 
Förderung und Elternarbeit unterstützen 
und dadurch den Verbleib des Kindes 
oder des Jugendlichen in seiner Familie 
sichern. Die Hilfe kann auch in geeigne-
ten Formen der Familienpflege geleistet 
werden.

§ 33 	 Vollzeitpflege

Hilfe zur Erziehung in Vollzeitpfle-
ge soll entsprechend dem Alter und 
Entwicklungsstand des Kindes oder des 
Jugendlichen und seinen persönlichen 
Bindungen sowie den Möglichkeiten 
der Verbesserung der Erziehungsbedin-
gungen in der Herkunftsfamilie Kindern 
und Jugendlichen in einer anderen 
Familie eine zeitlich befristete Erzie-
hungshilfe oder eine auf Dauer ange-
legte Lebensform bieten. Für besonders 
entwicklungsbeeinträchtigte Kinder und 
Jugendliche sind geeignete Formen der 
Familienpflege zu schaffen und auszu-
bauen.

§ 34 	 Heimerziehung, sonstige 
betreute Wohnform

Hilfe zur Erziehung in einer Einrichtung 
über Tag und Nacht (Heimerziehung) 
oder in einer sonstigen betreuten 
Wohnform soll Kinder und Jugendliche 
durch eine Verbindung von Alltagserle-
ben mit pädagogischen und therapeu-
tischen Angeboten in ihrer Entwicklung 
fördern. Sie soll entsprechend dem Alter 
und Entwicklungsstand des Kindes oder 
des Jugendlichen sowie den Möglichkei-
ten der Verbesserung der Erziehungsbe-
dingungen in der Herkunftsfamilie

1.	 eine Rückkehr in die Familie zu 
erreichen versuchen oder

2.	 die Erziehung in einer anderen 
Familie vorbereiten oder

3.	 eine auf längere Zeit angelegte 
Lebensform bieten und auf ein 
selbständiges Leben vorbereiten.

32



Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes Buch (VIII) - Kinder- und Jugendhilfe 

Jugendliche sollen in Fragen der Aus-
bildung und Beschäftigung sowie der 
allgemeinen Lebensführung beraten 
und unterstützt werden.

§ 35 	 Intensive sozialpädagogische 
Einzelbetreuung

Intensive sozialpädagogische Einzelbe-
treuung soll Jugendlichen gewährt wer-
den, die einer intensiven Unterstützung 
zur sozialen Integration und zu einer 
eigenverantwortlichen Lebensführung 
bedürfen. Die Hilfe ist in der Regel auf 
längere Zeit angelegt und soll den indi-
viduellen Bedürfnissen des Jugendlichen 
Rechnung tragen.

Zweiter Unterabschnitt 
Eingliederungshilfe für 
seelisch behinderte Kinder und 
Jugendliche

§ 35a Eingliederungshilfe für Kinder 
und Jugendliche mit seelischer 
Behinderung oder drohender 
seelischer Behinderung

(1) Kinder oder Jugendliche haben An-
spruch auf Eingliederungshilfe, wenn
1.	 ihre seelische Gesundheit mit 

hoher Wahrscheinlichkeit länger 
als sechs Monate von dem für ihr 
Lebensalter typischen Zustand 
abweicht, und

2.	 daher ihre Teilhabe am Leben in 
der Gesellschaft beeinträchtigt 
ist oder eine solche Beeinträchti-
gung zu erwarten ist.

	 Von einer seelischen Behinderung 
bedroht im Sinne dieser Vorschrift 
sind Kinder oder Jugendliche, bei 
denen eine Beeinträchtigung ihrer 
Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft nach fachlicher Erkenntnis mit 
hoher Wahrscheinlichkeit zu erwar-
ten ist. § 27 Absatz 4 gilt entspre-
chend.

(1a) Hinsichtlich der Abweichung der 
seelischen Gesundheit nach Absatz 
1 Satz 1 Nummer 1 hat der Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe die 
Stellungnahme
1.	 eines Arztes für Kinder- und 

Jugendpsychiatrie und -psycho-
therapie,

2.	 eines Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten, eines Psy-
chotherapeuten mit einer Weiter-
bildung für die Behandlung von 
Kindern und Jugendlichen oder

3.	 eines Arztes oder eines psycholo-
gischen Psychotherapeuten, der 
über besondere Erfahrungen auf 
dem Gebiet seelischer Störungen 
bei Kindern und Jugendlichen 
verfügt,

	 einzuholen. Die Stellungnahme ist 
auf der Grundlage der Internationa-
len Klassifikation der Krankheiten in 
der vom Bundesinstitut für Arznei-
mittel und Medizinprodukte heraus-
gegebenen deutschen Fassung zu 
erstellen. Dabei ist auch darzulegen, 
ob die Abweichung Krankheitswert 
hat oder auf einer Krankheit beruht. 
Enthält die Stellungnahme auch 
Ausführungen zu Absatz 1 Satz 
1 Nummer 2, so sollen diese vom 
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Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
im Rahmen seiner Entscheidung 
angemessen berücksichtigt werden. 
Die Hilfe soll nicht von der Person 
oder dem Dienst oder der Einrich-
tung, der die Person angehört, die 
die Stellungnahme abgibt, erbracht 
werden.

(2) Die Hilfe wird nach dem Bedarf im 
Einzelfall
1.	 in ambulanter Form,
2.	 in Tageseinrichtungen für Kinder 

oder in anderen teilstationären 
Einrichtungen,

3.	 durch geeignete Pflegepersonen 
und

4.	 in Einrichtungen über Tag und 
Nacht sowie sonstigen Wohnfor-
men geleistet.

(3) Aufgabe und Ziele der Hilfe, die 
Bestimmung des Personenkreises 
sowie Art und Form der Leistungen 
richten sich nach Kapitel 6 des Teils 
1 des Neunten Buches sowie § 90 
und den Kapiteln 3 bis 6 des Teils 2 
des Neunten Buches, soweit diese 
Bestimmungen auch auf seelisch 
behinderte oder von einer solchen 
Behinderung bedrohte Personen 
Anwendung finden und sich aus 
diesem Buch nichts anderes ergibt.

(4) Ist gleichzeitig Hilfe zur Erziehung 
zu leisten, so sollen Einrichtungen, 
Dienste und Personen in Anspruch 
genommen werden, die geeignet 
sind, sowohl die Aufgaben der 
Eingliederungshilfe zu erfüllen als 
auch den erzieherischen Bedarf 
zu decken. Sind heilpädagogische 
Maßnahmen für Kinder, die noch 

nicht im schulpflichtigen Alter sind, 
in Tageseinrichtungen für Kinder zu 
gewähren und lässt der Hilfebedarf 
es zu, so sollen Einrichtungen in An-
spruch genommen werden, in denen 
behinderte und nicht behinderte 
Kinder gemeinsam betreut werden.

Dritter Unterabschnitt 
Gemeinsame Vorschriften für 
die Hilfe zur Erziehung und 
die Eingliederungshilfe für 
seelisch behinderte Kinder und 
Jugendliche

§ 36 	 Mitwirkung, Hilfeplan

(1) Der Personensorgeberechtigte und 
das Kind oder der Jugendliche 
sind vor der Entscheidung über die 
Inanspruchnahme einer Hilfe und vor 
einer notwendigen Änderung von 
Art und Umfang der Hilfe zu beraten 
und auf die möglichen Folgen für 
die Entwicklung des Kindes oder 
des Jugendlichen hinzuweisen. Es ist 
sicherzustellen, dass Beratung und 
Aufklärung nach Satz 1 in einer für 
den Personensorgeberechtigten und 
das Kind oder den Jugendlichen ver-
ständlichen, nachvollziehbaren und 
wahrnehmbaren Form erfolgen.

(2) Die Entscheidung über die im Ein-
zelfall angezeigte Hilfeart soll, wenn 
Hilfe voraussichtlich für längere Zeit 
zu leisten ist, im Zusammenwir-
ken mehrerer Fachkräfte getroffen 
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werden. Als Grundlage für die 
Ausgestaltung der Hilfe sollen sie 
zusammen mit dem Personensor-
geberechtigten und dem Kind oder 
dem Jugendlichen einen Hilfeplan 
aufstellen, der Feststellungen über 
den Bedarf, die zu gewährende 
Art der Hilfe sowie die notwendi-
gen Leistungen enthält; sie sollen 
regelmäßig prüfen, ob die gewählte 
Hilfeart weiterhin geeignet und 
notwendig ist. Hat das Kind oder 
der Jugendliche ein oder mehrere 
Geschwister, so soll der Geschwister-
beziehung bei der Aufstellung und 
Überprüfung des Hilfeplans sowie 
bei der Durchführung der Hilfe Rech-
nung getragen werden.

(3) Werden bei der Durchführung der 
Hilfe andere Personen, Dienste oder 
Einrichtungen tätig, so sind sie oder 
deren Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter an der Aufstellung des Hilfe-
plans und seiner Überprüfung zu be-
teiligen. Soweit dies zur Feststellung 
des Bedarfs, der zu gewährenden 
Art der Hilfe oder der notwendigen 
Leistungen nach Inhalt, Umfang und 
Dauer erforderlich ist, sollen öffent-
liche Stellen, insbesondere andere 
Sozialleistungsträger, Rehabilitati-
onsträger oder die Schule beteiligt 
werden. Gewährt der Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe Leistungen 
zur Teilhabe, sind die Vorschriften 
zum Verfahren bei einer Mehrheit 
von Rehabilitationsträgern nach dem 
Neunten Buch zu beachten.

(4) Erscheinen Hilfen nach § 35a erfor-
derlich, so soll bei der Aufstellung 

und Änderung des Hilfeplans sowie 
bei der Durchführung der Hilfe die 
Person, die eine Stellungnahme nach 
§ 35a Absatz 1a abgegeben hat, 
beteiligt werden.

(5) Soweit dies zur Feststellung des 
Bedarfs, der zu gewährenden Art 
der Hilfe oder der notwendigen 
Leistungen nach Inhalt, Umfang und 
Dauer erforderlich ist und dadurch 
der Hilfezweck nicht in Frage ge-
stellt wird, sollen Eltern, die nicht 
personensorgeberechtigt sind, an 
der Aufstellung des Hilfeplans und 
seiner Überprüfung beteiligt werden; 
die Entscheidung, ob, wie und in 
welchem Umfang deren Beteiligung 
erfolgt, soll im Zusammenwirken 
mehrerer Fachkräfte unter Berück-
sichtigung der Willensäußerung 
und der Interessen des Kindes oder 
Jugendlichen sowie der Willensäuße-
rung des Personensorgeberechtigten 
getroffen werden.

§ 36a	 Steuerungsverantwortung, 
Selbstbeschaffung

(1) Der Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe trägt die Kosten der Hilfe 
grundsätzlich nur dann, wenn sie 
auf der Grundlage seiner Entschei-
dung nach Maßgabe des Hilfeplans 
unter Beachtung des Wunsch- und 
Wahlrechts erbracht wird; dies gilt 
auch in den Fällen, in denen Eltern 
durch das Familiengericht oder 
Jugendliche und junge Volljährige 
durch den Jugendrichter zur Inan-
spruchnahme von Hilfen verpflichtet 
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werden. Die Vorschriften über die 
Heranziehung zu den Kosten der 
Hilfe bleiben unberührt.

(2) Abweichend von Absatz 1 soll der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
die niedrigschwellige unmittelbare 
Inanspruchnahme von ambulanten 
Hilfen, insbesondere der Erziehungs-
beratung nach § 28, zulassen. Dazu 
soll der Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe mit den Leistungserbrin-
gern Vereinbarungen schließen, in 
denen die Voraussetzungen und die 
Ausgestaltung der Leistungserbrin-
gung sowie die Übernahme der Kos-
ten geregelt werden. Dabei finden 
der nach § 80 Absatz 1 Nummer 2 
ermittelte Bedarf, die Planungen zur 
Sicherstellung des bedarfsgerechten 
Zusammenwirkens der Angebote 
von Jugendhilfeleistungen in den 
Lebens- und Wohnbereichen von 
jungen Menschen und Familien nach 
§ 80 Absatz 2 Nummer 3 sowie 
die geplanten Maßnahmen zur 
Qualitätsgewährleistung der Leis-
tungserbringung nach § 80 Absatz 3 
Beachtung.

(3) Werden Hilfen abweichend von den 
Absätzen 1 und 2 vom Leistungsbe-
rechtigten selbst beschafft, so ist der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
zur Übernahme der erforderlichen 
Aufwendungen nur verpflichtet, 
wenn
1.	 der Leistungsberechtigte den 

Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe vor der Selbstbeschaffung 
über den Hilfebedarf in Kenntnis 
gesetzt hat,

2.	 die Voraussetzungen für die Ge-
währung der Hilfe vorlagen und

3.	 die Deckung des Bedarfs
a)	 bis zu einer Entscheidung 

des Trägers der öffentlichen 
Jugendhilfe über die Gewäh-
rung der Leistung oder

b)	 bis zu einer Entscheidung 
über ein Rechtsmittel nach 
einer zu Unrecht abgelehnten 
Leistung

	 keinen zeitlichen Aufschub ge-
duldet hat.

	 War es dem Leistungsberechtigten 
unmöglich, den Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe rechtzeitig über 
den Hilfebedarf in Kenntnis zu set-
zen, so hat er dies unverzüglich nach 
Wegfall des Hinderungsgrundes 
nachzuholen.

§ 36b 	Zusammenarbeit beim 
Zuständigkeitsübergang

(1) Zur Sicherstellung von Kontinui-
tät und Bedarfsgerechtigkeit der 
Leistungsgewährung sind von den 
zuständigen öffentlichen Stellen, 
insbesondere von Sozialleistungs-
trägern oder Rehabilitationsträgern 
rechtzeitig im Rahmen des Hilfeplans 
Vereinbarungen zur Durchführung 
des Zuständigkeitsübergangs zu tref-
fen. Im Rahmen der Beratungen zum 
Zuständigkeitsübergang prüfen der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
und die andere öffentliche Stelle, 
insbesondere der andere Sozialleis-
tungsträger oder Rehabilitations-
träger gemeinsam, welche Leistung 
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nach dem Zuständigkeitsübergang 
dem Bedarf des jungen Menschen 
entspricht.

(2) Abweichend von Absatz 1 werden 
bei einem Zuständigkeitsübergang 
vom Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe auf einen Träger der Einglie-
derungshilfe rechtzeitig im Rahmen 
eines Teilhabeplanverfahrens nach 
§ 19 des Neunten Buches die Vor-
aussetzungen für die Sicherstellung 
einer nahtlosen und bedarfsgerech-
ten Leistungsgewährung nach dem 
Zuständigkeitsübergang geklärt. Die 
Teilhabeplanung ist frühzeitig, in der 
Regel ein Jahr vor dem voraussicht-
lichen Zuständigkeitswechsel, vom 
Träger der Jugendhilfe einzuleiten. 
Mit Zustimmung des Leistungsbe-
rechtigten oder seines Personensor-
geberechtigten ist eine Teilhabeplan-
konferenz nach § 20 des Neunten 
Buches durchzuführen. Stellt der 
beteiligte Träger der Eingliederungs-
hilfe fest, dass seine Zuständigkeit 
sowie die Leistungsberechtigung ab-
sehbar gegeben sind, soll er entspre-
chend § 19 Absatz 5 des Neunten 
Buches die Teilhabeplanung vom 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
übernehmen. Dies beinhaltet gemäß 
§ 21 des Neunten Buches auch die 
Durchführung des Verfahrens zur 
Gesamtplanung nach den §§ 117 bis 
122 des Neunten Buches.

§ 37 	 Beratung und Unterstützung 
der Eltern, Zusammenarbeit 
bei Hilfen außerhalb der 
eigenen Familie

(1) Werden Hilfen nach den §§ 32 bis 
34 und 35a Absatz 2 Nummer 3 
und 4 gewährt, haben die Eltern 
einen Anspruch auf Beratung und 
Unterstützung sowie Förderung der 
Beziehung zu ihrem Kind. Durch 
Beratung und Unterstützung sollen 
die Entwicklungs-, Teilhabe- oder 
Erziehungsbedingungen in der 
Herkunftsfamilie innerhalb eines im 
Hinblick auf die Entwicklung des 
Kindes oder Jugendlichen vertret-
baren Zeitraums so weit verbessert 
werden, dass sie das Kind oder den 
Jugendlichen wieder selbst erziehen 
kann. Ist eine nachhaltige Verbes-
serung der Entwicklungs-, Teilhabe- 
oder Erziehungsbedingungen in der 
Herkunftsfamilie innerhalb dieses 
Zeitraums nicht erreichbar, so dienen 
die Beratung und Unterstützung 
der Eltern sowie die Förderung ihrer 
Beziehung zum Kind der Erarbeitung 
und Sicherung einer anderen, dem 
Wohl des Kindes oder Jugendlichen 
förderlichen und auf Dauer angeleg-
ten Lebensperspektive.

(2) Bei den in Absatz 1 Satz 1 ge-
nannten Hilfen soll der Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe die Zu-
sammenarbeit der Pflegeperson 
oder der in der Einrichtung für die 
Erziehung verantwortlichen Person 
und der Eltern zum Wohl des Kindes 
oder Jugendlichen durch geeignete 
Maßnahmen fördern. Der Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe stellt dies 
durch eine abgestimmte Wahrneh-
mung der Aufgaben nach Absatz 1 
und § 37a sicher.
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(3) Sofern der Inhaber der elterlichen 
Sorge durch eine Erklärung nach 
§ 1688 Absatz 3 Satz 1 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs die Ent-
scheidungsbefugnisse der Pflege-
person so weit einschränkt, dass 
die Einschränkung eine dem Wohl 
des Kindes oder des Jugendlichen 
förderliche Entwicklung nicht mehr 
ermöglicht, sollen die Beteiligten das 
Jugendamt einschalten. Auch bei 
sonstigen Meinungsverschiedenhei-
ten zwischen ihnen sollen die Betei-
ligten das Jugendamt einschalten.

§ 37a 	Beratung und Unterstützung 
der Pflegeperson

Die Pflegeperson hat vor der Aufnahme 
des Kindes oder des Jugendlichen und 
während der Dauer des Pflegeverhält-
nisses Anspruch auf Beratung und Un-
terstützung. Dies gilt auch in den Fällen, 
in denen für das Kind oder den Jugend-
lichen weder Hilfe zur Erziehung noch 
Eingliederungshilfe gewährt wird, und 
in den Fällen, in denen die Pflegeperson 
nicht der Erlaubnis zur Vollzeitpflege 
nach § 44 bedarf. Lebt das Kind oder 
der Jugendliche bei einer Pflegeperson 
außerhalb des Bereichs des zuständigen 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe, so 
sind ortsnahe Beratung und Unterstüt-
zung sicherzustellen. Der zuständige 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat 
die aufgewendeten Kosten einschließ-
lich der Verwaltungskosten auch in 
den Fällen zu erstatten, in denen die 
Beratung und Unterstützung im Wege 
der Amtshilfe geleistet werden. Zusam-

menschlüsse von Pflegepersonen sollen 
beraten, unterstützt und gefördert 
werden.

§ 37b	Sicherung der Rechte von 
Kindern und Jugendlichen in 
Familienpflege

(1) DasJugendamt stellt sicher, dass 
während der Dauer des Pflege-
verhältnisses ein nach Maßgabe 
fachlicher Handlungsleitlinien gemäß 
§ 79a Satz 2 entwickeltes Kon-
zept zur Sicherung der Rechte des 
Kindes oder des Jugendlichen und 
zum Schutz vor Gewalt angewandt 
wird. Hierzu sollen die Pflegeperson 
sowie das Kind oder der Jugendliche 
vor der Aufnahme und während 
der Dauer des Pflegeverhältnisses 
beraten und an der auf das konkrete 
Pflegeverhältnis bezogenen Aus-
gestaltung des Konzepts beteiligt 
werden.

(2) Das Jugendamt gewährleistet, dass 
das Kind oder der Jugendliche wäh-
rend der Dauer des Pflegeverhältnis-
ses Möglichkeiten der Beschwerde 
in persönlichen Angelegenheiten hat 
und informiert das Kind oder den 
Jugendlichen hierüber.

(3) Das Jugendamt soll den Erfordernis-
sen des Einzelfalls entsprechend an 
Ort und Stelle überprüfen, ob eine 
dem Wohl des Kindes oder des Ju-
gendlichen förderliche Entwicklung 
bei der Pflegeperson gewährleistet 
ist. Die Pflegeperson hat das Jugend-
amt über wichtige Ereignisse zu un-
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terrichten, die das Wohl des Kindes 
oder des Jugendlichen betreffen.

§ 37c	 Ergänzende Bestimmungen 
zur Hilfeplanung bei Hilfen 
außerhalb der eigenen Familie

(1) Bei der Aufstellung und Überprüfung 
des Hilfeplans nach § 36 Absatz 2 
Satz 2 ist bei Hilfen außerhalb der 
eigenen Familie prozesshaft auch die 
Perspektive der Hilfe zu klären. Der 
Stand der Perspektivklärung nach 
Satz 1 ist im Hilfeplan zu dokumen-
tieren.

(2) Maßgeblich bei der Perspektivklä-
rung nach Absatz 1 ist, ob durch 
Leistungen nach diesem Abschnitt 
die Entwicklungs-, Teilhabe- oder 
Erziehungsbedingungen in der Her-
kunftsfamilie innerhalb eines im Hin-
blick auf die Entwicklung des Kindes 
oder Jugendlichen vertretbaren Zeit-
raums so weit verbessert werden, 
dass die Herkunftsfamilie das Kind 
oder den Jugendlichen wieder selbst 
erziehen, betreuen und fördern 
kann. Ist eine nachhaltige Verbes-
serung der Entwicklungs-, Teilhabe- 
oder Erziehungsbedingungen in der 
Herkunftsfamilie innerhalb eines im 
Hinblick auf die Entwicklung des 
Kindes oder Jugendlichen vertret-
baren Zeitraums nicht erreichbar, 
so soll mit den beteiligten Personen 
eine andere, dem Wohl des Kindes 
oder Jugendlichen förderliche und 
auf Dauer angelegte Lebensperspek-
tive erarbeitet werden. In diesem Fall 
ist vor und während der Gewährung 

der Hilfe insbesondere zu prüfen, ob 
die Annahme als Kind in Betracht 
kommt.

(3) Bei der Auswahl der Einrichtung 
oder der Pflegeperson sind der Per-
sonensorgeberechtigte und das Kind 
oder der Jugendliche oder bei Hilfen 
nach § 41 der junge Volljährige zu 
beteiligen. Der Wahl und den Wün-
schen des Leistungsberechtigten 
ist zu entsprechen, sofern sie nicht 
mit unverhältnismäßigen Mehrkos-
ten verbunden sind. Wünschen die 
in Satz 1 genannten Personen die 
Erbringung einer in § 78a genann-
ten Leistung in einer Einrichtung, 
mit deren Träger keine Vereinbarun-
gen nach § 78b bestehen, so soll 
der Wahl nur entsprochen werden, 
wenn die Erbringung der Leistung 
in dieser Einrichtung nach Maßgabe 
des Hilfeplans geboten ist. Bei der 
Auswahl einer Pflegeperson, die ih-
ren gewöhnlichen Aufenthalt außer-
halb des Bereichs des örtlich zustän-
digen Trägers hat, soll der örtliche 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
beteiligt werden, in dessen Bereich 
die Pflegeperson ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat.

(4) Die Art und Weise der Zusammen-
arbeit nach § 37 Absatz 2 sowie 
die damit im Einzelfall verbundenen 
Ziele sind im Hilfeplan zu dokumen-
tieren. Bei Hilfen nach den §§ 33, 
35a Absatz 2 Nummer 3 zählen 
dazu auch der vereinbarte Umfang 
der Beratung und Unterstützung der 
Eltern nach § 37 Absatz 1 und der 
Pflegeperson nach § 37a Absatz 1 
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sowie die Höhe der laufenden Leis-
tungen zum Unterhalt des Kindes 
oder Jugendlichen nach § 39. Bei 
Hilfen für junge Volljährige nach 
§ 41 gilt dies entsprechend in Bezug 
auf den vereinbarten Umfang der 
Beratung und Unterstützung der 
Pflegeperson sowie die Höhe der 
laufenden Leistungen zum Unter-
halt. Eine Abweichung von den im 
Hilfeplan gemäß den Sätzen 1 bis 3 
getroffenen Feststellungen ist nur 
bei einer Änderung des Hilfebedarfs 
und entsprechender Änderung des 
Hilfeplans auch bei einem Wechsel 
der örtlichen Zuständigkeit zulässig.

§ 38 	 Zulässigkeit von 
Auslandsmaßnahmen

(1) Hilfen nach diesem Abschnitt sind 
in der Regel im Inland zu. Sie dürfen 
nur dann im Ausland erbracht werden, 
wenn dies nach Maßgabe der Hilfe-
planung zur Erreichung des Hilfezieles 
im Einzelfall erforderlich ist und die 
aufenthaltsrechtlichen Vorschriften des 
aufnehmenden Staates sowie

1.	 im Anwendungsbereich der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2201/2003 des 
Rates vom 27. November 2003 
über die Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung 
von Entscheidungen in Ehesa-
chen und in Verfahren betreffend 
die elterliche Verantwortung und 
zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1347/2000 die Voraus-
setzungen des Artikels 56 oder

2.	 im Anwendungsbereich des 
Haager Übereinkommens vom 
19. Oktober 1996 über die Zu-
ständigkeit, das anzuwendende 
Recht, die Anerkennung, Voll-
streckung und Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der elterlichen 
Verantwortung und der Maßnah-
men zum Schutz von Kindern die 
Voraussetzungen des Artikels 33

	 erfüllt sind.
(2) Der Träger der öffentlichen Jugend-

hilfe soll vor der Entscheidung über 
die Gewährung einer Hilfe, die ganz 
oder teilweise im Ausland erbracht 
wird,
1.	 zur Feststellung einer seelischen 

Störung mit Krankheitswert die 
Stellungnahme einer in § 35a 
Absatz 1a Satz 1 genannten 
Person einholen,

2.	 sicherstellen, dass der Leistungs-
erbringer
a)	 über eine Betriebserlaubnis 

nach § 45 für eine Einrich-
tung im Inland verfügt, in der 
Hilfe zur Erziehung erbracht 
wird,

b)	 Gewähr dafür bietet, dass 
er die Rechtsvorschriften des 
aufnehmenden Staates ein-
schließlich des Aufenthalts-
rechts einhält, insbesondere 
vor Beginn der Leistungs-
erbringung die in Absatz 1 
Satz 2 genannten Maßgaben 
erfüllt, und mit den Behörden 
des aufnehmenden Staates 
sowie den deutschen Vertre-
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tungen im Ausland zusam-
menarbeitet,

c)	 mit der Erbringung der Hilfen 
nur Fachkräfte nach § 72 
Absatz 1 betraut,

d)	 über die Qualität der Maß-
nahme eine Vereinbarung 
abschließt; dabei sind die 
fachlichen Handlungsleitlini-
en des überörtlichen Trägers 
anzuwenden,

e)	 Ereignisse oder Entwick-
lungen, die geeignet sind, 
das Wohl des Kindes oder 
Jugendlichen zu beeinträchti-
gen, dem Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe unverzüg-
lich anzeigt und

3.	 die Eignung der mit der Leis-
tungserbringung zu betrauenden 
Einrichtung oder Person an Ort 
und Stelle überprüfen.

(3) Überprüfung und Fortschreibung 
des Hilfeplans sollen nach Maßgabe 
von § 36 Absatz 2 Satz 2 am Ort der 
Leistungserbringung unter Beteili-
gung des Kindes oder des Jugendli-
chen erfolgen. Unabhängig von der 
Überprüfung und Fortschreibung 
des Hilfeplans nach Satz 1 soll der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
nach den Erfordernissen im Einzelfall 
an Ort und Stelle überprüfen, ob 
die Anforderungen nach Absatz 2 
Nummer 2 Buchstabe b und c sowie 
Nummer 3 weiter erfüllt sind.

(4) Besteht die Erfüllung der Anfor-
derungen nach Absatz 2 Nummer 
2 oder die Eignung der mit der 
Leistungserbringung betrauten Ein-

richtung oder Person nicht fort, soll 
die Leistungserbringung im Ausland 
unverzüglich beendet werden.

(5) Der Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe hat der erlaubniserteilenden 
Behörde unverzüglich
1.	 den Beginn und das geplante 

Ende der Leistungserbringung im 
Ausland unter Angabe von Na-
men und Anschrift des Leistungs-
erbringers, des Aufenthaltsorts 
des Kindes oder Jugendlichen 
sowie der Namen der mit der 
Erbringung der Hilfe betrauten 
Fachkräfte,

2.	 Änderungen der in Nummer 1 
bezeichneten Angaben sowie

3.	 die bevorstehende Beendigung 
der Leistungserbringung im Aus-
land zu melden sowie

4.	 einen Nachweis zur Erfüllung der 
aufenthaltsrechtlichen Vorschrif-
ten des aufnehmenden Staates 
und im Anwendungsbereich
a)	 der Verordnung (EG) Nr. 

2201/2003 des Rates vom 27. 
November 2003 über die Zu-
ständigkeit und die Anerken-
nung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Ehesachen 
und in Verfahren betreffend 
die elterliche Verantwortung 
und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1347/2000 
zur Erfüllung der Maßgaben 
des Artikels 56,

b)	 des Haager Übereinkommens 
vom 19. Oktober 1996 über 
die Zuständigkeit, das anzu-
wendende Recht, die Aner-
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kennung, Vollstreckung und 
Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der elterlichen Verant-
wortung und der Maßnah-
men zum Schutz von Kindern 
zur Erfüllung der Maßgaben 
des Artikels 33

	 zu übermitteln. Die erlaubniserteilen-
de Behörde wirkt auf die unverzügli-
che Beendigung der Leistungserbrin-
gung im Ausland hin, wenn sich aus 
den Angaben nach Satz 1 ergibt, 
dass die an die Leistungserbringung 
im Ausland gestellten gesetzlichen 
Anforderungen nicht erfüllt sind.

§ 39 	 Leistungen zum Unterhalt des 
Kindes oder des Jugendlichen

(1) Wird Hilfe nach den §§ 32 bis 35 
oder nach § 35a Absatz 2 Nummer 
2 bis 4 gewährt, so ist auch der not-
wendige Unterhalt des Kindes oder 
Jugendlichen außerhalb des Eltern-
hauses sicherzustellen. Er umfasst 
die Kosten für den Sachaufwand 
sowie für die Pflege und Erziehung 
des Kindes oder Jugendlichen.

(2) Der gesamte regelmäßig wiederkeh-
rende Bedarf soll durch laufende 
Leistungen gedeckt werden. Sie 
umfassen außer im Fall des § 32 und 
des § 35a Absatz 2 Nummer 2 auch 
einen angemessenen Barbetrag zur 
persönlichen Verfügung des Kindes 
oder des Jugendlichen. Die Höhe 
des Betrages wird in den Fällen der 
§§ 34, 35, 35a Absatz 2 Nummer 4 
von der nach Landesrecht zuständi-
gen Behörde festgesetzt; die Beträge 

sollen nach Altersgruppen gestaffelt 
sein. Die laufenden Leistungen im 
Rahmen der Hilfe in Vollzeitpflege 
(§ 33) oder bei einer geeigneten 
Pflegeperson (§ 35a Absatz 2 Num-
mer 3) sind nach den Absätzen 4 bis 
6 zu bemessen.

(3) Einmalige Beihilfen oder Zuschüsse 
können insbesondere zur Erst-
ausstattung einer Pflegestelle, bei 
wichtigen persönlichen Anlässen 
sowie für Urlaubs- und Ferienreisen 
des Kindes oder des Jugendlichen 
gewährt werden.

(4) Die laufenden Leistungen sollen auf 
der Grundlage der tatsächlichen 
Kosten gewährt werden, sofern sie 
einen angemessenen Umfang nicht 
übersteigen. Die laufenden Leistun-
gen umfassen auch die Erstattung 
nachgewiesener Aufwendungen 
für Beiträge zu einer Unfallversiche-
rung sowie die hälftige Erstattung 
nachgewiesener Aufwendungen zu 
einer angemessenen Alterssiche-
rung der Pflegeperson. Sie sollen in 
einem monatlichen Pauschalbetrag 
gewährt werden, soweit nicht nach 
der Besonderheit des Einzelfalls ab-
weichende Leistungen geboten sind. 
Ist die Pflegeperson in gerader Linie 
mit dem Kind oder Jugendlichen 
verwandt und kann sie diesem unter 
Berücksichtigung ihrer sonstigen 
Verpflichtungen und ohne Gefähr-
dung ihres angemessenen Unterhalts 
Unterhalt gewähren, so kann der Teil 
des monatlichen Pauschalbetrages, 
der die Kosten für den Sachaufwand 
des Kindes oder Jugendlichen be-
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trifft, angemessen gekürzt werden. 
Wird ein Kind oder ein Jugendlicher 
im Bereich eines anderen Jugend-
amts untergebracht, so soll sich die 
Höhe des zu gewährenden Pauschal-
betrages nach den Verhältnissen 
richten, die am Ort der Pflegestelle 
gelten.

(5) Die Pauschalbeträge für laufende 
Leistungen zum Unterhalt sollen von 
den nach Landesrecht zuständigen 
Behörden festgesetzt werden. Dabei 
ist dem altersbedingt unterschiedli-
chen Unterhaltsbedarf von Kindern 
und Jugendlichen durch eine Staffe-
lung der Beträge nach Altersgruppen 
Rechnung zu tragen. Das Nähere 
regelt Landesrecht.

(6) Wird das Kind oder der Jugendli-
che im Rahmen des Familienleis-
tungsausgleichs nach § 31 des 
Einkommensteuergesetzes bei der 
Pflegeperson berücksichtigt, so ist 
ein Betrag in Höhe der Hälfte des 
Betrages, der nach § 66 des Einkom-
mensteuergesetzes für ein erstes 
Kind zu zahlen ist, auf die laufenden 
Leistungen anzurechnen. Ist das 
Kind oder der Jugendliche nicht das 
älteste Kind in der Pflegefamilie, 
so ermäßigt sich der Anrechnungs-
betrag für dieses Kind oder diesen 
Jugendlichen auf ein Viertel des 
Betrages, der für ein erstes Kind zu 
zahlen ist.

(7) Wird ein Kind oder eine Jugendliche 
während ihres Aufenthalts in einer 
Einrichtung oder einer Pflegefami-
lie selbst Mutter eines Kindes, so 

ist auch der notwendige Unterhalt 
dieses Kindes sicherzustellen.

§ 40	 Krankenhilfe

Wird Hilfe nach den §§ 33 bis 35 oder 
nach § 35a Absatz 2 Nummer 3 oder 
4 gewährt, so ist auch Krankenhilfe zu 
leisten; für den Umfang der Hilfe gelten 
die §§ 47 bis 52 des Zwölften Buches 
entsprechend. Krankenhilfe muss den 
im Einzelfall notwendigen Bedarf in vol-
ler Höhe befriedigen. Zuzahlungen und 
Eigenbeteiligungen sind zu überneh-
men. Das Jugendamt kann in geeigne-
ten Fällen die Beiträge für eine freiwilli-
ge Krankenversicherung übernehmen, 
soweit sie angemessen sind.

Vierter Unterabschnitt 
Hilfe für junge Volljährige

§ 41	 Hilfe für junge Volljährige

(1) Junge Volljährige erhalten geeignete 
und notwendige Hilfe nach diesem 
Abschnitt, wenn und solange ihre 
Persönlichkeitsentwicklung eine 
selbstbestimmte, eigenverantwortli-
che und selbständige Lebensführung 
nicht gewährleistet. Die Hilfe wird 
in der Regel nur bis zur Vollendung 
des 21. Lebensjahres gewährt; in 
begründeten Einzelfällen soll sie für 
einen begrenzten Zeitraum darüber 
hinaus fortgesetzt werden. Eine 
Beendigung der Hilfe schließt die er-
neute Gewährung oder Fortsetzung 
einer Hilfe nach Maßgabe der Sätze 
1 und 2 nicht aus.
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(2) Für die Ausgestaltung der Hilfe 
gelten § 27 Absatz 3 und 4 sowie 
die §§ 28 bis 30, 33 bis 36, 39 und 
40 entsprechend mit der Maßgabe, 
dass an die Stelle des Personensor-
geberechtigten oder des Kindes oder 
des Jugendlichen der junge Volljäh-
rige tritt.

(3) Soll eine Hilfe nach dieser Vorschrift 
nicht fortgesetzt oder beendet wer-
den, prüft der Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe ab einem Jahr vor 
dem hierfür im Hilfeplan vorgesehe-
nen Zeitpunkt, ob im Hinblick auf 
den Bedarf des jungen Menschen 
ein Zuständigkeitsübergang auf an-
dere Sozialleistungsträger in Betracht 
kommt; § 36b gilt entsprechend.

§ 41a	 Nachbetreuung

(1) Junge Volljährige werden innerhalb 
eines angemessenen Zeitraums 
nach Beendigung der Hilfe bei der 
Verselbständigung im notwendigen 
Umfang und in einer für sie ver-
ständlichen, nachvollziehbaren und 
wahrnehmbaren Form beraten und 
unterstützt.

(2) Der angemessene Zeitraum so-
wie der notwendige Umfang der 
Beratung und Unterstützung nach 
Beendigung der Hilfe sollen in dem 
Hilfeplan nach § 36 Absatz 2 Satz 
2, der die Beendigung der Hilfe 
nach § 41 feststellt, dokumentiert 
und regelmäßig überprüft werden. 
Hierzu soll der Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe in regelmäßigen 

Abständen Kontakt zu dem jungen 
Volljährigen aufnehmen.

Drittes Kapitel 
Andere Aufgaben der Ju-
gendhilfe

Erster Abschnitt Vorläufige 
Maßnahmen zum Schutz von 
Kindern und Jugendlichen

§ 42 	 Inobhutnahme von Kindern 
und Jugendlichen

(1) Das Jugendamt ist berechtigt und 
verpflichtet, ein Kind oder einen 
Jugendlichen in seine Obhut zu 
nehmen, wenn
1.	 das Kind oder der Jugendliche 

um Obhut bittet oder
2.	 eine dringende Gefahr für 

das Wohl des Kindes oder des 
Jugendlichen die Inobhutnahme 
erfordert und
a)	 die Personensorgeberechtig-

ten nicht widersprechen oder
b)	 eine familiengerichtliche 

Entscheidung nicht rechtzeitig 
eingeholt werden kann oder

3.	 ein ausländisches Kind oder ein 
ausländischer Jugendlicher unbe-
gleitet nach Deutschland kommt 
und sich weder Personensorge- 
noch Erziehungsberechtigte im 
Inland aufhalten.

	 Die Inobhutnahme umfasst die Be-
fugnis, ein Kind oder einen Jugendli-
chen bei einer geeigneten Person, in 
einer geeigneten Einrichtung oder in 
einer sonstigen Wohnform vorläufig 
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unterzubringen; im Fall von Satz 1 
Nummer 2 auch ein Kind oder einen 
Jugendlichen von einer anderen 
Person wegzunehmen.

(2) Das Jugendamt hat während der 
Inobhutnahme unverzüglich das 
Kind oder den Jugendlichen umfas-
send und in einer verständlichen, 
nachvollziehbaren und wahrnehm-
baren Form über diese Maßnahme 
aufzuklären, die Situation, die zur 
Inobhutnahme geführt hat, zu-
sammen mit dem Kind oder dem 
Jugendlichen zu klären und Mög-
lichkeiten der Hilfe und Unterstüt-
zung aufzuzeigen. Dem Kind oder 
dem Jugendlichen ist unverzüglich 
Gelegenheit zu geben, eine Person 
seines Vertrauens zu benachrichti-
gen. Das Jugendamt hat während 
der Inobhutnahme für das Wohl 
des Kindes oder des Jugendlichen 
zu sorgen und dabei den notwendi-
gen Unterhalt und die Krankenhilfe 
sicherzustellen; § 39 Absatz 4 Satz 2 
gilt entsprechend. Das Jugendamt ist 
während der Inobhutnahme berech-
tigt, alle Rechtshandlungen vorzu-
nehmen, die zum Wohl des Kindes 
oder Jugendlichen notwendig sind; 
der mutmaßliche Wille der Perso-
nensorge- oder der Erziehungsbe-
rechtigten ist dabei angemessen zu 
berücksichtigen. Im Fall des Absatzes 
1 Satz 1 Nummer 3 gehört zu den 
Rechtshandlungen nach Satz 4, zu 
denen das Jugendamt verpflichtet 
ist, insbesondere die unverzügli-
che Stellung eines Asylantrags für 
das Kind oder den Jugendlichen in 

Fällen, in denen Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass das Kind 
oder der Jugendliche internationalen 
Schutz im Sinne des § 1 Absatz 1 
Nummer 2 des Asylgesetzes be-
nötigt; dabei ist das Kind oder der 
Jugendliche zu beteiligen.

(3) Das Jugendamt hat im Fall des 
Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 
die Personensorge- oder Erziehungs-
berechtigten unverzüglich von der 
Inobhutnahme zu unterrichten, sie 
in einer verständlichen, nachvollzieh-
baren und wahrnehmbaren Form 
umfassend über diese Maßnahme 
aufzuklären und mit ihnen das 
Gefährdungsrisiko abzuschätzen. 
Widersprechen die Personensorge- 
oder Erziehungsberechtigten der 
Inobhutnahme, so hat das Jugend-
amt unverzüglich
1.	 das Kind oder den Jugendli-

chen den Personensorge- oder 
Erziehungsberechtigten zu 
übergeben, sofern nach der Ein-
schätzung des Jugendamts eine 
Gefährdung des Kindeswohls 
nicht besteht oder die Personen-
sorge- oder Erziehungsberechtig-
ten bereit und in der Lage sind, 
die Gefährdung abzuwenden 
oder

2.	 eine Entscheidung des Familien-
gerichts über die erforderlichen 
Maßnahmen zum Wohl des 
Kindes oder des Jugendlichen 
herbeizuführen.

	 Sind die Personensorge- oder Erzie-
hungsberechtigten nicht erreichbar, 
so gilt Satz 2 Nummer 2 entspre-
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chend. Im Fall des Absatzes 1 Satz 
1 Nummer 3 ist unverzüglich die 
Bestellung eines Vormunds oder 
Pflegers zu veranlassen. Widerspre-
chen die Personensorgeberechtigten 
der Inobhutnahme nicht, so ist un-
verzüglich ein Hilfeplanverfahren zur 
Gewährung einer Hilfe einzuleiten.

(4) Die Inobhutnahme endet mit
1.	 der Übergabe des Kindes oder 

Jugendlichen an die Personensor-
ge- oder Erziehungsberechtigten,

2.	 der Entscheidung über die Ge-
währung von Hilfen nach dem 
Sozialgesetzbuch.

(5) Freiheitsentziehende Maßnahmen 
im Rahmen der Inobhutnahme sind 
nur zulässig, wenn und soweit sie 
erforderlich sind, um eine Gefahr für 
Leib oder Leben des Kindes oder des 
Jugendlichen oder eine Gefahr für 
Leib oder Leben Dritter abzuwen-
den. Die Freiheitsentziehung ist ohne 
gerichtliche Entscheidung spätestens 
mit Ablauf des Tages nach ihrem 
Beginn zu beenden.

(6) Ist bei der Inobhutnahme die An-
wendung unmittelbaren Zwangs er-
forderlich, so sind die dazu befugten 
Stellen hinzuzuziehen.

§ 42a 	Vorläufige Inobhutnahme 
von ausländischen Kindern 
und Jugendlichen nach 
unbegleiteter Einreise

(1) Das Jugendamt ist berechtigt und 
verpflichtet, ein ausländisches Kind 
oder einen ausländischen Jugendli-
chen vorläufig in Obhut zu nehmen, 

sobald dessen unbegleitete Einrei-
se nach Deutschland festgestellt 
wird. Ein ausländisches Kind oder 
ein ausländischer Jugendlicher ist 
grundsätzlich dann als unbegleitet 
zu betrachten, wenn die Einreise 
nicht in Begleitung eines Personen-
sorgeberechtigten oder Erziehungs-
berechtigten erfolgt; dies gilt auch, 
wenn das Kind oder der Jugendliche 
verheiratet ist. § 42 Absatz 1 Satz 
2, Absatz 2 Satz 2 und 3, Absatz 5 
sowie 6 gilt entsprechend.

(2) Das Jugendamt hat während der 
vorläufigen Inobhutnahme zu-
sammen mit dem Kind oder dem 
Jugendlichen einzuschätzen,
1.	 ob das Wohl des Kindes oder des 

Jugendlichen durch die Durch-
führung des Verteilungsverfah-
rens gefährdet würde,

2.	 ob sich eine mit dem Kind oder 
dem Jugendlichen verwandte 
Person im Inland oder im Aus-
land aufhält,

3.	 ob das Wohl des Kindes oder des 
Jugendlichen eine gemeinsame 
Inobhutnahme mit Geschwistern 
oder anderen unbegleiteten aus-
ländischen Kindern oder Jugend-
lichen erfordert und

4.	 ob der Gesundheitszustand des 
Kindes oder des Jugendlichen die 
Durchführung des Verteilungsver-
fahrens innerhalb von 14 Werk-
tagen nach Beginn der vorläufi-
gen Inobhutnahme ausschließt; 
hierzu soll eine ärztliche Stellung-
nahme eingeholt werden.
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	 Auf der Grundlage des Ergebnis-
ses der Einschätzung nach Satz 1 
entscheidet das Jugendamt über die 
Anmeldung des Kindes oder des Ju-
gendlichen zur Verteilung oder den 
Ausschluss der Verteilung.

(3) Das Jugendamt ist während der vor-
läufigen Inobhutnahme berechtigt 
und verpflichtet, alle Rechtshand-
lungen vorzunehmen, die zum Wohl 
des Kindes oder des Jugendlichen 
notwendig sind. Dabei ist das Kind 
oder der Jugendliche zu beteiligen 
und der mutmaßliche Wille der 
Personen- oder der Erziehungsbe-
rechtigten angemessen zu berück-
sichtigen.

(3a) Das Jugendamt hat dafür Sorge 
zu tragen, dass für die in Absatz 1 
genannten Kinder oder Jugendlichen 
unverzüglich erkennungsdienstli-
che Maßnahmen nach § 49 Absatz 
8 und 9 des Aufenthaltsgesetzes 
durchgeführt werden, wenn Zweifel 
über die Identität bestehen.

(4) Das Jugendamt hat der nach Landes-
recht für die Verteilung von unbe-
gleiteten ausländischen Kindern und 
Jugendlichen zuständigen Stelle die 
vorläufige Inobhutnahme des Kindes 
oder des Jugendlichen innerhalb 
von sieben Werktagen nach Beginn 
der Maßnahme zur Erfüllung der in 
§ 42b genannten Aufgaben mitzu-
teilen. Zu diesem Zweck sind auch 
die Ergebnisse der Einschätzung 
nach Absatz 2 Satz 1 mitzuteilen. 
Die nach Landesrecht zuständige 
Stelle hat gegenüber dem Bun-
desverwaltungsamt innerhalb von 

drei Werktagen das Kind oder den 
Jugendlichen zur Verteilung anzu-
melden oder den Ausschluss der 
Verteilung anzuzeigen.

(5) Soll das Kind oder der Jugendliche 
im Rahmen eines Verteilungsver-
fahrens untergebracht werden, so 
umfasst die vorläufige Inobhutnah-
me auch die Pflicht,
1.	 die Begleitung des Kindes oder 

des Jugendlichen und dessen 
Übergabe durch eine insofern 
geeignete Person an das für die 
Inobhutnahme nach § 42 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 3 zuständige 
Jugendamt sicherzustellen sowie

2.	 dem für die Inobhutnahme nach 
§ 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
zuständigen Jugendamt unver-
züglich die personenbezogenen 
Daten zu übermitteln, die zur 
Wahrnehmung der Aufgaben 
nach § 42 erforderlich sind.

	 Hält sich eine mit dem Kind oder 
dem Jugendlichen verwandte 
Person im Inland oder im Ausland 
auf, hat das Jugendamt auf eine 
Zusammenführung des Kindes oder 
des Jugendlichen mit dieser Person 
hinzuwirken, wenn dies dem Kindes-
wohl entspricht. Das Kind oder der 
Jugendliche ist an der Übergabe und 
an der Entscheidung über die Fami-
lienzusammenführung angemessen 
zu beteiligen.

(6) Die vorläufige Inobhutnahme endet 
mit der Übergabe des Kindes oder 
des Jugendlichen an die Personen-
sorge- oder Erziehungsberechtigten 
oder an das aufgrund der Zuwei-
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sungsentscheidung der zuständigen 
Landesbehörde nach § 88a Absatz 2 
Satz 1 zuständige Jugendamt oder 
mit der Anzeige nach Absatz 4 Satz 
3 über den Ausschluss des Vertei-
lungsverfahrens nach § 42b Absatz 
4.

§ 42b 	Verfahren zur Verteilung 
unbegleiteter ausländischer 
Kinder und Jugendlicher

(1) DBundesverwaltungsamt benennt 
innerhalb von zwei Werktagen nach 
Anmeldung eines unbegleiteten aus-
ländischen Kindes oder Jugendlichen 
zur Verteilung durch die zuständige 
Landesstelle das zu dessen Aufnahme 
verpflichtete Land. Maßgebend dafür ist 
die Aufnahmequote nach § 42c.
(2) Im Rahmen der Aufnahmequote 

nach § 42c soll vorrangig dasjenige 
Land benannt werden, in dessen 
Bereich das Jugendamt liegt, das das 
Kind oder den Jugendlichen nach 
§ 42a vorläufig in Obhut genommen 
hat. Hat dieses Land die Aufnahme-
quote nach § 42c bereits erfüllt, soll 
das nächstgelegene Land benannt 
werden.

(3) Die nach Landesrecht für die Ver-
teilung von unbegleiteten auslän-
dischen Kindern oder Jugendlichen 
zuständige Stelle des nach Absatz 
1 benannten Landes weist das Kind 
oder den Jugendlichen innerhalb 
von zwei Werktagen einem in 
seinem Bereich gelegenen Jugend-
amt zur Inobhutnahme nach § 42 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 zu und 

teilt dies demjenigen Jugendamt 
mit, welches das Kind oder den 
Jugendlichen nach § 42a vorläufig 
in Obhut genommen hat. Maß-
geblich für die Zuweisung sind die 
spezifischen Schutzbedürfnisse und 
Bedarfe unbegleiteter ausländischer 
Minderjähriger. Für die Verteilung 
von unbegleiteten ausländischen 
Kindern oder Jugendlichen ist das 
Landesjugendamt zuständig, es sei 
denn, dass Landesrecht etwas ande-
res regelt.

(4) Die Durchführung eines Verteilungs-
verfahrens ist bei einem unbegleite-
ten ausländischen Kind oder Jugend-
lichen ausgeschlossen, wenn
1.	 dadurch dessen Wohl gefährdet 

würde,
2.	 dessen Gesundheitszustand die 

Durchführung eines Verteilungs-
verfahrens innerhalb von 14 
Werktagen nach Beginn der vor-
läufigen Inobhutnahme gemäß 
§ 42a nicht zulässt,

3.	 dessen Zusammenführung mit 
einer verwandten Person kurzfris-
tig erfolgen kann, zum Beispiel 
aufgrund der Verordnung (EU) 
Nr. 604/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2013 zur Festlegung 
der Kriterien und Verfahren zur 
Bestimmung des Mitgliedstaats, 
der für die Prüfung eines von 
einem Drittstaatsangehörigen 
oder Staatenlosen in einem Mit-
gliedstaat gestellten Antrags auf 
internationalen Schutz zuständig 
ist (ABl. L 180 vom 29.6.2013, 
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S. 31), und dies dem Wohl des 
Kindes entspricht oder

4.	 die Durchführung des Vertei-
lungsverfahrens nicht innerhalb 
von einem Monat nach Beginn 
der vorläufigen Inobhutnahme 
erfolgt.

(5) Geschwister dürfen nicht getrennt 
werden, es sei denn, dass das Kin-
deswohl eine Trennung erfordert. Im 
Übrigen sollen unbegleitete auslän-
dische Kinder oder Jugendliche im 
Rahmen der Aufnahmequote nach 
§ 42c nach Durchführung des Ver-
teilungsverfahrens gemeinsam nach 
§ 42 in Obhut genommen werden, 
wenn das Kindeswohl dies erfordert.

(6) Der örtliche Träger stellt durch werk-
tägliche Mitteilungen sicher, dass die 
nach Landesrecht für die Verteilung 
von unbegleiteten ausländischen 
Kindern und Jugendlichen zustän-
dige Stelle jederzeit über die für die 
Zuweisung nach Absatz 3 erforderli-
chen Angaben unterrichtet wird. Die 
nach Landesrecht für die Verteilung 
von unbegleiteten ausländischen 
Kindern oder Jugendlichen zustän-
dige Stelle stellt durch werktägliche 
Mitteilungen sicher, dass das Bun-
desverwaltungsamt jederzeit über 
die Angaben unterrichtet wird, die 
für die Benennung des zur Auf-
nahme verpflichteten Landes nach 
Absatz 1 erforderlich sind.

(7) Gegen Entscheidungen nach dieser 
Vorschrift findet kein Widerspruch 
statt. Die Klage gegen Entscheidun-
gen nach dieser Vorschrift hat keine 
aufschiebende Wirkung.

(8) Das Nähere regelt das Landesrecht.

§ 42c 	Aufnahmequote

(1) Die Länder können durch Vereinba-
rung einen Schlüssel als Grundlage 
für die Benennung des zur Aufnah-
me verpflichteten Landes nach § 42b 
Absatz 1 festlegen. Bis zum Zustan-
dekommen dieser Vereinbarung 
oder bei deren Wegfall richtet sich 
die Aufnahmequote für das jeweili-
ge Kalenderjahr nach dem von dem 
Büro der Gemeinsamen Wissen-
schaftskonferenz im Bundesanzeiger 
veröffentlichten Schlüssel, der für 
das vorangegangene Kalenderjahr 
entsprechend den Steuereinnah-
men und der Bevölkerungszahl 
der Länder errechnet worden ist 
(Königsteiner Schlüssel), und nach 
dem Ausgleich für den Bestand der 
Anzahl unbegleiteter ausländischer 
Minderjähriger, denen am 1. Novem-
ber 2015 in den einzelnen Ländern 
Jugendhilfe gewährt wird. Ein Land 
kann seiner Aufnahmepflicht eine 
höhere Quote als die Aufnahme-
quote nach Satz 1 oder 2 zugrunde 
legen; dies ist gegenüber dem Bun-
desverwaltungsamt anzuzeigen.

(2) Ist die Durchführung des Verteilungs-
verfahrens ausgeschlossen, wird die 
Anzahl der im Land verbleibenden 
unbegleiteten ausländischen Kinder 
und Jugendlichen auf die Aufnah-
mequote nach Absatz 1 angerech-
net. Gleiches gilt, wenn der örtliche 
Träger eines anderen Landes die 
Zuständigkeit für die Inobhutnahme 
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eines unbegleiteten ausländischen 
Kindes oder Jugendlichen von dem 
nach § 88a Absatz 2 zuständigen 
örtlichen Träger übernimmt.

(3) Bis z1. Mai 2017 wird die Aufnah-
mepflicht durch einen Abgleich der 
aktuellen Anzahl unbegleiteter auslän-
discher Minderjähriger in den Ländern 
mit der Aufnahmequote nach Absatz 1 
werktäglich ermittelt.

§ 42d 	Übergangsregelung

(1) Kann ein Land die Anzahl von un-
begleiteten ausländischen Kindern 
oder Jugendlichen, die seiner Auf-
nahmequote nach § 42c entspricht, 
nicht aufnehmen, so kann es dies 
gegenüber dem Bundesverwaltungs-
amt anzeigen.

(2) In diesem Fall reduziert sich für das 
Land die Aufnahmequote
1.	 bis zum 1. Dezember 2015 um 

zwei Drittel sowie
2.	 bis zum 1. Januar 2016 um ein 

Drittel.
(3) Bis zum 31. Dezember 2016 kann 

die Ausschlussfrist nach § 42b 
Absatz 4 Nummer 4 um einen 
Monat verlängert werden, wenn die 
zuständige Landesstelle gegenüber 
dem Bundesverwaltungsamt anzeigt, 
dass die Durchführung des Vertei-
lungsverfahrens in Bezug auf einen 
unbegleiteten ausländischen Minder-
jährigen nicht innerhalb dieser Frist 
erfolgen kann. In diesem Fall hat 
das Jugendamt nach Ablauf eines 
Monats nach Beginn der vorläufigen 

Inobhutnahme die Bestellung eines 
Vormunds oder Pflegers zu veran-
lassen.

(4) Ab dem 1. August 2016 ist die 
Geltendmachung des Anspruchs des 
örtlichen Trägers gegenüber dem 
nach § 89d Absatz 3 erstattungs-
pflichtigen Land auf Erstattung der 
Kosten, die vor dem 1. November 
2015 entstanden sind, ausgeschlos-
sen. Der Erstattungsanspruch des 
örtlichen Trägers gegenüber dem 
nach § 89d Absatz 3 erstattungs-
pflichtigen Land verjährt in einem 
Jahr; im Übrigen gilt § 113 des 
Zehnten Buches entsprechend.

(5) Die Geltendmachung des Anspruchs 
des örtlichen Trägers gegenüber 
dem nach § 89d Absatz 3 erstat-
tungspflichtigen Land auf Erstat-
tung der Kosten, die nach dem 1. 
November 2015 entstanden sind, 
ist ausgeschlossen. Die Erstattung 
dieser Kosten richtet sich nach § 89d 
Absatz 1.

§ 42e 	Berichtspflicht

Die Bundesregierung hat dem Deut-
schen Bundestag jährlich einen Bericht 
über die Situation unbegleiteter auslän-
discher Minderjähriger in Deutschland 
vorzulegen.

§ 42f 	Behördliches Verfahren zur 
Altersfeststellung

(1) Das Jugendamt hat im Rahmen 
der vorläufigen Inobhutnahme 
der ausländischen Person gemäß 
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§ 42a deren Minderjährigkeit durch 
Einsichtnahme in deren Ausweispa-
piere festzustellen oder hilfsweise 
mittels einer qualifizierten Inaugen-
scheinnahme einzuschätzen und 
festzustellen. § 8 Absatz 1 und § 42 
Absatz 2 Satz 2 sind entsprechend 
anzuwenden.

(2) Auf Antrag des Betroffenen oder sei-
nes Vertreters oder von Amts wegen 
hat das Jugendamt in Zweifelsfällen 
eine ärztliche Untersuchung zur 
Altersbestimmung zu veranlassen. Ist 
eine ärztliche Untersuchung durch-
zuführen, ist die betroffene Person 
durch das Jugendamt umfassend 
über die Untersuchungsmethode 
und über die möglichen Folgen der 
Altersbestimmung aufzuklären. 
Ist die ärztliche Untersuchung von 
Amts wegen durchzuführen, ist die 
betroffene Person zusätzlich über 
die Folgen einer Weigerung, sich der 
ärztlichen Untersuchung zu unterzie-
hen, aufzuklären; die Untersuchung 
darf nur mit Einwilligung der betrof-
fenen Person und ihres Vertreters 
durchgeführt werden. Die §§ 60, 
62 und 65 bis 67 des Ersten Buches 
sind entsprechend anzuwenden.

(3) Widerspruch und Klage gegen die 
Entscheidung des Jugendamts, 
aufgrund der Altersfeststellung 
nach dieser Vorschrift die vorläufige 
Inobhutnahme nach § 42a oder die 
Inobhutnahme nach § 42 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3 abzulehnen oder 
zu beenden, haben keine aufschie-
bende Wirkung. Landesrecht kann 
bestimmen, dass gegen diese Ent-

scheidung Klage ohne Nachprüfung 
in einem Vorverfahren nach § 68 
der Verwaltungsgerichtsordnung 
erhoben werden kann.

Zweiter Abschnitt 
Schutz von Kindern und 
Jugendlichen in Familienpflege 
und in Einrichtungen

§ 43 	 Erlaubnis zur 
Kindertagespflege

(1) Eine Person, die ein Kind oder meh-
rere Kinder außerhalb des Haushalts 
des Erziehungsberechtigten während 
eines Teils des Tages und mehr als 15 
Stunden wöchentlich gegen Entgelt 
länger als drei Monate betreuen will, 
bedarf der Erlaubnis.

(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn 
die Person für die Kindertagespflege 
geeignet ist. Geeignet im Sinne des 
Satzes 1 sind Personen, die
1.	 sich durch ihre Persönlichkeit, 

Sachkompetenz und Koope-
rationsbereitschaft mit Erzie-
hungsberechtigten und anderen 
Kindertagespflegepersonen 
auszeichnen und

2.	 über kindgerechte Räumlichkei-
ten verfügen.
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	 Sie sollen über vertiefte Kenntnisse 
hinsichtlich der Anforderungen der 
Kindertagespflege verfügen, die sie 
in qualifizierten Lehrgängen erwor-
ben oder in anderer Weise nachge-
wiesen haben. § 72a Absatz 1 und 5 
gilt entsprechend.

(3) Die Erlaubnis befugt zur Betreuung 
von bis zu fünf gleichzeitig anwesen-
den, fremden Kindern. Im Einzelfall 
kann die Erlaubnis für eine geringere 
Zahl von Kindern erteilt werden. 
Landesrecht kann bestimmen, dass 
die Erlaubnis zur Betreuung von 
mehr als fünf gleichzeitig anwesen-
den, fremden Kindern erteilt werden 
kann, wenn die Person über eine 
pädagogische Ausbildung verfügt; 
in der Pflegestelle dürfen nicht 
mehr Kinder betreut werden als in 
einer vergleichbaren Gruppe einer 
Tageseinrichtung. Die Erlaubnis ist 
auf fünf Jahre befristet. Sie kann mit 
einer Nebenbestimmung versehen 
werden. Die Kindertagespflegeper-
son hat den Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe über wichtige Ereignisse 
zu unterrichten, die für die Betreu-
ung des oder der Kinder bedeutsam 
sind.

(4) Erziehungsberechtigte und Kinderta-
gespflegepersonen haben Anspruch 
auf Beratung in allen Fragen der Kin-
dertagespflege einschließlich Fragen 
zur Sicherung des Kindeswohls und 
zum Schutz vor Gewalt.

(5) Das Nähere regelt das Landesrecht.

§ 44 	 Erlaubnis zur Vollzeitpflege

(1) Wer ein Kind oder einen Jugendli-
chen über Tag und Nacht in seinem 
Haushalt aufnehmen will (Pflege-
person), bedarf der Erlaubnis. Einer 
Erlaubnis bedarf nicht, wer ein Kind 
oder einen Jugendlichen
1.	 im Rahmen von Hilfe zur Erzie-

hung oder von Eingliederungshil-
fe für seelisch behinderte Kinder 
und Jugendliche auf Grund einer 
Vermittlung durch das Jugend-
amt,

2.	 als Vormund oder Pfleger im 
Rahmen seines Wirkungskreises,

3.	 als Verwandter oder Verschwä-
gerter bis zum dritten Grad,

4.	 bis zur Dauer von acht Wochen,
5.	 im Rahmen eines Schüler- oder 

Jugendaustausches,
6.	 in Adoptionspflege (§ 1744 des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs)
	 über Tag und Nacht aufnimmt.
(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 

das Wohl des Kindes oder des Ju-
gendlichen in der Pflegestelle nicht 
gewährleistet ist. § 72a Absatz 1 
und 5 gilt entsprechend.

(3) Das Jugendamt soll den Erforder-
nissen des Einzelfalls entsprechend 
an Ort und Stelle überprüfen, ob 
die Voraussetzungen für die Ertei-
lung der Erlaubnis weiter bestehen. 
Ist das Wohl des Kindes oder des 
Jugendlichen in der Pflegestelle 
gefährdet und ist die Pflegeperson 
nicht bereit oder in der Lage, die 
Gefährdung abzuwenden, so ist die 
Erlaubnis zurückzunehmen oder zu 
widerrufen.
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(4) Wer ein Kind oder einen Jugendli-
chen in erlaubnispflichtige Familien-
pflege aufgenommen hat, hat das 
Jugendamt über wichtige Ereignisse 
zu unterrichten, die das Wohl des 
Kindes oder des Jugendlichen be-
treffen.

§ 45 	 Erlaubnis für den Betrieb 
einer Einrichtung

(1) Der Träger einer Einrichtung, nach 
§ 45a bedarf für den Betrieb der 
Einrichtung der Erlaubnis. Einer 
Erlaubnis bedarf nicht, wer
1.	 eine Jugendfreizeiteinrichtung, 

eine Jugendbildungseinrichtung, 
eine Jugendherberge oder ein 
Schullandheim betreibt,

2.	 ein Schülerheim betreibt, das lan-
desgesetzlich der Schulaufsicht 
untersteht,

3.	 eine Einrichtung betreibt, die 
außerhalb der Jugendhilfe 
liegende Aufgaben für Kinder 
oder Jugendliche wahrnimmt, 
wenn für sie eine entsprechende 
gesetzliche Aufsicht besteht oder 
im Rahmen des Hotel- und Gast-
stättengewerbes der Aufnahme 
von Kindern oder Jugendlichen 
dient.

(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn 
das Wohl der Kinder und Jugendli-
chen in der Einrichtung gewährleis-
tet ist. Dies ist in der Regel anzuneh-
men, wenn
1.	 der Träger die für den Betrieb der 

Einrichtung erforderliche Zuver-
lässigkeit besitzt,

2.	 die dem Zweck und der Kon-
zeption der Einrichtung entspre-
chenden räumlichen, fachlichen, 
wirtschaftlichen und personellen 
Voraussetzungen für den Betrieb 
erfüllt sind und durch den Träger 
gewährleistet werden,

3.	 die gesellschaftliche und sprach-
liche Integration und ein gesund-
heitsförderliches Lebensumfeld 
in der Einrichtung unterstützt 
werden sowie die gesundheitli-
che Vorsorge und die medizini-
sche Betreuung der Kinder und 
Jugendlichen nicht erschwert 
werden sowie

4.	 zur Sicherung der Rechte und 
des Wohls von Kindern und 
Jugendlichen in der Einrichtung 
die Entwicklung, Anwendung 
und Überprüfung eines Konzepts 
zum Schutz vor Gewalt, geeig-
nete Verfahren der Selbstvertre-
tung und Beteiligung sowie der 
Möglichkeit der Beschwerde in 
persönlichen Angelegenheiten 
innerhalb und außerhalb der Ein-
richtung gewährleistet werden.

	 Die nach Satz 2 Nummer 1 erfor-
derliche Zuverlässigkeit besitzt ein 
Träger insbesondere dann nicht, 
wenn er
1.	 in der Vergangenheit nachhaltig 

gegen seine Mitwirkungs- und 
Meldepflichten nach den §§ 46 
und 47 verstoßen hat,

2.	 Personen entgegen eines behörd-
lichen Beschäftigungsverbotes 
nach § 48 beschäftigt oder
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3.	 wiederholt gegen behördliche 
Auflagen verstoßen hat.

(3) Zur Prüfung der Voraussetzungen 
hat der Träger der Einrichtung mit 
dem Antrag
1.	 die Konzeption der Einrichtung 

vorzulegen, die auch Auskunft 
über Maßnahmen zur Qualitäts-
entwicklung und -sicherung so-
wie zur ordnungsgemäßen Buch- 
und Aktenführung in Bezug auf 
den Betrieb der Einrichtung gibt, 
sowie

2.	 im Hinblick auf die Eignung des 
Personals nachzuweisen, dass 
die Vorlage und Prüfung von 
aufgabenspezifischen Ausbil-
dungsnachweisen sowie von 
Führungszeugnissen nach § 30 
Absatz 5 und § 30a Absatz 1 des 
Bundeszentralregistergesetzes 
sichergestellt sind; Führungs-
zeugnisse sind von dem Träger 
der Einrichtung in regelmäßigen 
Abständen erneut anzufordern 
und zu prüfen.

(4) Die Erlaubnis kann mit Nebenbestim-
mungen versehen werden. Zur Ge-
währleistung des Wohls der Kinder 
und der Jugendlichen können nach-
trägliche Auflagen erteilt werden.

(5) Besteht für eine erlaubnispflichti-
ge Einrichtung eine Aufsicht nach 
anderen Rechtsvorschriften, so hat 
die zuständige Behörde ihr Tätigwer-
den zuvor mit der anderen Behörde 
abzustimmen. Sie hat den Träger der 
Einrichtung rechtzeitig auf weiterge-
hende Anforderungen nach anderen 
Rechtsvorschriften hinzuweisen.

(6) Sind in einer Einrichtung Mängel 
festgestellt worden, so soll die 
zuständige Behörde zunächst den 
Träger der Einrichtung über die 
Möglichkeiten zur Beseitigung der 
Mängel beraten. Wenn sich die 
Beseitigung der Mängel auf Entgelte 
oder Vergütungen nach § 134 des 
Neunten Buches oder nach § 76 des 
Zwölften Buches auswirken kann, 
so ist der Träger der Eingliederungs-
hilfe oder der Sozialhilfe, mit dem 
Vereinbarungen nach diesen Vor-
schriften bestehen, an der Beratung 
zu beteiligen. Werden festgestellte 
Mängel nicht behoben, so können 
dem Träger der Einrichtung Auflagen 
nach Absatz 4 Satz 2 erteilt werden. 
Wenn sich eine Auflage auf Entgelte 
oder Vergütungen nach § 134 des 
Neunten Buches oder nach § 76 
des Zwölften Buches auswirkt, so 
entscheidet die zuständige Behörde 
nach Anhörung des Trägers der Ein-
gliederungshilfe oder der Sozialhilfe, 
mit dem Vereinbarungen nach die-
sen Vorschriften bestehen, über die 
Erteilung der Auflage. Die Auflage 
ist nach Möglichkeit in Übereinstim-
mung mit den nach § 134 des Neun-
ten Buches oder nach den §§ 75 bis 
80 des Zwölften Buches getroffenen 
Vereinbarungen auszugestalten.

(7) Die Erlaubnis ist aufzuheben, wenn 
das Wohl der Kinder oder der 
Jugendlichen in der Einrichtung 
gefährdet und der Träger nicht 
bereit oder nicht in der Lage ist, 
die Gefährdung abzuwenden. Sie 
kann aufgehoben werden, wenn die 
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Voraussetzungen für eine Erteilung 
nach Absatz 2 nicht oder nicht mehr 
vorliegen; Absatz 6 Satz 1 und 3 
bleibt unberührt. Die Vorschriften 
zum Widerruf nach § 47 Absatz 
1 Nummer 2 und Absatz 3 des 
Zehnten Buches bleiben unberührt. 
Widerspruch und Anfechtungskla-
ge gegen die Rücknahme oder den 
Widerruf der Erlaubnis haben keine 
aufschiebende Wirkung.

§ 45a 	Einrichtung

Eine Einrichtung ist eine auf gewisse 
Dauer und unter der Verantwortung 
eines Trägers angelegte förmliche 
Verbindung ortsgebundener räumli-
cher, personeller und sachlicher Mittel 
mit dem Zweck der ganztägigen oder 
über einen Teil des Tages erfolgenden 
Betreuung oder Unterkunftsgewährung 
sowie Beaufsichtigung, Erziehung, 
Bildung, Ausbildung von Kindern und 
Jugendlichen außerhalb ihrer Familie. 
Familienähnliche Betreuungsformen der 
Unterbringung, bei denen der Bestand 
der Verbindung nicht unabhängig von 
bestimmten Kindern und Jugendlichen, 
den dort tätigen Personen und der 
Zuordnung bestimmter Kinder und Ju-
gendlicher zu bestimmten dort tätigen 
Personen ist, sind nur dann Einrichtun-
gen, wenn sie fachlich und organisato-
risch in eine betriebserlaubnispflichtige 
Einrichtung eingebunden sind. Eine 
fachliche und organisatorische Einbin-
dung der familienähnlichen Betreuungs-
form liegt insbesondere vor, wenn die 
betriebserlaubnispflichtige Einrichtung 

das Konzept, die fachliche Steuerung 
der Hilfen, die Qualitätssicherung, die 
Auswahl, Überwachung, Weiterbildung 
und Vertretung des Personals sowie 
die Außenvertretung gewährleistet. 
Landesrecht kann regeln, unter welchen 
Voraussetzungen auch familienähnliche 
Betreuungsformen Einrichtungen sind, 
die nicht fachlich und organisatorisch in 
eine betriebserlaubnispflichtige Einrich-
tung eingebunden sind.

§ 46 	 Prüfung vor Ort und nach 
Aktenlage

(1) Die zuständige Behörde soll nach 
den Erfordernissen des Einzelfalls 
überprüfen, ob die Voraussetzun-
gen für die Erteilung der Erlaubnis 
weiter bestehen. Häufigkeit, Art und 
Umfang der Prüfung müssen nach 
fachlicher Einschätzung im Einzelfall 
zur Gewährleistung des Schutzes des 
Wohls der Kinder und Jugendlichen 
in der Einrichtung geeignet, erfor-
derlich und angemessen sein. Sie soll 
das Jugendamt und einen zentralen 
Träger der freien Jugendhilfe, wenn 
diesem der Träger der Einrichtung 
angehört, an der Überprüfung betei-
ligen. Der Träger der Einrichtung hat 
der zuständigen Behörde insbeson-
dere alle für die Prüfung erforderli-
chen Unterlagen vorzulegen.

(2) Örtliche Prüfungen können jederzeit 
unangemeldet erfolgen. Der Träger 
der Einrichtung soll bei der örtlichen 
Prüfung mitwirken.

(3) Die von der zuständigen Behörde mit 
der Überprüfung der Einrichtung be-
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auftragten Personen sind berechtigt, 
während der Tageszeit
1.	 die für die Einrichtung benutzten 

Grundstücke und Räume, soweit 
diese nicht einem Hausrecht 
der Bewohner unterliegen, zu 
betreten und dort Prüfungen und 
Besichtigungen vorzunehmen 
sowie

2.	 mit den Beschäftigten und mit 
den Kindern und Jugendlichen 
jeweils Gespräche zu führen, 
wenn die zuständige Behörde
a)	 das Einverständnis der Perso-

nensorgeberechtigten zu den 
Gesprächen eingeholt hat 
und diesen eine Beteiligung 
an den Gesprächen ermög-
licht sowie

b)	 den Kindern und Jugendli-
chen die Hinzuziehung einer 
von ihnen benannten Ver-
trauensperson zu Gesprächen 
ermöglicht und sie auf dieses 
Recht hingewiesen hat; der 
Anspruch des Kindes oder 
Jugendlichen nach § 8 Absatz 
3 bleibt unberührt.

	 Die genannten Pflichten beste-
hen jedoch nicht, wenn durch 
deren Umsetzung die Sicherung 
der Rechte und der wirksame 
Schutz der Kinder und Jugendli-
chen in der Einrichtung in Frage 
gestellt würden.

Zur Abwehr von Gefahren für das Wohl 
der Kinder und Jugendlichen können 
die Grundstücke und Räume auch 
außerhalb der in Satz 1 genannten Zeit 
und auch, wenn diese zugleich einem 

Hausrecht der Bewohner unterlie-
gen, betreten und Gespräche mit den 
Beschäftigten sowie den Kindern und 
Jugendlichen nach Maßgabe von Satz 1 
geführt werden. Der Träger der Ein-
richtung hat die Maßnahmen nach den 
Sätzen 1 und 2 zu dulden.

§ 47 	 Melde- und 
Dokumentationspflichten, 
Aufbewahrung von 
Unterlagen

(1) Der Träger einer erlaubnispflichtigen 
Einrichtung hat der zuständigen 
Behörde unverzüglich
1.	 die Betriebsaufnahme unter 

Angabe von Name und Anschrift 
des Trägers, Art und Standort der 
Einrichtung, der Zahl der verfüg-
baren Plätze sowie der Namen 
und der beruflichen Ausbildung 
des Leiters und der Betreuungs-
kräfte,

2.	 Ereignisse oder Entwicklungen, 
die geeignet sind, das Wohl der 
Kinder und Jugendlichen zu 
beeinträchtigen, sowie

3.	 die bevorstehende Schließung 
der Einrichtung

	 anzuzeigen. Änderungen der in 
Nummer 1 bezeichneten Angaben 
sowie der Konzeption sind der zu-
ständigen Behörde unverzüglich, die 
Zahl der belegten Plätze ist jährlich 
einmal zu melden.

(2) Der Träger einer erlaubnispflichtigen 
Einrichtung hat den Grundsätzen 
einer ordnungsgemäßen Buch- und 
Aktenführung entsprechend Auf-
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zeichnungen über den Betrieb der 
Einrichtung und deren Ergebnisse 
anzufertigen sowie eine mindestens 
fünfjährige Aufbewahrung der ein-
richtungsbezogenen Aufzeichnun-
gen sicherzustellen. Auf Verlangen 
der Betriebserlaubnisbehörde hat der 
Träger der Einrichtung den Nachweis 
der ordnungsgemäßen Buchführung 
zu erbringen; dies kann insbesonde-
re durch die Bestätigung eines unab-
hängigen Steuer-, Wirtschafts- oder 
Buchprüfers erfolgen. Die Dokumen-
tations- und Aufbewahrungspflicht 
umfasst auch die Unterlagen zu 
räumlichen, wirtschaftlichen und 
personellen Voraussetzungen nach 
§ 45 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 
sowie zur Belegung der Einrichtung.

(3) Der Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe, in dessen Zuständig-
keitsbereich erlaubnispflichtige 
Einrichtungen liegen oder der die 
erlaubnispflichtige Einrichtung mit 
Kindern und Jugendlichen belegt, 
und die zuständige Behörde haben 
sich gegenseitig unverzüglich über 
Ereignisse oder Entwicklungen zu 
informieren, die geeignet sind, das 
Wohl der Kinder und Jugendlichen 
zu beeinträchtigen.

§ 48 	 Tätigkeitsuntersagung

Die zuständige Behörde kann dem Trä-
ger einer erlaubnispflichtigen Einrich-
tung die weitere Beschäftigung des Lei-
ters, eines Beschäftigten oder sonstigen 
Mitarbeiters ganz oder für bestimmte 
Funktionen oder Tätigkeiten untersagen, 

wenn Tatsachen die Annahme recht-
fertigen, dass er die für seine Tätigkeit 
erforderliche Eignung nicht besitzt.

§ 48a Sonstige betreute Wohnform

(1) Für den Betrieb einer sonstigen 
Wohnform, in der Kinder oder 
Jugendliche betreut werden oder 
Unterkunft erhalten, gelten die 
§§ 45 bis 48 entsprechend.

(2) Ist die sonstige Wohnform orga-
nisatorisch mit einer Einrichtung 
verbunden, so gilt sie als Teil der 
Einrichtung.

§ 49 	 Landesrechtsvorbehalt

Das Nähere über die in diesem Ab-
schnitt geregelten Aufgaben regelt das 
Landesrecht.

Dritter Abschnitt 
Mitwirkung in gerichtlichen 
Verfahren

§ 50 	 Mitwirkung in Verfahren vor 
den Familiengerichten

(1) Das Jugendamt unterstützt das Fa-
miliengericht bei allen Maßnahmen, 
die die Sorge für die Person von 
Kindern und Jugendlichen betreffen. 
Es hat in folgenden Verfahren nach 
dem Gesetz über das Verfahren in 
Familiensachen und in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit mitzuwirken:
1.	 Kindschaftssachen (§ 162 des 

Gesetzes über das Verfahren 
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in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit),

2.	 Abstammungssachen (§ 176 des 
Gesetzes über das Verfahren 
in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit),

3.	 Adoptionssachen (§ 188 Ab-
satz 2, §§ 189, 194, 195 des 
Gesetzes über das Verfahren 
in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit),

4.	 Ehewohnungssachen (§ 204 Ab-
satz 2, § 205 des Gesetzes über 
das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit) und

5.	 Gewaltschutzsachen (§§ 212, 
213 des Gesetzes über das 
Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit).

(2) Das Jugendamt unterrichtet ins-
besondere über angebotene und 
erbrachte Leistungen, bringt erzie-
herische und soziale Gesichtspunkte 
zur Entwicklung des Kindes oder 
des Jugendlichen ein und weist auf 
weitere Möglichkeiten der Hilfe hin. 
In Verfahren nach den §§ 1631b, 
1632 Absatz 4, den §§ 1666, 1666a 
und 1682 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs sowie in Verfahren, die die 
Abänderung, Verlängerung oder 
Aufhebung von nach diesen Vor-
schriften getroffenen Maßnahmen 
betreffen, legt das Jugendamt dem 
Familiengericht den Hilfeplan nach 

§ 36 Absatz 2 Satz 2 vor. Dieses 
Dokument beinhaltet ausschließlich 
das Ergebnis der Bedarfsfeststellung, 
die vereinbarte Art der Hilfege-
währung einschließlich der hiervon 
umfassten Leistungen sowie das 
Ergebnis etwaiger Überprüfungen 
dieser Feststellungen. In anderen 
die Person des Kindes betreffenden 
Kindschaftssachen legt das Jugend-
amt den Hilfeplan auf Anforde-
rung des Familiengerichts vor. Das 
Jugendamt informiert das Familien-
gericht in dem Termin nach § 155 
Absatz 2 des Gesetzes über das 
Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit über den Stand des 
Beratungsprozesses. § 64 Absatz 2 
und § 65 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
und 2 bleiben unberührt.

(3) Das Jugendamt, das in Verfahren 
zur Übertragung der gemeinsamen 
Sorge nach § 155a Absatz 4 Satz 1 
und § 162 des Gesetzes über das 
Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit angehört wird, teilt
1.	 rechtskräftige gerichtliche Ent-

scheidungen, aufgrund derer die 
Sorge gemäß § 1626a Absatz 2 
Satz 1 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs den Eltern ganz oder zum 
Teil gemeinsam übertragen wird 
oder

2.	 rechtskräftige gerichtliche Ent-
scheidungen, die die elterliche 
Sorge ganz oder zum Teil der 
Mutter entziehen oder auf den 
Vater allein übertragen,
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	 dem nach § 87c Absatz 6 Satz 2 
zuständigen Jugendamt zu den in 
§ 58a genannten Zwecken unver-
züglich mit. Mitzuteilen sind auch 
das Geburtsdatum und der Geburts-
ort des Kindes oder des Jugendli-
chen sowie der Name, den das Kind 
oder der Jugendliche zur Zeit der 
Beurkundung seiner Geburt geführt 
hat.

§ 51 	 Beratung und Belehrung in 
Verfahren zur Annahme als 
Kind

(1) Das Jugendamt hat im Verfahren 
zur Ersetzung der Einwilligung eines 
Elternteils in die Annahme nach 
§ 1748 Absatz 2 Satz 1 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs den Elternteil 
über die Möglichkeit der Ersetzung 
der Einwilligung zu belehren. Es hat 
ihn darauf hinzuweisen, dass das 
Familiengericht die Einwilligung erst 
nach Ablauf von drei Monaten nach 
der Belehrung ersetzen darf. Der 
Belehrung bedarf es nicht, wenn der 
Elternteil seinen Aufenthaltsort ohne 
Hinterlassung seiner neuen Anschrift 
gewechselt hat und der Aufenthalts-
ort vom Jugendamt während eines 
Zeitraums von drei Monaten trotz 
angemessener Nachforschungen 
nicht ermittelt werden konnte; in 
diesem Fall beginnt die Frist mit der 
ersten auf die Belehrung oder auf 
die Ermittlung des Aufenthaltsorts 
gerichteten Handlung des Jugend-
amts. Die Fristen laufen frühestens 

fünf Monate nach der Geburt des 
Kindes ab.

(2) Das Jugendamt soll den Elternteil mit 
der Belehrung nach Absatz 1 über 
Hilfen beraten, die die Erziehung 
des Kindes in der eigenen Familie 
ermöglichen könnten. Einer Bera-
tung bedarf es insbesondere nicht, 
wenn das Kind seit längerer Zeit bei 
den Annehmenden in Familienpfle-
ge lebt und bei seiner Herausgabe 
an den Elternteil eine schwere und 
nachhaltige Schädigung des körper-
lichen und seelischen Wohlbefindens 
des Kindes zu erwarten ist. Das 
Jugendamt hat dem Familiengericht 
im Verfahren mitzuteilen, welche 
Leistungen erbracht oder angebo-
ten worden sind oder aus welchem 
Grund davon abgesehen wurde.

(3) Steht nicht miteinander verheirate-
ten Eltern die elterliche Sorge nicht 
gemeinsam zu, so hat das Jugend-
amt den Vater bei der Wahrneh-
mung seiner Rechte nach § 1747 
Absatz 1 und 3 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs zu beraten.

§ 52 	 Mitwirkung in Verfahren nach 
dem Jugendgerichtsgesetz

(1) Das Jugendamt hat nach Maßgabe 
der §§ 38 und 50 Absatz 3 Satz 
2 des Jugendgerichtsgesetzes im 
Verfahren nach dem Jugendgerichts-
gesetz mitzuwirken. Dabei soll das 
Jugendamt auch mit anderen öffent-
lichen Einrichtungen und sonstigen 
Stellen, wenn sich deren Tätigkeit 
auf die Lebenssituation des Jugend-
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lichen oder jungen Volljährigen 
auswirkt, zusammenarbeiten, soweit 
dies zur Erfüllung seiner ihm dabei 
obliegenden Aufgaben erforderlich 
ist. Die behördenübergreifende 
Zusammenarbeit kann im Rahmen 
von gemeinsamen Konferenzen oder 
vergleichbaren gemeinsamen Gremi-
en oder in anderen nach fachlicher 
Einschätzung geeigneten Formen 
erfolgen.

(2) Das Jugendamt hat frühzeitig zu 
prüfen, ob für den Jugendlichen 
oder den jungen Volljährigen Leis-
tungen der Jugendhilfe oder anderer 
Sozialleistungsträger in Betracht 
kommen. Ist dies der Fall oder ist 
eine geeignete Leistung bereits 
eingeleitet oder gewährt worden, so 
hat das Jugendamt den Staatsanwalt 
oder den Richter umgehend da-
von zu unterrichten, damit geprüft 
werden kann, ob diese Leistung ein 
Absehen von der Verfolgung (§ 45 
JGG) oder eine Einstellung des Ver-
fahrens (§ 47 JGG) ermöglicht.

(3) Der Mitarbeiter des Jugendamts oder 
des anerkannten Trägers der freien 
Jugendhilfe, der nach § 38 Absatz 
2 Satz 2 des Jugendgerichtsgeset-
zes tätig wird, soll den Jugendli-
chen oder den jungen Volljährigen 
während des gesamten Verfahrens 
betreuen.

Vierter Abschnitt 
Beistandschaft, Pflegschaft 
und Vormundschaft für Kinder 
und Jugendliche, Auskunft 

über Nichtabgabe von 
Sorgeerklärungen

§ 52a	 Beratung und Unterstützung 
bei Vaterschaftsfeststellung 
und Geltendmachung von 
Unterhaltsansprüchen

(1) Das Jugendamt hat unverzüglich 
nach der Geburt eines Kindes, des-
sen Eltern nicht miteinander verhei-
ratet sind, der Mutter Beratung und 
Unterstützung insbesondere bei der 
Vaterschaftsfeststellung und der Gel-
tendmachung von Unterhaltsansprü-
chen des Kindes anzubieten. Hierbei 
hat es hinzuweisen auf
1.	 die Bedeutung der Vaterschafts-

feststellung,
2.	 die Möglichkeiten, wie die 

Vaterschaft festgestellt werden 
kann, insbesondere bei welchen 
Stellen die Vaterschaft anerkannt 
werden kann,

3.	 die Möglichkeit, die Verpflich-
tung zur Erfüllung von Unter-
haltsansprüchen nach § 59 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
beurkunden zu lassen,

4.	 die Möglichkeit, eine Beistand-
schaft zu beantragen, sowie auf 
die Rechtsfolgen einer solchen 
Beistandschaft,

5.	 die Möglichkeit der gemeinsa-
men elterlichen Sorge.

	 Das Jugendamt hat der Mutter ein 
persönliches Gespräch anzubieten. 
Das Gespräch soll in der Regel in der 
persönlichen Umgebung der Mutter 
stattfinden, wenn diese es wünscht.
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(2) Das Angebot nach Absatz 1 kann 
vor der Geburt des Kindes erfolgen, 
wenn anzunehmen ist, dass seine 
Eltern bei der Geburt nicht miteinan-
der verheiratet sein werden.

(3) Wurde eine nach § 1592 Nummer 1 
oder 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
bestehende Vaterschaft zu einem 
Kind oder Jugendlichen durch eine 
gerichtliche Entscheidung beseitigt, 
so hat das Gericht dem Jugendamt 
Mitteilung zu machen. Absatz 1 gilt 
entsprechend.

(4) Das Standesamt hat die Geburt eines 
Kindes, dessen Eltern nicht mitein-
ander verheiratet sind, unverzüglich 
dem Jugendamt anzuzeigen.

§ 53 	 Beratung und Unterstützung 
von Pflegern und Vormündern

(1) Das Jugendamt hat dem Familienge-
richt Personen und Vereine vorzu-
schlagen, die sich im Einzelfall zum 
Pfleger oder Vormund eignen.

(2) Pfleger und Vormünder haben 
Anspruch auf regelmäßige und dem 
jeweiligen erzieherischen Bedarf des 
Mündels entsprechende Beratung 
und Unterstützung.

(3) Das Jugendamt hat darauf zu ach-
ten, dass die Vormünder und Pfleger 
für die Person der Mündel, insbe-
sondere ihre Erziehung und Pflege, 
Sorge tragen. Es hat beratend dar-
auf hinzuwirken, dass festgestellte 
Mängel im Einvernehmen mit dem 
Vormund oder dem Pfleger behoben 
werden. Soweit eine Behebung der 
Mängel nicht erfolgt, hat es dies 

dem Familiengericht mitzuteilen. 
Es hat dem Familiengericht über 
das persönliche Ergehen und die 
Entwicklung eines Mündels Auskunft 
zu erteilen. Erlangt das Jugendamt 
Kenntnis von der Gefährdung des 
Vermögens eines Mündels, so hat es 
dies dem Familiengericht anzuzei-
gen.

(4) Für die Gegenvormundschaft gelten 
die Absätze 1 und 2 entsprechend. 
Ist ein Verein Vormund, so findet Ab-
satz 3 keine Anwendung.

§ 54 	 Erlaubnis zur Übernahme von 
Vereinsvormundschaften

(1) Ein rechtsfähiger Verein kann Pfleg-
schaften oder Vormundschaften 
übernehmen, wenn ihm das Landes-
jugendamt dazu eine Erlaubnis er-
teilt hat. Er kann eine Beistandschaft 
übernehmen, soweit Landesrecht 
dies vorsieht.

(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn 
der Verein gewährleistet, dass er
1.	 eine ausreichende Zahl geeig-

neter Mitarbeiter hat und diese 
beaufsichtigen, weiterbilden und 
gegen Schäden, die diese ande-
ren im Rahmen ihrer Tätigkeit 
zufügen können, angemessen 
versichern wird,

2.	 sich planmäßig um die Gewin-
nung von Einzelvormündern und 
Einzelpflegern bemüht und sie in 
ihre Aufgaben einführt, fortbildet 
und berät,
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3.	 einen Erfahrungsaustausch zwi-
schen den Mitarbeitern ermög-
licht.

(3) Die Erlaubnis gilt für das jeweilige 
Bundesland, in dem der Verein 
seinen Sitz hat. Sie kann auf den 
Bereich eines Landesjugendamts 
beschränkt werden.

(4) Das Nähere regelt das Landesrecht. 
Es kann auch weitere Voraussetzun-
gen für die Erteilung der Erlaubnis 
vorsehen.

§ 55 	 Beistandschaft, 
Amtspflegschaft und 
Amtsvormundschaft

(1) Das Jugendamt wird Beistand, Pfle-
ger oder Vormund in den durch das 
Bürgerliche Gesetzbuch vorgesehe-
nen Fällen (Beistandschaft, Amts-
pflegschaft, Amtsvormundschaft).

(2) Das Jugendamt überträgt die Aus-
übung der Aufgaben des Beistands, 
des Amtspflegers oder des Amts-
vormunds einzelnen seiner Beamten 
oder Angestellten. Vor der Über-
tragung der Aufgaben des Amts-
pflegers oder des Amtsvormunds 
soll das Jugendamt das Kind oder 
den Jugendlichen zur Auswahl des 
Beamten oder Angestellten münd-
lich anhören, soweit dies nach Alter 
und Entwicklungsstand des Kindes 
oder Jugendlichen möglich ist. Eine 
ausnahmsweise vor der Übertragung 
unterbliebene Anhörung ist unver-
züglich nachzuholen. Ein vollzeit-
beschäftigter Beamter oder Ange-
stellter, der nur mit der Führung von 

Vormundschaften oder Pflegschaften 
betraut ist, soll höchstens 50 und bei 
gleichzeitiger Wahrnehmung ande-
rer Aufgaben entsprechend weniger 
Vormundschaften oder Pflegschaften 
führen.

(3) Die Übertragung gehört zu den 
Angelegenheiten der laufenden 
Verwaltung. In dem durch die Über-
tragung umschriebenen Rahmen 
ist der Beamte oder Angestellte 
gesetzlicher Vertreter des Kindes 
oder Jugendlichen. Amtspfleger und 
Amtsvormund haben den persönli-
chen Kontakt zu diesem zu halten 
sowie dessen Pflege und Erziehung 
nach Maßgabe des § 1793 Absatz 
1a und § 1800 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs persönlich zu fördern 
und zu gewährleisten.

§ 56 	 Führung der Beistandschaft, 
der Amtspflegschaft und der 
Amtsvormundschaft

(1) Auf die Führung der Beistandschaft, 
der Amtspflegschaft und der Amts-
vormundschaft sind die Bestimmun-
gen des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
anzuwenden, soweit dieses Gesetz 
nicht etwas anderes bestimmt.

(2) Gegenüber dem Jugendamt als 
Amtsvormund und Amtspfle-
ger werden die Vorschriften des 
§ 1802 Absatz 3 und des § 1818 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
nicht angewandt. In den Fällen des 
§ 1803 Absatz 2, des § 1811 und 
des § 1822 Nummer 6 und 7 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs ist eine 
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Genehmigung des Familiengerichts 
nicht erforderlich. Landesrecht kann 
für das Jugendamt als Amtspfleger 
oder als Amtsvormund weitergehen-
de Ausnahmen von der Anwendung 
der Bestimmungen des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs über die Vormund-
schaft über Minderjährige (§§ 1773 
bis 1895) vorsehen, die die Aufsicht 
des Familiengerichts in vermögens-
rechtlicher Hinsicht sowie beim 
Abschluss von Lehr- und Arbeitsver-
trägen betreffen.

(3) Mündelgeld kann mit Genehmigung 
des Familiengerichts auf Sammel-
konten des Jugendamts bereitgehal-
ten und angelegt werden, wenn es 
den Interessen des Mündels dient 
und sofern die sichere Verwaltung, 
Trennbarkeit und Rechnungslegung 
des Geldes einschließlich der Zinsen 
jederzeit gewährleistet ist; Landes-
recht kann bestimmen, dass eine 
Genehmigung des Familiengerichts 
nicht erforderlich ist. Die Anlegung 
von Mündelgeld gemäß § 1807 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs ist auch 
bei der Körperschaft zulässig, die 
das Jugendamt errichtet hat.

(4) Das Jugendamt hat in der Regel 
jährlich zu prüfen, ob im Interesse 
des Kindes oder des Jugendlichen 
seine Entlassung als Amtspfleger 
oder Amtsvormund und die Bestel-
lung einer Einzelperson oder eines 
Vereins angezeigt ist, und dies dem 
Familiengericht mitzuteilen.

§ 57 	 Mitteilungspflicht des 
Jugendamts

Das Jugendamt hat dem Familiengericht 
unverzüglich den Eintritt einer Vor-
mundschaft mitzuteilen.

§ 58 	 Gegenvormundschaft des 
Jugendamts

Für die Tätigkeit des Jugendamts als 
Gegenvormund gelten die §§ 55 und 
56 entsprechend.

§ 58a	 Auskunft über Alleinsorge aus 
dem Sorgeregister

(1) Zum Zwecke der Erteilung der 
schriftlichen Auskunft nach Absatz 
2 wird für Kinder nicht miteinander 
verheirateter Eltern bei dem nach 
§ 87c Absatz 6 Satz 2 zuständi-
gen Jugendamt ein Sorgeregister 
geführt. In das Sorgeregister erfolgt 
jeweils eine Eintragung, wenn
1.	 Sorgeerklärungen nach § 1626a 

Absatz 1 Nummer 1 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs abgegeben 
werden,

2.	 aufgrund einer rechtskräftigen 
gerichtlichen Entscheidung die 
elterliche Sorge den Eltern ganz 
oder zum Teil gemeinsam über-
tragen worden ist oder

3.	 die elterliche Sorge aufgrund ei-
ner rechtskräftigen gerichtlichen 
Entscheidung ganz oder zum 
Teil der Mutter entzogen oder 
auf den Vater allein übertragen 
worden ist.

(2) Liegen keine Eintragungen im 
Sorgeregister vor, so erhält die mit 
dem Vater des Kindes nicht verhei-
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ratete Mutter auf Antrag hierüber 
eine schriftliche Auskunft von dem 
nach § 87c Absatz 6 Satz 1 zustän-
digen Jugendamt. Die Mutter hat 
dafür Geburtsdatum und Geburtsort 
des Kindes oder des Jugendlichen 
anzugeben sowie den Namen, den 
das Kind oder der Jugendliche zur 
Zeit der Beurkundung seiner Geburt 
geführt hat. Bezieht sich die gericht-
liche Entscheidung nach Absatz 1 
Satz 2 Nummer 2 oder Nummer 3 
nur auf Teile der elterlichen Sorge, 
so erhält die mit dem Vater des 
Kindes nicht verheiratete Mutter auf 
Antrag eine schriftliche Auskunft 
darüber, dass Eintragungen nur in 
Bezug auf die durch die Entschei-
dung betroffenen Teile der elter-
lichen Sorge vorliegen. Satz 2 gilt 
entsprechend.

Fünfter Abschnitt 
Beurkundung, vollstreckbare 
Urkunden

§ 59 	 Beurkundung

(1) Die Urkundsperson beim Jugendamt 
ist befugt,
1.	 die Erklärung, durch die die 

Vaterschaft anerkannt oder die 
Anerkennung widerrufen wird, 
die Zustimmungserklärung der 
Mutter sowie die etwa erforder-
liche Zustimmung des Mannes, 
der im Zeitpunkt der Geburt mit 
der Mutter verheiratet ist, des 
Kindes, des Jugendlichen oder 
eines gesetzlichen Vertreters zu 

einer solchen Erklärung (Erklä-
rungen über die Anerkennung 
der Vaterschaft) zu beurkunden,

2.	 die Erklärung, durch die die Mut-
terschaft anerkannt wird, sowie 
die etwa erforderliche Zustim-
mung des gesetzlichen Vertreters 
der Mutter zu beurkunden (§ 44 
Absatz 2 des Personenstandsge-
setzes),

3.	 die Verpflichtung zur Erfüllung 
von Unterhaltsansprüchen 
eines Abkömmlings oder seines 
gesetzlichen Rechtsnachfolgers 
zu beurkunden, sofern der 
Abkömmling zum Zeitpunkt der 
Beurkundung das 21. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat,

4.	 die Verpflichtung zur Erfüllung 
von Ansprüchen auf Unterhalt 
(§ 1615l des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs), auch des gesetzlichen 
Rechtsnachfolgers, zu beurkun-
den,

5.	 die Bereiterklärung der Adopti-
onsbewerber zur Annahme eines 
ihnen zur internationalen Adop-
tion vorgeschlagenen Kindes (§ 7 
Absatz 1 des Adoptionsüberein-
kommens-Ausführungsgesetzes) 
zu beurkunden,

6.	 den Widerruf der Einwilligung 
des Kindes in die Annahme 
als Kind (§ 1746 Absatz 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs) zu 
beurkunden,

7.	 die Erklärung, durch die der 
Vater auf die Übertragung der 
Sorge verzichtet (§ 1747 Absatz 

64



Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes Buch (VIII) - Kinder- und Jugendhilfe 

3 Nummer 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs), zu beurkunden,

8.	 die Sorgeerklärungen (§ 1626a 
Absatz 1 Nummer 1 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs) sowie die 
etwa erforderliche Zustimmung 
des gesetzlichen Vertreters eines 
beschränkt geschäftsfähigen 
Elternteils (§ 1626c Absatz 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs) zu 
beurkunden,

9.	 eine Erklärung des auf Unter-
halt in Anspruch genomme-
nen Elternteils nach § 252 des 
Gesetzes über das Verfahren 
in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit aufzunehmen; 
§ 129a der Zivilprozessordnung 
gilt entsprechend.

	 Die Zuständigkeit der Notare, ande-
rer Urkundspersonen oder sonstiger 
Stellen für öffentliche Beurkundun-
gen bleibt unberührt.

(2) Die Urkundsperson soll eine Beur-
kundung nicht vornehmen, wenn ihr 
in der betreffenden Angelegenheit 
die Vertretung eines Beteiligten 
obliegt.

(3) Das Jugendamt hat geeignete Be-
amte und Angestellte zur Wahrneh-
mung der Aufgaben nach Absatz 1 
zu ermächtigen. Die Länder können 
Näheres hinsichtlich der fachlichen 
Anforderungen an diese Personen 
regeln.

§ 60 	 Vollstreckbare Urkunden

Aus Urkunden, die eine Verpflichtung 
nach § 59 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
oder 4 zum Gegenstand haben und 
die von einem Beamten oder Ange-
stellten des Jugendamts innerhalb der 
Grenzen seiner Amtsbefugnisse in der 
vorgeschriebenen Form aufgenommen 
worden sind, findet die Zwangsvoll-
streckung statt, wenn die Erklärung die 
Zahlung einer bestimmten Geldsumme 
betrifft und der Schuldner sich in der 
Urkunde der sofortigen Zwangsvollstre-
ckung unterworfen hat. Die Zustellung 
kann auch dadurch vollzogen werden, 
dass der Beamte oder Angestellte dem 
Schuldner eine beglaubigte Abschrift 
der Urkunde aushändigt; § 173 Satz 
2 und 3 der Zivilprozessordnung gilt 
entsprechend. Auf die Zwangsvollstre-
ckung sind die Vorschriften, die für die 
Zwangsvollstreckung aus gerichtlichen 
Urkunden nach § 794 Absatz 1 Num-
mer 5 der Zivilprozessordnung gelten, 
mit folgenden Maßgaben entsprechend 
anzuwenden:

1.	 Die vollstreckbare Ausfertigung 
sowie die Bestätigungen nach 
§ 1079 der Zivilprozessordnung 
werden von den Beamten oder 
Angestellten des Jugendamts 
erteilt, denen die Beurkundung 
der Verpflichtungserklärung 
übertragen ist. 2Das Gleiche gilt 
für die Bezifferung einer Ver-
pflichtungserklärung nach § 790 
der Zivilprozessordnung.

2.	 Über Einwendungen, die die 
Zulässigkeit der Vollstreckungs-
klausel oder die Zulässigkeit 
der Bezifferung nach § 790 der 

65



Zivilprozessordnung betreffen, 
über die Erteilung einer weiteren 
vollstreckbaren Ausfertigung 
sowie über Anträge nach § 1081 
der Zivilprozessordnung ent-
scheidet das für das Jugendamt 
zuständige Amtsgericht.

Viertes Kapitel 
Schutz von Sozialdaten

§ 61 	 Anwendungsbereich

(1) Für den Schutz von Sozialdaten bei 
ihrer Verarbeitung in der Jugendhil-
fe gelten § 35 des Ersten Buches, 
§§ 67 bis 85a des Zehnten Buches 
sowie die nachfolgenden Vorschrif-
ten. Sie gelten für alle Stellen des 
Trägers der öffentlichen Jugend-
hilfe, soweit sie Aufgaben nach 
diesem Buch wahrnehmen. Für die 
Wahrnehmung von Aufgaben nach 
diesem Buch durch kreisangehörige 
Gemeinden und Gemeindeverbände, 
die nicht örtliche Träger sind, gelten 
die Sätze 1 und 2 entsprechend.

(2) Für den Schutz von Sozialdaten bei 
ihrer Verarbeitung im Rahmen der 
Tätigkeit des Jugendamts als Amts-
pfleger, Amtsvormund, Beistand und 
Gegenvormund gilt nur § 68.

(3) Werden Einrichtungen und Dienste 
der Träger der freien Jugendhilfe 
in Anspruch genommen, so ist 
sicherzustellen, dass der Schutz der 
personenbezogenen Daten bei der 
Verarbeitung in entsprechender 
Weise gewährleistet ist.

§ 62 	 Datenerhebung

(1) Sozialdaten dürfen nur erhoben 
werden, soweit ihre Kenntnis zur 
Erfüllung der jeweiligen Aufgabe 
erforderlich ist.

(2) Sozialdaten sind bei der betroffe-
nen Person zu erheben. Sie ist über 
die Rechtsgrundlage der Erhebung 
sowie die Zweckbestimmungen der 
Verarbeitung aufzuklären, soweit 
diese nicht offenkundig sind.

(3) Ohne Mitwirkung der betroffenen 
Person dürfen Sozialdaten nur erho-
ben werden, wenn
1.	 eine gesetzliche Bestimmung dies 

vorschreibt oder erlaubt oder
2.	 ihre Erhebung bei der betroffe-

nen Person nicht möglich ist oder 
die jeweilige Aufgabe ihrer Art 
nach eine Erhebung bei anderen 
erfordert, die Kenntnis der Daten 
aber erforderlich ist für
a)	 die Feststellung der Vor-

aussetzungen oder für die 
Erfüllung einer Leistung nach 
diesem Buch oder

b)	 die Feststellung der Voraus-
setzungen für die Erstattung 
einer Leistung nach § 50 des 
Zehnten Buches oder

c)	 die Wahrnehmung einer Auf-
gabe nach den §§ 42 bis 48a 
und nach § 52 oder

d)	 die Erfüllung des Schutz-
auftrags bei Kindeswohlge-
fährdung nach § 8a oder 
die Gefährdungsabwendung 
nach § 4 des Gesetzes zur 
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Kooperation und Information 
im Kinderschutz oder

3.	 die Erhebung bei der betroffenen 
Person einen unverhältnismäßi-
gen Aufwand erfordern würde 
und keine Anhaltspunkte dafür 
bestehen, dass schutzwürdige In-
teressen der betroffenen Person 
beeinträchtigt werden oder

4.	 die Erhebung bei der betroffe-
nen Person den Zugang zur Hilfe 
ernsthaft gefährden würde.

(4) Ist die betroffene Person nicht 
zugleich Leistungsberechtigter oder 
sonst an der Leistung beteiligt, 
so dürfen die Daten auch beim 
Leistungsberechtigten oder einer 
anderen Person, die sonst an der 
Leistung beteiligt ist, erhoben wer-
den, wenn die Kenntnis der Daten 
für die Gewährung einer Leistung 
nach diesem Buch notwendig ist. 
Satz 1 gilt bei der Erfüllung anderer 
Aufgaben im Sinne des § 2 Absatz 3 
entsprechend.

§ 63 	 Datenspeicherung

(1) Sozialdaten dürfen gespeichert wer-
den, soweit dies für die Erfüllung der 
jeweiligen Aufgabe erforderlich ist.

(2) Daten, die zur Erfüllung unterschied-
licher Aufgaben der öffentlichen 
Jugendhilfe erhoben worden sind, 
dürfen nur zusammengeführt wer-
den, wenn und solange dies wegen 
eines unmittelbaren Sachzusammen-
hangs erforderlich ist. Daten, die zu 
Leistungszwecken im Sinne des § 2 

Absatz 2 und Daten, die für andere 
Aufgaben im Sinne des § 2 Absatz 
3 erhoben worden sind, dürfen nur 
zusammengeführt werden, soweit 
dies zur Erfüllung der jeweiligen 
Aufgabe erforderlich ist.

§ 64 	 Datenübermittlung und 
-nutzung

(1) Sozialdaten dürfen zu dem Zweck 
übermittelt oder genutzt werden, zu 
dem sie erhoben worden sind.

(2) Eine Übermittlung für die Erfüllung 
von Aufgaben nach § 69 des Zehn-
ten Buches ist abweichend von Ab-
satz 1 nur zulässig, soweit dadurch 
der Erfolg einer zu gewährenden 
Leistung nicht in Frage gestellt wird.

(2a) Vor einer Übermittlung an eine 
Fachkraft, die nicht dem Verantwort-
lichen angehört, sind die Sozialdaten 
zu anonymisieren oder zu pseudony-
misieren, soweit die Aufgabenerfül-
lung dies zulässt.

(2b) Abweichend von Absatz 1 dürfen 
Sozialdaten übermittelt und genutzt 
werden, soweit dies für die Durch-
führung bestimmter wissenschaft-
licher Vorhaben zur Erforschung 
möglicher politisch motivierter 
Adoptionsvermittlung in der DDR 
erforderlich ist, ohne dass es einer 
Anonymisierung oder Pseudonymi-
sierung bedarf. Die personenbezo-
genen Daten sind zu anonymisieren, 
sobald dies nach dem Forschungs-
zweck möglich ist. Vom Adopti-
onsverfahren betroffene Personen 
dürfen nicht kontaktiert werden.
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(3) Sozialdaten dürfen beim Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe zum Zwe-
cke der Planung im Sinne des § 80 
gespeichert oder genutzt werden; 
sie sind unverzüglich zu anonymi-
sieren.

(4) Erhält ein Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe nach Maßgabe des § 4 
Absatz 3 des Gesetzes zur Koope-
ration und Information im Kinder-
schutz Informationen und Daten, 
soll er gegenüber der meldenden 
Person ausschließlich mitteilen, ob 
sich die von ihr mitgeteilten gewich-
tigen Anhaltspunkte für die Gefähr-
dung des Wohls des Kindes oder 
Jugendlichen bestätigt haben und 
ob das Jugendamt zur Abwendung 
der Gefährdung tätig geworden ist 
und noch tätig ist.

§ 65 	 Besonderer Vertrauensschutz 
in der persönlichen und 
erzieherischen Hilfe

(1) Sozialdaten, die dem Mitarbeiter 
eines Trägers der öffentlichen Ju-
gendhilfe zum Zwecke persönlicher 
und erzieherischer Hilfe anvertraut 
worden sind, dürfen von diesem 
nur weitergegeben oder übermittelt 
werden
1.	 mit der Einwilligung dessen, der 

die Daten anvertraut hat, oder
2.	 dem Familiengericht zur Erfül-

lung der Aufgaben nach § 8a 
Absatz 2, wenn angesichts einer 
Gefährdung des Wohls eines 
Kindes oder eines Jugendlichen 
ohne diese Mitteilung eine für 

die Gewährung von Leistun-
gen notwendige gerichtliche 
Entscheidung nicht ermöglicht 
werden könnte, oder

3.	 dem Mitarbeiter, der auf Grund 
eines Wechsels der Fallzustän-
digkeit im Jugendamt oder eines 
Wechsels der örtlichen Zustän-
digkeit für die Gewährung oder 
Erbringung der Leistung verant-
wortlich ist, wenn Anhaltspunkte 
für eine Gefährdung des Kin-
deswohls gegeben sind und die 
Daten für eine Abschätzung des 
Gefährdungsrisikos notwendig 
sind, oder

4.	 an die Fachkräfte, die zum 
Zwecke der Abschätzung des 
Gefährdungsrisikos nach § 8a 
hinzugezogen werden; § 64 
Absatz 2a bleibt unberührt, oder

5.	 unter den Voraussetzungen, 
unter denen eine der in § 203 
Absatz 1 oder 4 des Strafgesetz-
buchs genannten Personen dazu 
befugt wäre, oder

6.	 wenn dies für die Durchführung 
bestimmter wissenschaftlicher 
Vorhaben zur Erforschung 
möglicher politisch motivierter 
Adoptionsvermittlung in der DDR 
erforderlich ist. 2Vom Adoptions-
verfahren betroffene Personen 
dürfen nicht kontaktiert werden; 
§ 64 Absatz 2b Satz 1 und 2 gilt 
entsprechend.

	 Der Empfänger darf die Sozialdaten 
nur zu dem Zweck weitergeben oder 
übermitteln, zu dem er sie befugt 
erhalten hat.
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(2) § 35 Absatz 3 des Ersten Buches gilt 
auch, soweit ein behördeninternes 
Weitergabeverbot nach Absatz 1 
besteht.

§ 66 	 (weggefallen)

§ 67 	 (weggefallen)

§ 68 	 Sozialdaten im Bereich 
der Beistandschaft, 
Amtspflegschaft und der 
Amtsvormundschaft

(1) Der Beamte oder Angestellte, dem 
die Ausübung der Beistandschaft, 
Amtspflegschaft oder Amtsvor-
mundschaft übertragen ist, darf 
Sozialdaten nur verarbeiten, soweit 
dies zur Erfüllung seiner Aufgaben 
erforderlich ist. Die Nutzung die-
ser Sozialdaten zum Zwecke der 
Aufsicht, Kontrolle oder Rechnungs-
prüfung durch die dafür zuständi-
gen Stellen sowie die Übermittlung 
an diese ist im Hinblick auf den 
Einzelfall zulässig. Die Informati-
onspflichten nach Artikel 13 und 
14 der Verordnung (EU) 2016/679 
des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener 
Daten, zum freien Datenverkehr und 
zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/
EG (Datenschutz-Grundverordnung) 
(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 
314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 

vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils 
geltenden Fassung bestehen nur, so-
weit die Erteilung der Informationen
1.	 mit der Wahrung der Interessen 

der minderjährigen Person ver-
einbar ist und

2.	 nicht die Erfüllung der Aufgaben 
gefährdet, die in der Zuständig-
keit des Beistands, des Amtspfle-
gers oder des Amtsvormundes 
liegen.

(2) § 84 des Zehnten Buches gilt ent-
sprechend.

(3) Das Recht auf Auskunft der be-
troffenen Person gemäß Artikel 
15 der Verordnung (EU) 2016/679 
besteht nicht, soweit die betrof-
fene Person nach Absatz 1 Satz 3 
nicht zu informieren ist oder durch 
die Auskunftserteilung berechtigte 
Interessen Dritter beeinträchtigt 
würden. Einer Person, die unter 
Beistandschaft, Amtspflegschaft 
oder Amtsvormundschaft gestanden 
und ihr 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, kann Auskunft erteilt 
werden, soweit sie die erforderliche 
Einsichts- und Urteilsfähigkeit besitzt 
und die Auskunftserteilung nicht 
nach Satz 1 ausgeschlossen ist. Nach 
Beendigung einer Beistandschaft hat 
darüber hinaus der Elternteil, der 
die Beistandschaft beantragt hat, 
einen Anspruch auf Kenntnis der 
gespeicherten Daten, solange der 
junge Mensch minderjährig ist, der 
Elternteil antragsberechtigt ist und 
die Auskunftserteilung nicht nach 
Satz 1 ausgeschlossen ist.
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(4) Personen oder Stellen, an die So-
zialdaten übermittelt worden sind, 
dürfen diese nur zu dem Zweck spei-
chern und nutzen, zu dem sie ihnen 
nach Absatz 1 befugt übermittelt 
worden sind.

(5) Für die Tätigkeit des Jugendamts als 
Gegenvormund gelten die Absätze 1 
bis 4 entsprechend.

Fünftes Kapitel 
Träger der Jugendhilfe, 
Zusammenarbeit, Gesamt-
verantwortung

Erster Abschnitt Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe

§ 69 	 Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe, Jugendämter, 
Landesjugendämter

(1) Die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe werden durch Landesrecht 
bestimmt.

(2) (weggefallen)
(3) Für die Wahrnehmung der Aufgaben 

nach diesem Buch errichtet jeder 
örtliche Träger ein Jugendamt, jeder 
überörtliche Träger ein Landesju-
gendamt.

(4) Mehrere örtliche Träger und mehrere 
überörtliche Träger können, auch 
wenn sie verschiedenen Ländern an-
gehören, zur Durchführung einzel-
ner Aufgaben gemeinsame Einrich-
tungen und Dienste errichten.

§ 70 	 Organisation des Jugendamts 
und des Landesjugendamts

(1) Die Aufgaben des Jugendamts wer-
den durch den Jugendhilfeausschuss 
und durch die Verwaltung des 
Jugendamts wahrgenommen.

(2) Die Geschäfte der laufenden Ver-
waltung im Bereich der öffentlichen 
Jugendhilfe werden vom Leiter der 
Verwaltung der Gebietskörperschaft 
oder in seinem Auftrag vom Leiter 
der Verwaltung des Jugendamts im 
Rahmen der Satzung und der Be-
schlüsse der Vertretungskörperschaft 
und des Jugendhilfeausschusses 
geführt.

(3) Die Aufgaben des Landesjugendamts 
werden durch den Landesjugendhil-
feausschuss und durch die Verwal-
tung des Landesjugendamts im 
Rahmen der Satzung und der dem 
Landesjugendamt zur Verfügung ge-
stellten Mittel wahrgenommen. Die 
Geschäfte der laufenden Verwaltung 
werden von dem Leiter der Verwal-
tung des Landesjugendamts im Rah-
men der Satzung und der Beschlüsse 
des Landesjugendhilfeausschusses 
geführt.

§ 71 	 Jugendhilfeausschuss, 
Landesjugendhilfeausschuss

(1) Dem Jugendhilfeausschuss gehören 
als stimmberechtigte Mitglieder an
1.	 mit drei Fünfteln des Anteils der 

Stimmen Mitglieder der Vertre-
tungskörperschaft des Trägers 
der öffentlichen Jugendhilfe oder 
von ihr gewählte Frauen und 
Männer, die in der Jugendhilfe 
erfahren sind,
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2.	 mit zwei Fünfteln des Anteils der 
Stimmen Frauen und Männer, 
die auf Vorschlag der im Bereich 
des öffentlichen Trägers wirken-
den und anerkannten Träger 
der freien Jugendhilfe von der 
Vertretungskörperschaft gewählt 
werden; Vorschläge der Jugend-
verbände und der Wohlfahrts-
verbände sind angemessen zu 
berücksichtigen.

(2) Dem Jugendhilfeausschuss sollen als 
beratende Mitglieder selbstorgani-
sierte Zusammenschlüsse nach § 4a 
angehören.

(3) Der Jugendhilfeausschuss befasst 
sich mit allen Angelegenheiten der 
Jugendhilfe, insbesondere mit
1.	 der Erörterung aktueller Problem-

lagen junger Menschen und ihrer 
Familien sowie mit Anregungen 
und Vorschlägen für die Weiter-
entwicklung der Jugendhilfe,

2.	 der Jugendhilfeplanung und
3.	 der Förderung der freien Jugend-

hilfe.
(4) Er hat Beschlussrecht in Angelegen-

heiten der Jugendhilfe im Rahmen 
der von der Vertretungskörperschaft 
bereitgestellten Mittel, der von ihr 
erlassenen Satzung und der von 
ihr gefassten Beschlüsse. Er soll vor 
jeder Beschlussfassung der Vertre-
tungskörperschaft in Fragen der 
Jugendhilfe und vor der Berufung 
eines Leiters des Jugendamts gehört 
werden und hat das Recht, an die 
Vertretungskörperschaft Anträge zu 
stellen. Er tritt nach Bedarf zusam-
men und ist auf Antrag von mindes-

tens einem Fünftel der Stimmberech-
tigten einzuberufen. Seine Sitzungen 
sind öffentlich, soweit nicht das 
Wohl der Allgemeinheit, berechtigte 
Interessen einzelner Personen oder 
schutzbedürftiger Gruppen entge-
genstehen.

(5) Dem Landesjugendhilfeausschuss ge-
hören mit zwei Fünfteln des Anteils 
der Stimmen Frauen und Männer 
an, die auf Vorschlag der im Bereich 
des Landesjugendamts wirkenden 
und anerkannten Träger der freien 
Jugendhilfe von der obersten Lan-
desjugendbehörde zu berufen sind. 
Die übrigen Mitglieder werden durch 
Landesrecht bestimmt. Absatz 3 gilt 
entsprechend.

(6) Das Nähere regelt das Landesrecht. 
Es regelt die Zugehörigkeit weiterer 
beratender Mitglieder zum Jugend-
hilfeausschuss. Es kann bestimmen, 
dass der Leiter der Verwaltung der 
Gebietskörperschaft oder der Leiter 
der Verwaltung des Jugendamts 
nach Absatz 1 Nummer 1 stimmbe-
rechtigt ist.

§ 72 	 Mitarbeiter, Fortbildung

(1) Die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe sollen bei den Jugendämtern 
und Landesjugendämtern hauptbe-
ruflich nur Personen beschäftigen, 
die sich für die jeweilige Aufgabe 
nach ihrer Persönlichkeit eignen 
und eine dieser Aufgabe entspre-
chende Ausbildung erhalten haben 
(Fachkräfte) oder auf Grund beson-
derer Erfahrungen in der sozialen 
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Arbeit in der Lage sind, die Aufgabe 
zu erfüllen. Soweit die jeweilige 
Aufgabe dies erfordert, sind mit 
ihrer Wahrnehmung nur Fachkräfte 
oder Fachkräfte mit entsprechender 
Zusatzausbildung zu betrauen. Fach-
kräfte verschiedener Fachrichtungen 
sollen zusammenwirken, soweit die 
jeweilige Aufgabe dies erfordert.

(2) Leitende Funktionen des Jugendamts 
oder des Landesjugendamts sollen in 
der Regel nur Fachkräften übertra-
gen werden.

(3) Die Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe haben Fortbildung und 
Praxisberatung der Mitarbeiter des 
Jugendamts und des Landesjugend-
amts sicherzustellen.

§ 72a 	Tätigkeitsausschluss 
einschlägig vorbestrafter 
Personen

(1) Die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe dürfen für die Wahrnehmung 
der Aufgaben in der Kinder- und 
Jugendhilfe keine Person beschäf-
tigen oder vermitteln, die rechts-
kräftig wegen einer Straftat nach 
den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 
180a, 181a, 182 bis 184g, 184i, 
184j, 184k, 184l, 201a Absatz 3, 
den §§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 
oder 236 des Strafgesetzbuchs ver-
urteilt worden ist. Zu diesem Zweck 
sollen sie sich bei der Einstellung 
oder Vermittlung und in regelmäßi-
gen Abständen von den betroffenen 
Personen ein Führungszeugnis nach 
§ 30 Absatz 5 und § 30a Absatz 1 

des Bundeszentralregistergesetzes 
vorlegen lassen.

(2) Die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe sollen durch Vereinbarungen 
mit den Trägern der freien Jugend-
hilfe sicherstellen, dass diese keine 
Person, die wegen einer Straftat 
nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig 
verurteilt worden ist, beschäftigen.

(3) Die Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe sollen sicherstellen, dass 
unter ihrer Verantwortung keine 
neben- oder ehrenamtlich tätige 
Person, die wegen einer Straftat 
nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig 
verurteilt worden ist, in Wahrneh-
mung von Aufgaben der Kinder- und 
Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche 
beaufsichtigt, betreut, erzieht oder 
ausbildet oder einen vergleichbaren 
Kontakt hat. Hierzu sollen die Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe über die 
Tätigkeiten entscheiden, die von den 
in Satz 1 genannten Personen auf 
Grund von Art, Intensität und Dauer 
des Kontakts dieser Personen mit 
Kindern und Jugendlichen nur nach 
Einsichtnahme in das Führungszeug-
nis nach Absatz 1 Satz 2 wahrge-
nommen werden dürfen.

(4) Die Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe sollen durch Vereinba-
rungen mit den Trägern der freien 
Jugendhilfe sowie mit Vereinen im 
Sinne des § 54 sicherstellen, dass 
unter deren Verantwortung keine 
neben- oder ehrenamtlich tätige 
Person, die wegen einer Straftat 
nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig 
verurteilt worden ist, in Wahrneh-
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mung von Aufgaben der Kinder- und 
Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche 
beaufsichtigt, betreut, erzieht oder 
ausbildet oder einen vergleichbaren 
Kontakt hat. Hierzu sollen die Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe mit 
den Trägern der freien Jugendhilfe 
Vereinbarungen über die Tätigkei-
ten schließen, die von den in Satz 1 
genannten Personen auf Grund von 
Art, Intensität und Dauer des Kon-
takts dieser Personen mit Kindern 
und Jugendlichen nur nach Einsicht-
nahme in das Führungszeugnis nach 
Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen 
werden dürfen.

(5) Die Träger der öffentlichen und frei-
en Jugendhilfe dürfen von den nach 
den Absätzen 3 und 4 eingesehenen 
Daten nur folgende Daten erheben 
und speichern:
1.	 den Umstand der Einsichtnahme,
2.	 das Datum des Führungszeugnis-

ses und
3.	 die Information, ob die das Füh-

rungszeugnis betreffende Person 
wegen einer in Absatz 1 Satz 1 
genannten Straftat rechtskräftig 
verurteilt worden ist.

	 Die Träger der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe dürfen die ge-
speicherten Daten nur verarbeiten, 
soweit dies erforderlich ist, um die 
Eignung einer Person für die Tätig-
keit, die Anlass zu der Einsichtnah-
me in das Führungszeugnis gewesen 
ist, zu prüfen. Die Daten sind vor 
dem Zugriff Unbefugter zu schützen. 
Sie sind unverzüglich zu löschen, 
wenn im Anschluss an die Einsicht-

nahme keine Tätigkeit nach Absatz 3 
Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 wahrge-
nommen wird. Andernfalls sind die 
Daten spätestens sechs Monate nach 
Beendigung einer solchen Tätigkeit 
zu löschen.

Zweiter Abschnitt 
Zusammenarbeit mit der freien 
Jugendhilfe, ehrenamtliche 
Tätigkeit

§ 73 	 Ehrenamtliche Tätigkeit

In der Jugendhilfe ehrenamtlich tätige 
Personen sollen bei ihrer Tätigkeit ange-
leitet, beraten und unterstützt werden.

§ 74 	 Förderung der freien 
Jugendhilfe

(1) Die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe sollen die freiwillige Tätigkeit 
auf dem Gebiet der Jugendhilfe 
anregen; sie sollen sie fördern, wenn 
der jeweilige Träger
1.	 die fachlichen Voraussetzungen 

für die geplante Maßnahme 
erfüllt und die Beachtung der 
Grundsätze und Maßstäbe 
der Qualitätsentwicklung und 
Qualitätssicherung nach § 79a 
gewährleistet,

2.	 die Gewähr für eine zweckent-
sprechende und wirtschaftliche 
Verwendung der Mittel bietet,

3.	 gemeinnützige Ziele verfolgt,
4.	 eine angemessene Eigenleistung 

erbringt und
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5.	 die Gewähr für eine den Zielen 
des Grundgesetzes förderliche 
Arbeit bietet.

	 Eine auf Dauer angelegte Förderung 
setzt in der Regel die Anerkennung 
als Träger der freien Jugendhilfe 
nach § 75 voraus.

(2) Soweit von der freien Jugendhilfe 
Einrichtungen, Dienste und Ver-
anstaltungen geschaffen werden, 
um die Gewährung von Leistungen 
nach diesem Buch zu ermöglichen, 
kann die Förderung von der Bereit-
schaft abhängig gemacht werden, 
diese Einrichtungen, Dienste und 
Veranstaltungen nach Maßgabe 
der Jugendhilfeplanung und unter 
Beachtung der in § 9 genannten 
Grundsätze anzubieten. § 4 Absatz 
1 bleibt unberührt.

(3) Über die Art und Höhe der Förde-
rung entscheidet der Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel 
nach pflichtgemäßem Ermessen. 
Entsprechendes gilt, wenn mehrere 
Antragsteller die Förderungsvor-
aussetzungen erfüllen und die von 
ihnen vorgesehenen Maßnahmen 
gleich geeignet sind, zur Befriedi-
gung des Bedarfs jedoch nur eine 
Maßnahme notwendig ist. Bei der 
Bemessung der Eigenleistung sind 
die unterschiedliche Finanzkraft und 
die sonstigen Verhältnisse zu berück-
sichtigen.

(4) Bei sonst gleich geeigneten Maß-
nahmen soll solchen der Vorzug 
gegeben werden, die stärker an den 
Interessen der Betroffenen orientiert 

sind und ihre Einflussnahme auf 
die Ausgestaltung der Maßnahme 
gewährleisten.

(5) Bei der Förderung gleichartiger Maß-
nahmen mehrerer Träger sind unter 
Berücksichtigung ihrer Eigenleistun-
gen gleiche Grundsätze und Maßstä-
be anzulegen. Werden gleichartige 
Maßnahmen von der freien und der 
öffentlichen Jugendhilfe durchge-
führt, so sind bei der Förderung die 
Grundsätze und Maßstäbe anzu-
wenden, die für die Finanzierung 
der Maßnahmen der öffentlichen 
Jugendhilfe gelten.

(6) Die Förderung von anerkannten Trä-
gern der Jugendhilfe soll auch Mittel 
für die Fortbildung der haupt-, ne-
ben- und ehrenamtlichen Mitarbeiter 
sowie im Bereich der Jugendarbeit 
Mittel für die Errichtung und Un-
terhaltung von Jugendfreizeit- und 
Jugendbildungsstätten einschließen.

§ 74a 	Finanzierung von 
Tageseinrichtungen für Kinder

Die Finanzierung von Tageseinrich-
tungen regelt das Landesrecht. Dabei 
können alle Träger von Einrichtungen, 
die die rechtlichen und fachlichen 
Voraussetzungen für den Betrieb der 
Einrichtung erfüllen, gefördert werden. 
Die Erhebung von Teilnahmebeiträgen 
nach § 90 bleibt unberührt.

§ 75 	 Anerkennung als Träger der 
freien Jugendhilfe
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(1) Als Träger der freien Jugendkönnen 
juristische Personen und Personenverei-
nigungen anerkannt werden, wenn sie

1.	 auf dem Gebiet der Jugendhilfe 
im Sinne des § 1 tätig sind,

2.	 gemeinnützige Ziele verfolgen,
3.	 auf Grund der fachlichen und 

personellen Voraussetzungen 
erwarten lassen, dass sie einen 
nicht unwesentlichen Beitrag 
zur Erfüllung der Aufgaben der 
Jugendhilfe zu leisten imstande 
sind, und

4.	 die Gewähr für eine den Zielen 
des Grundgesetzes förderliche 
Arbeit bieten.

(2) Einen Anspruch auf Anerkennung 
als Träger der freien Jugendhilfe 
hat unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 1, wer auf dem Gebiet der 
Jugendhilfe mindestens drei Jahre 
tätig gewesen ist.

(3) Die Kirchen und Religionsgemein-
schaften des öffentlichen Rechts 
sowie die auf Bundesebene zusam-
mengeschlossenen Verbände der 
freien Wohlfahrtspflege sind aner-
kannte Träger der freien Jugendhilfe.

§ 76 	 Beteiligung anerkannter 
Träger der freien Jugendhilfe 
an der Wahrnehmung anderer 
Aufgaben

(1) Die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe können anerkannte Träger der 
freien Jugendhilfe an der Durch-
führung ihrer Aufgaben nach den 
§§ 42, 42a, 43, 50 bis 52a und 53 
Absatz 2 bis 4 beteiligen oder ihnen 

diese Aufgaben zur Ausführung 
übertragen.

(2) Die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe bleiben für die Erfüllung der 
Aufgaben verantwortlich.

§ 77 	 Vereinbarungen über 
Kostenübernahme und 
Qualitätsentwicklung bei 
ambulanten Leistungen

(1) Werden Einrichtungen und Dienste 
der Träger der freien Jugendhilfe 
in Anspruch genommen, so sind 
Vereinbarungen über die Höhe der 
Kosten der Inanspruchnahme sowie 
über Inhalt, Umfang und Qualität 
der Leistung, über Grundsätze und 
Maßstäbe für die Bewertung der 
Qualität der Leistung und über 
geeignete Maßnahmen zu ihrer 
Gewährleistung zwischen der öf-
fentlichen und der freien Jugendhilfe 
anzustreben. Zu den Grundsätzen 
und Maßstäben für die Bewertung 
der Qualität der Leistung nach Satz 
1 zählen auch Qualitätsmerkmale 
für die inklusive Ausrichtung der 
Aufgabenwahrnehmung und die 
Berücksichtigung der spezifischen 
Bedürfnisse von jungen Menschen 
mit Behinderungen. Das Nähere 
regelt das Landesrecht. Die §§ 78a 
bis 78g bleiben unberührt.

(2) Wird eine Leistung nach § 37 Absatz 
1 oder § 37a erbracht, so ist der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
zur Übernahme der Kosten der Inan-
spruchnahme nur verpflichtet, wenn 
mit den Leistungserbringern Verein-
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barungen über Inhalt, Umfang und 
Qualität der Leistung, über Grund-
sätze und Maßstäbe für die Bewer-
tung der Qualität der Leistung sowie 
über geeignete Maßnahmen zu ihrer 
Gewährleistung geschlossen worden 
sind; § 78e gilt entsprechend.

§ 78 	 Arbeitsgemeinschaften

Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen die Bildung von Arbeitsgemein-
schaften anstreben, in denen neben 
ihnen die anerkannten Träger der freien 
Jugendhilfe sowie die Träger geför-
derter Maßnahmen vertreten sind. In 
den Arbeitsgemeinschaften soll darauf 
hingewirkt werden, dass die geplanten 
Maßnahmen aufeinander abgestimmt 
werden, sich gegenseitig ergänzen und 
in den Lebens- und Wohnbereichen von 
jungen Menschen und Familien ihren 
Bedürfnissen, Wünschen und Interessen 
entsprechend zusammenwirken. Dabei 
sollen selbstorganisierte Zusammen-
schlüsse nach § 4a beteiligt werden.

Dritter Abschnitt 
Vereinbarungen über 
Leistungsangebote, Entgelte 
und Qualitätsentwicklung

§ 78a 	Anwendungsbereich

(1) Die Regelungen der §§ 78b bis 78g 
gelten für die Erbringung von
1.	 Leistungen für Betreuung und 

Unterkunft in einer sozialpäda-
gogisch begleiteten Wohnform 
(§ 13 Absatz 3),

2.	 Leistungen in gemeinsamen 
Wohnformen für Mütter/Väter 
und Kinder (§ 19),

3.	 Leistungen zur Unterstützung 
bei notwendiger Unterbringung 
des Kindes oder Jugendlichen zur 
Erfüllung der Schulpflicht (§ 21 
Satz 2),

4.	 Hilfe zur Erziehung
a)	 in einer Tagesgruppe (§ 32),
b)	 in einem Heim oder einer 

sonstigen betreuten Wohn-
form (§ 34) sowie

c)	 in intensiver sozialpädagogi-
scher Einzelbetreuung (§ 35), 
sofern sie außerhalb der 
eigenen Familie erfolgt,

d)	 in sonstiger teilstationärer 
oder stationärer Form (§ 27),

5.	 Eingliederungshilfe für seelisch 
behinderte Kinder und Jugendli-
che in
a)	 anderen teilstationären Ein-

richtungen (§ 35a Absatz 2 
Nummer 2 Alternative 2),

b)	 Einrichtungen über Tag 
und Nacht sowie sonstigen 
Wohnformen (§ 35a Absatz 2 
Nummer 4),

6.	 Hilfe für junge Volljährige 
(§ 41), sofern diese den in den 
Nummern 4 und 5 genannten 
Leistungen entspricht, sowie

7.	 Leistungen zum Unterhalt (§ 39), 
sofern diese im Zusammenhang 
mit Leistungen nach den Num-
mern 4 bis 6 gewährt werden; 
§ 39 Absatz 2 Satz 3 bleibt unbe-
rührt.
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(2) Landesrecht kann bestimmen, dass 
die §§ 78b bis 78g auch für andere 
Leistungen nach diesem Buch sowie 
für vorläufige Maßnahmen zum 
Schutz von Kindern und Jugendli-
chen (§§ 42, 42a) gelten.

§ 78b 	Voraussetzungen für 
die Übernahme des 
Leistungsentgelts

(1) Wird die Leistung ganz oder teil-
weise in einer Einrichtung erbracht, 
so ist der Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe zur Übernahme des 
Entgelts gegenüber dem Leistungs-
berechtigten verpflichtet, wenn mit 
dem Träger der Einrichtung oder sei-
nem Verband Vereinbarungen über
1.	 Inhalt, Umfang und Qualität der 

Leistungsangebote (Leistungsver-
einbarung),

2.	 differenzierte Entgelte für die 
Leistungsangebote und die be-
triebsnotwendigen Investitionen 
(Entgeltvereinbarung) und

3.	 Grundsätze und Maßstäbe für 
die Bewertung der Qualität der 
Leistungsangebote sowie über 
geeignete Maßnahmen zu ihrer 
Gewährleistung (Qualitätsent-
wicklungsvereinbarung)

	 abgeschlossen worden sind; dazu 
zählen auch die Qualitätsmerkmale 
nach § 79a Satz 2.

(2) Die Vereinbarungen sind mit den 
Trägern abzuschließen, die unter 
Berücksichtigung der Grundsätze der 
Leistungsfähigkeit, Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit zur Erbringung 

der Leistung geeignet sind. Verein-
barungen über die Erbringung von 
Auslandsmaßnahmen dürfen nur 
mit solchen Trägern abgeschlossen 
werden, die die Maßgaben nach 
§ 38 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe 
a bis d erfüllen.

(3) Ist eine der Vereinbarungen nach 
Absatz 1 nicht abgeschlossen, so ist 
der Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe zur Übernahme des Leistungs-
entgelts nur verpflichtet, wenn dies 
insbesondere nach Maßgabe der 
Hilfeplanung (§ 36) im Einzelfall 
geboten ist.

§ 78c 	Inhalt der Leistungs- und 
Entgeltvereinbarungen

(1) Die Leistungsvereinbarung muss die 
wesentlichen Leistungsmerkmale, 
insbesondere
1.	 Art, Ziel und Qualität des Leis-

tungsangebots,
2.	 den in der Einrichtung zu betreu-

enden Personenkreis,
3.	 die erforderliche sächliche und 

personelle Ausstattung,
4.	 die Qualifikation des Personals 

sowie
5.	 die betriebsnotwendigen Anla-

gen der Einrichtung
	 festlegen. In die Vereinbarung 

ist aufzunehmen, unter welchen 
Voraussetzungen der Träger der 
Einrichtung sich zur Erbringung 
von Leistungen verpflichtet. Der 
Träger muss gewährleisten, dass die 
Leistungsangebote zur Erbringung 
von Leistungen nach § 78a Absatz 1 
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geeignet sowie ausreichend, zweck-
mäßig und wirtschaftlich sind.

(2) Die Entgelte müssen leistungsgerecht 
sein. Grundlage der Entgeltvereinba-
rung sind die in der Leistungs- und 
der Qualitätsentwicklungsvereinba-
rung festgelegten Leistungs- und 
Qualitätsmerkmale. Eine Erhöhung 
der Vergütung für Investitionen kann 
nur dann verlangt werden, wenn der 
zuständige Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe der Investitionsmaßnah-
me vorher zugestimmt hat. Förde-
rungen aus öffentlichen Mitteln sind 
anzurechnen.

§ 78d 	Vereinbarungszeitraum

(1) Die Vereinbarungen nach § 78b 
Absatz 1 sind für einen zukünftigen 
Zeitraum (Vereinbarungszeitraum) 
abzuschließen. Nachträgliche Aus-
gleiche sind nicht zulässig.

(2) Die Vereinbarungen treten zu dem 
darin bestimmten Zeitpunkt in Kraft. 
Wird ein Zeitpunkt nicht bestimmt, 
so werden die Vereinbarungen mit 
dem Tage ihres Abschlusses wirk-
sam. Eine Vereinbarung, die vor 
diesen Zeitpunkt zurückwirkt, ist 
nicht zulässig; dies gilt nicht für 
Vereinbarungen vor der Schiedsstelle 
für die Zeit ab Eingang des Antrags 
bei der Schiedsstelle. Nach Ablauf 
des Vereinbarungszeitraums gelten 
die vereinbarten Vergütungen bis 
zum Inkrafttreten neuer Vereinba-
rungen weiter.

(3) Bei unvorhersehbaren wesentlichen 
Veränderungen der Annahmen, die 

der Entgeltvereinbarung zugrunde 
lagen, sind die Entgelte auf Ver-
langen einer Vertragspartei für den 
laufenden Vereinbarungszeitraum 
neu zu verhandeln. Die Absätze 1 
und 2 gelten entsprechend.

(4) Vereinbarungen über die Erbringung 
von Leistungen nach § 78a Absatz 
1, die vor dem 1. Januar 1999 ab-
geschlossen worden sind, gelten bis 
zum Inkrafttreten neuer Vereinba-
rungen weiter.

§ 78e 	Örtliche Zuständigkeit 
für den Abschluss von 
Vereinbarungen

(1) Soweit Landesrecht nicht etwas 
anderes bestimmt, ist für den Ab-
schluss von Vereinbarungen nach 
§ 78b Absatz 1 der örtliche Träger 
der Jugendhilfe zuständig, in dessen 
Bereich die Einrichtung gelegen ist. 
Die von diesem Träger abgeschlos-
senen Vereinbarungen sind für alle 
örtlichen Träger bindend.

(2) Werden in der Einrichtung Leistun-
gen erbracht, für deren Gewährung 
überwiegend ein anderer örtlicher 
Träger zuständig ist, so hat der nach 
Absatz 1 zuständige Träger diesen 
Träger zu hören.

(3) Die kommunalen Spitzenverbände 
auf Landesebene und die Verbände 
der Träger der freien Jugendhilfe 
sowie die Vereinigungen sonstiger 
Leistungserbringer im jeweiligen 
Land können regionale oder lan-
desweite Kommissionen bilden. Die 
Kommissionen können im Auftrag 
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der Mitglieder der in Satz 1 genann-
ten Verbände und Vereinigungen 
Vereinbarungen nach § 78b Absatz 
1 schließen. Landesrecht kann die 
Beteiligung der für die Wahrneh-
mung der Aufgaben nach § 85 Ab-
satz 2 Nummer 5 und 6 zuständigen 
Behörde vorsehen.

§ 78f 	Rahmenverträge

Die kommunalen Spitzenverbände auf 
Landesebene schließen mit den Ver-
bänden der Träger der freien Jugend-
hilfe und den Vereinigungen sonstiger 
Leistungserbringer auf Landesebene 
Rahmenverträge über den Inhalt der 
Vereinbarungen nach § 78b Absatz 1. 
Die für die Wahrnehmung der Aufga-
ben nach § 85 Absatz 2 Nummer 5 
und 6 zuständigen Behörden sind zu 
beteiligen.

§ 78g	Schiedsstelle

(1) In den Ländern sind Schiedsstellen 
für Streit- und Konfliktfälle einzu-
richten. Sie sind mit einem unpartei-
ischen Vorsitzenden und mit einer 
gleichen Zahl von Vertretern der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sowie von Vertretern der Träger 
der Einrichtungen zu besetzen. Der 
Zeitaufwand der Mitglieder ist zu 
entschädigen, bare Auslagen sind zu 
erstatten. Für die Inanspruchnahme 
der Schiedsstellen können Gebühren 
erhoben werden.

(2) Kommt eine Vereinbarung nach 
§ 78b Absatz 1 innerhalb von sechs 

Wochen nicht zustande, nachdem 
eine Partei schriftlich zu Verhandlun-
gen aufgefordert hat, so entscheidet 
die Schiedsstelle auf Antrag einer 
Partei unverzüglich über die Ge-
genstände, über die keine Einigung 
erreicht werden konnte. Gegen die 
Entscheidung ist der Rechtsweg zu 
den Verwaltungsgerichten gegeben. 
Die Klage richtet sich gegen eine der 
beiden Vertragsparteien, nicht gegen 
die Schiedsstelle. Einer Nachprüfung 
der Entscheidung in einem Vorver-
fahren bedarf es nicht.

(3) Entscheidungen der Schiedsstelle 
treten zu dem darin bestimmten 
Zeitpunkt in Kraft. Wird ein Zeit-
punkt für das Inkrafttreten nicht 
bestimmt, so werden die Festsetzun-
gen der Schiedsstelle mit dem Tag 
wirksam, an dem der Antrag bei der 
Schiedsstelle eingegangen ist. Die 
Festsetzung einer Vergütung, die 
vor diesen Zeitpunkt zurückwirkt, 
ist nicht zulässig. Im Übrigen gilt 
§ 78d Absatz 2 Satz 4 und Absatz 3 
entsprechend.

(4) Die Landesregierungen werden 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
das Nähere zu bestimmen über
1.	 die Errichtung der Schiedsstellen,
2.	 die Zahl, die Bestellung, die 

Amtsdauer und die Amtsführung 
ihrer Mitglieder,

3.	 die Erstattung der baren Ausla-
gen und die Entschädigung für 
ihren Zeitaufwand,

4.	 die Geschäftsführung, das 
Verfahren, die Erhebung und die 
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Höhe der Gebühren sowie die 
Verteilung der Kosten und

5.	 die Rechtsaufsicht. 

Vierter Abschnitt 
Gesamtverantwortung, 
Jugendhilfeplanung

§ 79 	 Gesamtverantwortung, 
Grundausstattung

(1) Die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe haben für die Erfüllung der 
Aufgaben nach diesem Buch die 
Gesamtverantwortung einschließlich 
der Planungsverantwortung.

(2) Die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe sollen gewährleisten, dass zur 
Erfüllung der Aufgaben nach diesem 
Buch
1.	 die erforderlichen und geeigne-

ten Einrichtungen, Dienste und 
Veranstaltungen den verschiede-
nen Grundrichtungen der Erzie-
hung entsprechend rechtzeitig 
und ausreichend zur Verfügung 
stehen; hierzu zählen insbeson-
dere auch Pfleger, Vormünder 
und Pflegepersonen;

2.	 die nach Nummer 1 vorgehalte-
nen Einrichtungen, Dienste und 
Veranstaltungen dem nach § 80 
Absatz 1 Nummer 2 ermittelten 
Bedarf entsprechend zusammen-
wirken und hierfür verbindliche 
Strukturen der Zusammenarbeit 
aufgebaut und weiterentwickelt 
werden;

3.	 eine kontinuierliche Qualitäts-
entwicklung nach Maßgabe von 
§ 79a erfolgt.

	 Von den für die Jugendhilfe be-
reitgestellten Mitteln haben sie 
einen angemessenen Anteil für die 
Jugendarbeit zu verwenden.

(3) Die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe haben für eine ausreichende 
Ausstattung der Jugendämter und 
der Landesjugendämter einschließ-
lich der Möglichkeit der Nutzung 
digitaler Geräte zu sorgen; hierzu 
gehört auch eine dem Bedarf ent-
sprechende Zahl von Fachkräften. 
Zur Planung und Bereitstellung einer 
bedarfsgerechten Personalausstat-
tung ist ein Verfahren zur Personal-
bemessung zu nutzen.

§ 79a	 Qualitätsentwicklung in der 
Kinder- und Jugendhilfe

Um die Aufgaben der Kinder- und 
Jugendhilfe nach § 2 zu erfüllen, haben 
die Träger der öffentlichen Jugendhil-
fe Grundsätze und Maßstäbe für die 
Bewertung der Qualität sowie geeignete 
Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung 
für

1.	 die Gewährung und Erbringung 
von Leistungen,

2.	 die Erfüllung anderer Aufgaben,
3.	 den Prozess der Gefährdungsein-

schätzung nach § 8a,
4.	 die Zusammenarbeit mit anderen 

Institutionen
	 weiterzuentwickeln, anzuwenden 

und regelmäßig zu überprüfen. Dazu 
zählen auch Qualitätsmerkmale 
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für die inklusive Ausrichtung der 
Aufgabenwahrnehmung und die 
Berücksichtigung der spezifischen 
Bedürfnisse von jungen Menschen 
mit Behinderungen sowie die Siche-
rung der Rechte von Kindern und 
Jugendlichen in Einrichtungen und in 
Familienpflege und ihren Schutz vor 
Gewalt. Die Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe orientieren sich dabei an 
den fachlichen Empfehlungen der 
nach § 85 Absatz 2 zuständigen Be-
hörden und an bereits angewandten 
Grundsätzen und Maßstäben für die 
Bewertung der Qualität sowie Maß-
nahmen zu ihrer Gewährleistung.

§ 80 	 Jugendhilfeplanung

(1) Die Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe haben im Rahmen ihrer 
Planungsverantwortung
1.	 den Bestand an Einrichtungen 

und Diensten festzustellen,
2.	 den Bedarf unter Berücksichti-

gung der Wünsche, Bedürfnisse 
und Interessen der jungen Men-
schen und der Erziehungsberech-
tigten für einen mittelfristigen 
Zeitraum zu ermitteln und

3.	 die zur Befriedigung des Bedarfs 
notwendigen Vorhaben rechtzei-
tig und ausreichend zu planen; 
dabei ist Vorsorge zu treffen, 
dass auch ein unvorhergesehener 
Bedarf befriedigt werden kann.

(2) Einrichtungen und Dienste sollen so 
geplant werden, dass insbesondere

1.	 Kontakte in der Familie und im 
sozialen Umfeld erhalten und 
gepflegt werden können,

2.	 ein möglichst wirksames, vielfäl-
tiges, inklusives und aufeinander 
abgestimmtes Angebot von 
Jugendhilfeleistungen gewähr-
leistet ist,

3.	 ein dem nach Absatz 1 Nummer 
2 ermittelten Bedarf entspre-
chendes Zusammenwirken der 
Angebote von Jugendhilfeleistun-
gen in den Lebens- und Wohn-
bereichen von jungen Menschen 
und Familien sichergestellt ist,

4.	 junge Menschen mit Behinde-
rungen oder von Behinderung 
bedrohte junge Menschen mit 
jungen Menschen ohne Behinde-
rung gemeinsam unter Berück-
sichtigung spezifischer Bedarfsla-
gen gefördert werden können,

5.	 junge Menschen und Familien in 
gefährdeten Lebens- und Wohn-
bereichen besonders gefördert 
werden,

6.	 Mütter und Väter Aufgaben in 
der Familie und Erwerbstätigkeit 
besser miteinander vereinbaren 
können.

(3) Die Planung insbesondere von Diens-
ten zur Gewährung niedrigschwelli-
ger ambulanter Hilfen nach Maßga-
be von § 36a Absatz 2 umfasst auch 
Maßnahmen zur Qualitätsgewähr-
leistung der Leistungserbringung.

(4) Die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe haben die anerkannten Trä-
ger der freien Jugendhilfe in allen 
Phasen ihrer Planung frühzeitig 
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zu beteiligen. Zu diesem Zwecke 
sind sie vom Jugendhilfeausschuss, 
soweit sie überörtlich tätig sind, im 
Rahmen der Jugendhilfeplanung des 
überörtlichen Trägers vom Landes-
jugendhilfeausschuss zu hören. Das 
Nähere regelt das Landesrecht.

(5) Die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe sollen darauf hinwirken, dass 
die Jugendhilfeplanung und andere 
örtliche und überörtliche Planungen 
aufeinander abgestimmt werden 
und die Planungen insgesamt den 
Bedürfnissen und Interessen der 
jungen Menschen und ihrer Familien 
Rechnung tragen.

§ 81 	 Strukturelle Zusammenarbeit 
mit anderen Stellen und 
öffentlichen Einrichtungen

Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
haben mit anderen Stellen und öffent-
lichen Einrichtungen, deren Tätigkeit 
sich auf die Lebenssituation junger 
Menschen und ihrer Familien auswirkt, 
insbesondere mit

1.	 den Trägern von Sozialleistungen 
nach dem Zweiten, Dritten, Vier-
ten, Fünften, Sechsten und dem 
Zwölften Buch sowie Trägern von 
Leistungen nach dem Bundesver-
sorgungsgesetz,

2.	 Rehabilitationsträger nach § 6 
Absatz 1 Nummer 7 des Neunten 
Buches,

3.	 den Familien- und Jugendgerich-
ten, den Staatsanwaltschaften 
sowie den Justizvollzugsbehör-
den,

4.	 Schulen und Stellen der Schulver-
waltung,

5.	 Einrichtungen und Stellen des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes 
und sonstigen Einrichtungen und 
Diensten des Gesundheitswe-
sens,

6.	 den Beratungsstellen nach den 
§§ 3 und 8 des Schwanger-
schaftskonfliktgesetzes und 
Suchtberatungsstellen,

7.	 Einrichtungen und Diensten zum 
Schutz gegen Gewalt in engen 
sozialen Beziehungen,

8.	 den Stellen der Bundesagentur 
für Arbeit,

9.	 Einrichtungen und Stellen der 
beruflichen Aus- und Weiterbil-
dung,

10.	den Polizei- und Ordnungsbehör-
den,

11.	der Gewerbeaufsicht,
12.	Einrichtungen der Ausbildung für 

Fachkräfte, der Weiterbildung 
und der Forschung und

13.	Einrichtungen, die auf örtlicher 
Ebene Familien und den sozialen 
Zusammenhalt zwischen den 
Generationen stärken (Mehrge-
nerationenhäuser),

im Rahmen ihrer Aufgaben und Befug-
nisse zusammenzuarbeiten.

Sechstes Kapitel 
Zentrale Aufgaben

§ 82 	 Aufgaben der Länder

(1) Die oberste Landesjugendbehörde 
hat die Tätigkeit der Träger der öf-
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fentlichen und der freien Jugendhilfe 
und die Weiterentwicklung der Ju-
gendhilfe anzuregen und zu fördern.

(2) Die Länder haben auf einen gleich-
mäßigen Ausbau der Einrichtungen 
und Angebote hinzuwirken und die 
Jugendämter und Landesjugend-
ämter bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben zu unterstützen.

§ 83 	 Aufgaben des Bundes, 
sachverständige Beratung

(1) Die fachlich zuständige oberste 
Bundesbehörde soll die Tätigkeit der 
Jugendhilfe anregen und fördern, 
soweit sie von überregionaler Bedeu-
tung ist und ihrer Art nach nicht 
durch ein Land allein wirksam geför-
dert werden kann. Hierzu gehören 
auch die überregionalen Tätigkeiten 
der Jugendorganisationen der poli-
tischen Parteien auf dem Gebiet der 
Jugendarbeit.

(2) Die Bundesregierung wird in grund-
sätzlichen Fragen der Jugendhilfe 
von einem Sachverständigengre-
mium (Bundesjugendkuratorium) 
beraten. Das Nähere regelt die Bun-
desregierung durch Verwaltungsvor-
schriften.

(3) Die fachlich zuständige oberste 
Bundesbehörde hat der Bundesel-
ternvertretung der Kinder in Kin-
dertageseinrichtungen und Kinder-
tagespflege bei wesentlichen die 
Kindertagesbetreuung betreffenden 
Fragen die Möglichkeit der Beratung 
zu geben.

§ 84 Jugendbericht

(1) Die Bundesregierung legt dem 
Deutschen Bundestag und dem 
Bundesrat in jeder Legislaturperiode 
einen Bericht über die Lage junger 
Menschen und die Bestrebungen 
und Leistungen der Jugendhilfe vor. 
Neben der Bestandsaufnahme und 
Analyse sollen die Berichte Vor-
schläge zur Weiterentwicklung der 
Jugendhilfe enthalten; jeder dritte 
Bericht soll einen Überblick über die 
Gesamtsituation der Jugendhilfe 
vermitteln.

(2) Die Bundesregierung beauftragt 
mit der Ausarbeitung der Berich-
te jeweils eine Kommission, der 
mindestens sieben Sachverständige 
(Jugendberichtskommission) ange-
hören. Die Bundesregierung fügt 
eine Stellungnahme mit den von ihr 
für notwendig gehaltenen Folgerun-
gen bei.

Siebtes Kapitel 
Zuständigkeit, Kostener-
stattung

Erster Abschnitt 
Sachliche Zuständigkeit

§ 85 	 Sachliche Zuständigkeit

(1) Für die Gewährung von Leistungen 
und die Erfüllung anderer Aufgaben 
nach diesem Buch ist der örtliche 
Träger sachlich zuständig, soweit 
nicht der überörtliche Träger sachlich 
zuständig ist.
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(2) Der überörtliche Träger ist sachlich 
zuständig für
1.	 die Beratung der örtlichen Träger 

und die Entwicklung von Emp-
fehlungen zur Erfüllung der 
Aufgaben nach diesem Buch,

2.	 die Förderung der Zusammen-
arbeit zwischen den örtlichen 
Trägern und den anerkannten 
Trägern der freien Jugendhilfe, 
insbesondere bei der Planung 
und Sicherstellung eines bedarfs-
gerechten Angebots an Hilfen 
zur Erziehung, Eingliederungshil-
fen für seelisch behinderte Kin-
der und Jugendliche und Hilfen 
für junge Volljährige,

3.	 die Anregung und Förderung 
von Einrichtungen, Diensten und 
Veranstaltungen sowie deren 
Schaffung und Betrieb, soweit 
sie den örtlichen Bedarf überstei-
gen; dazu gehören insbesondere 
Einrichtungen, die eine Schul- 
oder Berufsausbildung anbieten, 
sowie Jugendbildungsstätten,

4.	 die Planung, Anregung, Förde-
rung und Durchführung von 
Modellvorhaben zur Weiterent-
wicklung der Jugendhilfe,

5.	 die Beratung der örtlichen Träger 
bei der Gewährung von Hilfe 
nach den §§ 32 bis 35a, insbe-
sondere bei der Auswahl einer 
Einrichtung oder der Vermittlung 
einer Pflegeperson in schwierigen 
Einzelfällen,

6.	 die Wahrnehmung der Aufgaben 
zum Schutz von Kindern und 

Jugendlichen in Einrichtungen 
(§§ 45 bis 48a),

7.	 die Beratung der Träger von Ein-
richtungen während der Planung 
und Betriebsführung,

8.	 die Fortbildung von Mitarbeitern 
in der Jugendhilfe,

9.	 die Gewährung von Leistungen 
an Deutsche im Ausland (§ 6 
Absatz 3), soweit es sich nicht 
um die Fortsetzung einer bereits 
im Inland gewährten Leistung 
handelt,

10.	die Erteilung der Erlaubnis zur 
Übernahme von Pflegschaften 
oder Vormundschaften durch ei-
nen rechtsfähigen Verein (§ 54).

(3) Für den örtlichen Bereich können die 
Aufgaben nach Absatz 2 Nummer 
3, 4, 7 und 8 auch vom örtlichen 
Träger wahrgenommen werden.

(4) Unberührt bleiben die am Tage 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
geltenden landesrechtlichen Rege-
lungen, die die in den §§ 45 bis 48a 
bestimmten Aufgaben einschließlich 
der damit verbundenen Aufgaben 
nach Absatz 2 Nummer 2 bis 5 und 
7 mittleren Landesbehörden oder, 
soweit sie sich auf Kindergärten 
und andere Tageseinrichtungen für 
Kinder beziehen, unteren Landesbe-
hörden zuweisen.

(5) Ist das Land überörtlicher Träger, so 
können durch Landesrecht bis zum 
30. Juni 1993 einzelne seiner Aufga-
ben auf andere Körperschaften des 
öffentlichen Rechts, die nicht Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe sind, 
übertragen werden.
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Zweiter Abschnitt 
Örtliche Zuständigkeit

Erster Unterabschnitt 
Örtliche Zuständigkeit für 
Leistungen

§ 86 	 Örtliche Zuständigkeit 
für Leistungen an Kinder, 
Jugendliche und ihre Eltern

(1) Für die Gewährung von Leistungen 
nach diesem Buch ist der örtliche 
Träger zuständig, in dessen Be-
reich die Eltern ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben. An die Stelle 
der Eltern tritt die Mutter, wenn 
und solange die Vaterschaft nicht 
anerkannt oder gerichtlich festge-
stellt ist. Lebt nur ein Elternteil, so 
ist dessen gewöhnlicher Aufenthalt 
maßgebend.

(2) Haben die Elternteile verschiedene 
gewöhnliche Aufenthalte, so ist der 
örtliche Träger zuständig, in dessen 
Bereich der personensorgeberech-
tigte Elternteil seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat; dies gilt auch dann, 
wenn ihm einzelne Angelegenheiten 
der Personensorge entzogen sind. 
Steht die Personensorge im Fall des 
Satzes 1 den Eltern gemeinsam zu, 
so richtet sich die Zuständigkeit nach 
dem gewöhnlichen Aufenthalt des 
Elternteils, bei dem das Kind oder 
der Jugendliche vor Beginn der Leis-
tung zuletzt seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hatte. Hatte das Kind 
oder der Jugendliche im Fall des 
Satzes 2 zuletzt bei beiden Elterntei-

len seinen gewöhnlichen Aufenthalt, 
so richtet sich die Zuständigkeit 
nach dem gewöhnlichen Aufenthalt 
des Elternteils, bei dem das Kind 
oder der Jugendliche vor Beginn der 
Leistung zuletzt seinen tatsächlichen 
Aufenthalt hatte. Hatte das Kind 
oder der Jugendliche im Fall des 
Satzes 2 während der letzten sechs 
Monate vor Beginn der Leistung bei 
keinem Elternteil einen gewöhnli-
chen Aufenthalt, so ist der örtliche 
Träger zuständig, in dessen Bereich 
das Kind oder der Jugendliche vor 
Beginn der Leistung zuletzt seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hatte; 
hatte das Kind oder der Jugendliche 
während der letzten sechs Monate 
keinen gewöhnlichen Aufenthalt, so 
richtet sich die Zuständigkeit nach 
dem tatsächlichen Aufenthalt des 
Kindes oder des Jugendlichen vor 
Beginn der Leistung.

(3) Haben die Elternteile verschiedene 
gewöhnliche Aufenthalte und steht 
die Personensorge keinem Elternteil 
zu, so gilt Absatz 2 Satz 2 und 4 
entsprechend.

(4) Haben die Eltern oder der nach 
den Absätzen 1 bis 3 maßgeb-
liche Elternteil im Inland keinen 
gewöhnlichen Aufenthalt, oder ist 
ein gewöhnlicher Aufenthalt nicht 
feststellbar, oder sind sie verstorben, 
so richtet sich die Zuständigkeit nach 
dem gewöhnlichen Aufenthalt des 
Kindes oder des Jugendlichen vor 
Beginn der Leistung. Hatte das Kind 
oder der Jugendliche während der 
letzten sechs Monate vor Beginn 
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der Leistung keinen gewöhnlichen 
Aufenthalt, so ist der örtliche Träger 
zuständig, in dessen Bereich sich das 
Kind oder der Jugendliche vor Be-
ginn der Leistung tatsächlich aufhält.

(5) Begründen die Elternteile nach 
Beginn der Leistung verschiede-
ne gewöhnliche Aufenthalte, so 
wird der örtliche Träger zuständig, 
in dessen Bereich der personen-
sorgeberechtigte Elternteil seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat; dies 
gilt auch dann, wenn ihm einzelne 
Angelegenheiten der Personensorge 
entzogen sind. Solange in diesen 
Fällen die Personensorge beiden 
Elternteilen gemeinsam oder keinem 
Elternteil zusteht, bleibt die bisheri-
ge Zuständigkeit bestehen. Absatz 4 
gilt entsprechend.

(6) Lebt ein Kind oder ein Jugendlicher 
zwei Jahre bei einer Pflegeperson 
und ist sein Verbleib bei dieser Pfle-
geperson auf Dauer zu erwarten, so 
ist oder wird abweichend von den 
Absätzen 1 bis 5 der örtliche Träger 
zuständig, in dessen Bereich die Pfle-
geperson ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt hat. Er hat die Eltern und, 
falls den Eltern die Personensorge 
nicht oder nur teilweise zusteht, den 
Personensorgeberechtigten über 
den Wechsel der Zuständigkeit zu 
unterrichten. Endet der Aufenthalt 
bei der Pflegeperson, so endet die 
Zuständigkeit nach Satz 1.

(7) Für Leistungen an Kinder oder 
Jugendliche, die um Asyl nachsu-
chen oder einen Asylantrag ge-
stellt haben, ist der örtliche Träger 

zuständig, in dessen Bereich sich 
die Person vor Beginn der Leistung 
tatsächlich aufhält; geht der Leis-
tungsgewährung eine Inobhutnah-
me voraus, so bleibt die nach § 87 
begründete Zuständigkeit bestehen. 
Unterliegt die Person einem Ver-
teilungsverfahren, so richtet sich 
die örtliche Zuständigkeit nach 
der Zuweisungsentscheidung der 
zuständigen Landesbehörde; bis zur 
Zuweisungsentscheidung gilt Satz 1 
entsprechend. Die nach Satz 1 oder 
2 begründete örtliche Zuständigkeit 
bleibt auch nach Abschluss des Asyl-
verfahrens so lange bestehen, bis 
die für die Bestimmung der örtlichen 
Zuständigkeit maßgebliche Person 
einen gewöhnlichen Aufenthalt im 
Bereich eines anderen Trägers der 
öffentlichen Jugendhilfe begründet. 
Eine Unterbrechung der Leistung 
von bis zu drei Monaten bleibt außer 
Betracht.

§ 86a 	Örtliche Zuständigkeit 
für Leistungen an junge 
Volljährige

(1) Für Leistungen an junge Volljährige 
ist der örtliche Träger zuständig, in 
dessen Bereich der junge Volljähri-
ge vor Beginn der Leistung seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat.

(2) Hält sich der junge Volljährige in 
einer Einrichtung oder sonstigen 
Wohnform auf, die der Erziehung, 
Pflege, Betreuung, Behandlung oder 
dem Strafvollzug dient, so richtet 
sich die örtliche Zuständigkeit nach 
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dem gewöhnlichen Aufenthalt vor 
der Aufnahme in eine Einrichtung 
oder sonstige Wohnform.

(3) Hat der junge Volljährige keinen 
gewöhnlichen Aufenthalt, so richtet 
sich die Zuständigkeit nach seinem 
tatsächlichen Aufenthalt zu dem 
in Absatz 1 genannten Zeitpunkt; 
Absatz 2 bleibt unberührt.

(4) Wird eine Leistung nach § 13 Absatz 
3 oder nach § 21 über die Vollen-
dung des 18. Lebensjahres hinaus 
weitergeführt oder geht der Hilfe für 
junge Volljährige nach § 41 eine die-
ser Leistungen, eine Leistung nach 
§ 19 oder eine Hilfe nach den §§ 27 
bis 35a voraus, so bleibt der örtliche 
Träger zuständig, der bis zu diesem 
Zeitpunkt zuständig war. Eine Unter-
brechung der Hilfeleistung von bis 
zu drei Monaten bleibt dabei außer 
Betracht. Die Sätze 1 und 2 gelten 
entsprechend, wenn eine Hilfe für 
junge Volljährige nach § 41 beendet 
war und innerhalb von drei Monaten 
erneut Hilfe für junge Volljährige 
nach § 41 erforderlich wird.

§ 86b 	Örtliche Zuständigkeit für 
Leistungen in gemeinsamen 
Wohnformen für Mütter/
Väter und Kinder

(1) Für Leistungen in gemeinsamen 
Wohnformen für Mütter oder Väter 
und Kinder ist der örtliche Träger 
zuständig, in dessen Bereich der 
nach § 19 Leistungsberechtigte vor 
Beginn der Leistung seinen gewöhn-

lichen Aufenthalt hat. § 86a Absatz 
2 gilt entsprechend.

(2) Hat der Leistungsberechtigte keinen 
gewöhnlichen Aufenthalt, so richtet 
sich die Zuständigkeit nach seinem 
tatsächlichen Aufenthalt zu dem in 
Absatz 1 genannten Zeitpunkt.

(3) Geht der Leistung Hilfe nach den 
§§ 27 bis 35a oder eine Leistung 
nach § 13 Absatz 3, § 21 oder § 41 
voraus, so bleibt der örtliche Träger 
zuständig, der bisher zuständig war. 
Eine Unterbrechung der Hilfeleistung 
von bis zu drei Monaten bleibt dabei 
außer Betracht.

§ 86c 	Fortdauernde 
Leistungsverpflichtung 
und Fallübergabe bei 
Zuständigkeitswechsel

(1) Wechselt die örtliche Zuständig-
keit für eine Leistung, so bleibt der 
bisher zuständige örtliche Träger so 
lange zur Gewährung der Leistung 
verpflichtet, bis der nunmehr zu-
ständige örtliche Träger die Leistung 
fortsetzt. Dieser hat dafür Sorge zu 
tragen, dass der Hilfeprozess und 
die im Rahmen der Hilfeplanung 
vereinbarten Hilfeziele durch den 
Zuständigkeitswechsel nicht gefähr-
det werden.

(2) Der örtliche Träger, der von den 
Umständen Kenntnis erhält, die den 
Wechsel der Zuständigkeit begrün-
den, hat den anderen davon unver-
züglich zu unterrichten. Der bisher 
zuständige örtliche Träger hat dem 
nunmehr zuständigen örtlichen Trä-
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ger unverzüglich die für die Hilfege-
währung sowie den Zuständigkeits-
wechsel maßgeblichen Sozialdaten 
zu übermitteln. Bei der Fortsetzung 
von Leistungen, die der Hilfeplanung 
nach § 36 Absatz 2 unterliegen, ist 
die Fallverantwortung im Rahmen 
eines Gespräches zu übergeben. Die 
Personensorgeberechtigten und das 
Kind oder der Jugendliche sowie der 
junge Volljährige oder der Leistungs-
berechtigte nach § 19 sind an der 
Übergabe angemessen zu beteiligen.

§ 86d 	Verpflichtung zum vorläufigen 
Tätigwerden

Steht die örtliche Zuständigkeit nicht 
fest oder wird der zuständige örtliche 
Träger nicht tätig, so ist der örtliche Trä-
ger vorläufig zum Tätigwerden verpflich-
tet, in dessen Bereich sich das Kind oder 
der Jugendliche, der junge Volljährige 
oder bei Leistungen nach § 19 der 
Leistungsberechtigte vor Beginn der 
Leistung tatsächlich aufhält.

Zweiter Unterabschnitt 
Örtliche Zuständigkeit für 
andere Aufgaben

§ 87 	 Örtliche Zuständigkeit für 
vorläufige Maßnahmen zum 
Schutz von Kindern und 
Jugendlichen

Für die Inobhutnahme eines Kindes oder 
eines Jugendlichen (§ 42) ist der örtliche 
Träger zuständig, in dessen Bereich 
sich das Kind oder der Jugendliche 

vor Beginn der Maßnahme tatsächlich 
aufhält. Die örtliche Zuständigkeit für 
die Inobhutnahme eines unbegleiteten 
ausländischen Kindes oder Jugendlichen 
richtet sich nach § 88a Absatz 2.

§ 87a 	Örtliche Zuständigkeit für 
Erlaubnis, Meldepflichten und 
Untersagung

(1) Für die Erteilung der Pflegeerlaubnis 
nach § 43 sowie für deren Rück-
nahme und Widerruf ist der örtliche 
Träger zuständig, in dessen Bereich 
die Kindertagespflegeperson ihre 
Tätigkeit ausübt. Ist die Kindertages-
pflegeperson im Zuständigkeitsbe-
reich mehrerer örtlicher Träger tätig, 
ist der örtliche Träger zuständig, 
in dessen Bereich die Kindertages-
pflegeperson ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. Für die Erteilung der 
Pflegeerlaubnis nach § 44 sowie für 
deren Rücknahme und Widerruf ist 
der örtliche Träger zuständig, in des-
sen Bereich die Pflegeperson ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt hat.

(2) Für die Erteilung der Erlaubnis zum 
Betrieb einer Einrichtung oder einer 
selbständigen sonstigen Wohnform 
sowie für die Rücknahme oder den 
Widerruf dieser Erlaubnis (§ 45 
Absatz 1 und 2, § 48a), die örtliche 
Prüfung (§§ 46, 48a), die Entgegen-
nahme von Meldungen (§ 47 Absatz 
1 und 2, § 48a) und die Ausnahme 
von der Meldepflicht (§ 47 Absatz 
3, § 48a) sowie die Untersagung der 
weiteren Beschäftigung des Leiters 
oder eines Mitarbeiters (§§ 48, 48a) 
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ist der überörtliche Träger oder die 
nach Landesrecht bestimmte Behör-
de zuständig, in dessen oder deren 
Bereich die Einrichtung oder die 
sonstige Wohnform gelegen ist.

(3) Für die Mitwirkung an der örtlichen 
Prüfung (§§ 46, 48a) ist der örtliche 
Träger zuständig, in dessen Bereich 
die Einrichtung oder die selbständige 
sonstige Wohnform gelegen ist.

§ 87b 	Örtliche Zuständigkeit für die 
Mitwirkung in gerichtlichen 
Verfahren

(1) Für die Zuständigkeit des Jugend-
amts zur Mitwirkung in gerichtlichen 
Verfahren (§§ 50 bis 52) gilt § 86 
Absatz 1 bis 4 entsprechend. Für die 
Mitwirkung im Verfahren nach dem 
Jugendgerichtsgesetz gegen einen 
jungen Menschen, der zu Beginn 
des Verfahrens das 18. Lebensjahr 
vollendet hat, gilt § 86a Absatz 1 
und 3 entsprechend.

(2) Die nach Absatz 1 begründete Zu-
ständigkeit bleibt bis zum Abschluss 
des Verfahrens bestehen. Hat ein 
Jugendlicher oder ein junger Volljäh-
riger in einem Verfahren nach dem 
Jugendgerichtsgesetz die letzten 
sechs Monate vor Abschluss des Ver-
fahrens in einer Justizvollzugsanstalt 
verbracht, so dauert die Zuständig-
keit auch nach der Entlassung aus 
der Anstalt so lange fort, bis der 
Jugendliche oder junge Volljährige 
einen neuen gewöhnlichen Aufent-
halt begründet hat, längstens aber 

bis zum Ablauf von sechs Monaten 
nach dem Entlassungszeitpunkt.

(3) Steht die örtliche Zuständigkeit nicht 
fest oder wird der zuständige örtli-
che Träger nicht tätig, so gilt § 86d 
entsprechend.

§ 87c 	Örtliche Zuständigkeit 
für die Beistandschaft, 
die Amtspflegschaft, die 
Amtsvormundschaft und die 
schriftliche Auskunft nach 
§ 58a

(1) Für die Vormundschaft nach § 1791c 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist 
das Jugendamt zuständig, in dessen 
Bereich die Mutter ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt hat. Wurde die 
Vaterschaft nach § 1592 Nummer 
1 oder 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs durch Anfechtung beseitigt, 
so ist der gewöhnliche Aufenthalt 
der Mutter zu dem Zeitpunkt maß-
geblich, zu dem die Entscheidung 
rechtskräftig wird. Ist ein gewöhn-
licher Aufenthalt der Mutter nicht 
festzustellen, so richtet sich die 
örtliche Zuständigkeit nach ihrem 
tatsächlichen Aufenthalt.

(2) Sobald die Mutter ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt im Bereich eines 
anderen Jugendamts nimmt, hat das 
die Amtsvormundschaft führende 
Jugendamt bei dem Jugendamt des 
anderen Bereichs die Weiterführung 
der Amtsvormundschaft zu bean-
tragen; der Antrag kann auch von 
dem anderen Jugendamt, von jedem 
Elternteil und von jedem, der ein be-
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rechtigtes Interesse des Kindes oder 
des Jugendlichen geltend macht, bei 
dem die Amtsvormundschaft füh-
renden Jugendamt gestellt werden. 
Die Vormundschaft geht mit der 
Erklärung des anderen Jugendamts 
auf dieses über. Das abgebende 
Jugendamt hat den Übergang dem 
Familiengericht und jedem Elternteil 
unverzüglich mitzuteilen. Gegen die 
Ablehnung des Antrags kann das 
Familiengericht angerufen werden.

(3) Für die Pflegschaft oder Vormund-
schaft, die durch Bestellung des 
Familiengerichts eintritt, ist das 
Jugendamt zuständig, in dessen Be-
reich das Kind oder der Jugendliche 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
Hat das Kind oder der Jugendliche 
keinen gewöhnlichen Aufenthalt, so 
richtet sich die Zuständigkeit nach 
seinem tatsächlichen Aufenthalt zum 
Zeitpunkt der Bestellung. Sobald das 
Kind oder der Jugendliche seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt wechselt 
oder im Fall des Satzes 2 das Wohl 
des Kindes oder Jugendlichen es 
erfordert, hat das Jugendamt beim 
Familiengericht einen Antrag auf 
Entlassung zu stellen. Die Sätze 1 
bis 3 gelten für die Gegenvormund-
schaft des Jugendamts entspre-
chend.

(4) Für die Vormundschaft, die im Rah-
men des Verfahrens zur Annahme 
als Kind eintritt, ist das Jugendamt 
zuständig, in dessen Bereich die 
annehmende Person ihren gewöhnli-
chen Aufenthalt hat.

(5) Für die Beratung und Unterstützung 
nach § 52a sowie für die Beistand-
schaft gilt Absatz 1 Satz 1 und 3 
entsprechend. Sobald der allein 
sorgeberechtigte Elternteil seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt im Bereich 
eines anderen Jugendamts nimmt, 
hat das die Beistandschaft führende 
Jugendamt bei dem Jugendamt des 
anderen Bereichs die Weiterführung 
der Beistandschaft zu beantragen; 
Absatz 2 Satz 2 und § 86c gelten 
entsprechend.

(6) Für die Erteilung der schriftlichen 
Auskunft nach § 58a Absatz 2 gilt 
Absatz 1 entsprechend. Die Mittei-
lungen nach § 1626d Absatz 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, die Mit-
teilungen nach § 155a Absatz 3 Satz 
3 und Absatz 5 Satz 2 des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit sowie 
die Mitteilungen nach § 50 Absatz 
3 sind an das für den Geburtsort 
des Kindes oder des Jugendlichen 
zuständige Jugendamt zu richten; 
§ 88 Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend. Das nach Satz 2 zuständige 
Jugendamt teilt dem nach Satz 1 
zuständigen Jugendamt auf dessen 
Ersuchen mit, ob ihm Mitteilungen 
nach § 1626d Absatz 2 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs, Mitteilungen 
nach § 155a Absatz 3 Satz 3 oder 
Absatz 5 Satz 2 des Gesetzes über 
das Verfahren in Familiensachen und 
in den Angelegenheiten der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit oder Mitteilun-
gen nach § 50 Absatz 3 vorliegen. 
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Betrifft die gerichtliche Entscheidung 
nur Teile der elterlichen Sorge, so 
enthalten die Mitteilungen auch die 
Angabe, in welchen Bereichen die 
elterliche Sorge der Mutter entzogen 
wurde, den Eltern gemeinsam über-
tragen wurde oder dem Vater allein 
übertragen wurde.

§ 87d 	Örtliche Zuständigkeit 
für weitere Aufgaben im 
Vormundschaftswesen

(1) Für die Wahrnehmung der Auf-
gaben nach § 53 ist der örtliche 
Träger zuständig, in dessen Bereich 
der Pfleger oder Vormund seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat.

(2) Für die Erteilung der Erlaubnis zur 
Übernahme von Pflegschaften oder 
Vormundschaften durch einen 
rechtsfähigen Verein (§ 54) ist der 
überörtliche Träger zuständig, in 
dessen Bereich der Verein seinen Sitz 
hat.

§ 87e 	Örtliche Zuständigkeit 
für Beurkundung und 
Beglaubigung

Für Beurkundungen und Beglaubigun-
gen nach § 59 ist die Urkundsperson bei 
jedem Jugendamt zuständig.

Dritter Unterabschnitt 
Örtliche Zuständigkeit bei 
Aufenthalt im Ausland

§ 88 	 Örtliche Zuständigkeit bei 
Aufenthalt im Ausland

(1) Für die Gewährung von Leistungen 
der Jugendhilfe im Ausland ist der 
überörtliche Träger zuständig, in 
dessen Bereich der junge Mensch 
geboren ist. Liegt der Geburtsort im 
Ausland oder ist er nicht zu ermit-
teln, so ist das Land Berlin zuständig.

(2) Wurden bereits vor der Ausreise 
Leistungen der Jugendhilfe gewährt, 
so bleibt der örtliche Träger zustän-
dig, der bisher tätig geworden ist; 
eine Unterbrechung der Hilfeleistung 
von bis zu drei Monaten bleibt dabei 
außer Betracht.

Vierter Unterabschnitt 
Örtliche Zuständigkeit für 
vorläufige Maßnahmen, 
Leistungen und die 
Amtsvormundschaft für 
unbegleitete ausländische 
Kinder und Jugendliche

§ 88a 	Örtliche Zuständigkeit für 
vorläufige Maßnahmen, 
Leistungen und die 
Amtsvormundschaft für 
unbegleitete ausländische 
Kinder und Jugendliche

(1) Für die vorläufige Inobhutnahme 
eines unbegleiteten ausländischen 
Kindes oder Jugendlichen (§ 42a) 
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ist der örtliche Träger zuständig, in 
dessen Bereich sich das Kind oder 
der Jugendliche vor Beginn der Maß-
nahme tatsächlich aufhält, soweit 
Landesrecht nichts anderes regelt.

(2) Die örtliche Zuständigkeit für die 
Inobhutnahme eines unbeglei-
teten ausländischen Kindes oder 
Jugendlichen (§ 42) richtet sich 
nach der Zuweisungsentscheidung 
gemäß § 42b Absatz 3 Satz 1 der 
nach Landesrecht für die Verteilung 
von unbegleiteten ausländischen 
Kindern oder Jugendlichen zustän-
digen Stelle. Ist die Verteilung nach 
§ 42b Absatz 4 ausgeschlossen, so 
bleibt die nach Absatz 1 begrün-
dete Zuständigkeit bestehen. Ein 
anderer Träger kann aus Gründen 
des Kindeswohls oder aus sonstigen 
humanitären Gründen von vergleich-
barem Gewicht die örtliche Zustän-
digkeit von dem zuständigen Träger 
übernehmen.

(3) Für Leistungen an unbegleitete 
ausländische Kinder oder Jugendli-
che ist der örtliche Träger zuständig, 
in dessen Bereich sich die Person 
vor Beginn der Leistung tatsächlich 
aufhält. Geht der Leistungsgewäh-
rung eine Inobhutnahme voraus, so 
bleibt die nach Absatz 2 begründete 
Zuständigkeit bestehen, soweit Lan-
desrecht nichts anderes regelt.

(4) Die örtliche Zuständigkeit für die 
Vormundschaft oder Pflegschaft, die 
für unbegleitete ausländische Kinder 
oder Jugendliche durch Bestellung 
des Familiengerichts eintritt, richtet 
sich während

1.	 der vorläufigen Inobhutnahme 
(§ 42a) nach Absatz 1,

2.	 der Inobhutnahme (§ 42) nach 
Absatz 2 und

3.	 der Leistungsgewährung nach 
Absatz 3.

Dritter Abschnitt 
Kostenerstattung

§ 89 	 Kostenerstattung bei 
fehlendem gewöhnlichen 
Aufenthalt

Ist für die örtliche Zuständigkeit nach 
den §§ 86, 86a oder 86b der tatsächli-
che Aufenthalt maßgeblich, so sind die 
Kosten, die ein örtlicher Träger aufge-
wendet hat, von dem überörtlichen 
Träger zu erstatten, zu dessen Bereich 
der örtliche Träger gehört.

§ 89a 	Kostenerstattung bei 
fortdauernder Vollzeitpflege

(1) Kosten, die ein örtlicher Träger auf 
Grund einer Zuständigkeit nach § 86 
Absatz 6 aufgewendet hat, sind 
von dem örtlichen Träger zu erstat-
ten, der zuvor zuständig war oder 
gewesen wäre. Die Kostenerstat-
tungspflicht bleibt bestehen, wenn 
die Pflegeperson ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt ändert oder wenn die 
Leistung über die Volljährigkeit hin-
aus nach § 41 fortgesetzt wird.

(2) Hat oder hätte der nach Absatz 1 
kostenerstattungspflichtig werdende 
örtliche Träger während der Ge-
währung einer Leistung selbst einen 
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Kostenerstattungsanspruch gegen 
einen anderen örtlichen oder den 
überörtlichen Träger, so bleibt oder 
wird abweichend von Absatz 1 die-
ser Träger dem nunmehr nach § 86 
Absatz 6 zuständig gewordenen 
örtlichen Träger kostenerstattungs-
pflichtig.

(3) Ändert sich während der Gewäh-
rung der Leistung nach Absatz 1 der 
für die örtliche Zuständigkeit nach 
§ 86 Absatz 1 bis 5 maßgebliche 
gewöhnliche Aufenthalt, so wird der 
örtliche Träger kostenerstattungs-
pflichtig, der ohne Anwendung 
des § 86 Absatz 6 örtlich zuständig 
geworden wäre.

§ 89b 	Kostenerstattung bei 
vorläufigen Maßnahmen 
zum Schutz von Kindern und 
Jugendlichen

(1) Kosten, die ein örtlicher Träger im 
Rahmen der Inobhutnahme von 
Kindern und Jugendlichen (§ 42) 
aufgewendet hat, sind von dem 
örtlichen Träger zu erstatten, dessen 
Zuständigkeit durch den gewöhnli-
chen Aufenthalt nach § 86 begrün-
det wird.

(2) Ist ein kostenerstattungspflichtiger 
örtlicher Träger nicht vorhanden, so 
sind die Kosten von dem überörtli-
chen Träger zu erstatten, zu dessen 
Bereich der örtliche Träger gehört.

(3) Eine nach Absatz 1 oder 2 begrün-
dete Pflicht zur Kostenerstattung 
bleibt bestehen, wenn und solange 
nach der Inobhutnahme Leistungen 

auf Grund einer Zuständigkeit nach 
§ 86 Absatz 7 Satz 1 Halbsatz 2 
gewährt werden.

§ 89c 	Kostenerstattung 
bei fortdauernder 
oder vorläufiger 
Leistungsverpflichtung

(1) Kosten, die ein örtlicher Träger im 
Rahmen seiner Verpflichtung nach 
§ 86c aufgewendet hat, sind von 
dem örtlichen Träger zu erstatten, 
der nach dem Wechsel der örtlichen 
Zuständigkeit zuständig geworden 
ist. Kosten, die ein örtlicher Träger 
im Rahmen seiner Verpflichtung 
nach § 86d aufgewendet hat, sind 
von dem örtlichen Träger zu erstat-
ten, dessen Zuständigkeit durch 
den gewöhnlichen Aufenthalt nach 
§§ 86, 86a und 86b begründet wird.

(2) Hat der örtliche Träger die Kosten 
deshalb aufgewendet, weil der 
zuständige örtliche Träger pflicht-
widrig gehandelt hat, so hat dieser 
zusätzlich einen Betrag in Höhe 
eines Drittels der Kosten, mindestens 
jedoch 50 Euro, zu erstatten.

(3) Ist ein kostenerstattungspflichtiger 
örtlicher Träger nicht vorhanden, so 
sind die Kosten vom überörtlichen 
Träger zu erstatten, zu dessen Be-
reich der örtliche Träger gehört, der 
nach Absatz 1 tätig geworden ist.
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§ 89d 	Kostenerstattung bei 
Gewährung von Jugendhilfe 
nach der Einreise

(1) Kosten, die ein örtlicher Träger auf-
wendet, sind vom Land zu erstatten, 
wenn
1.	 innerhalb eines Monats nach der 

Einreise eines jungen Menschen 
oder eines Leistungsberechtigten 
nach § 19 Jugendhilfe gewährt 
wird und

2.	 sich die örtliche Zuständigkeit 
nach dem tatsächlichen Aufent-
halt dieser Person oder nach der 
Zuweisungsentscheidung der zu-
ständigen Landesbehörde richtet.

	 Als Tag der Einreise gilt der Tag 
des Grenzübertritts, sofern dieser 
amtlich festgestellt wurde, oder 
der Tag, an dem der Aufenthalt im 
Inland erstmals festgestellt wurde, 
andernfalls der Tag der ersten Vor-
sprache bei einem Jugendamt. Die 
Erstattungspflicht nach Satz 1 bleibt 
unberührt, wenn die Person um Asyl 
nachsucht oder einen Asylantrag 
stellt.

(2) Ist die Person im Inland geboren, so 
ist das Land erstattungspflichtig, in 
dessen Bereich die Person geboren 
ist.

(3) (weggefallen)
(4) Die Verpflichtung zur Erstattung 

der aufgewendeten Kosten ent-
fällt, wenn inzwischen für einen 
zusammenhängenden Zeitraum von 
drei Monaten Jugendhilfe nicht zu 
gewähren war.

(5) Kostenerstattungsansprüche nach 
den Absätzen 1 bis 3 gehen Ansprü-
chen nach den §§ 89 bis 89c und 
§ 89e vor.

§ 89e 	Schutz der Einrichtungsorte

(1) Richtet sich die Zuständigkeit nach 
dem gewöhnlichen Aufenthalt der 
Eltern, eines Elternteils, des Kindes 
oder des Jugendlichen und ist dieser 
in einer Einrichtung, einer anderen 
Familie oder sonstigen Wohnform 
begründet worden, die der Erzie-
hung, Pflege, Betreuung, Behand-
lung oder dem Strafvollzug dient, so 
ist der örtliche Träger zur Erstattung 
der Kosten verpflichtet, in dessen 
Bereich die Person vor der Aufnah-
me in eine Einrichtung, eine andere 
Familie oder sonstige Wohnform den 
gewöhnlichen Aufenthalt hatte. Eine 
nach Satz 1 begründete Erstattungs-
pflicht bleibt bestehen, wenn und 
solange sich die örtliche Zuständig-
keit nach § 86a Absatz 4 und § 86b 
Absatz 3 richtet.

(2) Ist ein kostenerstattungspflichtiger 
örtlicher Träger nicht vorhanden, so 
sind die Kosten von dem überörtli-
chen Träger zu erstatten, zu dessen 
Bereich der erstattungsberechtigte 
örtliche Träger gehört.

§ 89f 	Umfang der Kostenerstattung

(1) Die aufgewendeten Kosten sind zu 
erstatten, soweit die Erfüllung der 
Aufgaben den Vorschriften dieses 
Buches entspricht. Dabei gelten die 
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Grundsätze, die im Bereich des tätig 
gewordenen örtlichen Trägers zur 
Zeit des Tätigwerdens angewandt 
werden.

(2) Kosten unter 1 000 Euro werden nur 
bei vorläufigen Maßnahmen zum 
Schutz von Kindern und Jugendli-
chen (§ 89b), bei fortdauernder oder 
vorläufiger Leistungsverpflichtung 
(§ 89c) und bei Gewährung von 
Jugendhilfe nach der Einreise (§ 89d) 
erstattet. Verzugszinsen können 
nicht verlangt werden.

§ 89g 	Landesrechtsvorbehalt

Durch Landesrecht können die Aufga-
ben des Landes und des überörtlichen 
Trägers nach diesem Abschnitt auf 
andere Körperschaften des öffentlichen 
Rechts übertragen werden.

§ 89h 	Übergangsvorschrift

(1) Für die Erstattung von Kosten für 
Maßnahmen der Jugendhilfe nach 
der Einreise gemäß § 89d, die vor 
dem 1. Juli 1998 begonnen haben, 
gilt die nachfolgende Übergangsvor-
schrift.

(2) Kosten, für deren Erstattung das 
Bundesverwaltungsamt vor dem 1. 
Juli 1998 einen erstattungspflichti-
gen überörtlichen Träger bestimmt 
hat, sind nach den bis zu diesem 
Zeitpunkt geltenden Vorschriften zu 
erstatten. Erfolgt die Bestimmung 
nach dem 30. Juni 1998, so sind 
§ 86 Absatz 7, § 89b Absatz 3, die 
§§ 89d und 89g in der ab dem 1. 

Juli 1998 geltenden Fassung anzu-
wenden.

Achtes Kapitel 
Kostenbeteiligung

Erster Abschnitt Pauschalierte 
Kostenbeteiligung

§ 90 	 Pauschalierte 
Kostenbeteiligung

(1) Für die Inanspruchnahme von Ange-
boten
1.	 der Jugendarbeit nach § 11,
2.	 der allgemeinen Förderung der 

Erziehung in der Familie nach 
§ 16 Absatz 1, Absatz 2 Nummer 
1 und 3 und

3.	 der Förderung von Kindern in 
Tageseinrichtungen und Kinder-
tagespflege nach den §§ 22 bis 
24

	 können Kostenbeiträge festgesetzt 
werden.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Num-
mer 1 und 2 kann der Kostenbeitrag 
auf Antrag ganz oder teilweise 
erlassen oder ein Teilnahmebeitrag 
auf Antrag ganz oder teilweise vom 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
übernommen werden, wenn
1.	 die Belastung

a)	 dem Kind oder dem Jugendli-
chen und seinen Eltern oder

b)	 dem jungen Volljährigen
	 nicht zuzumuten ist und
2.	 die Förderung für die Entwick-

lung des jungen Menschen 
erforderlich ist.

95



	 Lebt das Kind oder der Jugendliche 
nur mit einem Elternteil zusammen, 
so tritt dieser an die Stelle der Eltern. 
Für die Feststellung der zumutbaren 
Belastung gelten die §§ 82 bis 85, 
87, 88 und 92 Absatz 1 Satz 1 und 
Absatz 2 des Zwölften Buches ent-
sprechend, soweit nicht Landesrecht 
eine andere Regelung trifft. Bei der 
Einkommensberechnung bleiben das 
Baukindergeld des Bundes sowie die 
Eigenheimzulage nach dem Eigen-
heimzulagengesetz außer Betracht.

(3) Im Fall des Absatzes 1 Nummer 3 
sind Kostenbeiträge zu staffeln. Als 
Kriterien für die Staffelung können 
insbesondere das Einkommen der 
Eltern, die Anzahl der kindergeld-
berechtigten Kinder in der Familie 
und die tägliche Betreuungszeit 
des Kindes berücksichtigt werden. 
Werden die Kostenbeiträge nach 
dem Einkommen berechnet, bleibt 
das Baukindergeld des Bundes außer 
Betracht. Darüber hinaus können 
weitere Kriterien berücksichtigt 
werden.

(4) Im Fall des Absatzes 1 Nummer 3 
wird der Kostenbeitrag auf An-
trag erlassen oder auf Antrag ein 
Teilnahmebeitrag vom Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe übernom-
men, wenn die Belastung durch 
Kostenbeiträge den Eltern und dem 
Kind nicht zuzumuten ist. Nicht 
zuzumuten sind Kostenbeiträge 
immer dann, wenn Eltern oder 
Kinder Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts nach dem Zweiten 
Buch, Leistungen nach dem dritten 

und vierten Kapitel des Zwölften 
Buches oder Leistungen nach den 
§§ 2 und 3 des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes beziehen oder wenn 
die Eltern des Kindes Kinderzuschlag 
gemäß § 6a des Bundeskinder-
geldgesetzes oder Wohngeld nach 
dem Wohngeldgesetz erhalten. Der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
hat die Eltern über die Möglichkeit 
einer Antragstellung nach Satz 1 
bei unzumutbarer Belastung durch 
Kostenbeiträge zu beraten. Absatz 2 
Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

Zweiter Abschnitt 
Kostenbeiträge für stationäre 
und teilstationäre Leistungen 
sowie vorläufige Maßnahmen

§ 91 	 Anwendungsbereich

(1) Zu folgenden vollstationären Leistun-
gen und vorläufigen Maßnahmen 
werden Kostenbeiträge erhoben:
1.	 der Unterkunft junger Menschen 

in einer sozialpädagogisch be-
gleiteten Wohnform (§ 13 Absatz 
3),

2.	 der Betreuung von Müttern oder 
Vätern und Kindern in gemeinsa-
men Wohnformen (§ 19),

3.	 der Betreuung und Versorgung 
von Kindern in Notsituationen 
(§ 20),

4.	 der Unterstützung bei notwendiger 
Unterbringung junger Menschen 
zur Erfüllung der Schulpflicht und 
zum Abschluss der Schulausbildung 
(§ 21),
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5.	 der Hilfe zur Erziehung
a)	 in Vollzeitpflege (§ 33),
b)	 in einem Heim oder einer 

sonstigen betreuten Wohn-
form (§ 34),

c)	 in intensiver sozialpädagogi-
scher Einzelbetreuung (§ 35), 
sofern sie außerhalb des 
Elternhauses erfolgt,

d)	 auf der Grundlage von § 27 
in stationärer Form,

6.	 der Eingliederungshilfe für 
seelisch behinderte Kinder und 
Jugendliche durch geeignete 
Pflegepersonen sowie in Einrich-
tungen über Tag und Nacht und 
in sonstigen Wohnformen (§ 35a 
Absatz 2 Nummer 3 und 4),

7.	 der Inobhutnahme von Kindern 
und Jugendlichen (§ 42),

8.	 der Hilfe für junge Volljährige, 
soweit sie den in den Nummern 
5 und 6 genannten Leistungen 
entspricht (§ 41).

(2) Zu folgenden teilstationären Leistun-
gen werden Kostenbeiträge erho-
ben:
1.	 der Betreuung und Versorgung 

von Kindern in Notsituationen 
nach § 20,

2.	 Hilfe zur Erziehung in einer 
Tagesgruppe nach § 32 und an-
deren teilstationären Leistungen 
nach § 27,

3.	 Eingliederungshilfe für seelisch 
behinderte Kinder und Jugend-
liche in Tageseinrichtungen und 
anderen teilstationären Einrich-
tungen nach § 35a Absatz 2 
Nummer 2 und

4.	 Hilfe für junge Volljährige, soweit 
sie den in den Nummern 2 und 3 
genannten Leistungen entspricht 
(§ 41).

(3) Die Kosten umfassen auch die Auf-
wendungen für den notwendigen 
Unterhalt und die Krankenhilfe.

(4) Verwaltungskosten bleiben außer 
Betracht.

(5) Die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe tragen die Kosten der in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Leis-
tungen unabhängig von der Erhe-
bung eines Kostenbeitrags.

§ 92 	 Ausgestaltung der 
Heranziehung

(1) Aus ihrem Einkommen nach Maßga-
be der §§ 93 und 94 heranzuziehen 
sind:
1.	 Kinder und Jugendliche zu den 

Kosten der in § 91 Absatz 1 
Nummer 1 bis 7 genannten Leis-
tungen und vorläufigen Maßnah-
men,

2.	 junge Volljährige zu den Kosten 
der in § 91 Absatz 1 Nummer 1, 
4 und 8 genannten Leistungen,

3.	 Leistungsberechtigte nach § 19 
zu den Kosten der in § 91 Absatz 
1 Nummer 2 genannten Leistun-
gen,

4.	 Ehegatten und Lebenspartner 
junger Menschen und Leistungs-
berechtigter nach § 19 zu den 
Kosten der in § 91 Absatz 1 und 
2 genannten Leistungen und 
vorläufigen Maßnahmen,
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5.	 Elternteile zu den Kosten der 
in § 91 Absatz 1 genannten 
Leistungen und vorläufigen 
Maßnahmen; leben sie mit dem 
jungen Menschen zusammen, so 
werden sie auch zu den Kosten 
der in § 91 Absatz 2 genannten 
Leistungen herangezogen.

(1a) Zu den Kosten vollstationärer Leis-
tungen sind volljährige Leistungsbe-
rechtigte nach § 19 zusätzlich aus 
ihrem Vermögen nach Maßgabe der 
§§ 90 und 91 des Zwölften Buches 
heranzuziehen.

(2) Die Heranziehung erfolgt durch 
Erhebung eines Kostenbeitrags, der 
durch Leistungsbescheid festgesetzt 
wird; Elternteile werden getrennt 
herangezogen.

(3) Ein Kostenbeitrag kann bei Eltern, 
Ehegatten und Lebenspartnern ab 
dem Zeitpunkt erhoben werden, 
ab welchem dem Pflichtigen die 
Gewährung der Leistung mitgeteilt 
und er über die Folgen für seine 
Unterhaltspflicht gegenüber dem 
jungen Menschen aufgeklärt wurde. 
Ohne vorherige Mitteilung kann 
ein Kostenbeitrag für den Zeitraum 
erhoben werden, in welchem der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
aus rechtlichen oder tatsächlichen 
Gründen, die in den Verantwor-
tungsbereich des Pflichtigen fallen, 
an der Geltendmachung gehindert 
war. Entfallen diese Gründe, ist der 
Pflichtige unverzüglich zu unterrich-
ten.

(4) Ein Kostenbeitrag kann nur erhoben 
werden, soweit Unterhaltsansprüche 

vorrangig oder gleichrangig Berech-
tigter nicht geschmälert werden. 
Von der Heranziehung der Eltern 
ist abzusehen, wenn das Kind, die 
Jugendliche, die junge Volljährige 
oder die Leistungsberechtigte nach 
§ 19 schwanger ist oder der junge 
Mensch oder die nach § 19 leis-
tungsberechtigte Person ein leibli-
ches Kind bis zur Vollendung des 
sechsten Lebensjahres betreut.

(5) Von der Heranziehung soll im Einzel-
fall ganz oder teilweise abgesehen 
werden, wenn sonst Ziel und Zweck 
der Leistung gefährdet würden 
oder sich aus der Heranziehung 
eine besondere Härte ergäbe. Von 
der Heranziehung kann abgesehen 
werden, wenn anzunehmen ist, dass 
der damit verbundene Verwaltungs-
aufwand in keinem angemessenen 
Verhältnis zu dem Kostenbeitrag 
stehen wird.

§ 93 	 Berechnung des Einkommens

(1) Zum Einkommen gehören alle 
Einkünfte in Geld oder Geldeswert 
mit Ausnahme der Grundrente nach 
oder entsprechend dem Bundesver-
sorgungsgesetz sowie der Renten 
und Beihilfen, die nach dem Bun-
desentschädigungsgesetz für einen 
Schaden an Leben sowie an Körper 
und Gesundheit gewährt werden bis 
zur Höhe der vergleichbaren Grund-
rente nach dem Bundesversorgungs-
gesetz. Eine Entschädigung, die nach 
§ 253 Absatz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs wegen eines Schadens, 
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der nicht Vermögensschaden ist, ge-
leistet wird, ist nicht als Einkommen 
zu berücksichtigen. Geldleistungen, 
die dem gleichen Zwecke wie die je-
weilige Leistung der Jugendhilfe die-
nen, zählen nicht zum Einkommen 
und sind unabhängig von einem 
Kostenbeitrag einzusetzen. Kinder-
geld und Leistungen, die auf Grund 
öffentlich-rechtlicher Vorschriften 
zu einem ausdrücklich genannten 
Zweck erbracht werden, sind nicht 
als Einkommen zu berücksichtigen.

(2) Von dem Einkommen sind abzuset-
zen
1.	 auf das Einkommen gezahlte 

Steuern und
2.	 Pflichtbeiträge zur Sozialversiche-

rung einschließlich der Beiträge 
zur Arbeitsförderung sowie

3.	 nach Grund und Höhe angemes-
sene Beiträge zu öffentlichen 
oder privaten Versicherungen 
oder ähnlichen Einrichtungen zur 
Absicherung der Risiken Alter, 
Krankheit, Pflegebedürftigkeit 
und Arbeitslosigkeit.

(3) Von dem nach den Absätzen 1 und 
2 errechneten Betrag sind Belastun-
gen der kostenbeitragspflichtigen 
Person abzuziehen. Der Abzug 
erfolgt durch eine Kürzung des nach 
den Absätzen 1 und 2 errechne-
ten Betrages um pauschal 25 vom 
Hundert. Sind die Belastungen höher 
als der pauschale Abzug, so können 
sie abgezogen werden, soweit sie 
nach Grund und Höhe angemes-
sen sind und die Grundsätze einer 
wirtschaftlichen Lebensführung 

nicht verletzen. In Betracht kommen 
insbesondere
1.	 Beiträge zu öffentlichen oder 

privaten Versicherungen oder 
ähnlichen Einrichtungen,

2.	 die mit der Erzielung des Einkom-
mens verbundenen notwendigen 
Ausgaben,

3.	 Schuldverpflichtungen.
	 Die kostenbeitragspflichtige Person 

muss die Belastungen nachweisen.
(4) Maßgeblich ist das durchschnittliche 

Monatseinkommen, das die kos-
tenbeitragspflichtige Person in dem 
Kalenderjahr erzielt hat, welches 
dem jeweiligen Kalenderjahr der 
Leistung oder Maßnahme voran-
geht. Auf Antrag der kostenbei-
tragspflichtigen Person wird dieses 
Einkommen nachträglich durch das 
durchschnittliche Monatseinkommen 
ersetzt, welches die Person in dem 
jeweiligen Kalenderjahr der Leistung 
oder Maßnahme erzielt hat. Der 
Antrag kann innerhalb eines Jahres 
nach Ablauf dieses Kalenderjahres 
gestellt werden. Macht die kosten-
beitragspflichtige Person glaubhaft, 
dass die Heranziehung zu den Kos-
ten aus dem Einkommen nach Satz 
1 in einem bestimmten Zeitraum 
eine besondere Härte für sie ergäbe, 
wird vorläufig von den glaubhaft 
gemachten, dem Zeitraum entspre-
chenden Monatseinkommen ausge-
gangen; endgültig ist in diesem Fall 
das nach Ablauf des Kalenderjahres 
zu ermittelnde durchschnittliche 
Monatseinkommen dieses Jahres 
maßgeblich.
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§ 94 	 Umfang der Heranziehung

(1) Die Kostenbeitragspflichtigen sind 
aus ihrem Einkommen in ange-
messenem Umfang zu den Kosten 
heranzuziehen. Die Kostenbeiträge 
dürfen die tatsächlichen Aufwen-
dungen nicht überschreiten. Eltern 
sollen nachrangig zu den jungen 
Menschen herangezogen werden. 
Ehegatten und Lebenspartner sollen 
nachrangig zu den jungen Men-
schen, aber vorrangig vor deren 
Eltern herangezogen werden.

(2) Für die Bestimmung des Umfangs 
sind bei jedem Elternteil, Ehegatten 
oder Lebenspartner die Höhe des 
nach § 93 ermittelten Einkommens 
und die Anzahl der Personen, die 
mindestens im gleichen Range wie 
der untergebrachte junge Mensch 
oder Leistungsberechtigte nach § 19 
unterhaltsberechtigt sind, angemes-
sen zu berücksichtigen.

(3) Werden Leistungen über Tag und 
Nacht außerhalb des Elternhau-
ses erbracht und bezieht einer der 
Elternteile Kindergeld für den jungen 
Menschen, so hat dieser unabhängig 
von einer Heranziehung nach Absatz 
1 Satz 1 und 2 und nach Maßgabe 
des Absatzes 1 Satz 3 und 4 einen 
Kostenbeitrag in Höhe des Kinder-
geldes zu zahlen. Zahlt der Elternteil 
den Kostenbeitrag nach Satz 1 nicht, 
so sind die Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe insoweit berechtigt, das 
auf dieses Kind entfallende Kinder-
geld durch Geltendmachung eines 
Erstattungsanspruchs nach § 74 Ab-

satz 2 des Einkommensteuergesetzes 
in Anspruch zu nehmen. Bezieht 
der Elternteil Kindergeld nach § 1 
Absatz 1 des Bundeskindergeldge-
setzes, gilt Satz 2 entsprechend. 
Bezieht der junge Mensch das 
Kindergeld selbst, gelten die Sätze 1 
und 2 entsprechend.

(4) Werden Leistungen über Tag und 
Nacht erbracht und hält sich der 
junge Mensch nicht nur im Rahmen 
von Umgangskontakten bei einem 
Kostenbeitragspflichtigen auf, so ist 
die tatsächliche Betreuungsleistung 
über Tag und Nacht auf den Kosten-
beitrag anzurechnen.

(5) Für die Festsetzung der Kostenbei-
träge von Eltern, Ehegatten und 
Lebenspartnern junger Menschen 
und Leistungsberechtigter nach § 19 
werden nach Einkommensgruppen 
gestaffelte Pauschalbeträge durch 
Rechtsverordnung des zuständigen 
Bundesministeriums mit Zustimmung 
des Bundesrates bestimmt.

(6) Bei vollstationären Leistungen haben 
junge Menschen und Leistungsbe-
rechtigte nach § 19 nach Abzug der 
in § 93 Absatz 2 genannten Beträge 
höchstens 25 Prozent ihres Einkom-
mens als Kostenbeitrag einzusetzen. 
Maßgeblich ist das Einkommen 
des Monats, in dem die Leistung 
oder die Maßnahme erbracht wird. 
Folgendes Einkommen aus einer 
Erwerbstätigkeit innerhalb eines 
Monats bleibt für den Kostenbeitrag 
unberücksichtigt:
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	 gewährt wird; als Unterbrechung 
gilt ein Zeitraum von mehr als zwei 
Monaten.

(4) Widerspruch und Anfechtungsklage 
gegen den Verwaltungsakt, der den 
Übergang des Anspruchs bewirkt, 
haben keine aufschiebende Wir-
kung.

§ 96 	 (weggefallen)

Vierter Abschnitt 
Ergänzende Vorschriften

§ 97 	 Feststellung der 
Sozialleistungen

Der erstattungsberechtigte Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe kann die Fest-
stellung einer Sozialleistung betreiben 
sowie Rechtsmittel einlegen. Der Ablauf 
der Fristen, die ohne sein Verschulden 
verstrichen sind, wirkt nicht gegen ihn. 
Dies gilt nicht für die Verfahrensfristen, 
soweit der Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe das Verfahren selbst betreibt.

§ 97a 	Pflicht zur Auskunft

(1) Soweit dies für die Berechnung oder 
den Erlass eines Kostenbeitrags oder 
die Übernahme eines Teilnahmebei-
trags nach § 90 oder die Ermittlung 
eines Kostenbeitrags nach den §§ 92 
bis 94 erforderlich ist, sind Eltern, 
Ehegatten und Lebenspartner oder 
berücksichtigt werden könnte und 
ob er ältestes Kind in der Pflegefami-
lie ist. Pflegepersonen, die mit dem 
jungen Menschen in gerader Linie 

1.	 Einkommen aus Schülerjobs oder 
Praktika mit einer Vergütung bis 
zur Höhe von 150 Euro monat-
lich,

2.	 Einkommen aus Ferienjobs,
3.	 Einkommen aus einer ehrenamt-

lichen Tätigkeit oder
4.	 150 Euro monatlich als Teil einer 

Ausbildungsvergütung.

Dritter Abschnitt 
Überleitung von Ansprüchen

§ 95 	 Überleitung von Ansprüchen

(1) Hat eine der in § 92 Absatz 1 ge-
nannten Personen für die Zeit, für 
die Jugendhilfe gewährt wird, einen 
Anspruch gegen einen anderen, 
der weder Leistungsträger im Sinne 
des § 12 des Ersten Buches noch 
Kostenbeitragspflichtiger ist, so kann 
der Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe durch schriftliche Anzeige an 
den anderen bewirken, dass dieser 
Anspruch bis zur Höhe seiner Auf-
wendungen auf ihn übergeht.

(2) Der Übergang darf nur insoweit 
bewirkt werden, als bei rechtzeiti-
ger Leistung des anderen entweder 
Jugendhilfe nicht gewährt worden 
oder ein Kostenbeitrag zu leis-
ten wäre. Der Übergang ist nicht 
dadurch ausgeschlossen, dass der 
Anspruch nicht übertragen, verpfän-
det oder gepfändet werden kann.

(3) 	Die schriftliche Anzeige bewirkt den 
Übergang des Anspruchs für die 
Zeit, für die die Hilfe ohne Unterbre-
chung



verwandt sind, sind verpflichtet, dem 
örtlichen Träger über ihre Einkom-
mens- und Vermögensverhältnisse 
Auskunft zu geben.

(3) Die Pflicht zur Auskunft nach den 
Absätzen 1 und 2 umfasst auch die 
Verpflichtung, Name und Anschrift 
des Arbeitgebers zu nennen, über 
die Art des Beschäftigungsverhält-
nisses Auskunft zu geben sowie auf 
Verlangen Beweisurkunden vorzule-
gen oder ihrer Vorlage zuzustimmen. 
Sofern landesrechtliche Regelungen 
nach § 90 Absatz 1 Satz 2 bestehen, 
in denen nach Einkommensgruppen 
gestaffelte Pauschalbeträge vor-
geschrieben oder festgesetzt sind, 
ist hinsichtlich der Höhe des Ein-
kommens die Auskunftspflicht und 
die Pflicht zur Vorlage von Bewei-
surkunden für die Berechnung des 
Kostenbeitrags nach § 90 Absatz 
1 Nummer 3 auf die Angabe der 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
Einkommensgruppe beschränkt.

(4) Kommt eine der nach den Absätzen 
1 und 2 zur Auskunft verpflich-
teten Personen ihrer Pflicht nicht 
nach oder bestehen tatsächliche 
Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit 
ihrer Auskunft, so ist der Arbeitge-
ber dieser Person verpflichtet, dem 
örtlichen Träger über die Art des 
Beschäftigungsverhältnisses und 
den Arbeitsverdienst dieser Person 
Auskunft zu geben; Absatz 3 Satz 2 
gilt entsprechend. Der zur Auskunft 
verpflichteten Person ist vor einer 
Nachfrage beim Arbeitgeber eine 
angemessene Frist zur Erteilung der 

Auskunft zu setzen. Sie ist darauf 
hinzuweisen, dass nach Fristablauf 
die erforderlichen Auskünfte beim 
Arbeitgeber eingeholt werden.

(5) Die nach den Absätzen 1 und 2 
zur Erteilung einer Auskunft Ver-
pflichteten können die Auskunft 
verweigern, soweit sie sich selbst 
oder einen der in § 383 Absatz 1 
Nummer 1 bis 3 der Zivilprozessord-
nung bezeichneten Angehörigen der 
Gefahr aussetzen würden, wegen 
einer Straftat oder einer Ordnungs-
widrigkeit verfolgt zu werden. Die 
Auskunftspflichtigen sind auf ihr 
Auskunftsverweigerungsrecht hinzu-
weisen.

§ 97b 	(weggefallen)

§ 97c 	Erhebung von Gebühren und 
Auslagen

Landesrecht kann abweichend von § 64 
des Zehnten Buches die Erhebung von 
Gebühren und Auslagen regeln.

Neuntes Kapitel 
Kinder- und Jugendhilfe
statistik

§ 98 	 Zweck und Umfang der 
Erhebung

(1) Zur Beurteilung der Auswirkungen 
der Bestimmungen dieses Buches 
und zu seiner Fortentwicklung sind 
laufende Erhebungen über
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1.	 Kinder und tätige Personen in 
Tageseinrichtungen,

2.	 Kinder und tätige Personen in 
öffentlich geförderter Kinderta-
gespflege,

3.	 Personen, die mit öffentlichen 
Mitteln geförderte Kinderta-
gespflege gemeinsam oder auf 
Grund einer Erlaubnis nach § 43 
Absatz 3 Satz 3 in Pflegestellen 
durchführen, und die von diesen 
betreuten Kinder,

4.	 die Empfänger
a)	 der Hilfe zur Erziehung,
b)	 der Hilfe für junge Volljährige 

und
c)	 der Eingliederungshilfe für 

seelisch behinderte Kinder 
und Jugendliche,

5.	 Kinder und Jugendliche, zu deren 
Schutz vorläufige Maßnahmen 
getroffen worden sind,

6.	 Kinder und Jugendliche, die als 
Kind angenommen worden sind,

7.	 Kinder und Jugendliche, die 
unter Amtspflegschaft, Amtsvor-
mundschaft oder Beistandschaft 
des Jugendamts stehen,

8.	 Kinder und Jugendliche, für die 
eine Pflegeerlaubnis erteilt wor-
den ist,

9.	 Maßnahmen des Familienge-
richts,

10.	Angebote der Jugendarbeit nach 
§ 11 sowie Fortbildungsmaßnah-
men für ehrenamtliche Mitar-
beiter anerkannter Träger der 
Jugendhilfe nach § 74 Absatz 6,

11.	die Träger der Jugendhilfe, die 
dort tätigen Personen und deren 

Einrichtungen mit Ausnahme der 
Tageseinrichtungen,

12.	die Ausgaben und Einnahmen 
der öffentlichen Jugendhilfe 
sowie

13.	Gefährdungseinschätzungen 
nach § 8a

	 als Bundesstatistik durchzuführen.
(2) Zur Verfolgung der gesellschaftlichen 

Entwicklung im Bereich der elter-
lichen Sorge sind im Rahmen der 
Kinder- und Jugendhilfestatistik auch 
laufende Erhebungen über Sorgeer-
klärungen durchzuführen.

§ 99 	 Erhebungsmerkmale

(1) Erhebungsmerkmale bei den Erhe-
bungen über Hilfe zur Erziehung 
nach den §§ 27 bis 35, Eingliede-
rungshilfe für seelisch behinderte 
Kinder und Jugendliche nach § 35a 
und Hilfe für junge Volljährige nach 
§ 41 sind
1.	 im Hinblick auf die Hilfe

a)	 Art des Trägers des Hilfe 
durchführenden Dienstes 
oder der Hilfe durchführen-
den Einrichtung sowie bei 
Trägern der freien Jugendhilfe 
deren Verbandszugehörigkeit,

b)	 Art der Hilfe,
c)	 Ort der Durchführung der 

Hilfe,
d)	 Monat und Jahr des Beginns 

und Endes sowie Fortdauer 
der Hilfe,

e)	 familienrichterliche Entschei-
dungen zu Beginn der Hilfe,

f)	 Intensität der Hilfe,
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g)	 Hilfe anregende Institutionen 
oder Personen,

h)	 Gründe für die Hilfegewäh-
rung,

i)	 Grund für die Beendigung der 
Hilfe,

j)	 vorangegangene Gefähr-
dungseinschätzung nach § 8a 
Absatz 1,

k)	 Einleitung der Hilfe im 
Anschluss an eine vorläufige 
Maßnahme zum Schutz von 
Kindern und Jugendlichen im 
Fall des § 42 Absatz 1 Satz 1,

l)	 gleichzeitige Inanspruchnah-
me einer weiteren Hilfe zur 
Erziehung, Hilfe für junge 
Volljährige oder Eingliede-
rungshilfe bei einer seelischen 
Behinderung oder einer dro-
henden seelischen Behinde-
rung sowie

2.	 im Hinblick auf junge Menschen
a)	 Geschlecht,
b)	 Geburtsmonat und Geburts-

jahr,
c)	 Lebenssituation bei Beginn 

der Hilfe,
d)	 ausländische Herkunft min-

destens eines Elternteils,
e)	 Deutsch als in der Familie vor-

rangig gesprochene Sprache,
f)	 anschließender Aufenthalt,
g)	 nachfolgende Hilfe;

3.	 bei sozialpädagogischer Famili-
enhilfe nach § 31 und anderen 
familienorientierten Hilfen nach 
§ 27 zusätzlich zu den unter den 
Nummern 1 und 2 genannten 
Merkmalen

a)	 Geschlecht, Geburtsmonat 
und Geburtsjahr der in der 
Familie lebenden jungen 
Menschen sowie

b)	 Zahl der außerhalb der 
Familie lebenden Kinder und 
Jugendlichen;

4.	 für Hilfen außerhalb des Eltern-
hauses nach § 27 Absatz 1, 3 
und 4, den §§ 29 und 30, 32 bis 
35a und 41 zusätzlich zu den 
unter den Nummern 1 und 2 
genannten Merkmalen der Schul-
besuch sowie das Ausbildungs-
verhältnis.

(2) Erhebungsmerkmale bei den Erhe-
bungen über vorläufige Maßnahmen 
zum Schutz von Kindern und Ju-
gendlichen sind Kinder und Jugend-
liche, zu deren Schutz Maßnahmen 
nach § 42 oder § 42a getroffen 
worden sind, gegliedert nach
1.	 Art der Maßnahme, Art des 

Trägers der Maßnahme, Form 
der Unterbringung während der 
Maßnahme, hinweisgebender 
Institution oder Person, Zeitpunkt 
des Beginns und Dauer der Maß-
nahme, Durchführung aufgrund 
einer vorangegangenen Gefähr-
dungseinschätzung nach § 8a 
Absatz 1, Maßnahmeanlass, im 
Kalenderjahr bereits wiederholt 
stattfindende Inobhutnahme, 
Widerspruch der Personensor-
ge- oder Erziehungsberechtig-
ten gegen die Maßnahme, im 
Fall des Widerspruchs gegen 
die Maßnahme Herbeiführung 
einer Entscheidung des Fami-
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liengerichts nach § 42 Absatz 
3 Satz 2 Nummer 2, Grund für 
die Beendigung der Maßnahme, 
anschließendem Aufenthalt, Art 
der anschließenden Hilfe,

2.	 bei Kindern und Jugendlichen 
zusätzlich zu den unter Nummer 
1 genannten Merkmalen nach 
Geschlecht, Altersgruppe zu 
Beginn der Maßnahme, ausländi-
scher Herkunft mindestens eines 
Elternteils, Deutsch als in der 
Familie vorrangig gesprochene 
Sprache, Art des Aufenthalts vor 
Beginn der Maßnahme.

(3) Erhebungsmerkmale bei den Erhe-
bungen über die Annahme als Kind 
sind
1.	 angenommene Kinder und Ju-

gendliche, gegliedert
a)	 nach nationaler Adoption 

und internationaler Adoption 
nach § 2a des Adoptionsver-
mittlungsgesetzes,

b)	 nach Geschlecht, Geburtsda-
tum, Staatsangehörigkeit und 
Art des Trägers des Adop-
tionsvermittlungsdienstes, Da-
tum des Adoptionsbeschlus-
ses,

c)	 nach Herkunft des ange-
nommenen Kindes, Art 
der Unterbringung vor der 
Adoptionspflege, Geschlecht 
und Familienstand der Eltern 
oder des sorgeberechtigten 
Elternteils oder Tod der Eltern 
zu Beginn der Adoptions-
pflege sowie Ersetzung der 

Einwilligung zur Annahme als 
Kind,

d)	 zusätzlich bei nationalen 
Adoptionen nach Datum 
des Beginns und Endes der 
Adoptionspflege und bei 
Unterbringung vor der Adop-
tionspflege in Pflegefamilien 
nach Datum des Beginns und 
Endes dieser Unterbringung 
sowie bei Annahme durch 
die vorherige Pflegefamilie 
nach Datum des Beginns und 
Endes dieser Unterbringung,

e)	 zusätzlich bei der internati-
onalen Adoption (§ 2a des 
Adoptionsvermittlungsgeset-
zes) nach Staatsangehörigkeit 
vor Ausspruch der Adoption, 
nach Herkunftsland und 
gewöhnlichem Aufenthalt 
vor der Adoption sowie nach 
Ausspruch der Adoption im 
Ausland oder Inland,

f)	 nach Staatsangehörigkeit, 
Geschlecht und Familienstand 
der oder des Annehmenden 
sowie nach dem Verwandt-
schaftsverhältnis zu dem 
Kind,

2.	 die Zahl der
a)	 ausgesprochenen und aufge-

hobenen Annahmen sowie 
der abgebrochenen Adopti-
onspflegen, gegliedert nach 
Art des Trägers des Adopti-
onsvermittlungsdienstes,

b)	 vorgemerkten Adoptions-
bewerber, die zur Annahme 
als Kind vorgemerkten und 
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in Adoptionspflege unterge-
brachten Kinder und Jugend-
lichen zusätzlich nach ihrem 
Geschlecht, gegliedert nach 
Art des Trägers des Adopti-
onsvermittlungsdienstes,

3.	 bei Anerkennungs- und Wir-
kungsfeststellung einer auslän-
dischen Adoptionsentscheidung 
nach § 2 des Adoptionswir-
kungsgesetzes sowie eines Um-
wandlungsausspruchs nach § 3 
des Adoptionswirkungsgesetzes 
die Zahl der
a)	 eingeleiteten Verfahren nach 

den §§ 2 und 3 des Adopti-
onswirkungsgesetzes,

b)	 beendeten Verfahren nach 
den §§ 2 und 3 des Adop-
tionswirkungsgesetzes, die 
ausländische Adoptionen 
nach § 2a des Adoptionsver-
mittlungsgesetzes zum Ge-
genstand haben, gegliedert 
nach
aa)	dem Ergebnis des Verfah-

rens im Hinblick auf eine 
erfolgte und nicht erfolgte 
Vermittlung nach § 2a 
Absatz 2 des Adoptions-
vermittlungsgesetzes,

bb)	dem Vorliegen einer Be-
scheinigung nach Artikel 
23 des Haager Überein-
kommens vom 29. Mai 
1993 über den Schutz 
von Kindern und die 
Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der internationalen 
Adoption und

cc)	der Verfahrensdauer.
(4) Erhebungsmerkmal bei den Erhebun-

gen über die Amtspflegschaft und 
die Amtsvormundschaft sowie die 
Beistandschaft ist die Zahl der Kinder 
und Jugendlichen unter
1.	 gesetzlicher Amtsvormundschaft,
2.	 bestellter Amtsvormundschaft,
3.	 bestellter Amtspflegschaft sowie
4.	 Beistandschaft,

	 gegliedert nach Geschlecht, Art des 
Tätigwerdens des Jugendamts sowie 
nach deutscher und ausländischer 
Staatsangehörigkeit (Deutsche/Aus-
länder).

(5) Erhebungsmerkmal bei den Erhebun-
gen über
1.	 die Pflegeerlaubnis nach § 43 ist 

die Zahl der Tagespflegeperso-
nen,

2.	 die Pflegeerlaubnis nach § 44 ist 
die Zahl der Kinder und Jugendli-
chen, gegliedert nach Geschlecht 
und Art der Pflege.

(6) Erhebungsmerkmale bei der Erhe-
bung zum Schutzauftrag bei Kin-
deswohlgefährdung nach § 8a sind 
Kinder und Jugendliche, bei denen 
eine Gefährdungseinschätzung nach 
Absatz 1 vorgenommen worden ist, 
gegliedert
1.	 nach der hinweisgebenden 

Institution oder Person, der Art 
der Kindeswohlgefährdung, der 
Person, von der die Gefährdung 
ausgeht, dem Ergebnis der 
Gefährdungseinschätzung sowie 
wiederholter Meldung zu dem-
selben Kind oder Jugendlichen 
im jeweiligen Kalenderjahr,

106



Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes Buch (VIII) - Kinder- und Jugendhilfe 

2.	 bei Kindern und Jugendlichen 
zusätzlich zu den in Nummer 
1 genannten Merkmalen nach 
Geschlecht, Geburtsmonat, Ge-
burtsjahr, ausländischer Herkunft 
mindestens eines Elternteils, 
Deutsch als in der Familie vorran-
gig gesprochene Sprache, Ein-
gliederungshilfe und Aufenthalts-
ort des Kindes oder Jugendlichen 
zum Zeitpunkt der Meldung 
sowie den Altersgruppen der 
Eltern und der Inanspruchnahme 
einer Leistung gemäß den §§ 16 
bis 19 sowie 27 bis 35a und der 
Durchführung einer Maßnahme 
nach § 42.

(6a) Erhebungsmerkmal bei den Er-
hebungen über Sorgeerklärungen 
und die gerichtliche Übertragung 
der gemeinsamen elterlichen Sorge 
nach § 1626a Absatz 1 Nummer 3 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist die 
gemeinsame elterliche Sorge nicht 
miteinander verheirateter Eltern, ge-
gliedert danach, ob Sorgeerklärun-
gen beider Eltern vorliegen oder den 
Eltern die elterliche Sorge aufgrund 
einer gerichtlichen Entscheidung 
ganz oder zum Teil gemeinsam über-
tragen worden ist.

(6b) Erhebungsmerkmal bei den Erhe-
bungen über Maßnahmen des Fa-
miliengerichts ist die Zahl der Kinder 
und Jugendlichen, bei denen wegen 
einer Gefährdung ihres Wohls das 
familiengerichtliche Verfahren auf 
Grund einer Anrufung durch das Ju-
gendamt nach § 8a Absatz 2 Satz 1 
oder § 42 Absatz 3 Satz 2 Nummer 

2 oder auf andere Weise eingeleitet 
worden ist und
1.	 den Personensorgeberechtigten 

auferlegt worden ist, Leistungen 
nach diesem Buch in Anspruch 
zu nehmen,

2.	 andere Gebote oder Verbote 
gegenüber den Personensorge-
berechtigten oder Dritten ausge-
sprochen worden sind,

3.	 Erklärungen der Personensorge-
berechtigten ersetzt worden sind,

4.	 die elterliche Sorge ganz oder 
teilweise entzogen und auf das 
Jugendamt oder einen Dritten als 
Vormund oder Pfleger übertra-
gen worden ist,

	 gegliedert nach Geschlecht, Alters-
gruppen und zusätzlich bei Nummer 
4 nach dem Umfang der übertrage-
nen Angelegenheit. Zusätzlich sind 
die Fälle nach Geschlecht und Alters-
gruppen zu melden, in denen das 
Jugendamt insbesondere nach § 8a 
Absatz 2 Satz 1 oder § 42 Absatz 3 
Satz 2 Nummer 2 das Familienge-
richt anruft, weil es dessen Tätigwer-
den für erforderlich hält.

(7) Erhebungsmerkmale bei den Er-
hebungen über Kinder und tätige 
Personen in Tageseinrichtungen sind
1.	 die Einrichtungen, gegliedert 

nach
a)	 der Art und Rechtsform des 

Trägers sowie bei Trägern 
der freien Jugendhilfe deren 
Verbandszugehörigkeit sowie 
besonderen Merkmalen,

b)	 der Zahl der genehmigten 
Plätze,

107



c)	 der Art und Anzahl der Grup-
pen,

d)	 die Anzahl der Kinder insge-
samt,

e)	 Anzahl der Schließtage an 
regulären Öffnungstagen im 
vorangegangenen Jahr sowie

f)	 Öffnungszeiten,
2.	 für jede dort tätige Person

a)	 Geschlecht und Beschäfti-
gungsumfang,

b)	 für das pädagogisch und in 
der Verwaltung tätige Perso-
nal zusätzlich Geburtsmonat 
und Geburtsjahr, die Art des 
Berufsausbildungsabschlus-
ses, Stellung im Beruf, Art der 
Beschäftigung und Arbeitsbe-
reiche einschließlich Grup-
penzugehörigkeit, Monat und 
Jahr des Beginns der Tätigkeit 
in der derzeitigen Einrichtung,

3.	 für die dort geförderten Kinder
a)	 Geschlecht, Geburtsmonat 

und Geburtsjahr sowie Schul-
besuch,

b)	 ausländische Herkunft min-
destens eines Elternteils,

c)	 Deutsch als in der Familie vor-
rangig gesprochene Sprache,

d)	 Betreuungszeit und Mittags-
verpflegung,

e)	 Eingliederungshilfe,
f)	 Gruppenzugehörigkeit,
g)	 Monat und Jahr der Aufnah-

me in der Tageseinrichtung.
(7a) Erhebungsmerkmale bei den 

Erhebungen über Kinder in mit 
öffentlichen Mitteln geförderter 
Kindertagespflege sowie die die 

Kindertagespflege durchführenden 
Personen sind:
1.	 für jede tätige Person

a)	 Geschlecht, Geburtsmonat 
und Geburtsjahr,

b)	 Art und Umfang der Qualifi-
kation, höchster allgemein-
bildender Schulabschluss, 
höchster beruflicher Ausbil-
dungs- und Hochschulab-
schluss, Anzahl der betreuten 
Kinder (Betreuungsverhält-
nisse am Stichtag) insge-
samt und nach dem Ort der 
Betreuung,

2.	 für die dort geförderten Kinder
a)	 Geschlecht, Geburtsmonat 

und Geburtsjahr sowie Schul-
besuch,

b)	 ausländische Herkunft min-
destens eines Elternteils,

c)	 Deutsch als in der Familie vor-
rangig gesprochene Sprache,

d)	 Betreuungszeit und Mittags-
verpflegung,

e)	 Art und Umfang der öffent-
lichen Finanzierung und 
Förderung,

f)	 Eingliederungshilfe,
g)	 Verwandtschaftsverhältnis zur 

Pflegeperson,
h)	 gleichzeitig bestehende ande-

re Betreuungsarrangements,
i)	 Monat und Jahr der Aufnah-

me in Kindertagespflege.
(7b) Erhebungsmerkmale bei den 

Erhebungen über Personen, die 
mit öffentlichen Mitteln geförderte 
Kindertagespflege gemeinsam oder 
auf Grund einer Erlaubnis nach § 43 

108



Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes Buch (VIII) - Kinder- und Jugendhilfe 

Absatz 3 Satz 3 durchführen und die 
von diesen betreuten Kinder sind die 
Zahl der Kindertagespflegepersonen 
und die Zahl der von diesen betreu-
ten Kinder jeweils gegliedert nach 
Pflegestellen.

(8) Erhebungsmerkmale bei den Er-
hebungen über die Angebote der 
Jugendarbeit nach § 11 sowie bei 
den Erhebungen über Fortbildungs-
maßnahmen für ehrenamtliche 
Mitarbeiter anerkannter Träger der 
Jugendhilfe nach § 74 Absatz 6 
sind offene und Gruppenangebote 
sowie Veranstaltungen und Projekte 
der Jugendarbeit, soweit diese mit 
öffentlichen Mitteln pauschal oder 
maßnahmenbezogen gefördert wer-
den oder der Träger eine öffentliche 
Förderung erhält, gegliedert nach
1.	 Art, Name und Rechtsform des 

Trägers,
2.	 Dauer, Häufigkeit, Durchfüh-

rungsort und Art des Angebots; 
zusätzlich bei schulbezogenen 
Angeboten die Art der kooperie-
renden Schule,

3.	 Alter, Geschlecht sowie Art der 
Beschäftigung und Tätigkeit der 
bei der Durchführung des Ange-
bots tätigen Personen,

4.	 Zahl, Geschlecht und Alter der 
Teilnehmenden sowie der Besu-
cher,

5.	 Partnerländer und Veranstal-
tungen im In- oder Ausland bei 
Veranstaltungen und Projekten 
der internationalen Jugendarbeit.

(9) Erhebungsmerkmale bei den Er-
hebungen über die Einrichtungen, 

soweit sie nicht in Absatz 7 erfasst 
werden, sowie die Behörden und 
Geschäftsstellen in der Jugendhilfe 
und die dort tätigen Personen sind
1.	 die Einrichtungen, gegliedert 

nach der Art der Einrichtung, der 
Art und Name des Trägers, der 
Rechtsform sowie der Art und 
Zahl der verfügbaren Plätze,

2.	 die Behörden der öffentlichen 
Jugendhilfe sowie die Geschäfts-
stellen der Träger der freien 
Jugendhilfe, gegliedert nach der 
Art des Trägers und der Rechts-
form,

3.	 für jede haupt- und nebenberuf-
lich tätige Person
a)	 (weggefallen)
b)	 (weggefallen)
c)	 Geschlecht und Beschäfti-

gungsumfang,
d)	 für das pädagogische und in 

der Verwaltung tätige Perso-
nal zusätzlich Geburtsmonat 
und Geburtsjahr, Art des 
Berufsausbildungsabschlus-
ses, Stellung im Beruf, Art der 
Beschäftigung und Arbeitsbe-
reich.

(10) Erhebungsmerkmale bei der Erhe-
bung der Ausgaben und Einnahmen 
der öffentlichen Jugendhilfe sind
1.	 die Art des Trägers,
2.	 die Ausgaben für Einzel- und 

Gruppenhilfen, gegliedert nach 
Ausgabe- und Hilfeart sowie die 
Einnahmen nach Einnahmeart,

3.	 die Ausgaben und Einnahmen 
für Einrichtungen nach Arten ge-
gliedert nach der Einrichtungsart,
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4.	 die Ausgaben für das Personal, 
das bei den örtlichen und den 
überörtlichen Trägern sowie den 
kreisangehörigen Gemeinden 
und Gemeindeverbänden, die 
nicht örtliche Träger sind, Aufga-
ben der Jugendhilfe wahrnimmt.

§ 100 	Hilfsmerkmale

Hilfsmerkmale sind
1.	 Name und Anschrift des Aus-

kunftspflichtigen,
2.	 für die Erhebungen nach § 99 

die Kenn-Nummer der hilfeleis-
tenden Stelle oder der auskunfts-
gebenden Einrichtung; soweit 
eine Hilfe nach § 28 gebiets-
übergreifend erbracht wird, die 
Kenn-Nummer des Wohnsitzes 
des Hilfeempfängers,

3.	 für die Erhebungen nach § 99 
Absatz 1, 2, 3 und 6 die Kenn-
Nummer der betreffenden Per-
son,

4.	 Name und Kontaktdaten der für 
eventuelle Rückfragen zur Verfü-
gung stehenden Person.

§ 101 	Periodizität und 
Berichtszeitraum

(1) Die Erhebungen nach § 99 Absatz 1 
bis 5, 6a bis 7b und 10 sind jährlich 
durchzuführen, die Erhebungen 
nach § 99 Absatz 3 Nummer 3 erst-
malig für das Jahr 2022; die Erhe-
bungen nach § 99 Absatz 1, soweit 
sie die Eingliederungshilfe für Kinder 
und Jugendliche mit seelischer 

Behinderung betreffen, sind 2007 
beginnend jährlich durchzuführen. 
Die Erhebung nach § 99 Absatz 6 er-
folgt laufend. Die übrigen Erhebun-
gen nach § 99 sind alle zwei Jahre 
durchzuführen, die Erhebungen 
nach § 99 Absatz 8 erstmalig für das 
Jahr 2015 und die Erhebungen nach 
§ 99 Absatz 9 erstmalig für das Jahr 
2014.

(2) Die Angaben für die Erhebung nach
1.	 § 99 Absatz 1 sind zu dem Zeit-

punkt, zu dem die Hilfe endet, 
bei fortdauernder Hilfe zum 31. 
Dezember,

2.bis 5. (weggefallen)
6.	 § 99 Absatz 2 sind zum Zeit-

punkt des Endes einer vorläufi-
gen Maßnahme,

7.	 § 99 Absatz 3 Nummer 1 sind 
zum Zeitpunkt der rechtskräfti-
gen gerichtlichen Entscheidung 
über die Annahme als Kind,

8.	 § 99 Absatz 3 Nummer 2 Buch-
stabe a, Nummer 3 und Absatz 
6a, 6b und 10 sind für das abge-
laufene Kalenderjahr,

9.	 § 99 Absatz 3 Nummer 2 Buch-
stabe b und Absatz 4 und 5 sind 
zum 31. Dezember,

10.	§ 99 Absatz 7, 7a und 7b sind 
zum 1. März,

11.	§ 99 Absatz 6 sind zum Zeit-
punkt des Abschlusses der 
Gefährdungseinschätzung,

12.	§ 99 Absatz 8 sind für das abge-
laufene Kalenderjahr,

13.	§ 99 Absatz 9 sind zum 15. De-
zember.

	 zu erteilen.
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§ 102 	Auskunftspflicht

(1) Für die Erhebungen besteht Aus-
kunftspflicht.Die Angaben zu § 100 
Nummer 4 sind freiwillig.

(2) Auskunftspflichtig sind
1.	 die örtlichen Träger der Jugend-

hilfe für die Erhebungen nach 
§ 99 Absatz 1 bis 10, nach 
Absatz 8 nur, soweit eigene An-
gebote gemacht wurden,

2.	 die überörtlichen Träger der 
Jugendhilfe für die Erhebungen 
nach § 99 Absatz 3 und 7 und 8 
bis 10, nach Absatz 8 nur, soweit 
eigene Angebote gemacht wur-
den,

3.	 die obersten Landesjugendbe-
hörden für die Erhebungen nach 
§ 99 Absatz 7 und 8 bis 10,

4.	 die fachlich zuständige oberste 
Bundesbehörde für die Erhebung 
nach § 99 Absatz 10,

5.	 die kreisangehörigen Gemeinden 
und die Gemeindeverbände, 
soweit sie Aufgaben der Ju-
gendhilfe wahrnehmen, für die 
Erhebungen nach § 99 Absatz 7 
bis 10,

6.	 die Träger der freien Jugendhilfe 
für Erhebungen nach § 99 Ab-
satz 1, soweit sie eine Beratung 
nach § 28 oder § 41 betreffen, 
nach § 99 Absatz 8, soweit sie 
anerkannte Träger der freien 
Jugendhilfe nach § 75 Absatz 
1 oder Absatz 3 sind, und nach 
§ 99 Absatz 3, 7 und 9,

7.	 Adoptionsvermittlungsstellen 
nach § 2 Absatz 3 des Adopti-

onsvermittlungsgesetzes auf-
grund ihrer Tätigkeit nach § 1 
des Adoptionsvermittlungsge-
setzes sowie anerkannte Aus-
landsvermittlungsstellen nach § 4 
Absatz 2 Satz 3 des Adoptions-
vermittlungsgesetzes aufgrund 
ihrer Tätigkeit nach § 2a Absatz 
4 Nummer 2 des Adoptions-
vermittlungsgesetzes gemäß 
§ 99 Absatz 3 Nummer 1 sowie 
gemäß § 99 Absatz 3 Nummer 
2a für die Zahl der ausgesproche-
nen Annahmen und gemäß § 99 
Absatz 3 Nummer 2b für die Zahl 
der vorgemerkten Adoptionsbe-
werber,

8.	 die Leiter der Einrichtungen, 
Behörden und Geschäftsstellen in 
der Jugendhilfe für die Erhebun-
gen nach § 99 Absatz 7 und 9.

(3) Zur Durchführung der Erhebungen 
nach § 99 Absatz 1, 3, 7, 8 und 9 
übermitteln die Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe den statistischen 
Ämtern der Länder auf Anforderung 
die erforderlichen Anschriften der 
übrigen Auskunftspflichtigen.

§ 103 	Übermittlung

(1) An die fachlich zuständigen obersten 
Bundes- oder Landesbehörden dür-
fen für die Verwendung gegenüber 
den gesetzgebenden Körperschaften 
und für Zwecke der Planung, jedoch 
nicht für die Regelung von Einzel-
fällen, vom Statistischen Bundesamt 
und den statistischen Ämtern der 
Länder Tabellen mit statistischen 
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Ergebnissen übermittelt werden, 
auch soweit Tabellenfelder nur einen 
einzigen Fall ausweisen. Tabellen, 
deren Tabellenfelder nur einen einzi-
gen Fall ausweisen, dürfen nur dann 
übermittelt werden, wenn sie nicht 
differenzierter als auf Regierungsbe-
zirksebene, im Fall der Stadtstaaten 
auf Bezirksebene, aufbereitet sind.

(2) Für ausschließlich statistische Zwe-
cke dürfen den zur Durchführung 
statistischer Aufgaben zuständigen 
Stellen der Gemeinden und Gemein-
deverbände für ihren Zuständig-
keitsbereich Einzelangaben aus der 
Erhebung nach § 99 mit Ausnah-
me der Hilfsmerkmale übermittelt 
werden, soweit die Voraussetzungen 
nach § 16 Absatz 5 des Bundessta-
tistikgesetzes gegeben sind.

(3) Die Ergebnisse der Kinder- und 
Jugendhilfestatistiken gemäß den 
§§ 98 und 99 dürfen auf der Ebene 
der einzelnen Gemeinde oder des 
einzelnen Jugendamtsbezirkes veröf-
fentlicht werden.

(4) Die statistischen Landesämter über-
mitteln die erhobenen Einzeldaten 
auf Anforderung an das Statistische 
Bundesamt.

Zehntes Kapitel 
Straf- und Bußgeldvor-
schriften

§ 104 	Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer
1.	 ohne Erlaubnis nach § 43 Absatz 

1 oder § 44 Absatz 1 Satz 1 ein 

Kind oder einen Jugendlichen 
betreut oder ihm Unterkunft 
gewährt,

2.	 entgegen § 45 Absatz 1 Satz 1, 
auch in Verbindung mit § 48a 
Absatz 1, ohne Erlaubnis eine 
Einrichtung oder eine sonstige 
Wohnform betreibt oder

3.	 entgegen § 47 eine Anzeige 
nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig er-
stattet oder eine Meldung nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig macht oder 
vorsätzlich oder fahrlässig seiner 
Verpflichtung zur Dokumentation 
oder Aufbewahrung derselben 
oder zum Nachweis der ord-
nungsgemäßen Buchführung auf 
entsprechendes Verlangen nicht 
nachkommt oder

4.	 entgegen § 97a Absatz 4 
vorsätzlich oder fahrlässig als 
Arbeitgeber eine Auskunft nicht, 
nicht richtig oder nicht vollstän-
dig erteilt.

(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Ab-
satz 1 Nummer 1, 3 und 4 können 
mit einer Geldbuße bis zu fünfhun-
dert Euro, die Ordnungswidrigkeit 
nach Absatz 1 Nummer 2 kann mit 
einer Geldbuße bis zu fünfzehntau-
send Euro geahndet werden.

§ 105 	Strafvorschriften

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1.	 eine in § 104 Absatz 1 Nummer 
1 oder 2 bezeichnete Handlung 
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begeht und dadurch leichtfertig 
ein Kind oder einen Jugendlichen 
in seiner körperlichen, geisti-
gen oder sittlichen Entwicklung 
schwer gefährdet oder

2.	 eine in § 104 Absatz 1 Nummer 
1 oder 2 bezeichnete vorsätzliche 
Handlung beharrlich wiederholt.

 
Elftes Kapitel 
Übergangs- und Schluss-
vorschriften

§ 106 	Einschränkung eines 
Grundrechts

Durch § 42 Absatz 5 und § 42a Absatz 
1 Satz 2 wird das Grundrecht auf Frei-
heit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 
3 des Grundgesetzes) eingeschränkt.

§ 107	 Übergangsregelung

(1) Das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend beglei-
tet und untersucht

1. bis zum Inkrafttreten von § 10b 
am 1. Januar 2024 sowie

2. bis zum Inkrafttreten von § 10 
Absatz 4 Satz 1 und 2 am 1. 
Januar 2028

	 die Umsetzung der für die Aus-
führung dieser Regelungen jeweils 
notwendigen Maßnahmen in den 
Ländern. Bei der Untersuchung nach 
Satz 1 Nummer 1 werden insbeson-
dere auch die Erfahrungen der örtli-

chen Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe einbezogen, die bereits vor dem 
1. Januar 2024 Verfahrenslotsen ent-
sprechend § 10b einsetzen. Bei der 
Untersuchung nach Satz 1 Nummer 
2 findet das Bundesgesetz nach § 10 
Absatz 4 Satz 3 ab dem Zeitpunkt 
seiner Verkündung, die als Bedin-
gung für das Inkrafttreten von § 10 
Absatz 4 Satz 1 und 2 spätestens bis 
zum 1. Januar 2027 erfolgen muss, 
besondere Berücksichtigung.

(2)	Das Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend 
untersucht in den Jahren 2022 bis 
2024 die rechtlichen Wirkungen von 
§ 10 Absatz 4 und legt dem Bundes-
tag und dem Bundesrat bis zum 31. 
Dezember 2024 einen Bericht über 
das Ergebnis der Untersuchung vor. 
Dabei sollen insbesondere die ge-
setzlichen Festlegungen des Achten 
und Neunten Buches

1. zur Bestimmung des leistungsbe-
rechtigten Personenkreises,

2. zur Bestimmung von Art und 
Umfang der Leistungen,

3. zur Ausgestaltung der Kostenbe-
teiligung bei diesen Leistungen 
und

4. zur Ausgestaltung des Verfahrens

	 untersucht werden mit dem Ziel, den 
leistungsberechtigten Personenkreis, 
Art und Umfang der Leistungen 
sowie den Umfang der Kostenbetei-
ligung für die hierzu Verpflichteten 
nach dem am 1. Januar 2023 für 
die Eingliederungshilfe geltenden 

113



Recht beizubehalten, insbesondere 
einerseits keine Verschlechterun-
gen für leistungsberechtigte oder 
kostenbeitragspflichtige Personen 
und andererseits keine Ausweitung 
des Kreises der Leistungsberechtig-
ten sowie des Leistungsumfangs 
im Vergleich zur Rechtslage am 1. 
Januar 2023 herbeizuführen, sowie 
Hinweise auf die zu bestimmenden 
Inhalte des Bundesgesetzes nach 
§ 10 Absatz 4 Satz 3 zu geben. In 
die Untersuchung werden auch 
mögliche finanzielle Auswirkungen 
gesetzlicher Gestaltungsoptionen 
einbezogen.

(3) Soweit das Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend Dritte in die Durchführung der 
Untersuchungen nach den Absätzen 
1 und 2 einbezieht, beteiligt es hier-
zu vorab die Länder.

(4) Das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend unter-
sucht unter Beteiligung der Länder 
die Wirkungen dieses Gesetzes im 
Übrigen einschließlich seiner finan-
ziellen Auswirkungen auf Länder 
und Kommunen und berichtet dem 
Deutschen Bundestag und dem 
Bundesrat über die Ergebnisse dieser 
Untersuchung.
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Gesetz zur Kooperation und Information 
im Kinderschutz (KKG)

Vom 22.12.2011 (BGBI I 2011, 2975), letzte Änderung:  03.06.2021

 

 

§ 1 	 Kinderschutz und staatliche 
Mitverantwortung

(1) Ziel des Gesetzes ist es, das Wohl 
von Kindern und Jugendlichen zu 
schützen und ihre körperliche, geis-
tige und seelische Entwicklung zu 
fördern.

(2) Pflege und Erziehung der Kinder und 
Jugendlichen sind das natürliche 
Recht der Eltern und die zuvörderst 
ihnen obliegende Pflicht. Über ihre 
Betätigung wacht die staatliche 
Gemeinschaft.

(3) Aufgabe der staatlichen Gemein-
schaft ist es, soweit erforderlich, 
Eltern bei der Wahrnehmung ihres 
Erziehungsrechts und ihrer Erzie-
hungsverantwortung zu unterstüt-
zen, damit
1.	 sie im Einzelfall dieser Verant-

wortung besser gerecht werden 
können,

2.	 im Einzelfall Risiken für die 
Entwicklung von Kindern und 
Jugendlichen frühzeitig erkannt 
werden und

3.	 im Einzelfall eine Gefährdung des 
Wohls eines Kindes oder eines 
Jugendlichen vermieden oder, 
falls dies im Einzelfall nicht mehr 
möglich ist, eine weitere Gefähr-
dung oder Schädigung abgewen-
det werden kann.

(4) Zu diesem Zweck umfasst die Unter-
stützung der Eltern bei der Wahr-
nehmung ihres Erziehungsrechts und 
ihrer Erziehungsverantwortung durch 
die staatliche Gemeinschaft insbe-
sondere auch Information, Beratung 
und Hilfe. Kern ist die Vorhaltung 
eines möglichst frühzeitigen, koor-
dinierten und multiprofessionellen 
Angebots im Hinblick auf die Ent-
wicklung von Kindern vor allem in 
den ersten Lebensjahren für Mütter 
und Väter sowie schwangere Frauen 
und werdende Väter (Frühe Hilfen).
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§ 2 	 Information der Eltern über 
Unterstützungsangebote in 
Fragen der Kindesentwicklung

(1) Eltern sowie werdende Mütter und 
Väter sollen über Leistungsangebo-
te im örtlichen Einzugsbereich zur 
Beratung und Hilfe in Fragen der 
Schwangerschaft, Geburt und der 
Entwicklung des Kindes in den ers-
ten Lebensjahren informiert werden.

(2) Zu diesem Zweck sind die nach 
Landesrecht für die Information 
der Eltern nach Absatz 1 zuständi-
gen Stellen befugt, den Eltern ein 
persönliches Gespräch anzubieten. 
Dieses kann auf Wunsch der Eltern 
in ihrer Wohnung stattfinden. Sofern 
Landesrecht keine andere Rege-
lung trifft, bezieht sich die in Satz 1 
geregelte Befugnis auf die örtlichen 
Träger der Jugendhilfe.

§ 3 	 Rahmenbedingungen 
für verbindliche 
Netzwerkstrukturen im 
Kinderschutz

(1) In den Ländern werden insbesondere 
im Bereich Früher Hilfen flächende-
ckend verbindliche Strukturen der 
Zusammenarbeit der zuständigen 
Leistungsträger und Institutionen im 
Kinderschutz mit dem Ziel aufgebaut 
und weiterentwickelt, sich gegensei-
tig über das jeweilige Angebots- und 
Aufgabenspektrum zu informieren, 

strukturelle Fragen der Angebotsge-
staltung und -entwicklung zu klären 
sowie Verfahren im Kinderschutz 
aufeinander abzustimmen.

(2) In das Netzwerk sollen insbesonde-
re Einrichtungen und Dienste der 
öffentlichen und freien Jugendhil-
fe, Leistungserbringer, mit denen 
Verträge nach § 125 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch bestehen, 
Gesundheitsämter, Sozialämter, 
Schulen, Polizei- und Ordnungs-
behörden, Agenturen für Arbeit, 
Krankenhäuser, Sozialpädiatrische 
Zentren, Frühförderstellen, Bera-
tungsstellen für soziale Problem-
lagen, Beratungsstellen nach den 
§§ 3 und 8 des Schwangerschafts-
konfliktgesetzes, Einrichtungen und 
Dienste zur Müttergenesung sowie 
zum Schutz gegen Gewalt in engen 
sozialen Beziehungen, Mehrgenerati-
onenhäuser, Familienbildungsstätten, 
Familiengerichte und Angehörige der 
Heilberufe einbezogen werden.

(3) Sofern Landesrecht keine andere 
Regelung trifft, soll die verbindliche 
Zusammenarbeit im Kinderschutz als 
Netzwerk durch den örtlichen Träger 
der Jugendhilfe organisiert werden. 
Die Beteiligten sollen die Grundsätze 
für eine verbindliche Zusammenar-
beit in Vereinbarungen festlegen. 
Auf vorhandene Strukturen soll 
zurückgegriffen werden.

(4) Dieses Netzwerk soll zur Beförde-
rung Früher Hilfen durch den Einsatz 
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von Familienhebammen gestärkt 
werden. Das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend unterstützt den Aus- und 
Aufbau der Netzwerke Frühe Hilfen 
und des Einsatzes von Familienheb-
ammen auch unter Einbeziehung 
ehrenamtlicher Strukturen durch 
eine zeitlich auf vier Jahre befris-
tete Bundesinitiative, die im Jahr 
2012 mit 30 Millionen Euro, im Jahr 
2013 mit 45 Millionen Euro und in 
den Jahren 2014 und 2015 mit 51 
Millionen Euro ausgestattet wird. 
Nach Ablauf dieser Befristung wird 
der Bund einen Fonds zur Sicherstel-
lung der Netzwerke Frühe Hilfen und 
der psychosozialen Unterstützung 
von Familien einrichten, für den er 
jährlich 51 Millionen Euro zur Verfü-
gung stellen wird. Die Ausgestaltung 
der Bundesinitiative und des Fonds 
wird in Verwaltungsvereinbarungen 
geregelt, die das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen mit 
den Ländern schließt.

§ 4 	 Beratung und Übermittlung 
von Informationen durch 
Geheimnisträger bei 
Kindeswohlgefährdung

(1) Werden
1.	 Ärztinnen oder Ärzten, Zahnärz-

tinnen oder Zahnärzten Hebam-
men oder Entbindungspflegern 
oder Angehörigen eines anderen 
Heilberufes, der für die Berufs-

ausübung oder die Führung der 
Berufsbezeichnung eine staatlich 
geregelte Ausbildung erfordert,

2.	 Berufspsychologinnen oder -psy-
chologen mit staatlich anerkann-
ter wissenschaftlicher Abschluss-
prüfung,

3.	 Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder 
Jugendberaterinnen oder -bera-
tern sowie

4.	 Beraterinnen oder Beratern für 
Suchtfragen in einer Beratungs-
stelle, die von einer Behörde 
oder Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung des öffentlichen Rechts 
anerkannt ist,

5.	 Mitgliedern oder Beauftragten 
einer anerkannten Beratungs-
stelle nach den §§ 3 und 8 des 
Schwangerschaftskonfliktgeset-
zes,

6.	 staatlich anerkannten Sozialar-
beiterinnen oder -arbeitern oder 
staatlich anerkannten Sozialpä-
dagoginnen oder -pädagogen 
oder

7.	 Lehrerinnen oder Lehrern an 
öffentlichen und an staatlich 
anerkannten privaten Schulen

	 in Ausübung ihrer beruflichen 
Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte 
für die Gefährdung des Wohls eines 
Kindes oder eines Jugendlichen 
bekannt, so sollen sie mit dem Kind 
oder Jugendlichen und den Erzie-
hungsberechtigten die Situation 
erörtern und, soweit erforderlich, bei 
den Erziehungsberechtigten auf die 
Inanspruchnahme von Hilfen hinwir-
ken, soweit hierdurch der wirksame 
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Schutz des Kindes oder des Jugendli-
chen nicht in Frage gestellt wird.

(2) Die Personen nach Absatz 1 haben 
zur Einschätzung der Kindeswohlge-
fährdung gegenüber dem Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe Anspruch 
auf Beratung durch eine insoweit 
erfahrene Fachkraft. Sie sind zu 
diesem Zweck befugt, dieser Person 
die dafür erforderlichen Daten zu 
übermitteln; vor einer Übermittlung 
der Daten sind diese zu pseudony-
misieren.

(3) Scheidet eine Abwendung der 
Gefährdung nach Absatz 1 aus oder 
ist ein Vorgehen nach Absatz 1 
erfolglos und halten die in Absatz 1 
genannten Personen ein Tätigwer-
den des Jugendamtes für erforder-
lich, um eine Gefährdung des Wohls 
eines Kindes oder eines Jugendlichen 
abzuwenden, so sind sie befugt, das 
Jugendamt zu informieren; hierauf 
sind die Betroffenen vorab hinzu-
weisen, es sei denn, dass damit der 
wirksame Schutz des Kindes oder 
des Jugendlichen in Frage gestellt 
wird. Zu diesem Zweck sind die 
Personen nach Satz 1 befugt, dem 
Jugendamt die erforderlichen Daten 
mitzuteilen. Die Sätze 1 und 2 gelten 
für die in Absatz 1 Nummer 1 ge-
nannten Personen mit der Maßgabe, 
dass diese unverzüglich das Jugend-
amt informieren sollen, wenn nach 
deren Einschätzung eine dringende 
Gefahr für das Wohl des Kindes oder 
des Jugendlichen das Tätigwerden 
des Jugendamtes erfordert.

(4) Wird das Jugendamt von einer in 
Absatz 1 genannten Person infor-
miert, soll es dieser Person zeitnah 
eine Rückmeldung geben, ob es die 
gewichtigen Anhaltspunkte für die 
Gefährdung des Wohls des Kindes 
oder Jugendlichen bestätigt sieht 
und ob es zum Schutz des Kindes 
oder Jugendlichen tätig geworden 
ist und noch tätig ist. Hierauf sind 
die Betroffenen vorab hinzuweisen, 
es sei denn, dass damit der wirk-
same Schutz des Kindes oder des 
Jugendlichen in Frage gestellt wird.

(5) Die Absätze 2 und 3 gelten ent-
sprechend für Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter von Zollbehörden.

(6) Zur praktischen Erprobung daten-
schutzrechtskonformer Umsetzungs-
formen und zur Evaluierung der 
Auswirkungen auf den Kinderschutz 
kann Landesrecht die Befugnis zu 
einem fallbezogenen interkollegialen 
Austausch von Ärztinnen und Ärzten 
regeln.

§ 5 	 Mitteilungen an das 
Jugendamt

(1) Werden in einem Strafverfahren 
gewichtige Anhaltspunkte für die 
Gefährdung des Wohls eines Kindes 
oder eines Jugendlichen bekannt, 
informiert die Strafverfolgungsbe-
hörde oder das Gericht unverzüglich 
den zuständigen örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe sowie 
im Falle seiner Zuständigkeit den 
überörtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe und übermittelt die aus 
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ihrer Sicht zur Einschätzung des 
Gefährdungsrisikos erforderlichen 
Daten. Die Mitteilung ordnen Rich-
terinnen oder Richter, Staatsanwäl-
tinnen oder Staatsanwälte an. § 4 
Absatz 2 gilt entsprechend.

(2) Gewichtige Anhaltspunkte für eine 
Gefährdung können insbesondere 
dann vorliegen, wenn gegen eine 
Person, die mit einem Kind oder 
Jugendlichen in häuslicher Gemein-
schaft lebt oder die regelmäßig Um-
gang mit ihm hat oder haben wird, 
der Verdacht besteht, eine Straftat 
nach den §§ 171, 174, 176 bis 180, 
182, 184b bis 184e, 225, 232 bis 
233a, 234, 235 oder 236 des Straf-
gesetzbuchs begangen zu haben.
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Erstes Gesetz zur Ausführung des Kinder- 
und Jugendhilfegesetzes (AG-KJHG NW)

vom 12.12.1990 (GV. NRW. 1990, 664), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
21.07.2018 (GV. NRW. S. 414), in Kraft getreten mit Wirkung vom 01.01.2020

 

 

Inhaltsübersicht
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Jugendamt

§ 1 	 Träger der öffentlichen Jugendhilfe
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Bericht der Landesregierung

§ 24 	 Kinder- und Jugendbericht
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Anerkennung als Träger der freien Jugend-

hilfe

§ 25 	 Öffentliche Anerkennung
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Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft
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Erster Abschnitt
Jugendamt

§ 1 	 Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe

Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind 
die örtlichen und überörtlichen Träger.

§ 1a 	 Örtlicher Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe

(1) Örtliche Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe sind die Kreise und die 
kreisfreien Städte.

(2) Die Aufgaben des örtlichen Trägers 
der öffentlichen Jugendhilfe werden 
durch das Jugendamt wahrgenom-
men.

(3) Kreisangehörige Gemeinden, die 
nicht örtliche Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe sind, können für 
den örtlichen Bereich Aufgaben 
der Jugendhilfe wahrnehmen. Die 
Planung und Durchführung dieser 
Aufgaben ist in den wesentlichen 
Punkten mit dem örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe abzu-
stimmen. Die Gesamtverantwortung 
des örtlichen Trägers der öffentlichen 
Jugendhilfe bleibt unberührt. Für die 
Zusammenarbeit mit den Trägern der 
freien Jugendhilfe gelten die §§ 4, 
74, 76 und 77 Achtes Buch Sozialge-
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setzbuch - Kinder- und Jugendhilfe 
- entsprechend.

§ 2 	 Zulassung von Jugendämtern 
in kreisangehörigen 
Gemeinden

Die oberste Landesjugendbehörde be-
stimmt auf Antrag Große und Mittlere 
kreisangehörige Städte durch Rechts-
verordnung zu örtlichen Trägern der öf-
fentlichen Jugendhilfe. Gemeinden, die 
als Mittlere bzw. Große kreisangehörige 
Stadt im Sinne von § 4 Abs. 8 Satz 3 der 
Gemeindeordnung gelten, sind nicht 
antragsbefugt. Erreicht die Einwohner-
zahl für die Zuständigkeit eines Kreises 
als örtlicher Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe nach Bestimmung kreis-
angehöriger Gemeinden zu örtlichen 
Trägern der öffentlichen Jugendhilfe 
nicht mehr den Einwohnerschwellen-
wert einer Mittleren kreisangehörigen 
Stadt, kann der Kreis mit einem anderen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe, 
dessen Gebiet an das Gebiet der verblei-
benden Gemeinde, die nicht örtlicher 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist, 
angrenzt, im Einvernehmen mit der 
verbleibenden Gemeinde vereinbaren, 
dass dieser die Aufgaben nach dem SGB 
VIII anstelle des Kreises auch für diese 
Gemeinde sicherstellt. Das Gesetz über 
die kommunale Gemeinschaftsarbeit in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. Oktober 1979 (GV. NRW. S. 621) in 
der jeweils geltenden Fassung findet 
entsprechende Anwendung. 

§ 3 	 Geltung des kommunalen 
Rechts

(1) Für das Jugendamt gelten, soweit 
das Achte Buch des Sozialgesetz-
buchs - Kinder- und Jugendhilfe 
- (SGB VIII) und dieses Gesetz nichts 
anderes bestimmen, die Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 666) in der jeweils 
geltenden Fassung oder die Kreis-
ordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (KrO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 646) in der jeweils 
geltenden Fassung.

(2) Für das Jugendamt ist eine Satzung 
zu erlassen.

§ 4 	 Stimmberechtigte Mitglieder 
des Jugendhilfeausschusses

(1) Dem Jugendhilfeausschuß gehören 
höchstens 15 stimmberechtigte 
Mitglieder einschließlich der Vorsit-
zenden/des Vorsitzenden an.

(2) Die stimmberechtigten Mitglieder 
werden für die Dauer der Wahlzeit 
der Vertretungskörperschaft von die-
ser gewählt. Sie üben ihre Tätigkeit 
nach Ablauf der Wahlzeit bis zum 
Zusammentreten des neugewähl-
ten Jugendhilfeausschusses aus. 
Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der 
Wahlzeit aus, so ist ein Ersatzmit-
glied für den Rest der Wahlzeit auf 
Vorschlag derjenigen Stelle, die das 
ausgeschiedene Mitglied vorgeschla-
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gen hatte, zu wählen. Zum stimm-
berechtigten Mitglied des Jugend-
hilfeausschusses kann nur gewählt 
werden, wer der Vertretungskörper-
schaft angehören kann. Bei der Wahl 
sind Frauen angemessen zu berück-
sichtigen. Ziel ist es, ein paritätisches 
Geschlechterverhältnis anzustreben.

(3) Für jedes stimmberechtigte Mitglied 
ist eine persönliche Stellvertreterin/
ein persönlicher Stellvertreter zu 
wählen. Absatz 2 gilt entsprechend.

(4) Die im Bereich des öffentlichen 
Trägers wirkenden und anerkannten 
Träger der freien Jugendhilfe haben 
mindestens die doppelte Anzahl 
der insgesamt auf sie entfallenden 
Mitglieder und deren Stellvertreter/
innen vorzuschlagen. Ziel ist es, ein 
paritätisches Geschlechterverhältnis 
anzustreben. Die Vertretungskör-
perschaft wählt aus den Vorgeschla-
genen die Mitglieder. Wird kein 
Vorschlag eingereicht, wählt die 
Vertretungskörperschaft Personen 
aus dem Kreise des § 71 Abs. 1 Nr. 
2 SGB VIII. Vorschläge der anerkann-
ten Träger der freien Jugendhilfe, 
insbesondere der Wohlfahrtsverbän-
de und der Jugendverbände sind 
entsprechend der Bedeutung ihrer 
Arbeit für die Jugendhilfe im Bezirk 
des Jugendamtes angemessen zu 
berücksichtigen.

(5) Die/der Vorsitzende des Jugendhil-
feausschusses und deren Stellvertre-
tung werden von den stimmberech-
tigten Mitgliedern des Ausschusses 
aus den Mitgliedern, die der Ver-

tretungskörperschaft angehören, 
gewählt.

§ 5 	 Beratende Mitglieder des 
Jugendhilfeausschusses

(1) Als beratende Mitglieder gehören 
dem Jugendhilfeausschuß an:
1.	  die Hauptverwaltungsbeamtin/

der Hauptverwaltungsbeamte 
oder eine von ihr/ihm bestellte 
Vertretung;

2.	  die Leiterin/der Leiter des 
Jugendamtes oder deren Vertre-
tung;

3.	  eine Richterin/ein Richter des 
Vormundschaftsgerichtes oder 
des Familiengerichtes oder eine 
Jugendrichterin/ein Jugendrich-
ter, die/der von der zuständigen 
Präsidentin/dem zuständigen 
Präsidenten des Landgerichts 
bestellt wird;

4.	  eine Vertreterin/ein Vertreter 
der Arbeitsverwaltung, die/der 
von der Direktorin/dem Direktor 
des zuständigen Arbeitsamtes 
bestellt wird;

5.	  eine Vertreterin/ein Vertreter der 
Schulen, die/der von der zustän-
digen örtlichen Stelle bestellt 
wird;

6.	  eine Vertreterin/ein Vertreter der 
Polizei, die/der von der zuständi-
gen örtlichen Stelle bestellt wird;

7.	  je eine Vertretung der katho-
lischen und der evangelischen 
Kirche sowie der jüdischen Kul-
tusgemeinde, falls Gemeinden 
dieses Bekenntnisses im Bezirk 
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des Jugendamtes bestehen; sie 
werden von der zuständigen 
Stelle der Religionsgemeinschaft 
bestellt;

8.	  eine Vertreterin oder ein Ver-
treter des Integrationsrates oder 
Integrationsausschusses, die oder 
der durch den Integrationsrat 
oder Integrationsausschuss ge-
wählt wird,

9.	  eine Vertreterin oder ein Vertre-
ter aus dem Jugendamtseltern-
beirat.

(2) Für jedes beratende Mitglied des 
Jugendhilfeausschusses nach Absatz 
1 Nummern 3 bis 9 ist eine Stell-
vertreterin oder ein Stellvertreter zu 
bestellen.

(3) Durch die Satzung kann bestimmt 
werden, daß weitere sachkundige 
Frauen und Männer dem Jugendhil-
feausschuß als beratende Mitglieder 
angehören. Auf eine angemessene 
Beteiligung von Frauen ist zu achten.

§ 6 	 Unterausschüsse

In der Satzung kann bestimmt werden, 
daß bei Bedarf für einzelne Aufga-
ben der Jugendhilfe aus Mitgliedern 
und stellvertretenden Mitgliedern des 
Jugendhilfeausschusses beratende Un-
terausschüsse gebildet werden können.

§ 7 	 Widerspruchs- und 
Beanstandungsrecht

(1) Ist die/der Vorsitzende der Vertre-
tungskörperschaft oder die/der 
Vorsitzende des Jugendhilfeaus-

schusses der Auffassung, daß ein 
Beschluß des Jugendhilfeausschus-
ses das Wohl der Gemeinde oder 
des Kreises gefährdet, so kann sie/
er dem Beschluß spätestens am 
fünften Tag nach der Beschlußfas-
sung unter schriftlicher Begründung 
widersprechen. Der Widerspruch 
hat aufschiebende Wirkung. Über 
die Angelegenheit ist in einer neuen 
Sitzung des Jugendhilfeausschus-
ses, die frühestens am dritten Tage 
und spätestens zwei Wochen nach 
dem Widerspruch stattzufinden hat, 
erneut zu beschließen. Verbleibt 
der Jugendhilfeausschuß bei seinem 
Beschluß, so hat die Vertretungskör-
perschaft über die Angelegenheit zu 
beschließen.

(2) Verletzt ein Beschluß des Jugendhil-
feausschusses das geltende Recht, 
so hat die Hauptverwaltungsbeam-
tin/der Hauptverwaltungsbeamte 
den Beschluß zu beanstanden. Die 
Beanstandung hat aufschiebende 
Wirkung. Sie ist schriftlich in Form 
einer begründeten Darlegung dem 
Ausschuß mitzuteilen. Verbleibt der 
Jugendhilfeausschuß bei seinem 
Beschluß, so hat die Vertretungskör-
perschaft über die Angelegenheit zu 
beschließen.
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Zweiter Abschnitt
Landesjugendamt

§ 8 	 Überörtlicher Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe

Überörtliche Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe sind die Landschaftsverbände.

§ 9 	 Geltung der 
Landschaftsverbandsordnung

(1) Für das Landesjugendamt gilt, soweit 
das Achte Buch des Sozialgesetz-
buchs - Kinder- und Jugendhilfe 
- und dieses Gesetz nichts anderes 
bestimmen, die Landschaftsverband-
sordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (LVerbO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV. NRW. S. 657) in der je-
weils geltenden Fassung.

(2) Für das Landesjugendamt ist eine 
Satzung zu erlassen.

§ 10 	 Zuständigkeit des 
Landesjugendhilfeausschusses

(1) Der Landesjugendhilfeausschuß 
befaßt sich mit allen dem über-
örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe obliegenden Aufgaben. 
Er hat Beschlußrecht im Rahmen der 
von der Landschaftsversammlung 
für das Landesjugendamt erlassenen 
Satzung, der von ihr bereitgestell-
ten Mittel und der von ihr gefaßten 
Beschlüsse zu diesen Aufgaben. 
Der Landesjugendhilfeausschuß soll 
in Fragen der Jugendhilfe vor jeder 

Beschlußfassung der Landschaftsver-
sammlung gehört werden und hat 
das Recht, Anträge an sie zu stellen.

(2) Die Sitzungen des Landesjugendhil-
feausschusses sind öffentlich, soweit 
nicht das Wohl der Allgemeinheit, 
berechtigte Interessen einzelner 
Personen oder schutzbedürftiger 
Gruppen entgegenstehen.

§ 11 	 Stimmberechtigte 
Mitglieder des 
Landesjugendhilfeausschusses

(1) Dem Landesjugendhilfeausschuß 
gehören 20 stimmberechtigte 
Mitglieder einschließlich der/des 
Vorsitzenden an.

(2) Für die Vorschläge der Träger der 
freien Jugendhilfe gilt § 4 Abs. 4 
Satz 1 und 2. Vorschläge der Wohl-
fahrtsverbände und der Jugendver-
bände sind entsprechend der Bedeu-
tung ihrer Arbeit für die Jugendhilfe 
im Bezirk des Landschaftsverbandes 
angemessen zu berücksichtigen. Die 
Mitglieder werden von der obersten 
Landesjugendbehörde für die Wahl-
zeit der Landschaftsversammlung 
ernannt. Vor der Ernennung ist dem 
Landschaftsausschuß Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben.

(3) Als weitere stimmberechtigte Mit-
glieder sollen dem Landesjugendhil-
feausschuß Mitglieder der Land-
schaftsversammlung, Mitglieder von 
Jugendhilfeausschüssen im Bezirk 
des Landschaftsverbandes und an-
dere Frauen und Männer, die in der 
Jugendhilfe erfahren oder tätig sind, 
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angehören. Sie werden für die Dauer 
der Wahlzeit der Landschaftsver-
sammlung von dieser gewählt. Bei 
der Wahl sind Frauen angemessen 
zu berücksichtigen.

(4) Auf die Ernennung oder Wahl der 
stimmberechtigten Mitglieder des 
Landesjugendhilfeausschusses finden 
die §§ 12 und 13 des Kommunal-
wahlgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 8. Januar 1979 
(GV. NRW. S. 2), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 27. März 1984 
(GV. NRW. S. 210), entsprechende 
Anwendung. Sie üben ihre Tätigkeit 
nach Ablauf der Wahlzeit bis zum 
Zusammentreten des neugebildeten 
Landesjugendhilfeausschusses weiter 
aus. Scheidet ein Mitglied vor Ablauf 
der Wahlzeit aus, so ist ein Ersatz-
mitglied für den Rest der Wahlzeit 
auf Vorschlag derjenigen Stelle, die 
das ausgeschiedene Mitglied vorge-
schlagen hatte, zu ernennen oder zu 
wählen.

(5) Für jedes stimmberechtigte Mitglied 
ist eine persönliche Stellvertreterin/
ein persönlicher Stellvertreter zu 
wählen. Die Absätze 2 bis 4 gelten 
entsprechend.

(6) Die/der Vorsitzende des Landesju-
gendhilfeausschusses und deren 
Stellvertretung werden von den 
stimmberechtigten Mitgliedern des 
Ausschusses aus den dem Ausschuß 
angehörenden Mitgliedern der 
Landschaftsversammlung gewählt. 
Die/der Vorsitzende muß dem Land-
schaftsausschuß angehören.

§ 12 	 Beratende Mitglieder des 
Landesjugendhilfeausschusses

(1) Als beratende Mitglieder gehören 
dem Landesjugendhilfeausschuß an:
1.	  die Direktorin/der Direktor des 

Landschaftsverbandes oder eine 
von ihr/ihm bestellte Vertretung;

2.	  die Leiterin/der Leiter des 
Landesjugendamtes oder deren 
Stellvertretung;

3.	  eine Vertreterin/ein Vertreter der 
Gesundheitsverwaltung, die/der 
von der obersten Landesgesund-
heitsbehörde bestellt wird;

4.	  eine Richterin/ein Richter oder 
eine Beamtin/ein Beamter der 
Justizverwaltung, die/der von der 
obersten Landesjustizbehörde 
bestellt wird;

5.	  eine Vertreterin/ein Vertreter der 
Schulverwaltung, die/der von der 
obersten Landesschulbehörde 
bestellt wird;

6.	  eine Vertreterin/ein Vertreter der 
Arbeitsverwaltung, die/der von 
der Präsidentin/dem Präsidenten 
des Landesarbeitsamtes bestellt 
wird;

7.	  je eine Vertretung der katholi-
schen und evangelischen Kirche 
und der jüdischen Kultusgemein-
de; sie werden von der zuständi-
gen Stelle der Religionsgemein-
schaften bestellt;

8.	  eine Vertreterin oder ein Vertre-
ter des Landesintegrationsrats, 
die oder der durch dieses Gremi-
um gewählt wird.
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(2) Für jedes beratende Mitglied des 
Landesjugendhilfeausschusses nach 
Absatz 1 Nummern 3 bis 8 ist eine 
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter 
zu bestellen.

(3) Durch die Satzung kann bestimmt 
werden, daß weitere sachkundige 
Frauen und Männer dem Landesju-
gendhilfeausschuß angehören. Auf 
eine angemessene Beteiligung von 
Frauen ist zu achten.

§ 13 	 Verfahren des 
Landesjugendhilfeausschusses 
in Fällen äußerster 
Dringlichkeit

In Fällen äußerster Dringlichkeit, in 
denen ein Beschluß des Landesjugend-
hilfeausschusses nicht mehr rechtzeitig 
herbeigeführt werden kann, kann die 
Direktorin/der Direktor des Landschafts-
verbandes Anordnungen ohne einen 
solchen Beschluß im Einverständnis mit 
der/dem Vorsitzenden dieses Ausschus-
ses treffen. Der Landesjugendhilfeaus-
schuß ist unverzüglich zu unterrichten. 
Er kann die Anordnungen aufheben, 
soweit nicht bereits Rechte Dritter ent-
standen sind.

§ 14 	 Unterausschüsse

Für die Bildung von Unterausschüssen 
des Landesjugendhilfeausschusses gilt 
§ 6 entsprechend.

§ 15 	 Pflichtaufgaben der 
Landesjugendämter

(1) Die Landesjugendämter führen die 
Aufgabe nach § 85 Abs. 2 Nr. 6 SGB 
VIII als Pflichtaufgabe zur Erfüllung 
nach Weisung aus. Die Aufsicht 
führt die oberste Landesjugendbe-
hörde.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann Weisun-
gen erteilen, um die gesetzmäßige 
Ausführung der Aufgabe nach 
Absatz 1 zu sichern.

(3) Zur zweckmäßigen Ausführung 
dieser Aufgabe kann die Aufsichts-
behörde

a)	  allgemeine Weisungen ertei-
len,

b)	  besondere Weisungen ertei-
len, wenn die ordnungsge-
mäße Erfüllung der Aufgabe 
nicht gesichert erscheint 
oder überörtliche Interessen 
gefährdet sein können. Dane-
ben sind besondere Weisun-
gen zulässig, um das Wohl 
von Kindern und Jugendli-
chen zu gewährleisten.

§ 15a 	Kostenerstattung bei 
Gewährung von Jugendhilfe 
bei Einreise

Die nach § 89 d SGB VIII dem Land 
obliegenden Aufgaben werden den 
Landschaftsverbänden übertragen. Das 
Land stellt ihnen die zur Erfüllung dieser 
Aufgaben aufzuwendenden Mittel für 
Jugendhilfe zur Verfügung.
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Dritter Abschnitt
Schutz von Kindern und 
Jugendlichen in Familienpflege 
und in Einrichtungen

§ 16 	 Erteilung der Pflegeerlaubnis

(1) Die Pflegeerlaubnis nach § 44 SGB 
VIII ist schriftlich oder zur Nieder-
schrift beim Jugendamt zu bean-
tragen. Sie bedarf der Schriftform 
und gilt nur für die in ihr genannten 
Kinder und Jugendlichen.

(2) Die Pflegeerlaubnis soll in der Regel 
Eheleuten oder eingetragenen Le-
benspartnerinnen bzw. Lebenspart-
nern, sie kann auch alleinstehen-
den Personen erteilt werden. Der 
Altersunterschied zwischen den 
Pflegepersonen und dem Kind oder 
Jugendlichen soll dem Eltern-Kind-
Verhältnis entsprechen.

(3) Die Pflegeerlaubnis soll in der Regel 
nicht für mehr als drei Kinder oder 
Jugendliche in einer Pflegestelle 
erteilt werden. Die Erteilung der Pfle-
geerlaubnis für mehr als fünf Kinder 
oder Jugendliche in einer Pflegestelle 
ist nicht zulässig. Sollen sechs oder 
mehr Minderjährige angenommen 
werden, so findet § 45 SGB VIII 
Anwendung. Im Ausnahmefall kann 
das Landesjugendamt auch dann, 
wenn weniger als sechs Minder-
jährige aufgenommen werden, die 
Notwendigkeit der Anwendung des 
§ 45 SGB VIII feststellen.

§ 17 	 Versagungsgründe

Die Pflegeerlaubnis ist insbesondere zu 
versagen, wenn

a)	  die Pflegeperson nicht über 
ausreichende erzieherische 
Fähigkeiten verfügt,

b)	  die Pflegeperson nicht die 
Gewähr dafür bietet, daß 
die religiöse Erziehung des 
ihr anvertrauten Kindes oder 
Jugendlichen im Einklang mit 
der von den Personensor-
geberechtigten bestimmten 
Grundrichtung der Erziehung 
durchgeführt wird,

c)	  die Pflegeperson oder die in 
ihrer Wohnung lebenden Per-
sonen nicht die Gewähr dafür 
bieten, daß das sittliche Wohl 
des Kindes oder Jugendlichen 
nicht gefährdet ist,

d)	  die wirtschaftlichen Verhält-
nisse der Pflegepersonen und 
ihre Haushaltsführung nicht 
geordnet sind,

e)	  die Pflegeperson oder die 
in ihrer Wohnung leben-
den Personen nicht frei von 
ansteckenden, das Wohl des 
Kindes gefährdenden Krank-
heiten sind oder

f)	  nicht ausreichender Wohn-
raum für das Kind oder den 
Jugendlichen und die in der 
Wohnung lebenden Personen 
vorhanden ist.
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§ 18 	 Rücknahme der 
Pflegeerlaubnis

Die Pflegeerlaubnis ist zurückzunehmen, 
wenn sich nachträglich herausstellt, 
daß bei ihrer Erteilung einer der Versa-
gungsgründe des § 17 vorgelegen hat 
oder nunmehr vorliegt oder in sonstiger 
Weise das Wohl des Kindes gefährdet 
und die Pflegeperson nicht bereit oder 
in der Lage ist, Abhilfe zu schaffen.

§ 19 	 Aufsicht

(1) Die Pflegeperson hat den Beamtin-
nen/den Beamten und Angestellten 
sowie den Beauftragten des Jugend-
amtes Auskunft über die Pflegestelle 
und das Kind zu erteilen. Den Beam-
tinnen/Beamten und Angestellten 
sowie den Beauftragten des Jugend-
amtes ist der Zutritt zu dem Kind 
und den Räumen, die zu seinem 
Aufenthalt dienen, zu gestatten. 
Das Grundrecht der Unverletzlichkeit 
der Wohnung ( Artikel 13 Abs. 1 
des Grundgesetzes) wird insoweit 
eingeschränkt.

(2) Die in Absatz 1 Satz 2 genannten 
Personen haben ihren Dienstausweis 
oder einen vom Jugendamt ausge-
stellten Ausweis bei sich zu führen 
und auf Verlangen vorzuzeigen.

§ 20 	 Anzeigepflicht

Ist einem Ehepaar die Pflegeerlaubnis 
erteilt, so ist dem Jugendamt unver-
züglich mitzuteilen, wenn ein Ehegatte 
stirbt oder von einem Ehegatten Klage 

auf Scheidung, Aufhebung oder Nich-
tigerklärung der Ehe erhoben wird. Die 
Verpflichtung zur Mitteilung obliegt im 
Falle des Todes dem überlebenden Ehe-
gatten, in allen übrigen Fällen beiden 
Ehegatten. Die Vorschriften finden auf 
eingetragene Lebenspartnerinnen und 
Lebenspartner entsprechende Anwen-
dung.

§ 21 	 Erlaubnis und Untersagung 
des Betriebs einer Einrichtung

(1) Zu den erlaubnispflichtigen Einrich-
tungen gehören auch Schülerheime.

(2) Das Landesjugendamt hat das nach 
§ 87a Abs. 3 SGB VIII zuständige 
Jugendamt sowie einen zentralen 
Träger der freien Jugendhilfe, wenn 
diesem der Träger der Einrichtung 
angehört, bei der Prüfung der Vor-
aussetzungen für die Erteilung einer 
Erlaubnis zu beteiligen.

(3) Erlangt ein Jugendamt Kenntnis 
davon, daß eine in seinem Bezirk 
gelegene Einrichtung ohne Erlaubnis 
Kinder und Jugendliche aufnimmt 
oder daß Tatsachen vorliegen, die 
die Eignung der Einrichtung zur Auf-
nahme von Kindern und Jugendli-
chen ausschließen, hat es bei Gefahr 
im Verzug unverzüglich die notwen-
digen Maßnahmen zu treffen und 
dem Landesjugendamt sowie dem 
zuständigen zentralen Träger der 
freien Jugendhilfe hiervon Mitteilung 
zu machen.

(4) Wird eine Einrichtung im Sinne des 
§ 45 SGB VIII ohne die erforderliche 
Erlaubnis betrieben, so kann das 
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zuständige Landesjugendamt den 
weiteren Betrieb untersagen.

(5) Vereinbarungen im Sinne des § 45 
Abs. 2 Satz 4 SGB VIII für die Einrich-
tungen von Trägerzusammenschlüs-
sen sind zwischen den Zentralstellen 
der Trägerzusammenschlüsse und 
der obersten Landesjugendbehörde 
abzuschließen.

§ 22 	 Sicherstellung des 
Schulunterrichts bei 
Gewährung von Hilfe zur 
Erziehung in einer Einrichtung

Wenn schulpflichtige Kinder oder 
Jugendliche, denen Hilfe zur Erziehung 
in einer Einrichtung gewährt wird, 
aus erzieherischen Gründen weder 
einer öffentlichen Schule zugewiesen 
noch in eine genehmigte Ersatzschule 
aufgenommen werden können, hat 
das Jugendamt im Benehmen mit der 
zuständigen Schulaufsichtsbehörde 
dafür zu sorgen, daß diesen Kindern 
und Jugendlichen der erforderliche 
Schulunterricht anderweitig zuteil wird 
oder sie eine besondere pädagogische 
Förderung erhalten, die die Wiederein-
gliederung in die Schule möglich macht.

§ 23 	 Aufsicht über Einrichtungen 
der Landschaftsverbände

Die Aufsicht über Einrichtungen der 
Landschaftsverbände im Sinne des § 45 
Abs. 1 SGB VIII führen die Landesju-
gendämter.

Vierter Abschnitt
Bericht der Landesregierung

§ 24 	 Kinder- und Jugendbericht

(1) Die Landesregierung legt dem 
Landtag in jeder Legislaturperiode 
einen Kinder- und Jugendbericht 
vor. Dieser soll eine Darstellung 
der wichtigsten Entwicklungsten-
denzen der Jugendhilfe im Lande 
unter Berücksichtigung allgemeiner 
Rahmenbedingungen sowie eine 
Zusammenfassung der landespoli-
tischen Maßnahmen und Leistun-
gen für Kinder und Jugendliche im 
Berichtszeitraum enthalten. Er soll 
darüber hinaus einen Überblick über 
die kinder- und jugendpolitischen 
Zielvorstellungen der Landesregie-
rung geben.

(2) Die Landesregierung soll hierzu 
Expertisen und Gutachten einholen 
und soll diese veröffentlichen.

Fünfter Abschnitt
Anerkennung als Träger der 
freien Jugendhilfe

§ 25 	 Öffentliche Anerkennung

(1) Zuständig für die öffentliche An-
erkennung der Träger der freien 
Jugendhilfe nach § 75 SGB VIII sind
1.	  das Jugendamt nach Beschluß-

fassung des Jugendhilfeausschus-
ses, wenn der Träger der freien 
Jugendhilfe seinen Sitz im Bezirk 
des Jugendamtes hat und dort 
vorwiegend tätig ist,
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2.	  das Landesjugendamt nach 
Beschlußfassung des Landesju-
gendhilfeausschusses, wenn der 
Träger der freien Jugendhilfe sei-
nen Sitz im Bezirk des Landesju-
gendamtes hat und vorwiegend 
dort in mehreren Jugendamtsbe-
zirken tätig ist. Gehören diese zu 
demselben Kreis, ist anstelle des 
Landesjugendamtes das Jugend-
amt dieses Kreises zuständig,

3.	  die oberste Landesjugendbehör-
de, wenn der Träger der freien 
Jugendhilfe in beiden Landes-
jugendamtsbezirken gleicher-
maßen tätig ist sowie in allen 
übrigen Fällen.

(2) Die auf Landesebene zusammen-
geschlossenen Verbände der freien 
Wohlfahrtspflege sind anerkannte 
Träger der freien Jugendhilfe.

(3) Die öffentliche Anerkennung gilt nur 
für die Organisationsstufe eines Trä-
gers der freien Jugendhilfe, für die 
sie erteilt ist. Die öffentliche Aner-
kennung durch die oberste Landes-
jugendbehörde kann auf Antrag auf 
die dem Träger der freien Jugendhil-
fe gegenwärtig und zukünftig ange-
hörenden regionalen und sonstigen 
Untergliederungen (Orts-, Kreis- und 
Bezirksverbände, landesweite Teilor-
ganisationen) ausgedehnt werden, 
wenn die Untergliederungen an dem 
Träger der freien Jugendhilfe ausge-
richtete einheitliche Organisations-
formen, Satzungsregelungen und 
Betätigungsbereiche aufweisen.

(4) Die öffentliche Anerkennung kann 
widerrufen oder zurückgenommen 
werden, wenn die Voraussetzungen 
für die Anerkennung nicht vorgele-
gen haben oder nicht mehr vorlie-
gen.

Sechster Abschnitt
Amtspflegschaft und 
Amtsvormundschaft

§ 26 	 Führung der Amtspflegschaft 
und der Amtsvormundschaft

Über § 56 Abs. 2 Satz 2 SGB VIII hinaus 
ist auch im Falle des § 1822 Nr. 5 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches eine Geneh-
migung des Vormundschaftsgerichts 
nicht erforderlich. Das gleiche gilt im 
Falle des § 1822 Nr. 12 BGB, soweit 
der Vermögenswert 2 500 Euro nicht 
übersteigt.

Siebter Abschnitt
Frühförderung

§ 27 	 Maßnahmen der 
Früherkennung und der 
Frühförderung für Kinder

Maßnahmen der Früherkennung und 
der Frühförderung für Kinder, die noch 
nicht eingeschult sind, sind unabhängig 
von der Art der Behinderung vorrangig 
von den Trägern der Eingliederungshilfe 
nach den Bestimmungen des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch - Rehabilita-
tion und Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen - (Artikel 1 des Gesetzes 
vom 23. Dezember 2016, BGBl. I S. 
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3234), das zuletzt durch Artikel 23 des 
Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 
2541) geändert worden ist, zu gewäh-
ren.

Achter Abschnitt
Durchführungs- und 
Schlußvorschriften

§ 28 	 Durchführungsvorschriften

(1) Soweit dieses Gesetz keine Regelung 
enthält, gelten für seine Durchfüh-
rung sowie für den Vollzug des Lan-
desjugendplanes und der sonstigen 
Fördermaßnahmen der Jugendhilfe 
die Vorschriften des Sozialgesetz-
buchs - Verwaltungsverfahren - (SGB 
X) entsprechend.

(2) Die oberste Landesjugendbehörde 
erläßt die zur Durchführung des 
Sozialgesetzbuchs - Achtes Buch - 
und dieses Gesetzes erforderlichen 
Verwaltungsvorschriften.

§ 29 	 entfallen

§ 30 	 Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1991 in 
Kraft.
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Teil 1 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 	 Geltungsbereich und 
Begriffsbestimmungen 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Bildung, Er-
ziehung und Betreuung von Kindern 
in Kindertageseinrichtungen und 
in der Kindertagespflege. Es findet 
keine Anwendung auf heilpädagogi-
sche Einrichtungen.

(2) Dieses Gesetz gilt für Kinder, die 
einen Platz in einer Kindertagesein-
richtung oder in der Kindertages-
pflege in Nordrhein-Westfalen in 
Anspruch nehmen.

(3) Eltern im Sinne dieses Gesetzes sind 
die jeweiligen Erziehungsberechtig-
ten. Ein Kindergartenjahr entspricht 
dem Schuljahr, es beginnt am 1. 
August und endet am 31. Juli des 
folgenden Jahres.

§ 2 	 Allgemeine Grundsätze 

(1) Jedes Kind hat einen Anspruch auf 
Bildung und auf Förderung seiner 
Persönlichkeit. Seine Erziehung 
liegt in der vorrangigen Verantwor-
tung seiner Eltern. Die Familie ist 
der erste und bleibt ein wichtiger 
Lern- und Bildungsort des Kindes. 
Die Bildungs- und Erziehungsarbeit 
in den Tageseinrichtungen und in 
der Kindertagespflege ergänzt die 
Förderung des Kindes in der Familie 
und steht damit in der Kontinuität 
des kindlichen Bildungsprozesses. Sie 
orientiert sich am Wohl des Kindes. 

Ziel ist es, jedes Kind individuell zu 
fördern.

(2) Kindertageseinrichtungen und 
Kindertagespflege haben einen ei-
genständigen Bildungs-, Erziehungs- 
und Betreuungsauftrag.

(3) Die Förderung des Kindes in der Ent-
wicklung seiner Persönlichkeit und 
die Beratung und Information der 
Eltern insbesondere in Fragen der 
Bildung und Erziehung sind Kernauf-
gaben der Kindertageseinrichtungen 
und der Kindertagespflege. Das 
pädagogische Personal in den Kin-
dertageseinrichtungen und die Kin-
dertagespflegepersonen haben den 
Bildungs- und Erziehungsauftrag im 
regelmäßigen Dialog mit den Eltern 
durchzuführen und deren erzieheri-
sche Entscheidungen zu achten.

§ 3 	 Wunsch- und Wahlrecht 

(1) Eltern haben das Recht, für die 
Betreuung ihrer Kinder zwischen den 
im Rahmen der örtlichen Jugendhil-
feplanungen zur Verfügung stehen-
den Tagesbetreuungsangeboten zu 
wählen.

(2) Der Wahl nach Absatz 1 soll am Ort 
des gewöhnlichen Aufenthaltes und 
auch an einem anderen Ort entspro-
chen werden, sofern dies nicht mit 
unverhältnismäßigen Mehrkosten 
verbunden ist. Dabei sind die Be-
dürfnisse von Kindern mit oder mit 
drohenden Behinderungen an einer 
wohnortnahen Betreuung in einer 
Kindertageseinrichtung oder in Kin-
dertagespflege zu berücksichtigen. 
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Bei der Feststellung der Verhältnis-
mäßigkeit der Mehrkosten sind alle 
für die Wahl maßgeblichen Gründe 
angemessen zu berücksichtigen.

(3) Der zeitliche Umfang des Betreu-
ungsanspruchs richtet sich nach 
dem individuellen Bedarf. Die Eltern 
haben das Recht, die Betreuungszeit 
für ihre Kinder entsprechend ihrem 
Bedarf und im Rahmen dieses Geset-
zes zu wählen.

§ 4 	 Bedarfsplanung und 
Bedarfsermittlung 

(1) Die Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe (Jugendämter) sind im 
Rahmen ihrer Jugendhilfeplanung 
unter Einbeziehung der Träger der 
freien Jugendhilfe zur Entwicklung 
eines bedarfsgerechten Betreuungs-
angebotes in Tageseinrichtungen 
und Kindertagespflege verpflichtet. 
Dabei ist der Vorrang der Träger-
schaft anerkannter Träger der freien 
Jugendhilfe gemäß § 4 Absatz 2 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch - 
Kinder- und Jugendhilfe - in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 11. 
September 2012 (BGBl. I S. 2022) 
in der jeweils geltenden Fassung, 
soweit möglich zu berücksichtigen. 
Die Bedarfe für eine gemeinsame 
Förderung von Kindern mit oder 
mit drohenden Behinderungen und 
nicht behinderten Kindern sind zu 
beachten.

(2) Die Jugendämter erstellen für 
ihren Bezirk einen Bedarfsplan zur 
Kindertagesbetreuung in Tagesein-

richtungen und in Kindertagespfle-
ge und schreiben diesen jährlich 
fort. Der Bedarfsplan weist die im 
Jugendamtsbezirk zur Bedarfsde-
ckung betriebsgenehmigten Plät-
ze in Tageseinrichtungen und in 
Kindertagespflege aus. Er enthält 
die zur Realisierung eines bedarfs-
gerechten Angebotes voraussehbare 
Entwicklung für einen mehrjährigen 
Zeitraum mit der Beschreibung erfor-
derlicher Maßnahmen unter Berück-
sichtigung besonderer sozialräum-
licher und zielgruppenorientierter 
Belange.

(3) Die Jugendämter sollen das Ange-
bot an den Bedarfen der Familien 
ausrichten und den Wünschen für 
den Betreuungsumfang in Tagesein-
richtungen und in Kindertagespflege 
entsprechen. Sie stellen sicher, dass 
in ihrem Bezirk alle Betreuungszei-
ten in bedarfsgerechtem Umfang 
und verlässliche Angebote in der 
Kindertagespflege vorgehalten 
werden. Bei der Planung sind auch 
Betreuungsbedarfe in den Mor-
gen- oder Abendstunden sowie an 
Wochenend- und Feiertagen und 
in Ferienzeiten zu berücksichtigen. 
Sozialräumliche Besonderheiten, wie 
die adäquate Versorgung von sozial 
oder wirtschaftlich benachteiligten 
Bevölkerungskreisen, und besonde-
re Angebote, wie Familienzentren 
gemäß §§ 42 und 43 oder plus-
KITAs gemäß §§ 44 und 45 , sind 
zu berücksichtigen. In Ansehung 
der Anliegen erwerbstätiger und in 
Ausbildung stehender Eltern ist nach 
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Möglichkeit anzustreben, auch ei-
nem Bedarf an Plätzen für wohnsitz-
fremde Kinder Rechnung zu tragen.

(4) Um den örtlichen Bedarf an Plätzen 
nach Zahl, Art und Ausgestaltung 
unter Berücksichtigung der Wün-
sche, Bedürfnisse und Interessen 
zu ermitteln, sollen neben demo-
grafischen Modellrechnungen oder 
anderen Verfahren, auch gerade im 
Hinblick auf benötigte Öffnungs- 
und Betreuungszeiten, turnusmäßig 
Befragungen von Eltern erfolgen.

(5) Die Jugendämter können die Ver-
pflichtung nach § 24 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch, für Kinder 
im schulpflichtigen Alter nach Bedarf 
Plätze in Tageseinrichtungen vorzu-
halten, auch durch entsprechende 
Angebote in Schulen erfüllen. Dies 
gilt nach Ende des Kindergartenjah-
res auch für Kinder, die im selben 
Kalenderjahr eingeschult werden. 
Hierbei sollen die Jugendämter mit 
den Trägern der freien Jugendhilfe 
zusammenwirken. Die Eltern von 
Kindern im letzten Jahr vor der 
Einschulung sind zu Beginn des Kin-
dergartenjahres auf den Betreuungs-
anspruch für schulpflichtige Kinder 
bis zum Schuleintritt hinzuweisen.

§ 5 	 Bedarfsanzeige und 
Anmeldung

(1) Die Inanspruchnahme eines Be-
treuungsplatzes setzt grundsätzlich 
voraus, dass Eltern dem Jugend-
amt spätestens sechs Monate vor 
Inanspruchnahme den für ihr Kind 

gewünschten Betreuungsbedarf, den 
gewünschten Betreuungsumfang 
und die Betreuungsart schriftlich 
oder elektronisch angezeigt haben. 
Die Anzeige kann auch über die 
Tageseinrichtungen oder über die 
örtlichen Fachvermittlungsstellen für 
Kindertagespflege erfolgen. Soweit 
elektronische Bedarfsanzeigeverfah-
ren eingesetzt werden, sollen die 
Fachvermittlungsstellen für Kinder-
tagespflege in geeigneter Weise 
aufgenommen werden.

(2) Eltern, bei denen kurzfristig Bedarf 
für einen Betreuungsplatz entsteht, 
haben diesen gegenüber dem Ju-
gendamt unverzüglich anzuzeigen. 
Die Jugendämter sollen im Rahmen 
ihrer Planung auch dafür Vorkehrun-
gen treffen, wenn Eltern im Laufe 
des Kindergartenjahres oder aus be-
sonderen Gründen ausnahmsweise 
schneller als in der Sechsmonatsfrist 
nach Absatz 1 einen Betreuungs-
platz benötigen.

(3) Die Jugendämter müssen den Eltern 
den Eingang der Bedarfsanzeige 
spätestens nach einem Monat be-
stätigen und sie gleichzeitig über die 
örtlichen Kostenbeiträge nach § 90 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
informieren. Wenn nicht bereits ein 
Betreuungsvertrag abgeschlossen 
wurde, erhalten in den Fällen des 
Absatzes 1 die Eltern vom Jugend-
amt in der Regel bis acht Wochen, 
spätestens aber sechs Wochen vor 
dem Zeitpunkt, für den der Bedarf 
angemeldet wurde, eine Benach-

140



Gesetz zur frühen Bildung und  Förderung von Kindern

richtigung über die Zuweisung des 
Betreuungsplatzes.

(4) Wenn und soweit die vor Ort ein-
gesetzten Bedarfsanzeigeverfahren 
auch vorsehen, dass die Eltern den 
Betreuungsbedarf ihres Kindes in 
den Tageseinrichtungen oder bei den 
örtlichen Fachvermittlungsstellen für 
Kindertagespflege persönlich an-
zeigen können, sind die Träger von 
Kindertageseinrichtungen und die 
der örtlichen Fachvermittlungsstellen 
für Kindertagespflege verpflichtet, 
an den Bedarfsanzeigeverfahren mit-
zuwirken. Die Rechte der Träger in 
Zusammenhang mit der Gestaltung 
der Anmeldung in der Einrichtung 
und der Aufnahmeentscheidung 
bleiben unberührt.

(5) In Ergänzung des Bedarfsanzeige-
verfahrens nach den Absätzen 1 bis 
3 können die Jugendämter nach 
Absprache mit den betroffenen 
Trägern von Kindertageseinrichtun-
gen auch Verfahren vorsehen, die 
eine Bedarfsanzeige in den Kinder-
tageseinrichtungen bereits neun 
Monate vor Inanspruchnahme eines 
Tageseinrichtungsplatzes vorsehen. 
Die Sechsmonatsfrist des Absatzes 1 
bleibt unberührt.

§ 6 	 Qualitätsentwicklung und 
Fachberatung 

(1) Zur Realisierung des Förderungsauf-
trages und zur Qualitätsentwicklung 
in der Kindertagesbetreuung sollen 
die Träger von Tageseinrichtungen 
und die Kindertagespflegeperso-

nen durch die örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe im Rahmen 
ihrer Gesamtverantwortung fachlich 
beraten werden. Zu den Aufgaben 
der Qualitätsentwicklung und der 
Fachberatung in Kooperation mit 
den freien Trägern gehören insbe-
sondere:
1.	 die Sicherstellung und Weiterent-

wicklung des Leistungsangebotes 
der Tageseinrichtungen und der 
Kindertagespflege,

2.	 die Beratung bei der Organisati-
on und Planung eines notwendi-
gen Platzausbaus,

3.	 die Qualitätssicherung und 
-entwicklung der pädagogischen 
Arbeit, beispielsweise auch durch 
Fort- und Weiterbildungen zu 
übergreifenden pädagogischen 
und organisatorischen Fragestel-
lungen,

4.	 die Organisation eines angebots-, 
einrichtungs- beziehungsweise 
trägerübergreifenden fachlichen 
Austauschs,

5.	 die Information der Träger und 
Kindertagespflegepersonen über 
fachpolitische Entwicklungen 
und Regelungsänderungen,

6.	 die Bereitstellung von ange-
bots- und trägerübergreifenden 
Arbeitshilfen und

7.	 die Mitwirkung an überörtlichen 
Evaluationen, überörtlicher Quali-
tätssicherung und -entwicklung.

(2) Die Träger bieten den von ihnen be-
triebenen Tageseinrichtungen in an-
gemessenem Umfang Fachberatung 
an. Diese unterstützt und berät das 
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pädagogische Personal der Tagesein-
richtung in allen für die Qualität der 
Arbeit bedeutsamen Fragen ein-
schließlich der konzeptionellen und 
strukturellen Weiterentwicklung.

(3) Die Jugendämter sind verpflich-
tet, eine den Aufgaben nach § 23 
Absatz 1, Absatz 4 Satz 1 und § 43 
Absatz 4 des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch angemessene Fachbera-
tung und -vermittlung vorzuhalten, 
vor allem um die Kindertagespflege 
als verlässliches und qualifiziertes 
Kindertagesbetreuungsangebot zu 
erhalten und weiter zu entwickeln. 
Soweit die im Jugendamtsbezirk 
tätigen Kindertagespflegepersonen 
im Rahmen des § 23 Absatz 4 Satz 3 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
eine gewählte Vertretung ihrer Inte-
ressen im Jugendamtsbezirk anstre-
ben, umfasst die Fachberatung auch 
die Unterstützung bei dieser Wahl.

§ 7 	 Diskriminierungsverbot

Die Aufnahme eines Kindes in eine 
Kindertageseinrichtung darf nicht aus 
Gründen seiner Rasse oder ethnischen 
Herkunft, seiner Nationalität, seines Ge-
schlechtes, seiner Behinderung, seiner 
Religion oder seiner Weltanschauung 
verweigert werden. Die verfassungs-
mäßigen Rechte der Kirchen bleiben 
unberührt.

§ 8 	 Gemeinsame Förderung aller 
Kinder

Kinder mit Behinderungen und Kinder, 
die von Behinderungen bedroht sind, 
sollen gemeinsam mit Kindern ohne 
Behinderungen gefördert werden. Die 
besonderen Bedürfnisse von Kindern 
mit Behinderungen und von Kindern, 
die von Behinderungen bedroht sind, 
sind bei der pädagogischen Arbeit zu 
berücksichtigen.

§ 9 	 Zusammenarbeit mit den 
Eltern

(1) Das Personal der Kindertagesein-
richtungen und die Kindertages-
pflegepersonen arbeiten mit den 
Eltern bei der Förderung der Kinder 
partnerschaftlich und vertrauensvoll 
zusammen. Die Eltern haben einen 
Anspruch auf eine regelmäßige 
Information über den Stand des 
Bildungs- und Entwicklungspro-
zesses ihres Kindes. Dazu ist den 
Eltern mindestens einmal im Kin-
dergartenjahr ein Gespräch über 
die Entwicklung ihres Kindes, seine 
besonderen Interessen und Fähig-
keiten sowie geplante Maßnahmen 
zur gezielten Förderung des Kindes 
anzubieten. Eltern, die Kommunika-
tionsunterstützung benötigen und 
deren Kinder in einer Kindertages-
einrichtung oder in der Kinderta-
gespflege betreut werden, haben 
die Rechte aus § 8 Absatz 1 Satz 2 
des Behindertengleichstellungsge-
setzes Nordrhein-Westfalen vom 16. 
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Dezember 2003 (GV. NRW. S. 766) 
in Verbindung mit der Kommuni-
kationsunterstützungsverordnung 
Nordrhein-Westfalen vom 15. Juni 
2004 (GV. NRW. S. 336), jeweils in 
der jeweils geltenden Fassung.

(2) Das pädagogische Personal berät 
und unterstützt die Eltern und Fami-
lien im Rahmen seiner Kompetenzen 
zu wichtigen Fragen der Bildung, Er-
ziehung und Betreuung des Kindes. 

§ 10 	 Elternmitwirkung in der 
Kindertageseinrichtung

(1) In jeder Kindertageseinrichtung 
werden zur Förderung der Zusam-
menarbeit von Eltern, Personal und 
Trägern die Elternversammlung, 
der Elternbeirat und der Rat der 
Kindertageseinrichtung gebildet. 
Regelungen über die Zusammenset-
zung der Gremien in der Tagesein-
richtung und Geschäftsordnungen 
dieser Gremien werden vom Träger 
im Einvernehmen mit den Eltern 
festgelegt, soweit in diesem Gesetz 
nicht etwas anderes bestimmt ist. 
Bei Wahlen und Abstimmungen 
haben Eltern eine Stimme je Kind. 
Die Mitwirkungsgremien sollen 
die Zusammenarbeit zwischen den 
Eltern, dem Träger und dem pädago-
gischen Personal sowie das Interesse 
der Eltern für die Arbeit der Einrich-
tung fördern.

(2) Die Eltern der die Einrichtung besu-
chenden Kinder bilden die Elternver-
sammlung. Diese wird mindestens 
einmal im Kindergartenjahr von dem 

Träger der Kindertageseinrichtung 
bis spätestens 10. Oktober einberu-
fen. Eine Einberufung hat außerdem 
zu erfolgen, wenn mindestens ein 
Drittel der Eltern oder in besonders 
begründeten Fällen der Elternbeirat 
dies verlangt. In der Elternversamm-
lung informiert der Träger über 
personelle Veränderungen sowie 
pädagogische und konzeptionelle 
Angelegenheiten sowie die ange-
botenen Öffnungs- und Betreu-
ungszeiten. Zu den Aufgaben der 
Elternversammlung gehört die Wahl 
der Mitglieder des Elternbeirates. Die 
Elternversammlung soll auch für An-
gebote zur Stärkung der Bildungs- 
und Erziehungskompetenz der Eltern 
genutzt werden.

(3) Der Elternbeirat vertritt die Interes-
sen der Elternschaft des aktuellen 
Kindergartenjahres gegenüber dem 
Träger und der Leitung der Einrich-
tung. Dabei hat er auch die beson-
deren Interessen von Kindern mit 
oder mit drohenden Behinderungen 
in der Einrichtung und deren Eltern 
angemessen zu berücksichtigen. Das 
Mandat des Elternbeirates gilt über 
das Ende eines Kindergartenjahres 
hinaus und endet mit der Wahl eines 
neuen Elternbeirates, wenn in den 
Verfahrensregeln und Geschäftsord-
nungen nach Absatz 1 Satz 2 keine 
andere Regelung getroffen wurde. 
Bei einem Mandat über das Ende 
eines Kindergartenjahres hinaus, 
beraten und entscheiden die Mitglie-
der des Elternbeirates im Interesse 
der neuen Elternschaft, wie die 
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Eltern im aktuellen Kindergartenjahr, 
beispielsweise in der Versammlung 
der Elternbeiräte, vertreten werden. 
Wenn die Betreuung der Kinder 
in der Einrichtung endet, scheiden 
ihre Eltern spätestens mit der Wahl 
eines neuen Elternbeirates aus dem 
Elternbeirat aus.

(4) Der Elternbeirat ist vom Träger und 
der Leitung der Einrichtung rechtzei-
tig und umfassend über wesentliche 
Entscheidungen in Bezug auf die 
Einrichtung zu informieren und ins-
besondere vor Entscheidungen über 
die pädagogische Konzeption der 
Einrichtung, über die personelle Be-
setzung, die räumliche und sachliche 
Ausstattung, die Hausordnung, die 
Öffnungszeiten, einen Trägerwech-
sel sowie die Aufnahmekriterien 
anzuhören. Gestaltungshinweise hat 
der Träger angemessen zu berück-
sichtigen.

(5) Entscheidungen, die die Eltern 
in finanzieller Hinsicht berühren, 
bedürfen grundsätzlich der Zustim-
mung durch den Elternbeirat. Hierzu 
zählen vor allem die Planung und 
Gestaltung von Veranstaltungen für 
Kinder und Eltern sowie die Verpfle-
gung in der Einrichtung, soweit es 
sich dabei zum Beispiel nicht nur um 
geringfügige Preissteigerungen im 
Rahmen allgemeinüblicher Teue-
rungsraten handelt.

(6) Der Rat der Kindertageseinrichtung 
besteht aus Vertreterinnen und 
Vertretern des Trägers, des Personals 
und des Elternbeirates. Aufgaben 
sind insbesondere die Beratung der 

Grundsätze der Erziehungs- und Bil-
dungsarbeit, die räumliche, sachliche 
und personelle Ausstattung sowie 
die Vereinbarung von Kriterien für 
die Aufnahme von Kindern in die 
Einrichtung. Der Rat der Kinder-
tageseinrichtung tagt mindestens 
einmal jährlich.

§ 11 	 Elternmitwirkung auf 
Jugendamtsbezirks- und 
Landesebene

(1) Zur Wahrnehmung der Interessen 
von Eltern, deren Kinder in Kinder-
tagespflege betreut werden, ist im 
Sinne eines gemeinsamen integrier-
ten Förderangebots anzustreben, 
dass zur Vertretung dieser Eltern in 
der Versammlung der Elternbeiräte 
bis zum 10. Oktober eine Wahl im 
Jugendamtsbezirk ermöglicht wird.

(2) Die Elternbeiräte der Tageseinrich-
tungen für Kinder und gegebenen-
falls eine Elternvertretung von Eltern, 
deren Kinder in Kindertagespflege 
betreut werden, können sich auf 
örtlicher Ebene zu der Versammlung 
von Elternbeiräten zusammenschlie-
ßen und ihre Interessen gegenüber 
den Trägern der Jugendhilfe ver-
treten. § 10 Absatz 3 Satz 2 gilt 
entsprechend. Sie werden dabei 
von den örtlichen und überörtlichen 
öffentlichen Trägern der Jugend-
hilfe unterstützt. Die Versammlung 
der Elternbeiräte wählt in der Zeit 
zwischen dem 11. Oktober und 
dem 10. November aus ihrer Mitte 
einen Jugendamtselternbeirat. Die 
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Gültigkeit der Wahl des Jugendamt-
selternbeirates setzt voraus, dass 
sich 15 Prozent aller Elternbeiräte 
im Jugendamtsbezirk an der Wahl 
beteiligt haben. Das Mandat der 
Mitglieder des Jugendamtseltern-
beirates gilt über das Ende eines 
Kindergartenjahres hinaus und endet 
mit der Wahl eines neuen Jugend-
amtselternbeirates, wenn in den 
Verfahrensregeln und Geschäftsord-
nungen nach Absatz 4 keine andere 
Regelung getroffen wurde. Wenn 
keine andere Regelung getroffen 
worden ist, endet es mit der Wahl, 
auch wenn kein neuer Jugendamt-
selternbeirat zustande kommt, in 
der Regel spätestens mit Ablauf des 
10. November. In den Verfahrens-
regeln und Geschäftsordnungen 
kann geregelt werden, dass der 
Jugendamtselternbeirat für zwei 
Kindergartenjahre gewählt wird. 
Wenn ihre Kinder nicht mehr in der 
Kindertagesbetreuung sind, scheiden 
Eltern spätestens mit der Wahl eines 
neuen Jugendamtselternbeirates aus 
dem Jugendamtselternbeirat aus. 
Dem Jugendamtselternbeirat ist vom 
Jugendamt bei wesentlichen die 
Kindertagesbetreuung betreffenden 
Fragen die Möglichkeit der Mitwir-
kung zu geben.

(3) Die Jugendamtselternbeiräte können 
sich auf Landesebene in der Ver-
sammlung der Jugendamtseltern-
beiräte zusammenschließen. Die 
Jugendamtselternbeiräte wählen 
bis zum 30. November eines jeden 
Jahres aus ihrer Mitte den Lan-

deselternbeirat. Die Gültigkeit der 
Wahl des Landeselternbeirates setzt 
voraus, dass sich Jugendamtseltern-
beiräte aus 15 Prozent aller Jugend-
amtsbezirke an der Wahl beteiligt 
haben. In den Verfahrensregeln und 
der Geschäftsordnung kann geregelt 
werden, dass der Landeselternbeirat 
für zwei Kindergartenjahre gewählt 
wird. Wenn ihre Kinder nicht mehr 
in der Kindertagesbetreuung sind, 
scheiden Eltern spätestens mit der 
Wahl eines neuen Landeselternbeira-
tes aus dem Landeselternbeirat aus. 
Dem Landeselternbeirat ist von der 
Obersten Landesjugendbehörde bei 
wesentlichen die Kindertagesbetreu-
ung betreffenden Fragen die Mög-
lichkeit der Mitwirkung zu geben.

(4) Näheres zum Verfahren und über 
die Zusammensetzung der Gremien 
auf Jugendamts- und Landesebe-
ne regeln die Versammlungen der 
Elternbeiräte und der Jugendamts-
elternbeiräte in einer Geschäftsord-
nung. Der Landeselternbeirat erhält 
für die mit der Wahrnehmung der 
Aufgaben verbundenen Ausgaben 
bis zu 25 000 Euro jährlich. Die Aus-
zahlung des Betrages für die Wahl-
periode des Landeselternbeirats, also 
vom 1. Dezember bis 30. November 
des Folgejahres, erfolgt ab Januar 
nach der Wahl. Die Ausgaben einer 
Wahlperiode sind dem überörtlichen 
Träger der Jugendhilfe (Landesju-
gendamt) beim Landschaftsverband 
Rheinland jährlich spätestens bis 
zum 31. Januar des Folgejahres 
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nachzuweisen. Abschlagszahlungen 
sind zu verrechnen.

§ 12 	 Gesundheitsvorsorge

(1) Bei der Aufnahme in die Tagesein-
richtung ist der Nachweis über eine 
altersentsprechend durchgeführte 
Gesundheitsuntersuchung des Kin-
des nach § 26 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch - Gesetzliche 
Krankenversicherung - (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1988, 
BGBl. I S. 2477, 2482) in der jeweils 
geltenden Fassung durch Vorlage 
des Kinderuntersuchungsheftes oder 
einer entsprechenden ärztlichen 
Bescheinigung zu erbringen.

(2) In den Kindertageseinrichtungen 
und in der Kindertagespflege ist 
die gesundheitliche Entwicklung 
der Kinder auch durch altersange-
messene präventive Maßnahmen 
sowie durch eine ausgewogene und 
gesunde Gestaltung der angebo-
tenen Verpflegung zu fördern. Bei 
Vorliegen gewichtiger Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung sind die 
Eltern frühzeitig zu informieren und 
geeignete Hilfen zu vermitteln, bei 
fortbestehender Gefährdung ist das 
Jugendamt entsprechend § 8a des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch zu 
informieren.

(3) Das Jugendamt arbeitet mit den für 
die Durchführung ärztlicher und 
zahnärztlicher Vorsorgeuntersuchun-
gen zuständigen Stellen zusammen 
und hat für jährliche ärztliche und 
zahnärztliche Untersuchungen der 

Kinder in den Tageseinrichtungen 
Sorge zu tragen. Diese können nur 
entfallen, wenn sichergestellt ist, 
dass diese jährlichen Untersuchun-
gen für jedes Kind anderweitig 
erfolgen.

(4) In Kindertageseinrichtungen und 
in Räumen, die für die Betreuung 
von Kindern in Kindertagespflege 
bestimmt sind, ist das Rauchen nicht 
gestattet.

§ 13 	 Kooperationen und 
Übergänge

(1) Zur Erfüllung der Aufgaben nach 
diesem Gesetz und zur Sicherung 
eines beständigen Bildungs- und Er-
ziehungsprozesses des Kindes sollen 
Träger von Kindertageseinrichtungen 
und Anstellungsträger im Bereich 
Kindertagespflege, insbesondere das 
pädagogische Personal in den Tages-
einrichtungen und die Kindertages-
pflegepersonen, unter Berücksich-
tigung kleinräumiger Gebiets- und 
Sozialstrukturen miteinander, aber 
auch mit anderen Einrichtungen und 
Diensten, die ihren Aufgabenbereich 
berühren, zusammenarbeiten. Diese 
Zusammenarbeit soll zum Wohl des 
Kindes in einem gleichberechtigten, 
partnerschaftlichen Verhältnis und 
unter Beachtung des Rechts auf in-
formationelle Selbstbestimmung der 
Kinder und ihrer Eltern erfolgen.

(2) Zur Ausgestaltung der örtlichen Ko-
operation zwischen Tageseinrichtun-
gen und Kindertagespflegepersonen 
sollen Kooperationsvereinbarungen 
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geschlossen werden, die beispiels-
weise regelmäßigen Informations-
austausch sichern oder gemeinsame 
Fort- und Weiterbildungsmaß-
nahmen und Veranstaltungen im 
Sozialraum enthalten. Das Jugend-
amt fördert die Zusammenarbeit 
zwischen Kindertageseinrichtungen 
und Kindertagespflege.

§ 14 	 Zusammenarbeit zur 
Frühförderung und 
Komplexleistung

Zur Unterstützung der Förderung 
von Kindern mit oder mit drohenden 
Behinderungen arbeiten diejenigen 
Tageseinrichtungen für Kinder und 
Kindertagespflegestellen, die Kinder mit 
oder mit drohenden und ohne Behin-
derungen gemeinsam betreuen, unter 
regelmäßiger Einbeziehung der Eltern 
mit den Sozialhilfe-, den anderen Re-
habilitationsträgern und den Leistungs-
erbringern zusammen. Die Leistungen 
der Frühförderung und Komplexleistung 
können auch in den Räumlichkeiten der 
Tageseinrichtungen erbracht werden, 
soweit hierfür Vereinbarungen getroffen 
wurden und die Voraussetzungen für 
die Leistungserbringung in der Kinderta-
geseinrichtung gegeben sind.

§ 15 	 Frühkindliche Bildung

(1) Bildung ist die aktive Auseinan-
dersetzung des Kindes mit seiner 
Umgebung auf der Grundlage seiner 
bisherigen Lebenserfahrung. Sie ist 
ein konstruktiver Prozess, bei dem 

Selbstbildung durch unmittelbare 
Wahrnehmung und aktives, experi-
mentierendes Handeln einerseits und 
Einfluss der Umgebung andererseits 
im wechselseitigen Verhältnis zuein-
ander stehen. Bildung wirkt darauf 
hin, die Entwicklung des Kindes zu 
einer eigenständigen Persönlichkeit 
und den Erwerb seiner sozialen 
Kompetenz unter Beachtung der 
in Artikel 6 und 7 der Verfassung 
für das Land Nordrhein-Westfalen 
genannten Grundsätze zu fördern.

(2) Die Kindertageseinrichtungen und 
die Kindertagespflege gestalten 
ihre Bildungsangebote so, dass die 
individuellen Belange und die unter-
schiedlichen Lebenslagen der Kinder 
und ihrer Familien Berücksichtigung 
finden. Die Bildungsgelegenheiten 
sind so zu gestalten, dass die Kinder 
neben Wissen und Kompetenzen 
auch Bereitschaften und Einstellun-
gen entwickeln beziehungsweise 
weiterentwickeln. Das pädagogische 
Personal in Kindertageseinrich-
tungen und in Kindertagespflege 
beachtet, was die Kinder in ihren 
Bildungs- und Entwicklungsprozess 
einbringen, welche Möglichkeiten 
sie besitzen, welche Zeit sie benöti-
gen, welche Initiative sie zeigen und 
stimmt sein pädagogisches Handeln 
darauf ab. Es schafft eine anre-
gungsreiche Umgebung, die jedem 
Kind Freiräume, Muße und Zeit gibt, 
um mit neuen Erfahrungen und 
Lerngelegenheiten auf seine Weise 
umzugehen. Es trägt Verantwortung 
für die Gestaltung von freien und 
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altersgerechten Spielerfahrungen, 
die Kinder in ihrer Lernfreude und 
Lernmotivation unterstützen, sich 
aktiv und intensiv mit sich selbst 
und ihrer Umwelt auseinander zu 
setzen. Das Personal beachtet dabei, 
dass verlässliche Bindung, Vertrauen 
und emotionale Sicherheit den Bil-
dungsprozess des Kindes besonders 
unterstützen.

(3) Die Kindertageseinrichtungen und 
die Kindertagespflege bieten auf Ba-
sis der Eigenaktivität des Kindes und 
orientiert an seinem Alltag vielfäl-
tige Bildungsmöglichkeiten, die die 
motorische, sensorische, emotionale, 
ästhetische, kognitive, kreative, sozi-
ale und sprachliche Entwicklung des 
Kindes ganzheitlich fördern und die 
Begegnung und Auseinandersetzung 
mit anderen Menschen einschließen. 
Wesentlicher Ausgangspunkt für 
die Gestaltung der pädagogischen 
Arbeit sind die Stärken, Interessen 
und Bedürfnisse des Kindes.

(4) Das pädagogische Personal in der 
Kindertagesbetreuung verbindet 
gemeinsame Bildung und Erziehung 
aller Kinder mit individueller För-
derung. Es leistet einen Beitrag zu 
mehr Chancengleichheit der Kinder, 
unabhängig von Geschlecht, sozialer 
oder ethnischer Herkunft und zum 
Ausgleich individueller und sozialer 
Benachteiligungen.

(5) Bildung und Erziehung sollen dazu 
beitragen, dass alle Kinder sich in 
ihren unterschiedlichen Fähigkeiten 
und Lebenssituationen anerkennen, 
positive Beziehungen aufbauen, sich 

gegenseitig unterstützen, zu Ge-
meinsinn und Toleranz befähigt und 
in ihrer interkulturellen Kompetenz 
gestärkt werden.

§ 16 	 Partizipation

(1) Die Bildungs- und Erziehungsarbeit 
wirkt darauf hin, Kinder zur gleich-
berechtigten gesellschaftlichen 
Teilhabe zu befähigen und damit ein 
demokratisches Grundverständnis zu 
entwickeln. Daher sollen Kinder ih-
rem Alter, ihrem Entwicklungsstand 
und ihren Bedürfnissen entspre-
chend bei der Gestaltung des Alltags 
in der Kindertageseinrichtung oder 
in der Kindertagespflege mitwir-
ken. Sie sind vom pädagogischen 
Personal bei allen sie betreffenden 
Angelegenheiten alters- und ent-
wicklungsgerecht zu beteiligen.

(2) Zum Wohl der Kinder und zur 
Sicherung ihrer Rechte sind in 
Kindertageseinrichtungen geeigne-
te Verfahren der Beteiligung und 
Mitbestimmung sowie die Möglich-
keit der Beschwerde in persönlichen 
Angelegenheiten vorzusehen und zu 
praktizieren.

§ 17 	 Pädagogische Konzeption

(1) Die Tageseinrichtungen und die Kin-
dertagespflege führen die Bildung, 
Erziehung und Betreuung nach einer 
eigenen pädagogischen Konzepti-
on durch. Diese Konzeption muss 
Ausführungen zur Eingewöhnungs-
phase, zur Bildungsförderung, insbe-
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sondere zur sprachlichen und moto-
rischen Förderung, zur Sicherung der 
Rechte der Kinder, zu Maßnahmen 
der Qualitätsentwicklung und -si-
cherung und zur Erziehungspartner-
schaft mit den Eltern enthalten.

(2) Die pädagogische Arbeit orientiert 
sich an den Grundsätzen zur Bil-
dungsförderung für Kinder. 

§ 18 	 Beobachtung und 
Dokumentation 

(1) Grundlage der Erfüllung des Bil-
dungs- und Erziehungsauftrages, 
insbesondere der individuellen 
stärkenorientierten ganzheitlichen 
Förderung eines jeden Kindes ist 
eine regelmäßige alltagsintegrierte 
wahrnehmende Beobachtung des 
Kindes. Diese ist auch auf seine 
Möglichkeiten und auf die indivi-
duelle Vielfalt seiner Handlungen, 
Vorstellungen, Ideen, Werke und 
Problemlösungen gerichtet. Die Be-
obachtung und Auswertung mündet 
in die regelmäßige Dokumentation 
des Entwicklungs- und Bildungspro-
zesses des Kindes (Entwicklungs- 
und Bildungsdokumentation). Nach 
einem umfassenden Aufnahme-
gespräch mit den Eltern und einer 
Eingewöhnungsphase, spätestens 
aber sechs Monate nach Aufnahme 
des Kindes in die Kindertagesein-
richtung, erfolgt eine erste Doku-
mentation. Entsprechendes ist für 
die Förderung in Kindertagespflege 
anzustreben. Die Entwicklungs- und 
Bildungsdokumentation setzt die 

schriftliche Zustimmung der Eltern 
voraus.

(2) Die Entwicklungs- und Bildungsdo-
kumentation ist auch Gegenstand 
von Entwicklungsgesprächen mit 
den Eltern. Wenn die Eltern in 
zeitlicher Nähe zur Informations-
weitergabe schriftlich zugestimmt 
haben, wird sie den Grundschulen 
zur Einsichtnahme zur Verfügung 
gestellt und von den Lehrkräften 
des Primarbereichs in die weitere 
individuelle Förderung einbezogen. 
Die Eltern sind dabei darauf hinzu-
weisen, dass sie ihre Einwilligung 
zur Weiterleitung der Dokumen-
tation an eine Grundschule daten-
schutzrechtlich jederzeit widerrufen 
können. Endet die Betreuung des 
Kindes, wird die Entwicklungs- und 
Bildungsdokumentation den Eltern 
ausgehändigt.

§ 19 	 Sprachliche Bildung

(1) Zur Erfüllung des Bildungs- und 
Erziehungsauftrages gehört die kon-
tinuierliche Förderung der sprach-
lichen Entwicklung. Sprachbildung 
ist ein alltagsintegrierter, wesentli-
cher Bestandteil der frühkindlichen 
Bildung. Sprache ist schon in den 
ersten Lebensjahren das wichtigste 
Denk- und Verständigungswerkzeug 

(2) Die sprachliche Entwicklung ist im 
Rahmen dieses kontinuierlichen Pro-
zesses regelmäßig und beginnend 
mit der Beobachtung nach § 18 
Absatz 1 Satz 4 unter Verwendung 
geeigneter Verfahren zu beobachten 
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und zu dokumentieren. Die Beob-
achtungs- und Dokumentationser-
gebnisse dienen der Förderplanung 
im pädagogischen Alltag. Sie sind 
maßgebliche Grundlage für die indi-
viduelle alltagsintegrierte Sprachbil-
dung und -förderung. Wird bei der 
Beobachtung und Dokumentation 
eines Kindes ein spezifischer Förder-
bedarf festgestellt, so ist abgeleitet 
aus diesen Ergebnissen eine gezielte 
individuelle Förderung und Lernanre-
gung zu gewährleisten.

(3) Die pädagogische Konzeption 
nach § 17 muss Ausführungen zur 
alltagsintegrierten kontinuierlichen 
Begleitung und Förderung der 
sprachlichen Bildung der Kinder und 
zur gezielten individuellen Sprach-
förderung enthalten.

(4) Die Mehrsprachigkeit von Kindern 
ist anzuerkennen und zu fördern. 
Sie kann auch durch die Förderung 
in bilingualen Kindertageseinrich-
tungen oder bilingualer Kinderta-
gespflege unterstützt werden. Die 
Sprachentwicklung soll im Rahmen 
der bestehenden Möglichkeiten 
auch in anderen Familiensprachen 
beobachtet und gefördert werden.

(5) In den pädagogischen Konzeptio-
nen der Tageseinrichtungen sollen 
über Absatz 3 hinaus der Prozess 
von der strukturierten Beobachtung 
zur zielgerichteten Planung indi-
vidueller Unterstützungsangebote 
und die Umsetzung sprachlicher 
Bildungs- und Interaktionsangebote 
im pädagogischen Alltag beschrie-
ben werden. Außerdem sollen die 

Aufgaben der pädagogischen Fach-
kräfte im Rahmen einer qualitativ 
hochwertigen Interaktionsbegleitung 
und sprachlichen Lernanregung 
der Kinder aufgeführt werden. Der 
Träger der Tageseinrichtung muss im 
Rahmen einer kontinuierlichen Qua-
litätsentwicklung auch in Bezug auf 
die Qualifizierung des Personals da-
für Sorge tragen, dass die alltagsin-
tegrierte Sprachbildung aller Kinder 
und die Förderung der Kinder mit 
sprachlichem Unterstützungsbedarf 
verbindlich sichergestellt werden.

§ 20 	 Datenerhebung und 
-verarbeitung

(1) Die Eltern sind verpflichtet, je nach 
Betreuungsangebot, dem Träger der 
Tageseinrichtung für Kinder oder 
der Fachberatungs- und Vermitt-
lungsstelle für Kindertagespflege zur 
Erfüllung von Aufgaben nach diesem 
Gesetz folgende Daten mitzuteilen:
1.	 Name und Vorname des Kindes,
2.	 Geburtsdatum,
3.	 Geschlecht,
4.	 Staatsangehörigkeit,
5.	 vorrangige Familiensprache so-

wie
6.	 Namen, Vornamen und Anschrif-

ten der Eltern.
(2) Die Träger der Tageseinrichtungen 

und die Fachberatungs- und Ver-
mittlungsstellen für Kindertages-
pflege haben die Eltern auf diese 
Mitteilungspflichten nach Absatz 1 
hinzuweisen. Sie sind berechtigt und 
verpflichtet, die Daten nach Absatz 
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1 sowie die weiteren kindbezogenen 
Daten, die zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben nach diesem Gesetz erforderlich 
sind, zu verarbeiten. Gespeicherte 
Daten dürfen nur denjenigen Per-
sonen zugänglich gemacht werden, 
die diese zur Erfüllung der Aufgaben 
nach diesem Gesetz benötigen. Die 
Träger von Tageseinrichtungen sind 
verpflichtet, dem Jugendamt die 
Zahl der in der Einrichtung betreuten 
Kinder, die in der Familie vorrangig 
nicht Deutsch sprechen, zu Zwecken 
der Planung und Steuerung in ano-
nymisierter Form mitzuteilen.

(3) Für Zwecke der Planung und Statistik 
im Bereich der Kindertagesbetreu-
ung dürfen anonymisierte Daten 
nach diesem Gesetz sowie nach den 
§§ 47 und 98 bis 103 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch an den 
Landesbetrieb Information und 
Technik Nordrhein-Westfalen, an 
die Oberste Landesjugendbehörde 
und an den überörtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe (Land-
schaftsverband Rheinland und Land-
schaftsverband Westfalen-Lippe) 
übermittelt sowie für Maßnahmen 
der Qualitätsentwicklung und Quali-
tätssicherung verarbeitet werden

(4) Zur Beurteilung der Auswirkungen 
dieses Gesetzes und zu seiner Fort-
entwicklung sind jährliche Erhe-
bungen über die Einrichtung, die 
Belegung, die Leitungsstunden und 
die Zuordnung des pädagogischen 
Personals zu Gruppenbereichen in 
den Tageseinrichtungen durchzufüh-
ren. Erhebungsmerkmale sind

1.	  die Einrichtung, gegliedert 
nach Art des Trägers, Status als 
Familienzentrum ( § 42 ), Status 
als plusKITA ( § 44 ) und Umfang 
und Lage der tatsächlichen Öff-
nungszeit, 

2.	 die Belegung (Zahl der aufge-
nommenen Kinder) zum 1. März, 
gegliedert nach Geschlecht, Alter 
nach Monat und Jahr, jeweiligem 
Betreuungsumfang und Anzahl 
der Kinder, die in der Familie vor-
rangig nicht Deutsch sprechen,

3.	 die Leitungsstunden je Einrich-
tung sowie

4.	 die pädagogischen Gruppenbe-
reiche, gegliedert nach Anzahl 
und mit Zuordnung der Fach- 
und Ergänzungskraftstunden so-
wie der Personalkraftstunden in 
der Ausbildung und zusätzlichen 
Personalkraftstunden im Bereich 
der Betreuung von Kindern mit 
oder mit drohenden Behinderun-
gen.

(5) Zur Beurteilung der Auswirkun-
gen dieses Gesetzes und zu seiner 
Fortentwicklung sind jährliche 
Erhebungen über die Angebote der 
Kindertagespflege durchzuführen. 
Erhebungsmerkmale sind zum Stich-
tag des § 101 Absatz 2 Nummer 10 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
1.	 die Zahl der mit öffentlichen 

Mitteln geförderten Kinderta-
gespflegepersonen, die Kinder 
bis zum Schuleintritt betreuen, 
differenziert nach
a)	 Tätigkeit in Einzel- und Groß-

tagespflege und
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b)	 Art und Umfang der abge-
schlossenen Qualifikation für 
Kindertagespflege,

2.	 die Zahl der Großtagespflege-
stellen, in denen Kinder bis zum 
Schuleintritt betreut werden und 
die Zahl der in diesen betreuten 
Kinder (Betreuungsverhältnisse 
am Stichtag) sowie

3.	 die Zahl der jährlich für Kinderta-
gespflegepersonen verpflichten-
den Fortbildungsstunden.

Teil 2
Förderung in Kindertages-
pflege

§ 21 	 Qualifikationsanforderungen

(1) Zur Kindertagespflege geeignete Per-
sonen sollen über vertiefte Kenntnis-
se zu den besonderen Anforderun-
gen der Kindertagespflege verfügen. 
Sofern Kindertagespflegepersonen 
nicht sozialpädagogische Fachkräfte 
mit Praxiserfahrung in der Betreuung 
von Kindern sind, sollen sie über 
eine Qualifikation auf der Grundlage 
eines wissenschaftlich entwickelten 
Lehrplans verfügen, der inhaltlich 
und nach dem zeitlichen Umfang 
dem Standard des vom Deutschen 
Jugendinstitut entwickelten Lehr-
plans zur Kindertagespflege (im 
Folgenden DJI-Curriculum genannt) 
entspricht. Diese Qualifizierung soll 
spätestens ab der Betreuung eines 
zweiten Kindes vorliegen. Wegen 
der Besonderheiten des Tätigkeitsfel-
des können die Jugendämter bestim-

men, dass auch sozialpädagogische 
Fachkräfte mit Praxiserfahrung über 
eine Qualifikation zur Kindertages-
pflege verfügen müssen. In diesen 
Fällen sollten die Qualifikationsan-
forderungen im Stundenumfang der 
Hälfte des DJI-Curriculums entspre-
chen.

(2) Die zuständigen Gremien können in 
den Satzungen regeln, dass in ihrem 
Jugendamtsbezirk tätige Kinderta-
gespflegepersonen zum Nachweis 
der persönlichen Eignung über eine 
Qualifikation auf der Grundlage 
eines wissenschaftlich entwickel-
ten Lehrplans verfügen müssen, 
der inhaltlich und nach zeitlichem 
Umfang dem Standard des vom 
Deutschen Jugendinstitut entwickel-
ten Kompetenzorientierten Quali-
fizierungshandbuch Kindertages-
pflege (im Folgenden QHB genannt) 
entspricht. Ab dem Kindergartenjahr 
2022/2023 sollen alle Kindertages-
pflegepersonen, die erstmalig diese 
Tätigkeit aufnehmen, über eine 
QHB-Qualifikation nach Satz 1 verfü-
gen. Abweichend davon benötigen 
sozialpädagogische Fachkräfte, die 
ab dem Kindergartenjahr 2022/2023 
erstmalig als Kindertagespflege-
person tätig werden, nur einen 
Nachweis über vertiefte Kenntnisse 
hinsichtlich der Anforderungen der 
Kindertagespflege im Umfang von 
80 Unterrichtseinheiten.

(3) Zur Sicherung und Weiterentwick-
lung der pädagogischen Qualität in 
Kindertagespflege sind Kindertages-
pflegepersonen verpflichtet, mindes-

152



Gesetz zur frühen Bildung und  Förderung von Kindern

tens fünf Stunden jährlich Fortbil-
dungsangebote wahrzunehmen. 
Die zuständigen Gremien können in 
den Satzungen regeln, dass in ihrem 
Jugendamtsbezirk tätige Kinderta-
gespflegepersonen sich in höherem 
Umfang regelmäßig fortbilden 
müssen.

§ 22 	 Erlaubnis zur 
Kindertagespflege

(1) Die Erlaubnis zur Kindertagespflege 
ist schriftlich beim Jugendamt zu 
beantragen.

(2) Die Erlaubnis zur Kindertagespflege 
befugt zur Betreuung von bis zu fünf 
gleichzeitig anwesenden Kindern. 
Die Erlaubnis kann im Einzelfall 
zur Betreuung von maximal acht 
fremden Kindern erteilt werden. 
Abweichend von Satz 2 kann die 
Erlaubnis für bis zu zehn fremde 
Kinder erteilt werden, wenn die 
Kindertagespflegeperson regelmäßig 
mehrere Kinder unter 15 Stunden 
wöchentlich betreut, gewährleistet 
ist, dass die betreuten Kinder immer 
in denselben Gruppenzusammenset-
zungen betreut werden und 
1.	 die Kindertagespflegeperson eine 

kompetenzorientierte Qualifizie-
rung zur Kindertagespflege nach 
dem QHB absolviert hat oder

2.	 sie sozialpädagogische Fachkraft 
im Sinne der „Vereinbarung zu 
den Grundsätzen über die Quali-
fikation und den Personalschlüs-
sel“ (Personalvereinbarung) mit 
einer Qualifikation zur Kinderta-

gespflege auf der Grundlage ei-
nes wissenschaftlich entwickelten 
Lehrplans entsprechend mindes-
tens der Hälfte des Standards des 
DJI-Curriculums ist.

	 Sollen sechs oder mehr Kinder 
gleichzeitig oder insgesamt mehr als 
acht beziehungsweise zehn fremde 
Kinder über die Woche von einer 
Kindertagespflegeperson betreut 
werden, so findet § 45 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch Anwen-
dung.

(3) Wenn sich Kindertagespflegeper-
sonen in einem Verbund zu einer 
Großtagespflege zusammenschlie-
ßen, so können höchstens neun 
Kinder gleichzeitig und insgesamt 
durch höchstens drei Kindertages-
pflegepersonen betreut werden. 
Jede dieser Kindertagespflegeper-
sonen bedarf einer eigenständigen 
Erlaubnis zur Kindertagespflege. Ab-
weichend von Satz 1 können in der 
Großtagespflege insgesamt bis zu 15 
Betreuungsverträge abgeschlossen 
werden, wenn die Voraussetzungen 
des § 22 Absatz 2 Satz 3 erfüllt 
werden.

(4) Ist die vertragliche und pädagogische 
Zuordnung des einzelnen Kindes 
zu einer bestimmten Kindertages-
pflegeperson nicht gewährleistet 
oder sollen in der Großtagespflege 
zehn oder mehr Kinder gleichzeitig 
betreut werden, so handelt es sich 
um eine Tageseinrichtung und § 45 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
findet Anwendung.
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(5) Kindertagespflege kann auch in ge-
eigneten Räumen geleistet werden, 
die weder zum Haushalt der Kinder-
tagespflegeperson noch zu dem der 
Eltern gehören. Sie kann ebenfalls in 
Räumen von Kindertageseinrichtun-
gen durchgeführt werden.

(6) Kindertagespflege kann in Einzel-
fällen auch mit angestellten Kin-
dertagespflegepersonen angeboten 
werden. Voraussetzung ist, dass der 
Anstellungsträger ein anerkannter 
Träger der Jugendhilfe ist, dass bei 
freien anerkannten Trägern der 
Jugendhilfe ein Kooperationsvertrag 
mit dem Jugendamt besteht und 
dass die vertragliche und pädago-
gische Zuordnung des einzelnen 
Kindes zu einer bestimmten Kin-
dertagespflegeperson gewährleistet 
wird. In besonders begründeten 
Ausnahmefällen kann Anstellungs-
träger auch sein, wer die Qualifika-
tionsvoraussetzungen des Absatzes 
2 Satz 3 Nummer 1 oder Nummer 
2 erfüllt. Weitere Voraussetzungen 
sind in diesen Fällen, dass ein Ko-
operationsvertrag mit dem Jugend-
amt besteht, der auch die Vorgaben 
des § 8a Absatz 4 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch erfüllt, und 
dass die vertragliche und pädago-
gische Zuordnung des einzelnen 
Kindes zu einer bestimmten Kin-
dertagespflegeperson gewährleistet 
wird. Anstellungsträger, die bereits 
am 1. August 2019 Kindertagespfle-
gepersonen beschäftigten, müssen 
die Voraussetzungen nach diesem 

Absatz spätestens bis zum 1. August 
2022 erfüllen.

(7) Kindertagespflegepersonen und 
Anstellungsträger haben den Be-
schäftigten sowie den Beauftragten 
des Jugendamtes Auskunft über die 
Räume und die betreuten Kinder zu 
erteilen. Den Beschäftigten und den 
Beauftragten des Jugendamtes ist 
der Zutritt zu den betreuten Kin-
dern und den Räumen, die zu ihrem 
Aufenthalt dienen, zu gestatten. Das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung gemäß Artikel 13 Absatz 
1 des Grundgesetzes wird insoweit 
eingeschränkt.

(8) Werden Kinder in Kindertagespflege 
betreut, ohne dass die Kindertages-
pflegeperson über die erforderliche 
Erlaubnis zur Kindertagespflege 
verfügt oder im Sinne des § 23 
Absatz 3 des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch geeignet ist, so hat das 
Jugendamt die weitere Betreuung 
der Kinder zu untersagen. Die §§ 17 
und 18 des Ersten Gesetzes zur Aus-
führung des Kinder- und Jugendhil-
fegesetzes vom 12. Dezember 1990 
(GV. NRW. S. 664) in der jeweils gel-
tenden Fassung sind entsprechend 
anzuwenden. Die §§ 104 und 105 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
bleiben unberührt.

§ 23 	 Angebotsstruktur in der 
Kindertagespflege

(1) Liegt der Betreuungsbedarf eines 
Kindes aus familiären Gründen 
regelmäßig um mehr als eine Stunde 
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außerhalb der Öffnungszeit der öf-
fentlich geförderten Kindertagesein-
richtung oder der Kindertagespflege, 
in der es regelmäßig betreut wird, 
kann ergänzende Kindertagespfle-
ge gewährt werden (ergänzende 
Kindertagespflege). Voraussetzung 
ist die Bewilligung des Wohnsitzju-
gendamtes nach Bedarfsfeststellung 
auf Antrag der Eltern. Erfolgt die 
ergänzende Kindertagespflege in 
Tageseinrichtungen mit verlängerter 
Öffnungszeit, kann die Kinderta-
gespflegeperson über die Woche 
betrachtet mehr als zehn fremde 
Kinder betreuen, es dürfen jedoch 
auch in diesen Zeiten von einer 
Kindertagespflegeperson nicht mehr 
als fünf fremde Kinder gleichzeitig 
betreut werden.

(2) Für Ausfallzeiten der Kindertages-
pflegeperson hat das Jugendamt 
entsprechend § 23 Absatz 4 Satz 2 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
rechtzeitig eine andere Betreuungs-
möglichkeit für das Kind sicherzu-
stellen. Im Interesse des Kindeswohls 
sollten Kindertagespflegeperson 
und Eltern Urlaub und anderweitig 
abzusehende Ausfallzeiten in der 
Betreuung rechtzeitig miteinander 
abstimmen, um Anlässe zur Ersatz-
betreuung gering zu halten.

§ 24 	 Landeszuschuss für Kinder 
in Kindertagespflege und 
Verwendungsnachweis

(1) Das Land gewährt dem Jugendamt 
auf der Grundlage einer zum 15. 

März für das im gleichen Kalen-
derjahr beginnende Kindergarten-
jahr vorzulegenden verbindlichen 
Mitteilung jährliche Kindertagespfle-
gepauschalen. Diese Kindertages-
pflegepauschalen werden für jedes 
in öffentlich finanzierter Kinder-
tagespflege bis zum Schuleintritt 
betreute Kind geleistet, soweit nicht 
für dieses Kind im selben Kinder-
gartenjahr ein Landeszuschuss nach 
§ 38 gewährt wird.

(2) Der jährliche Zuschuss nach Ab-
satz 1 beträgt im Kindergartenjahr 
2020/2021 1 109 Euro pro Kind. Für 
Kinder mit Behinderungen oder Kin-
der, die von wesentlichen Behinde-
rungen bedroht sind, und bei denen 
dies von einem Träger der Eingliede-
rungshilfe festgestellt wurde, erhält 
das Jugendamt 3 182 Euro pro Kind. 
§ 37 gilt entsprechend.

(3) Der Landeszuschuss nach Absatz 2 
Satz 1 setzt bei Kindern, die außer-
halb des Haushalts der Eltern betreut 
werden, eine Bestätigung des 
Jugendamtes voraus, dass 
1.	  die Kindertagespflegeperson 

über eine Erlaubnis zur Kinderta-
gespflege nach § 43 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch verfügt, 

2.	 die Kindertagespflegeperson ein 
Kind oder mehrere Kinder regel-
mäßig mindestens 15 Stunden 
wöchentlich und länger als drei 
Monate betreuen will,

3.	  die Kindertagespflegeperson 
mindestens eine Qualifikation im 
Sinne des § 21 Absatz 1 oder 2 
nachweisen kann, 
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4.	 die Kindertagespflegeperson 
jährlich Fortbildungsangebote 
mit mindestens fünf Stunden 
wahrnimmt,

5.	 für Ausfallzeiten der Kinderta-
gespflegeperson eine gleicher-
maßen geeignete Betreuung 
durch transparente Regelung des 
Jugendamtes sichergestellt wird,

6.	  die laufende Geldleistung nach 
§ 23 Absatz 2 und 2 a des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch 
erfolgt und jeder Kindertages-
pflegeperson im Rahmen von 
§ 23 Absatz 2 Nummer 2 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch 
für jedes ihr zugeordnete Kind 
ein Betrag für mindestens eine 
Stunde pro Betreuungswoche für 
mittelbare Bildungs- und Betreu-
ungsarbeit geleistet wird, 

7.	 die laufende Geldleistung bereits 
während der Eingewöhnungs-
phase des Kindes gewährt wird,

8.	 die laufende Geldleistung auf 
Grundlage des Betreuungsvertra-
ges mit den Eltern und beispiels-
weise auch bei vorübergehender 
Krankheit beziehungsweise 
Abwesenheit des Kindes weiter-
gewährt wird und

9.	 die Höhe der laufenden Geldleis-
tung jährlich angepasst wird.

	 Der Landeszuschuss nach Absatz 
2 Satz 1 setzt bei Kindern, die im 
Haushalt der Eltern betreut werden, 
eine Bestätigung des Jugendamtes 
zu Satz 1 Nummer 2 bis 9 voraus.

(4) Der Landeszuschuss nach Absatz 2 
Satz 2 setzt darüber hinaus voraus, 

dass die Kindertagespflegeperson 
über eine zusätzliche Qualifikati-
on zur Betreuung von Kindern mit 
oder mit drohenden Behinderungen 
verfügt oder mit einer solchen im 
Zeitpunkt der Übernahme der Be-
treuung begonnen hat.

(5) Abweichungen zwischen der auf-
grund der Ergebnisse der Jugendhil-
feplanung zum 15. März angemel-
deten Anzahl jährlicher Pauschalen 
und der Inanspruchnahme sind bei 
der Festsetzung der endgültigen 
Zahlungen zu berücksichtigen. Das 
Jugendamt stellt für das am 31. Juli 
endende Kindergartenjahr die Ergeb-
nisse der Abweichungen fest und 
meldet sie dem Landesjugendamt 
bis zum 30. November desselben 
Kalenderjahres.

(6) Die in diesem Rahmen gezahlten 
Mittel sind Jahrespauschalen und zur 
Erfüllung von Aufgaben nach § 23 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
in Verbindung mit diesem Gesetz zu 
verwenden. Das Jugendamt erklärt 
die entsprechende Mittelverwen-
dung und legt diese über hierfür 
eingerichtete elektronische Systeme 
durch einen vereinfachten Verwen-
dungsnachweis bis zum 30. Juni des 
auf das Ende des Kindergartenjahres 
folgenden Kalenderjahres dar. Dieser 
umfasst 
1.	  die Zahl der Kindertagespflege-

personen, die die Qualifikations- 
und Fortbildungsanforderungen 
nach § 21 erfüllen und Kinder bis 
zum Schuleintritt betreuen, 

156



Gesetz zur frühen Bildung und  Förderung von Kindern

2.	 die Zahl der Kinder, die in mit 
öffentlichen Mitteln geförder-
ter Kindertagespflege bis zum 
Schuleintritt betreut werden und 
für die eine Kindertagespfle-
gepauschale nach Absatz 1 in 
Anspruch genommen wird,

3.	 die Art der Regelung für Ausfall-
zeiten von Kindertagespflegeper-
sonen und

4.	 in den Fällen des Landeszuschus-
ses nach Absatz 2 Satz 2 die 
Anzahl der Kindertagespflege-
personen mit der Bestätigung 
zur - mindestens begonnenen 
- zusätzlichen Qualifikation zur 
Betreuung von Kindern mit oder 
mit drohenden Behinderungen.

Teil 3
Förderung in Kindertages-
einrichtungen

Kapitel 1 
Rahmenbestimmungen 

§ 25 	 Träger von 
Kindertageseinrichtungen

(1) Träger einer Kindertageseinrichtung 
sind die anerkannten Träger der 
freien Jugendhilfe, Jugendämter und 
die sonstigen kreisangehörigen Ge-
meinden sowie Gemeindeverbände.

(2) Träger einer Kindertageseinrichtung 
können auch andere Träger, zum 
Beispiel Unternehmen, privatge-
werbliche Träger und nicht aner-
kannte Träger der freien Jugendhilfe, 
sein.

§ 26 	 Angebotsstruktur in 
Kindertageseinrichtungen

(1) Der Träger einer Tageseinrichtung 
kann die pädagogische Angebots-
struktur und Gruppenbildung nach 
seiner Konzeption festsetzen.

(2) Auch wenn in einer Einrichtung 
Gruppen gebildet werden, die sich 
aus verschiedenen oder aus Antei-
len der Gruppenformen nach der 
Anlage zu § 33 Absatz 1 zusammen-
setzen, hat der Träger die Anzahl der 
in einer Gruppe betreuten Kinder so 
festzulegen, dass jedes entsprechend 
seinem Alter und seiner Entwicklung 
gefördert werden kann.

(3) Werden in einer Einrichtung auch 
Kinder mit oder mit drohenden Be-
hinderungen betreut, so ist der be-
sondere Bedarf für die gemeinsame 
Förderung von Kindern mit oder mit 
drohen-den und ohne Behinderun-
gen bei der Personalbemessung oder 
der Festlegung der Gruppengröße zu 
berücksichtigen.

(4) Wird in der Tageseinrichtung Mittag-
essen angeboten, so ist jedenfalls 
jedem Kind mit einer wöchentli-
chen Betreuungszeit ab 35 Stunden 
grundsätzlich die Teilnahme zu 
ermöglichen.

(5) Der Träger hat das pädagogische 
Angebot so zu gestalten, dass 
grundsätzlich alle Kinder unabhän-
gig von der wöchentlichen Betreu-
ungszeit an besonderen Angeboten 
zu ausgewählten Anlässen, beispiels-
weise zur Förderung der Erziehungs-
partnerschaft zwischen Eltern und 
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pädagogischem Personal oder in 
Zusammenhang mit dem Übergang 
in die Grundschule, Festen und 
Veranstaltungen teilnehmen können. 

§ 27 	 Öffnungs- und 
Betreuungszeiten in 
Kindertageseinrichtungen

(1) Jede Kindertageseinrichtung soll be-
darfsgerechte Öffnungs- und Betreu-
ungszeiten unter Berücksichtigung 
des Kindeswohls und der Elternwün-
sche anbieten. Unabhängig von den 
regelmäßigen Öffnungs- und Betreu-
ungszeiten einer Tageseinrichtung 
soll die Verweildauer der einzelnen 
Kinder ihrem Entwicklungsstand und 
den jeweiligen familiären Bedarfen 
entsprechen.

(2) Grundlage für die angebotenen 
Betreuungszeiten ist die örtliche 
Jugendhilfeplanung. In der Regel 
ist eine durchgehende Betreuung 
über Mittag anzubieten. Die Tages-
einrichtung kann nach Anhörung 
des Elternbeirates zur Sicherung 
ihres Bildungs- und Erziehungsauf-
trages Kernzeiten festlegen. Die 
wöchentliche Betreuungszeit eines 
Kindes ergibt sich aus der Summe 
der regelmäßigen Betreuungszeiten 
je Wochentag. Soweit organisatori-
sche, personelle Möglichkeiten oder 
festgelegte Kernzeiten dem nicht 
entgegenstehen, soll auch ein regel-
mäßiger Bedarf an unterschiedlich 
langen Betreuungszeiten je Wochen-
tag erfüllt werden. Unregelmäßige 
Bedarfe und unterjährige Ände-

rungsbedarfe der Familien sollen 
soweit möglich, insbesondere im 
Rahmen einer Förderung nach § 48 , 
berücksichtigt werden.

(3) Kindertageseinrichtungen sind ver-
pflichtet, ganzjährig eine regelmä-
ßige Betreuung und Förderung aller 
aufgenommenen Kinder zu gewähr-
leisten. Die Anzahl der Schließtage, 
ohne Wochenend- und Feiertage, 
soll 20 und darf 27 Öffnungstage 
nicht überschreiten. Schließzeiten bis 
zur Hälfte der täglichen Öffnungs-
zeit zählen grundsätzlich als halbe 
Schließtage und darüberhinausge-
hende Schließzeiten zählen grund-
sätzlich als ganzer Schließtag.

(4) Kindertageseinrichtungen in Betrie-
ben oder an Ausbildungsstätten 
bieten Öffnungs- und Betreuungs-
zeiten, die sich unter besonderer 
Beachtung des Kindeswohls an den 
Arbeits- und Ausbildungszeiten der 
Eltern orientieren.

(5) Kindertageseinrichtungen sind 
verpflichtet, Eltern von Kindern, die 
bei Schließung der Einrichtungen an 
Ferientagen weder von ihren Eltern 
noch auf andere Weise angemessen 
betreut und gefördert werden kön-
nen, auf die Pflicht der Jugendämter 
hinzuweisen, eine anderweitige 
Betreuungsmöglichkeit sicherzustel-
len und diese dabei soweit möglich 
zu unterstützen.

§ 28 	 Personal

(1) Als pädagogische Kräfte in den 
Tageseinrichtungen sollen sozialpä-
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dagogische oder weitere Fachkräfte 
und Ergänzungskräfte im Sinne der 
Personalvereinbarung eingesetzt 
werden. Die pädagogische Arbeit 
muss vom Einsatz sozialpädago-
gischer Fachkräfte geprägt sein. 
Während der Betreuungszeiten 
sollen den Gruppen regelmäßig zwei 
pädagogische Kräfte zugeordnet 
sein. In den Gruppenformen I und II 
sollen diese in der Regel sozialpäda-
gogische und weitere Fachkräfte, in 
der Gruppenform III mindestens eine 
sozialpädagogische Fachkraft und 
eine Ergänzungskraft im Sinne der 
Personalvereinbarung sein. Im Rah-
men der Personalbemessung auf der 
Grundlage der in der Anlage zu § 33 
Absatz 1 ausgewiesenen Gesamt-
stundenzahl hat der Träger sicher-
zustellen, dass auch in Ausfallzeiten 
die Besetzung nach den Sätzen 3 
und 4 erfüllt werden kann.

(2) Die Zahl der Kinder pro Gruppe und 
der Personaleinsatz haben sich an 
den Vorgaben der Anlage zu § 33 zu 
orientieren. Eine Überschreitung der 
in der Anlage zu § 33 Absatz 1 ge-
nannten Zahl der Kinder pro Gruppe 
soll nicht mehr als zwei Kinder be-
tragen, die zur Betreuung erforder-
lichen Personalkraftstunden sollen 
vorgehalten werden. Eine nicht nur 
vorübergehende Überschreitung 
ohne Anpassung des Personal-
schlüssels ist dem Jugendamt und 
dem Landesjugendamt unverzüglich 
anzuzeigen.

(3) Das Kindpauschalenbudget ermög-
licht die in der Anlage je Gruppen-

form ausgewiesene Leitungszeit 
im Umfang von § 29 Absatz 2, die 
Besetzung nach Absatz 1 einschließ-
lich der ausgewiesenen Mindest-
stundenzahl für sozialpädagogische 
und weitere Fachkräfte im Sinne der 
Personalvereinbarung, in Gruppen, 
in denen Kinder unter drei Jahren 
betreut werden, zusätzliche Perso-
nalkraftstunden für Ergänzungs-
kräfte im Sinne der Personalverein-
barung, eine Verfügungszeit von 
mindestens zehn Prozent der Betreu-
ungszeit pro Gruppe für Aufgaben 
nach Absatz 4 und die Finanzierung 
sonstiger Personalkosten. Das Kind-
pauschalenbudget ist hinsichtlich der 
vorgesehenen Gesamtpersonalkraft-
stundenzahl nach Maßgabe von Satz 
1 einzusetzen.

(4) Die Finanzierung aus dem Kind-
pauschalenbudget sichert auch 
Personalkraftstunden für die indi-
viduelle Vor- und Nachbereitungs-
zeit, einschließlich Bildungs- und 
Entwicklungsdokumentationen, für 
die Erziehungspartnerschaft mit den 
Eltern, für die Praxisanleitung und 
für Kooperationen mit Frühförde-
rung, Kindertagespflege, Schule und 
in den Sozialraum, für die Teilnahme 
an Dienstbesprechungen, Fachbera-
tungen und Qualifikationsmaßnah-
men.

(5) Für die bestmögliche Förderung 
der Kinder, zur Erweiterung des 
Handlungsspielraums in den Ein-
richtungen und der Perspektiven 
auf das einzelne Kind kann sich das 
pädagogische Personal in Tagesein-
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richtungen für Kinder, vor allem in 
Familienzentren und plusKITAs, aus 
multiprofessionellen Teams zusam-
mensetzen, bei denen sich die Fähig-
keiten und Kenntnisse der Teammit-
glieder ergänzen. Dies setzt voraus, 
dass die Standards an die Besetzung 
der Personalkraftstunden nach den 
Absätzen 1 bis 3 und der Anlage zu 
§ 33 Absatz 1 eingehalten werden.

§ 29 	 Leitung

(1) Die Leitung der Tageseinrichtung 
ist erfahrenen und besonders 
qualifizierten sozialpädagogischen 
Fachkräften zu übertragen. Für die 
Übertragung der Leitung ist eine 
mindestens zweijährige einschlägi-
ge pädagogische Berufserfahrung 
erforderlich, die in der Regel in einer 
Tageseinrichtung für Kinder oder 
einem vergleichbaren Arbeitsfeld 
erworben sein soll. Praktische Aus-
bildungszeiten bleiben unberück-
sichtigt.

(2) Die Leitung einer Tageseinrichtung 
für Kinder soll anteilig oder vollstän-
dig von der unmittelbaren päda-
gogischen Arbeit mit den Kindern 
freigestellt sein. Der Einrichtungslei-
tung stehen je Gruppe mindestens 
fünf Stunden Leitungszeit wö-
chentlich zur Verfügung. Bei einer 
regelmäßigen Betreuungszeit von 35 
Stunden erhöht sich die Leitungszeit 
auf mindestens sieben Stunden und 
bei einer regelmäßigen Betreuungs-
zeit von 45 Stunden auf mindestens 
neun Stunden je Gruppe.

§ 30 	 Zusammenarbeit mit der 
Grundschule

(1) Kindertageseinrichtungen arbeiten 
mit der Schule in Wahrnehmung 
einer gemeinsamen Verantwortung 
für die beständige Förderung des 
Kindes und seinen Übergang in die 
Grund-schule zusammen.

(2) Zur Sicherung gelingender Zusam-
menarbeit und zur Gestaltung des 
Übergangs vom Elementar- in den 
Primarbereich gehören insbesondere 
1.	 eine kontinuierliche gegenseitige 

Information über die Bildungsin-
halte, -methoden und -konzepte,

2.	 die Kontinuität bei der Förderung 
der Entwicklung der Kinder,

3.	 regelmäßige gegenseitige Hospi-
tationen,

4.	 die für alle Beteiligten erkennba-
re Benennung fester Ansprech-
personen in beiden Institutionen,

5.	 gemeinsame (Informations-)Ver-
anstaltungen für die Eltern und 
Familien der Kinder,

6.	 gemeinsame Konferenzen zur 
Gestaltung des Übergangs in die 
Grundschule und

7.	 gemeinsame Fort- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen der Fach- und 
Lehrkräfte.

(3) Der Schulträger lädt gemeinsam 
mit den Leiterinnen und Leitern der 
Tageseinrichtungen für Kinder und 
der Grundschulen die Eltern, deren 
Kinder in zwei Jahren eingeschult 
werden, zu einer Informationsveran-
staltung ein, in der die Eltern über 
Fördermöglichkeiten im Elementar-
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bereich und Primarbereich, insbeson-
dere auch über die Bedeutung kon-
tinuierlich aufeinander aufbauender 
Bildungsprozesse beraten werden.

(4) Zur Durchführung der Feststellung 
des Sprachstandes nach § 36 Absatz 
2 des Schulgesetzes NRW vom 15. 
Februar 2005 (GV. NRW. S. 102) 
in der jeweils geltenden Fassung 
erhebt der Träger der Tagesein-
richtung, die nach diesem Gesetz 
gefördert wird oder die der Obersten 
Landesjugendbehörde oder einer 
von ihr beauftragten Stelle eine den 
Anforderungen des § 19 entspre-
chende Sprachstandsbeobachtung, 
-dokumentation und -förderung 
nachweist, bei den Eltern, deren 
Kinder zur Teilnahme an der Sprach-
standsfeststellung verpflichtet sind, 
die folgenden Daten und übermittelt 
sie an das zuständige Schulamt:
1.	 Name und Vorname des Kindes,
2.	 Geburtsdatum,
3.	 Geschlecht,
4.	 vorrangige Familiensprache,
5.	 Aufnahmedatum in der Kinderta-

geseinrichtung,
6.	 Namen, Vornamen und Anschrif-

ten der Eltern und
7.	  Vorliegen der Zustimmung nach 

§ 18 Absatz 1 Satz 6.
	 Soweit Kinder im Rahmen der Pflich-

ten nach § 36 Absatz 2 des Schul-
gesetzes NRW in einer Kindertages-
einrichtung zusätzlich sprachlich 
gefördert werden, ist der Träger der 
Einrichtung verpflichtet, Angaben 
über die Teilnahme der Kinder an 
dieser zusätzlichen Sprachförderung 

dem zuständigen Schulamt mitzutei-
len.

§ 31 	 Evaluation

(1) Zur Sicherung und Weiterentwick-
lung der pädagogischen Arbeit in 
den Kindertageseinrichtungen ist 
eine kontinuierliche Evaluation erfor-
derlich. Dafür sollen von den Trägern 
Qualitätskriterien entwickelt werden, 
die Aussagen über die Begleitung, 
Förderung und Herausforderung 
frühkindlicher Bildungsprozesse 
insbesondere auch im Bereich der 
Sprachbildung und -förderung ent-
halten. Qualitätsentwicklungsmaß-
nahmen werden von den Trägern 
der Kindertageseinrichtungen in ei-
gener Verantwortung durchgeführt. 
Zur Grundlage für die Evaluation 
gehören insbesondere:
1.	 eine schriftliche Konzeption der 

Arbeit der Kindertageseinrich-
tung, in der Leitlinien für die 
Arbeit und ein eigenes Profil 
formuliert sind,

2.	 ein träger- oder einrichtungsspe-
zifisches pädagogisches Konzept 
und

3.	 eine Darstellung über die Durch-
führung des Qualitätsentwick-
lungsprozesses in der Kinderta-
geseinrichtung.

(2) Die Oberste Landesjugendbehörde 
oder eine von ihr beauftragte Stelle 
kann mit Zustimmung des Trägers 
der Einrichtung eine externe Evalu-
ation in der Kindertageseinrichtung 
durchführen.
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Kapitel 2
Finanzierung

§ 32 	 Allgemeine Voraussetzungen 
der Finanzierung

(1) Das Land beteiligt sich an den Kos-
ten der Kindertageseinrichtungen in 
Nordrhein-Westfalen nach Maßga-
be dieses Gesetzes. Die finanzielle 
Förderung der Kindertageseinrich-
tungen erfolgt pro Kindergartenjahr. 
Sie setzt eine Betriebserlaubnis nach 
§ 45 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch und die Bedarfsfeststellung 
auf der Grundlage der örtlichen 
Jugendhilfeplanung voraus.

(2) Grundlage für die Berechnung 
der finanziellen Förderung ist der 
Betreuungsvertrag zwischen Träger 
und Eltern. Eltern können beim 
Abschluss des Vertrages zwischen 
den in der Anlage zu § 33 Absatz 1 
genannten wöchentlichen Betreu-
ungszeiten wählen, soweit diese als 
Ergebnis der kommunalen Jugend-
hilfeplanung von der Einrichtung als 
bedarfsgerecht angeboten werden. 
Die Träger sollen ermöglichen, dass 
Eltern Betreuungsverträge für ihre 
Kinder abschließen können, die 
ihrem tatsächlichen Bedarf entspre-
chen. Sie sollen unter Wahrung des 
Grundsatzes der Trägerautonomie 
alle in die kommunale Jugendhil-
feplanung eingeflossenen Plätze 
belegen.

(3) Die finanzielle Förderung der Kinder-
tageseinrichtung setzt voraus, dass 

1.	 die Einrichtung die Aufgaben 
nach diesem Gesetz und auf der 
Grundlage der örtlichen Jugend-
hilfeplanung wahrnimmt,

2.	 der Träger die Regelungen dieses 
Gesetzes und die auf Grund die-
ses Gesetzes erlassenen Rechts-
vorschriften beachtet,

3.	 die Anzahl der Schließtage 27 
Öffnungstage nicht überschrei-
tet,

4.	 die Leitung der Einrichtung und 
die Leitung jeder Gruppe einer 
sozialpädagogischen Fachkraft 
im Sinne der Personalvereinba-
rung übertragen sind und

5.	  § 28 Absatz 1 bis 3 und § 29 
Absatz 2 als Grundlage für die 
Personalbemessung eingehalten 
werden.

§ 33 	 Kindpauschalenbudget

(1) Die finanzielle Basisförderung für 
Personal- und Sachkosten der Kin-
dertageseinrichtungen wird in Form 
von Pauschalen für jedes in einer 
Kindertageseinrichtung aufgenom-
mene Kind (Kindpauschalen) ge-
zahlt. Die Kindpauschalen ergeben 
sich aus der Anlage. Nimmt ein Kind 
den Platz in einer Einrichtung nach 
dem Betreuungsvertrag nicht wäh-
rend des gesamten Kindergarten-
jahres in Anspruch, erhält der Träger 
eine anteilige Pauschale. Hierzu 
erfolgt eine monatliche Erfassung 
durch den Träger der Einrichtung auf 
der Grundlage des Betreuungsver-
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trages bis spätestens zum Ende des 
übernächsten Monats.

(2) Im Rahmen der Jugendhilfeplanung 
wird entschieden, welche der in der 
Anlage genannten Gruppenformen 
mit welcher Betreuungszeit in den 
Einrichtungen angeboten werden. 
Gruppenformen und Betreuungszei-
ten können kombiniert werden. Das 
Jugendamt hat zu gewährleisten, 
dass ein bedarfsentsprechendes 
Angebot auch für die Kinder zur 
Verfügung steht, deren Eltern von 
einem Elternbeitrag befreit sind.

(3) Die Jugendhilfeplanung hat sicher zu 
stellen, dass der Anteil der Pauscha-
len für über dreijährige Kinder, die 
in den Gruppenformen I und III nach 
der Anlage mit 45 Stunden wö-
chentlicher Betreuungszeit betreut 
werden, den Anteil, den das Jugend-
amt in der verbindlichen Mitteilung 
zum 15. März des Vorjahres ange-
meldet hat, nicht um mehr als vier 
Prozentpunkte übersteigt. Darüber 
hinausgehende Überschreitungen 
kann die Oberste Landesjugendbe-
hörde nur in besonders begründeten 
Einzelfällen zulassen.

(4) Aus der Entscheidung der Jugendhil-
feplanung ergeben sich bis zum 15. 
März Höhe und Anzahl der auf eine 
Einrichtung entfallenden Kindpau-
schalen (Kindpauschalenbudget). 
Das Jugendamt ist berechtigt, bereits 
bewilligte Kindpauschalen zwischen 
dem 15. März und dem Beginn des 
Kindergartenjahres im Einvernehmen 
mit den Trägern im Bedarfsfall auf 
andere Einrichtungen zu übertragen, 

wenn dies nicht zu einer Erhöhung 
des Zuschusses nach § 38 Absatz 1 
führt.

(5) Abweichungen zwischen den Ergeb-
nissen der Jugendhilfeplanung und 
der tatsächlichen Inanspruchnahme 
sind bei der Festsetzung der end-
gültigen Zahlungen zu berücksich-
tigen. Bei Unterschreitungen ist die 
endgültige Zahlung mindestens in 
Höhe der Planungsgarantie gemäß 
§ 41 festzusetzen. Das Jugendamt 
stellt für das am 31. Juli endende 
Kindergartenjahr die Ergebnisse der 
Abweichungen zu den Anmeldun-
gen zum 15. März fest und meldet 
sie dem Landesjugendamt bis zum 
30. November desselben Kalender-
jahres.

(6) Bei der Zuordnung der Kinder zu den 
Gruppenformen und der Berech-
nung der Pauschalen ist für das ge-
samte Kindergartenjahr das Alter zu 
Grunde zu legen, das die Kinder bis 
zum 1. November des begonnenen 
Kindergartenjahres erreicht haben 
werden.

(7) Bis Schuleintritt werden die Kind-
pauschalen für eine Betreuung von 
schulpflichtigen Kindern auf Grund-
lage der vereinbarten wöchentlichen 
Betreuungszeit geleistet. Nach Schu-
leintritt werden die Kindpauschalen 
für die Betreuung von Kindern nur 
bei Betreuung in einer bestehenden 
Gruppe mit ausschließlich Kindern 
im schulpflichtigen Alter (Horte) ge-
zahlt. Für die Betreuung von Kindern 
in Horten werden nur Kindpauscha-
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len für 25 oder 35 Stunden wö-
chentliche Betreuungszeit gezahlt.

§ 34 	 Mietzuschuss

(1) Trägern gemäß § 25 Absatz 1, de-
nen nicht das Eigentum am Gebäu-
de der Einrichtung zusteht und die 
nicht wirtschaftlich dem Eigentümer 
gleichgestellt sind, soll ein Mietzu-
schuss geleistet werden, soweit eine 
aus Landesmitteln erfolgte Investiti-
onsförderung dem nicht entgegen-
steht. Von diesem Mietzuschuss sind 
ein Betrag von 3 059,60 Euro für 
jede Gruppe in der Tageseinrichtung 
und der zugrundliegende Finanzie-
rungsanteil des Trägers (Trägeranteil) 
nach § 36 Absatz 2 abzuziehen, so-
weit der Mietzuschuss diese Summe 
übersteigt. Für den Betrag gemäß 
Satz 2 gilt § 37 entsprechend. Wenn 
das Mietverhältnis am 28. Februar 
2007 bestand, soll der Mietzuschuss 
auf Grundlage der zu zahlenden 
Kaltmiete geleistet werden. Für 
Mietverhältnisse, die nach diesem 
Zeitpunkt begründet werden, ist 
der Zuschuss auf der Grundlage von 
Pauschalen zu leisten.

(2) Abweichend davon kann durch 
das Jugendamt, wenn nach dem 
18. Oktober 2007 im Rahmen des 
Investitionsprogramms „Kinderbe-
treuungsfinanzierung 2008 - 2013“ 
oder den Folgeprogrammen neue 
Plätze für unterdreijährige Kinder 
geschaffen worden sind, auch bei 
Einrichtungen, die im Eigentum einer 
juristischen Person stehen, an der 

der Träger mehrheitlich beteiligt ist, 
ein Zuschuss zur Kaltmiete gewährt 
werden.

§ 35 	 Eingruppige 
Einrichtungen und 
Waldkindergartengruppen

(1) Bei eingruppigen Einrichtungen, 
die am 28. Februar 2007 in Betrieb 
waren, kann unter Berücksichtigung 
des Trägeranteils gemäß § 36 Absatz 
2 ein weiterer Pauschalbetrag von 
bis zu 15 000 Euro geleistet werden, 
wenn der Träger ohne diesen zusätz-
lichen Betrag die Einrichtung nicht 
ausreichend finanzieren kann.

(2) Waldkindergartengruppen können 
unter Berücksichtigung des Träge-
ranteils gemäß § 36 Absatz 2 einen 
weiteren Pauschalbetrag von bis zu 
15 000 Euro je Waldkindergarten-
gruppe erhalten, wenn ein Träger im 
Sinne des § 25 Absatz 1 ohne diesen 
zusätzlichen Betrag die Einrichtung 
nicht ausreichend finanzieren kann.

(3) Soweit die Voraussetzungen vorlie-
gen, können für eine Einrichtung 
Pauschalbeträge nach den Absät-
zen 1 und 2 auch nebeneinander 
geleistet werden. Über die Gewäh-
rung des Betrages entscheidet das 
Jugendamt im Benehmen mit dem 
Träger der Einrichtung.

§ 36 	 Jugendamtszuschuss und 
Trägeranteil 

 (1) Das Jugendamt gewährt dem Träger 
der Einrichtung einen Zuschuss für 
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die Aufgaben nach diesem Gesetz, 
wenn der Finanzierungsanteil des 
Trägers an den Kindpauschalen 
gemäß § 33 , an dem Mietzuschuss 
gemäß § 34 , an dem Zuschuss für 
eingruppige Einrichtungen gemäß 
§ 35 Absatz 1 und an dem Zuschuss 
für Waldkindergartengruppen ge-
mäß § 35 Absatz 2 erbracht wird.

(2) Der Finanzierungsanteil des Trägers 
beträgt:
1.	 wenn es sich um eine Kirche 

oder Religionsgemeinschaft 
des öffentlichen Rechts handelt 
(kirchliche Trägerschaft) 10,3 
Prozent,

2.	  wenn es sich um einen an-
erkannten Träger der freien 
Jugendhilfe nach § 25 Absatz 
1 handelt, der nicht zugleich in 
kirchlicher Trägerschaft ist (ande-
re freie Trägerschaft) 7,8 Prozent, 

3.	 wenn es sich beim Träger um 
einen Verein handelt, dem 
Erziehungsberechtigte von 
mindestens 90 Prozent der die 
Einrichtung besuchenden Kinder 
angehören, die nach ihrer Zahl 
oder der Satzung sowohl die für 
die laufende Beschlussfassung als 
auch die für die Änderung der 
Satzung erforderliche Mehrheit 
haben (Elterninitiativen) 3,4 Pro-
zent und

4.	 wenn es sich beim Träger der Ein-
richtung um den örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe, 
eine sonstige kreisangehörige 
Gemeinde oder einen sonstigen 
Gemeindeverband (kommunale 

Trägerschaft) handelt 12,5 Pro-
zent

(3) Der Zuschuss des Jugendamtes 
beträgt bei einer Trägerschaft nach 
Absatz 2 Nummer 1 89,7 Prozent, 
nach Absatz 2 Nummer 2 92,2 
Prozent, nach Absatz 2 Nummer 
3 96,6 Prozent und nach Absatz 2 
Nummer 4 87,5 Prozent. Führt der 
Wechsel der Trägerschaft zu einer 
Erhöhung des Zuschusses nach Satz 
1, so erhält der neue Träger den bis-
herigen Zuschuss. Ausnahmen von 
Satz 2 bedürfen der Zustimmung der 
Obersten Landesjugendbehörde.

(4) Eine nicht zweckentsprechende oder 
eine nicht an den Vorgaben der in 
§§ 28 und 29 und in der Anlage zu 
§ 33 Absatz 1 genannten Standards 
(Personalausstattung und Gruppen-
stärken) ausgerichtete Verwendung 
der Mittel berechtigt das Jugendamt 
zur Rückforderung der Zuschüsse. 
Als Mindestausstattung in diesem 
Sinne ist Personal für die Leitungs-
stunden je Gruppe nach § 29 Absatz 
2, die Mindestanzahl an Fachkraft-
stunden nach der Anlage und in der 
Gruppenform III eine Mindestan-
zahl an Ergänzungskraftstunden in 
gleicher Höhe wie die in der Anlage 
ausgewiesene Anzahl an Fachkraft-
stunden für diese Gruppenform 
vorzuhalten. 

§ 37 	 Anpassung der Finanzierung

(1) Die Kindpauschalen gemäß § 33 
werden jährlich unter Berücksich-
tigung der tatsächlichen Kosten-
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entwicklungen angepasst. Die 
Anpassung erfolgt erstmals zum 
Kindergartenjahr 2021/2022.

(2) Für die Anpassung veröffentlicht die 
Oberste Landesjugendbehörde in 
jedem Dezember, unter Berücksich-
tigung der Entwicklung von Perso-
nal- und Sachkosten auf der Basis 
von Jahreswerten, eine einheitliche 
Fortschreibungsrate für das jeweils 
im folgenden Kalenderjahr begin-
nende Kindergartenjahr.

(3) Die Fortschreibungsrate setzt sich 
zu neun Teilen aus der Kosten-
entwicklung für pädagogisches 
Personal nach dem Tarifvertrag für 
den öffentlichen Dienst, Sozial- und 
Erziehungsdienst (TVöD - SuE) auf 
Grundlage der Berichte zu Kosten 
eines Arbeitsplatzes der Kommuna-
len Gemeinschaftsstelle für Verwal-
tungsmanagement und zu einem Teil 
aus der Steigerung der Kosten des 
allgemeinen Verbraucherpreisindex 
für Deutschland des Statistischen 
Bundesamtes zusammen.

§ 38 	 Landeszuschüsse für 
Kindertageseinrichtungen

(1) Das Land gewährt dem Jugendamt 
auf der Grundlage einer zum 15. 
März für das im gleichen Kalender-
jahr beginnende Kindergartenjahr 
vorzulegenden verbindlichen Mittei-
lung für jedes Kind, das in einer im 
Bezirk des Jugendamtes nach diesem 
Gesetz geförderten Kindertages-
einrichtung eines Trägers nach § 25 
Absatz 1 betreut werden soll, einen 

pauschalierten Zuschuss. Vorausset-
zung ist, dass das Jugendamt den 
Zuschuss an die Träger der Einrich-
tungen seines Bezirks weiterleitet.

(2) Der Landeszuschuss beträgt im Fall 
des 
1.	  § 36 Absatz 2 Nummer 1: 40,3 

Prozent, 
2.	  § 36 Absatz 2 Nummer 2: 40,0 

Prozent, 
3.	  § 36 Absatz 2 Nummer 3: 42,3 

Prozent und 
4.	  § 36 Absatz 2 Nummer 4: 40,2 

Prozent.
(3) Die Prozentsätze gemäß Absatz 2 er-

höhen sich um 19,01 Prozentpunkte 
für nach Absatz 1 zu berücksichti-
gende Kindpauschalen für Kinder im 
Alter von unter drei Jahren zum Aus-
gleich des aufgrund der Änderung 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
durch das Gesetz vom 10. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2403) notwendigen 
Ausbaus der Kindertagesbetreuung.

(4) Das Land gewährt dem Jugendamt 
für Einrichtungen im Sinne von § 25 
Absatz 1 die den §§ 34 und 35 
entsprechenden anteiligen Zuschüs-
se zu den Mietzuschüssen und den 
Zuschüssen für eingruppige Ein-
richtungen und Waldkindergarten-
gruppen. § 38 Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend.

(5) Von den Landeszuschüssen an das 
Jugendamt werden 3 Prozent der 
Summe aller Beträge abgezogen, die 
im Jugendamtsbezirk zur Finanzie-
rung der Kindpauschalen, Mietzu-
schüsse, eingruppigen Einrichtungen 
und Waldkindergartengruppen in 
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allen Einrichtungen kommunaler 
Trägerschaft nach diesem Gesetz 
geleistet werden müssen.

(6) Kommt das Jugendamt seinen 
Verpflichtungen aus § 33 Absatz 5, 
§ 39 Absatz 3, § 45 Absatz 2, § 46 
Absatz 2, 3 und 4, § 47 Absatz 3 
oder § 48 Absatz 3 nicht innerhalb 
der vorgegebenen Fristen nach, 
kann das Land die Zuschüsse für 
die folgenden Monate zurückhal-
ten. Kommt das Jugendamt seiner 
Verpflichtung nach, werden die Zu-
schüsse für höchstens sechs Monate 
nachträglich ausgezahlt.

§ 39 	 Verwendungsnachweis

(1) Die im Rahmen dieses Gesetzes 
gezahlten Mittel einschließlich des 
sich aus § 36 Absatz 2 ergebenden 
Trägeranteils sind zur Erfüllung von 
Aufgaben nach diesem Gesetz zu 
verwenden. Der Träger der Einrich-
tung erklärt gegenüber dem Jugend-
amt die entsprechende Mittelver-
wendung und legt diese über hierfür 
eingerichtete elektronische Systeme 
durch einen vereinfachten Verwen-
dungsnachweis bis zum 31. März 
des auf das Ende des Kindergarten-
jahres folgenden Kalenderjahres dar. 
Dieser umfasst
1.	 die Erträge einschließlich des 

Trägeranteils,
2.	 die Zuführung von anderen Ein-

richtungen,
3.	 die Zuführung aus Rücklagen,
4.	 die Aufwendungen, unterteilt 

in Personalkosten, Investitionen, 

Mieten, Sachkosten, Verwal-
tungskosten in Höhe von maxi-
mal 3 Prozent der Gesamtjahres-
Basisförderung und sonstige 
Aufwendungen,

5.	 die Zuführung an andere Einrich-
tungen,

6.	 die Zuführung zu Rücklagen,
7.	 die Höhe der Rücklagen,
8.	  den Einsatz des Landeszuschus-

ses für plusKITAs und für zusätz-
lichen Sprachförderbedarf nach 
§ 44 , 

9.	  den Einsatz der Zuschüsse nach 
§ 46 Absatz 1 bis 3 für Prakti-
kumsplätze von Auszubildenden, 
differenziert nach piA1-, piA2/3- 
und BP-Zuschuss, 

10.	 den Einsatz des Zuschusses für 
Fachberatung für Kindertages-
einrichtungen gemäß § 47 und 
gegebenenfalls seine Weiterlei-
tung und 

11.	 den Einsatz des Zuschusses zur 
Flexibilisierung der Betreuungs-
zeiten, differenziert nach den 
Einsatzarten und gegebenenfalls 
der Kombination von Einsatzar-
ten im Sinne des § 48 Absatz 1. 

	 In den Fällen von Satz 3 Nummer 3, 
6 und 7 ist bei Trägern, die zugleich 
Eigentümer der Einrichtung oder 
diesen wirtschaftlich gleichgestellt 
sind, nach Art der Rücklage zu diffe-
renzieren.

(2) Der Träger weist dem Jugendamt 
den Einsatz des Personals nach 
Art der Pauschale nach. Die dem 
Verwendungsnachweis zugrunde-
liegenden Belege sind drei Jahre 
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nach Abschluss des Kassenjahres 
aufzubewahren. Das Jugendamt 
und das Landesjugendamt sind zur 
stichprobenhaften und anlassbezo-
genen Prüfung der Nachweise im 
Hinblick auf die ordnungsgemäße 
Verwendung nach Satz 1 berechtigt 
und verpflichtet.

(3) Das Jugendamt stellt für das am 31. 
Juli endende Kindergartenjahr die 
Summe der nach § 36 Absatz 4 Satz 
1 zurückgeforderten Mittel fest und 
meldet dem Landesjugendamt das 
Ergebnis bis zum Ende des auf die 
Feststellung folgenden Monats, spä-
testens jedoch bis zum 30. Juni des 
Folgejahres. Das Jugendamt erstattet 
dem Land den sich aus § 38 Absatz 
2 ergebenden prozentualen Anteil 
des zurückgeforderten Betrages.

(4) Kommt der Träger seinen Verpflich-
tungen aus § 33 Absatz 1 Satz 4 
oder aus § 39 Absatz 1 nicht inner-
halb der vorgegebenen Fristen nach, 
kann das Jugendamt die Zuschüsse 
für die folgenden Monate zurück-
halten. Kommt der Träger seiner 
Verpflichtung nach, werden die Zu-
schüsse für höchstens sechs Monate 
nachträglich ausgezahlt.

(5) Der Landesrechnungshof prüft das 
Vorliegen der Voraussetzungen 
für die Gewährung der Landesmit-
tel und deren ordnungsgemäße 
Verwendung. Zu diesem Zweck ist 
er berechtigt, auch örtliche Erhe-
bungen bei dem Jugendamt und 
den übrigen Leistungsempfängern 
vorzunehmen.

§ 40 	 Rücklagen 

(1) In einem Kindergartenjahr nicht ver-
ausgabte Mittel sind einschließlich 
des Trägeranteils gemäß § 36 Absatz 
2 einer Betriebskostenrücklage und 
bei Trägern, die Eigentümer oder 
diesen wirtschaftlich gleichgestellt 
sind, darüber hinaus einer Investiti-
onsrücklage zuzuführen. Die Rück-
lagen des Trägers sind nachweislich 
in den Folgejahren zur Erfüllung der 
jeweiligen Aufgaben nach diesem 
Gesetz zu nutzen. Sie sind ange-
messen zu verzinsen. Die Berech-
nung der zulässigen Rücklagenhöhe 
erfolgt einrichtungsbezogen, die 
Verwendung kann trägerbezogen 
erfolgen.

(2) Die Betriebskostenrücklage darf den 
Betrag von 10 Prozent der Einnah-
men nach §§ 33 , 35 , 43 Absatz 
1 und § 45 auf Grundlage der 
verbindlichen Mitteilung zum 15. 
März je Einrichtung des Trägers nicht 
überschreiten

(3) Ergänzend zu Absatz 2 darf für die 
Einrichtung, die im Eigentum des 
Trägers steht oder bei der der Träger 
wirtschaftlich dem Eigentümer 
gleichgestellt ist, eine Rücklage für 
Investitionen (Investitionsrücklage) 
bis zu einer Höhe von 3 000 Euro je 
Kindpauschale, die mit verbindlicher 
Mitteilung zum 15. März beantragt 
wurde, gebildet werden.

(4) Der Bestand der Rücklagen ist 
jährlich zum Stichtag 31. Juli, dif-
ferenziert nach Art der Rücklage, 
nachzuweisen. Beträge, die den zu-
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lässigen Höchstbetrag der Rücklagen 
übersteigen, sind dem Jugendamt 
in Höhe des prozentualen Anteils 
nach § 36 Absatz 2 zu erstatten. Das 
Jugendamt erstattet dem Land den 
sich aus § 38 Absatz 2 ergebenden 
prozentualen Anteil des überschie-
ßenden Betrages.

§ 41 	 Planungsgarantie

(1) Jedem Träger wird zur Finanzierung 
der Tageseinrichtung grundsätzlich 
mindestens die Summe der Kind-
pauschalen abzüglich des Träge-
ranteils gezahlt, die sich nach der 
Istbelegung des Vorjahres zuzüglich 
einer Erhöhung nach § 37 ergibt 
(Planungsgarantie). Sinkt die Sum-
me der Kindpauschalen, die eine 
Kindertageseinrichtung nach dem 
Anmeldestand zum 15. März für die 
Monate August bis Januar des im 
selben Kalenderjahr beginnenden 
Kindergartenjahres zu erwarten 
hat, unter den Wert der Summe der 
Kindpauschalen aufgrund der bis 
Januar erreichten Istbelegung, so 
gewährt das Jugendamt dem Träger 
der Einrichtung zunächst Abschläge 
auf die Zuschüsse zu den Kindpau-
schalen in gleicher Höhe wie im 
zurückliegenden Kindergartenjahr. 
Sobald die Summe der tatsächlichen 
Istbelegung des zurückliegenden 
Kindergartenjahres festgestellt 
wurde, werden die Abschlagszah-
lungen entsprechend der Höhe der 
Planungsgarantie angepasst.

(2) Wird im Laufe des Kindergarten-
jahres ein zusätzliches Kind in einer 
Einrichtung angemeldet, bei der die 
Planungsgarantie Anwendung fin-
det, und ist ein dem Bedarf entspre-
chender Betreuungsplatz verfügbar, 
so ist dieses Kind unter Wahrung des 
Grundsatzes der Trägerautonomie 
grundsätzlich aufzunehmen. Steigt 
die Summe der Kindpauschalen aus 
diesem oder einem anderen Grund, 
so erhöht sich der Zuschuss des Ju-
gendamtes erst wenn die Planungs-
garantie überschritten wird.

(3) Die Planungsgarantie findet keine 
Anwendung bei Einrichtungs- oder 
Gruppenschließungen. Die Planungs-
garantie ist auch insoweit ausge-
schlossen, als der Träger der Einrich-
tung einzelne Gruppen oder zehn 
Plätze oder mehr auf eine andere 
Einrichtung überträgt. Dies gilt auch 
für Plätze, die nach einer Vereinba-
rung zwischen dem Träger und dem 
Jugendamt nur vorübergehend be-
legt und dann von einer Einrichtung 
auf andere Einrichtungen übertragen 
wurden. Für die Berechnung der Pla-
nungsgarantie bei der Inbetriebnah-
me von neuen Einrichtungen kann 
die Oberste Landesjugendbehörde 
abweichende Regelungen treffen.
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Teil 4
Landesförderungen zur 
Qualitätsentwicklung

§ 42 	 Familienzentren

(1) Familienzentren sind Kindertagesein-
richtungen, die über die Aufgaben 
nach diesem Gesetz hinaus insbe-
sondere leicht zugängliche und am 
Bedarf des Sozialraums orientierte 
Ange-bote für die Beratung, Unter-
stützung und Bildung von Famili-
en vorhalten oder vermitteln. Die 
Familienzentren haben in besonderer 
Weise die Aufgabe,
1.	 Eltern bei der Förderung ihrer 

Kinder umfassend zu unterstüt-
zen und die unterschiedlichen 
Lebenslagen und Bedarfe der 
Familien im Einzugsgebiet zu 
berücksichtigen,

2.	 mit verschiedenen Partnern zu 
kooperieren und familienunter-
stützende Angebote zu bündeln 
und zu vernetzen,

3.	 Angebote für Familien im Sozi-
alraum zu öffnen, deren Kinder 
nicht in der Tageseinrichtung 
des Familienzentrums betreut 
werden,

4.	  Sprachförderung für Kinder und 
ihre Familien anzubieten, auch 
solche, die über § 19 hinausgeht, 
insbesondere sind dies Sprach-
fördermaßnahmen für Kinder im 
Alter zwischen vier Jahren und 
Schuleintritt mit zusätzlichem 
Sprachförderbedarf, die keine 

Kindertageseinrichtung besu-
chen, und 

5.	 an Präventionsangeboten mit-
zuwirken, die vor allem auf der 
Grundlage von Konzepten der 
örtlichen Jugendhilfeplanung 
umgesetzt werden.

	 Familienzentren müssen als solche 
in die örtliche Jugendhilfeplanung 
aufgenommen worden sein und ein 
vom Land anerkanntes Gütesiegel 
„Familienzentrum NRW“ haben.

(2) Familienzentren können auf der 
Grundlage eines sozialräumlichen 
Gesamtkonzeptes auch als Ver-
bund unter Einbeziehung mehrerer 
Kindertageseinrichtungen oder auch 
anderer kinder- und familienorien-
tierter Einrichtungen tätig sein.

§ 43 	 Finanzielle Förderung der 
Familienzentren

(1) Für jedes Familienzentrum im Sinne 
des § 42 Absatz 1 gewährt das Land 
dem Jugendamt einen zusätzlichen 
Zuschuss von 20 000 Euro pro Kin-
dergartenjahr. Im Einzelfall können 
auch Einrichtungen von Verbünden 
nach § 42 Absatz 2 die Förderung 
nach Satz 1 erhalten, auch wenn sie 
keine Tageseinrichtung für Kinder 
sind. Die §§ 37 und 38 Absatz 1 
Satz 2 gelten entsprechend.

(2) Kindertageseinrichtungen, die im 
Rahmen der örtlichen Jugend-
hilfeplanung auf Vorschlag des 
Jugendamtes und der jährlich durch 
das Haushaltsgesetz festgelegten 
Höchstgrenzen an dem Verfah-
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ren für das vom Land anerkannte 
Gütesiegel „Familienzentrum NRW“ 
teilnehmen, erhalten einen zusätz-
lichen Zuschuss von 20 000 Euro 
pro Kindergartenjahr. Die Landes-
regierung legt die Verteilung der 
in das Verfahren aufzunehmenden 
Einrichtungen auf die Jugendämter 
fest. Die Verteilung kann sich nach 
der Zahl der Kinder im Jugendamts-
bezirk im Verhältnis zur Gesamtzahl 
der Kinder in der gewählten Al-
tersgruppe in Nordrhein-Westfalen 
oder nach der sozialen Belastung im 
Jugendamtsbezirk richten. Im Einzel-
fall kann der Zuschuss ein weiteres 
Kindergartenjahr gewährt werden. 
Die §§ 37 und 38 Absatz 1 Satz 2 
gelten entsprechend.

§ 44 	 plusKITAs

(1) Die plusKITA ist eine Kindertagesein-
richtung mit einem hohen Anteil von 
Kindern mit besonderem Unterstüt-
zungsbedarf des Bildungsprozesses, 
insbesondere mit sprachlichem 
Förderbedarf. Sie muss als plusKITA 
in die örtliche Jugendhilfeplanung 
aufgenommen worden sein.

(2) Die plusKITA hat in besonderer Wei-
se die Aufgabe, 
1.	 bei der individuellen Förderung 

der Kinder deren Potenziale zu 
stärken, die alltagskulturelle 
Perspektive zu berücksichtigen 
und sich an den lebensweltlichen 
Motiv- und Problemlagen der 
Familien zu orientieren,

2.	 zur Stärkung der Bildungschan-
cen auf die Lebenswelt und das 
Wohnumfeld der Kinder abge-
stimmte pädagogische Konzepte 
und Handlungsformen zu entwi-
ckeln,

3.	 auf Grundlage der Beobach-
tungsergebnisse individuelle 
Bildungs- und Förderangebote 
zur gezielten Unterstützung 
der sprachlichen Bildung zu 
entwickeln und alltagsintegriert 
durchzuführen,

4.	 im Team regelmäßig und mit 
Unterstützung der Fachkraft 
nach Absatz 3 die pädagogische 
Arbeit zu reflektieren und weiter-
zuentwickeln,

5.	 zur Stärkung der Bildungschan-
cen und zur Steigerung der 
Nachhaltigkeit, die Eltern durch 
adressatengerechte Elternarbeit, 
-beratung und -stärkung regel-
mäßig in die Bildungsförderung 
einzubeziehen,

6.	  sich über die Pflichten nach § 13 
hinaus in die lokalen Netzwerk-
strukturen durch jeweils eine 
feste Ansprechperson aus der 
Kindertageseinrichtung einzu-
bringen, 

7.	  sich zur Weiterentwicklung der 
individuellen zusätzlichen Sprach-
förderung, über die Pflichten 
nach § 19 hinaus, zum Beispiel 
durch die regelmäßige Teilnahme 
an Fort- und Weiterbildungsmaß-
nahmen zu qualifizieren und die 
Bildungs- und Erziehungsarbeit 
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den speziellen Anforderungen 
anzupassen und 

8.	 die Ressourcen ihres pädagogi-
schen Personals durch konkrete 
Maßnahmen, beispielsweise re-
gelmäßige Supervision, Schulung 
und Beratung, Fort- und Weiter-
bildung oder größere Multipro-
fessionalität im Team zu stärken.

(3) Jede plusKITA soll im Team eine 
sozialpädagogische Fachkraft mit 
einem Umfang von mindestens einer 
halben Stelle beschäftigen. Diese 
Fachkraft verfügt in der Regel über 
nachgewiesene besondere Erfah-
rungen und Kenntnisse im Bereich 
der Umsetzung alltagsintegrierter 
Sprachbildung und -förderung. 
Der Träger stellt sicher, dass diese 
Fachkraft durch die regelmäßige 
Teilnahme an Fort- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen und regelmäßi-
gen Austausch mit der Fachberatung 
die speziellen Anforderungen dieser 
Tageseinrichtung systematisch 
sichert und weiterentwickelt. Alle 
in einer plusKITA tätigen sozialpä-
dagogischen oder weiteren Fach-
kräfte und, soweit möglich, auch 
die übrigen pädagogischen Kräfte 
im Team sollen auf der Basis des 
Curriculums zur „Alltagsintegrierten 
Sprachbildung und Beobachtung im 
Elementarbereich - Grundlagen für 
Nordrhein-Westfalen“ fortgebildet 
sein und sich kontinuierlich weiter 
qualifizieren.

(4) Sofern Kindertageseinrichtungen in 
Einzelfällen 5 000 Euro für zusätzli-
che Sprachförderung erhalten, stellt 

der Träger sicher, dass eine sozialpä-
dagogische Fachkraft gruppenüber-
greifend für die Umsetzung der An-
forderungen zur „Alltagsintegrierten 
Sprachbildung und Beobachtung im 
Elementarbereich“ besonders durch 
engen Austausch mit der Fachbera-
tung und regelmäßige Teilnahme an 
Fort- und Weiterbildungsmaßnah-
men Sorge trägt. 

§ 45 	 Landeszuschuss für plusKITAs 
und andere Einrichtungen 
mit zusätzlichem 
Sprachförderbedarf 

(1) Das Land gewährt dem Jugendamt 
einen Zuschuss für plusKITAs und 
andere Einrichtungen mit zusätzli-
chem Sprachförderbedarf. Das Land 
stellt hierfür im Kindergartenjahr 
2020/2021 einen Betrag von 100 
Millionen Euro landesweit zur Ver-
fügung. Der Anteil des Jugendamts 
ergibt sich
1.	  zu 75 Prozent aus der Anzahl 

der Kinder im Jugendamtsbezirk 
unter sechs Jahren in Familien 
mit Leistungsbezug zur Siche-
rung des Lebensunterhalts nach 
dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch - Grundsicherung für 
Arbeitssuchende - in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. 
Mai 2011 (BGBl. I S. 850, 2094) 
in der jeweils geltenden Fassung, 
im Verhältnis zur landesweiten 
Gesamtzahl der Kinder unter 
sechs Jahren in Familien mit Leis-
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tungsbezug nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch und 

2.	 zu 25 Prozent aus der Anzahl 
der Kinder unter sechs Jahren 
im Jugendamtsbezirk in Kinder-
tageseinrichtungen, in deren 
Familien vorrangig nicht Deutsch 
gesprochen wird im Verhältnis 
zur landesweiten Gesamtzahl der 
Kinder unter sechs Jahren in Kin-
dertageseinrichtungen, in deren 
Familien vorrangig nicht Deutsch 
gesprochen wird.

	 Der Zuschuss beträgt je Jugendamt 
mindestens 30 000 Euro. Grundla-
gen der Berechnung für jeweils fünf 
Jahre sind
1.	  für die Anzahl der Kinder unter 

sechs Jahren in Familien mit 
Leistungsbezug zur Sicherung 
des Lebensunterhalts nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch , 
die Angaben der Bundesagentur 
für Arbeit für den Berichtsmonat 
März des dem Fünfjahreszeit-
raum vorausgegangenen Kalen-
derjahres und 

2.	  für die Anzahl der Kinder, in 
deren Familie vorrangig nicht 
Deutsch gesprochen wird, die 
Daten nach § 99 Absatz 7 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch 
zum Stichtag 1. März des dem 
Fünfjahreszeitraum vorausgegan-
genen Kalenderjahres.

(2) Voraussetzung für diesen Zuschuss 
ist, dass das Jugendamt die Mittel 
als Zuschüsse in Höhe von mindes-
tens 30 000 Euro an plusKITAs im 
Sinne des § 44 weiterleitet. Soweit 

es innerhalb eines Jugendamtsbe-
zirkes zur kontinuierlichen Siche-
rung der pädagogischen Arbeit bei 
einzelnen Tageseinrichtungen auf 
Basis früherer Landeszuschüsse für 
zusätzlichen Sprachförderbedarf 
erforderlich ist, kann in Ausnahme-
fällen bis einschließlich zum Kinder-
gartenjahr 2024/2025 ein Teil der 
auf das Jugendamt entfallenden 
Mittel an Einrichtungen als Zuschuss 
für zusätzlichen Sprachförderbedarf 
in Höhe von mindestens 5 000 Euro 
weitergeleitet werden. Die jeweili-
gen Tageseinrichtungen müssen als 
solche in die Jugendhilfeplanung 
aufgenommen worden sein. Die 
Zuschüsse sind für pädagogisches 
Personal einzusetzen. Zuschüsse, die 
nicht zweckentsprechend verwendet 
werden, sind zurück zu zahlen, sie 
sind nicht rücklagefähig. Die Auf-
nahme in diese Förderung erfolgt in 
der Regel unbefristet, grundsätzlich 
aber mindestens für fünf Jahre. Das 
Jugendamt erklärt gegenüber dem 
Land die zweckentsprechende Ver-
wendung der nach diesem Absatz 
an die Träger geleisteten Zuschüsse 
und legt diese über hierfür einge-
richtete elektronische Systeme durch 
vereinfachten Verwendungs-nach-
weis spätestens zum 30. Juni des 
auf das Ende des Kindergartenjahres 
folgenden Kalenderjahres vor. § 37 
und § 38 Absatz 1 Satz 2 gelten 
entsprechend.

(3) Das Jugendamt stellt sicher, dass mit 
diesen Zuschüssen auch die Kinder 
gefördert wer-den, bei denen nach 
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§ 36 Absatz 2 oder 3 des Schulge-
setzes NRW ein zusätzlicher Sprach-
förderbedarf bescheinigt worden ist.

§ 46 	 Landesförderung der 
Qualifizierung

(1) Das Land gewährt dem Jugendamt 
für jedes im Sinne der Absätze 2 bis 
4 vorgehaltene Qualifizierungsange-
bot, das im Bezirk des Jugendamtes 
tatsächlich umgesetzt wird, pau-
schalierte Zuschüsse auf der Grund-
lage einer zum 15. März für das im 
gleichen Kalenderjahr beginnende 
Kindergartenjahr vorzulegenden 
Mitteilung.

(2) Das Land gewährt dem Jugendamt 
Zuschüsse für die Praktikumsplätze 
von Auszubilden-den in Kinderta-
geseinrichtungen. Einen Zuschuss 
in Höhe von 8 000 Euro jährlich pro 
belegtem Praktikumsplatz (piA1-
Zuschuss) erhält jedes Jugendamt 
für diejenigen Tageseinrichtungen, 
die Schülerinnen und Schüler im 
ersten Jahr ihrer praxisintegrierten 
Ausbildung zur staatlich anerkann-
ten Erzieherin beziehungsweise 
zum staatlich anerkannten Erzieher 
ausbilden. Voraussetzung für diesen 
Zuschuss ist, dass diese Schülerinnen 
und Schüler in ihrer praxisin-tegrier-
ten Ausbildung von dem Träger der 
Kindertageseinrichtung tariflich oder 
entsprechend vergütet werden. § 38 
Absatz 1 Satz 2 und § 45 Absatz 2 
Satz 5 und 7 gelten entsprechend.

(3) Einen Zuschuss in Höhe von 4 000 
Euro jährlich pro belegtem Prakti-

kumsplatz (BP-Zuschuss) erhält jedes 
Jugendamt für diejenigen Kinderta-
geseinrichtungen, die Praktikums-
plätze für das Anerkennungsjahr 
von Schülerinnen und Schülern im 
letzten Jahr ihrer Ausbildung zur 
staatlich anerkannten Erzieherin 
beziehungsweise zum staatlich 
anerkannten Erzieher bereitstellen 
und für jeden Praktikumsplatz von 
Schülerinnen und Schülern im zwei-
ten oder dritten Ausbildungsjahr 
der praxisintegrierten Ausbildung 
(piA2/3-Zuschuss). Absatz 2 Satz 3 
und 4 gilt entsprechend.

(4) Das Land gewährt jedem Jugend-
amt einen Zuschuss in Höhe von 
2 000 Euro für jede angehende 
Kindertagespflegeperson, die die 
Qualifikation nach dem kompetenz-
orientieren Qualifizierungshandbuch 
Kindertagespflege (QHB-Zuschuss) 
absolviert hat. Voraussetzung ist, 
dass die Mittel zur Finanzierung 
einer QHB-Qualifizierung einge-
setzt werden. Zuschüsse, die nicht 
zweckentsprechend verwendet 
werden, sind zurück zu zahlen. Das 
Jugendamt erklärt gegenüber dem 
Land die zweckentsprechende Ver-
wendung der nach diesem Absatz 
geleisteten Zuschüsse und legt diese 
über hierfür eingerichtete elektro-
nische Systeme durch vereinfachten 
Verwendungsnachweis spätestens 
zum 30. Juni des auf das Ende des 
Kinder-gartenjahres folgenden Ka-
lenderjahres vor.

(5) Die Umsetzung des Bildungs-, Er-
ziehungs- und Betreuungsauftrages 
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erfordert eine ständige Fortbildung 
der mit dem Auftrag betrauten 
Personen. Das Land unterstützt 
diese kontinuierliche Qualifizierung 
des pädagogischen Personals in den 
Tageseinrichtungen und in der Kin-
dertagespflege mit einem jährlichen 
Betrag von insgesamt zehn Millionen 
Euro im Rahmen der Fortbildungs-
vereinbarung für den Elementarbe-
reich im Land Nordrhein-Westfalen 
nach § 54 Absatz 3 Satz 1 Nummer 
2. In diesem Rahmen fördert die 
Oberste Landesjugendbehörde auch 
die Qualitätsentwicklung und die 
wissenschaftliche Weiterentwicklung 
der Inhalte und Methoden.

§ 47 	 Landesförderung der 
Fachberatung

(1) Das Land gewährt dem Jugendamt 
einen Zuschuss zur Förderung der 
qualifizierten Fach-beratung von 
Kindertageseinrichtungen und Kin-
dertagespflege. Ziel ist die fachliche 
und systematische Begleitung der 
Qualitätssicherung und -entwicklung 
in der Kindertagesbetreuung. Hierzu 
und zur Durchführung von Evalua-
tionen im Sinne einer prozessorien-
tierten Unterstützung aller Träger 
wird eine Qualitätsentwicklungs-
vereinbarung getroffen. In dieser 
wird fest-gelegt, wie die Träger von 
Tageseinrichtungen und die Fachbe-
ratungsstellen für Kindertages-pflege 
die fachliche Arbeit in der Kinder-
tagesbetreuung sichern, welche 
Maßnahmen getroffen werden, um 

sie regelmäßig zu überprüfen und 
kontinuierlich weiterzuentwickeln. 
Soweit bei den Trägern Verfahren 
zur Qualitätssicherung und -entwick-
lung vorhanden sind, wird davon 
ausgegangen, dass hierdurch in der 
Regel eine entsprechende fachliche 
Leistungserbringung sichergestellt 
wird, die in diesen Prozess einbezo-
gen werden kann.

(2) Der Anteil des Jugendamtes ergibt 
sich aus der Anzahl von nach diesem 
Gesetz geförderten Kindertagesein-
richtungen im Jugendamtsbezirk 
und der Anzahl der Kindertages-
pflegepersonen, die Kinder bis zum 
Schuleintritt betreuen und hierfür 
öffentlich gefördert werden, im 
Jugendamtsbezirk auf der Grund-
lage einer zum 15. März für das im 
gleichen Kalenderjahr beginnende 
Kindergartenjahr vorzulegenden 
verbindlichen Mitteilung.

(3) Das Jugendamt leistet aus diesen 
Mitteln einen jährlichen Zuschuss 
von 1 000 Euro je Tageseinrichtung 
an den Träger der Tageseinrichtung. 
Soweit bei Trägern in freier Träger-
schaft die Aufgabe der Fachbera-
tung und Qualitätssicherung über-
wiegend auf Ebene ihrer regionalen 
Zusammenschlüsse oder überört-
lichen Verbände erfolgt, leiten die 
Träger die Zuschüsse an diese weiter. 
Für die Fachberatung im Bereich Kin-
dertagespflege leitet das Jugendamt 
500 Euro je Kindertagespflegeper-
son, die Kinder bis zum Schuleintritt 
betreut, an die zuständige Fachbe-
ratungsstelle weiter. § 38 Absatz 1 
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Satz 2 und § 45 Absatz 2 Satz 5 und 
Satz 7 gelten entsprechend.

§ 48 	 Zuschuss zur Flexibilisierung 
der Betreuungszeiten

(1) Das Land gewährt jedem Jugendamt 
einen pauschalierten Zuschuss für 
die Flexibilisierung der Kindertages-
betreuung. Im Rahmen der örtlichen 
Jugendhilfeplanung entscheidet das 
Jugendamt auf Basis der örtlichen 
Bedarfslage, welche Angebote in 
die Förderung zur Flexibilisierung 
der Betreuungszeiten aufgenommen 
werden. Die Bezuschussung dient 
der finanziellen Förderung von kind- 
und bedarfsgerechten, familienun-
terstützenden Angeboten in der 
Kindertagesbetreuung, wie 
1.	 Öffnungszeiten in Kindertages-

einrichtungen, die über eine 
Öffnungszeit von wöchentlich 47 
Stunden hinausgehen,

2.	 Öffnungszeiten in Kindertages-
einrichtungen an Wochenend- 
und Feiertagen,

3.	 Öffnungszeiten und Betreuungs-
angebote nach 17 Uhr und vor 7 
Uhr,

4.	 bis zu 15 der Öffnungstage im 
Kindergartenjahr für Kinderta-
geseinrichtungen, die nur 15 Öff-
nungstage oder weniger jährlich 
schließen,

5.	 zusätzliche Betreuungsangebote 
bei unregelmäßigem Bedarf oder 
für ausnahmsweise kurzfristig 
erhöhten Bedarf der Familien 
und Notfallangebote sowie

6.	  ergänzende Kindertagespflege 
gemäß § 23 Absatz 1. 

(2) Das Land stellt hierfür im Kindergar-
tenjahr 2020/2021 einen Betrag von 
40 Millionen Euro, im Kindergarten-
jahr 2021/2022 von 60 Millionen 
Euro und ab dem Kindergartenjahr 
2022/2023 von 80 Millionen Euro 
jährlich landesweit zur Verfügung. 
Der Anteil des Jugendamtes ergibt 
sich in den Kindergartenjahren 
2020/2021 bis 2024/2025 aus der 
Anzahl der im Jugendamtsbezirk 
nach der verbindlichen Jugendhilfe-
planung gemäß § 19 Absatz 3 des 
Kinderbildungsgesetzes vom 30. 
Oktober 2007 (GV. NRW. S. 462) 
in der am 31. Juli 2020 geltenden 
Fassung, bis zum 15. März 2019 für 
das Kindergartenjahr 2019/2020 
beantragten Kindpauschalen für in 
Tageseinrichtungen betreute Kinder 
im Verhältnis zur landesweiten 
Anzahl der beantragten Kindpau-
schalen für in Tageseinrichtungen 
betreute Kinder.

(3) Voraussetzung für den Zuschuss 
nach Absatz 1 ist, dass das Jugend-
amt diesen Zuschuss mit einer Erhö-
hung des Betrages um 25 Prozent 
für zeitlich flexible Angebotsformen 
der Kindertagesbetreuung einsetzt 
und an Träger von Tageseinrichtun-
gen, Kindertagespflegepersonen 
oder Anstellungsträger von Kinderta-
gespflegepersonen weiterleitet. § 45 
Absatz 2 Satz 5 und 7 gilt entspre-
chend. § 37 gilt ab dem Kindergar-
tenjahr 2023/2024 entsprechend.
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(4) Bei der Konzeptionierung und 
Inanspruchnahme der flexiblen 
Angebotsformen ist den alters- und 
entwicklungsbezogenen Bedürfnis-
sen der Kinder nach Kontinuität und 
Verlässlichkeit sowie den Bindungs- 
und Bildungsprozessen der einzelnen 
Kinder Rechnung zu tragen. Werden 
im Rahmen der flexiblen Angebots-
formen Kinder betreut, die das dritte 
Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben oder erfolgt die Betreuung 
im Rahmen von Kindertagespflege, 
dürfen nicht mehr als fünf Kinder 
gleichzeitig von einer pädagogischen 
Kraft betreut werden.

(5) Die im Rahmen flexibler Angebots-
formen eingesetzten Personen sollen 
mindestens über eine Qualifikation 
als Kindertagespflegeperson im 
Umfang von 160 Unterrichtseinhei-
ten oder vergleichbare pädagogi-
sche Kenntnisse verfügen und sind 
mindestens als Beschäftigte in der 
Tätigkeit von Kinderpflegerinnen 
und Kinderpflegern mit staatlicher 
Anerkennung zu vergüten.

Teil 5
Verfahrens-, Übergangs- 
und Schlussvorschriften

§ 49 	 Interkommunaler Ausgleich

(1) Werden Kinder in einer Kinderta-
geseinrichtung betreut, die nicht im 
Jugendamtsbezirk des Wohnsitzes 
des Kindes gelegen ist, so kann 
das Jugendamt der aufnehmenden 
Kommune spätestens bis sechs 

Monate nach Aufnahme in die 
wohnsitzfremde Kindertageseinrich-
tung einen Kostenausgleich von dem 
Jugendamt des Wohnsitzes ver-
langen. In diesen Fällen erfolgt die 
Kostenbeitragserhebung nach § 51 
im Jugendamt des Wohnsitzes.

(2) Der Ausgleich nach Absatz 1 beträgt 
40 Prozent der Kindpauschale, so-
fern die Jugendämter keine andere 
Vereinbarung treffen.

(3) Wird ein Kind bei einer Kinderta-
gespflegeperson außerhalb des 
Jugendamtsbezirks seines Wohnsit-
zes betreut, so leistet das Jugend-
amt seines Wohnsitzes pauschal 
ein Drittel der nach § 23 Absatz 2 
Nummer 3 und 4 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch monatlich erstat-
teten Versicherungsbeiträge an das 
Jugendamt, das diese Aufwendun-
gen an die Kindertagespflegeperson 
erstattet und in dessen Bezirk das 
Kind von einer Kindertagespfle-
geperson betreut wird, soweit die 
betroffenen Jugendämter nichts 
Abweichendes vereinbaren. Die Zu-
ständigkeit für die Kostenbeitragser-
hebung gegenüber den Eltern bleibt 
davon unberührt.

§ 50 	 Elternbeitragsfreiheit

(1) Die Inanspruchnahme von Ange-
boten in Kindertageseinrichtungen 
oder Kindertagespflege durch Kin-
der, die bis zum 30. September das 
vierte Lebensjahr vollendet haben 
werden, ist ab Beginn des im selben 
Kalenderjahr beginnenden Kinder-
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gartenjahres bis zur Einschulung 
beitragsfrei.

(2) Zum Ausgleich des Einnahmeausfalls 
nach Absatz 1 gewährt das Land 
dem Jugendamt pro Kindergarten-
jahr einen pauschalen Zuschuss in 
Höhe von 8,62 Prozent der Summe 
der Kindpauschalen für in Tagesein-
richtungen betreute Kinder im Alter 
von drei Jahren bis zur Einschulung, 
die sich auf der Basis der verbindli-
chen Jugendhilfeplanung nach § 33 
Absatz 2 bis zum 15. März für das in 
dem gleichen Kalenderjahr begin-
nende Kindergartenjahr ergibt.

§ 51 	 Elternbeiträge

(1) Soweit die Inanspruchnahme von 
Angeboten in Kindertageseinrich-
tungen oder Kindertagespflege nicht 
gemäß § 50 beitragsfrei ist, können 
Teilnahme- oder Kostenbeiträge 
(Elternbeiträge) nach § 90 Absatz 
1 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch ausschließlich vom Jugendamt 
festgesetzt werden. In den Fällen 
des § 49 Absatz 1 und 2 können 
die Elternbeiträge nur durch das 
Jugendamt des Wohnsitzes erho-
ben werden. Für die Betreuung in 
Kindertageseinrichtungen, die nach 
diesem Gesetz finanziell bezuschusst 
werden und soweit die Förderung 
in Kindertagespflege gemäß § 23 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
erfolgt, sind mit Ausnahme von 
möglichen Entgelten für Mahlzeiten 
weitere Teilnahmebeiträge der Eltern 
aus-geschlossen. Dies gilt auch im 

Verhältnis zu Anstellungsträgern 
im Sinne des § 22 Absatz 6. Das 
Jugendamt kann die Zahlung eines 
angemessenen Entgelts für Mahl-
zeiten an die Kindertagespflegeper-
sonen oder einen Anstellungsträger 
zulassen. Mitgliederbeiträge für 
Elterninitiativen gemäß § 36 Absatz 
2 Nummer 3 sind keine Teilnahme- 
oder Kostenbeiträge im Sinne dieser 
Vorschrift.

(2) Zu dem Zweck gemäß Absatz 1 teilt 
der Träger der Kindertageseinrich-
tung oder der Träger, der die Kin-
dertagespflege vermittelt hat, dem 
Jugendamt die Namen, Anschriften, 
Geburtsdaten, die Betreuungs-
zeiten sowie die Aufnahme- und 
Abmeldedaten der Kinder sowie 
die entsprechenden Angaben der 
Eltern oder der nach kommunalem 
Satzungsrecht gleichgestellten Perso-
nen unverzüglich mit. In den Fällen 
des § 49 leitet das Jugendamt der 
aufnehmenden Kommune, das die 
Daten nach Satz 1 erhält, diese an 
das Jugendamt der Wohnsitzkom-
mune weiter.

(3) Der Träger der Kindertageseinrich-
tung kann ein Entgelt für Mahlzeiten 
verlangen.

(4) Erhebt das Jugendamt Elternbeiträ-
ge für die Inanspruchnahme von 
Kindertageseinrichtungen oder Kin-
dertagespflege, hat es eine soziale 
Staffelung vorzusehen und die wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit der 
Eltern sowie die Betreuungszeit zu 
berücksichtigen. Es kann ermäßigte 
Beiträge oder eine Beitragsfreiheit 
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für Geschwisterkinder, unabhängig 
vom Jugendamtsbezirk, in dem sie 
betreut werden und auch wenn 
sie eine Ganztagsschule im Primar-
bereich besuchen, vorsehen. Bei 
Geschwisterregelungen sind Kinder, 
deren Tagesbetreuung gemäß § 50 
Absatz 1 elternbeitragsfrei ist, so 
zu berücksichtigen, als ob für sie 
ein Elternbeitrag zu leisten wäre. 
Bei Ermäßigungsregelungen für 
Geschwister ist sicherzustellen, dass 
die Familie sowohl in vollem Umfang 
von diesen Ermäßigungen als auch 
von der Elternbeitragsbefreiung 
nach § 50 profitiert. Die Höhe und 
Staffelung der Elternbeiträge für 
Kindertageseinrichtungen und für 
Kindertagespflege sollten einander 
entsprechen.

(5) Der Schulträger oder das Jugend-
amt können für außerunterrichtli-
che Angebote im Rahmen offener 
Ganztagsschulen und für andere 
außerunterrichtliche Ganztags- und 
Betreuungsangebote in Schulen 
Beiträge von den Eltern oder den 
nach kommunalem Satzungsrecht 
gleichgestellten Personen erheben. 
Der Schulträger oder das Jugend-
amt sollen eine soziale Staffelung 
der Beiträge vorsehen. Beiträge für 
Geschwisterkinder können ermäßigt 
werden. Dies gilt auch für Kinder, 
deren Geschwister in einer Kinderta-
geseinrichtung oder in Kindertages-
pflege betreut werden, unabhängig 
von ihrem Wohnsitz und von dem 
Jugendamtsbezirk.

(6) Kreise als örtliche Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe können durch 
Satzung oder öffentlich-rechtliche 
Vereinbarung Gemeinden, für die 
sie die Aufgaben der öffentlichen 
Jugendhilfe wahrnehmen, mit der 
Durchführung von Aufgaben nach 
den Absätzen 1 und 3 beauftragen.

§ 52 	 Investitionen

Das Land gewährt dem Jugendamt 
nach Maßgabe des Haushaltsgesetzes 
Zuwendungen zu den Investitionskos-
ten für Kindertageseinrichtungen und 
Kindertagespflege. 

§ 53 	 Erprobungen

Die Oberste Landesjugendbehörde kann 
für besondere Betreuungsbedarfe, zur 
Erprobung innovativer pädagogischer 
oder anderer Modelle Abweichungen 
von den Regelungen dieses Gesetzes 
zulassen. 

§ 54 	 Verwaltungsverfahren und 
Verordnungsermächtigungen, 
Vereinbarungen

(1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes 
bestimmt, gelten die Vorschriften 
des Zehnten Buches Sozialgesetz-
buch - Sozialverwaltungsverfahren 
und Sozialdatenschutz - in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 18. 
Januar 2001 (BGBl. I S. 130) in der 
jeweils geltenden Fassung entspre-
chend.
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(2) Die Oberste Landesjugendbehörde 
wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung 
1.	  die Fortschreibungsrate nach 

§ 37 Absatz 2 festzusetzen, 
sowie das Verhältnis von Perso-
nal- zu Sachkosten gemäß § 37 
Absatz 3 neu festzulegen, wenn 
eine Anpassung im Zuge der 
Überprüfung gemäß § 55 erfor-
derlich wird, 

2.	 Art und Höhe zu den Mietzu-
schüssen sowie Ausnahmen zur 
Gewährung festzusetzen,

3.	 das Nähere zum Verfahren zur 
Gewährung der Landeszuschüsse 
zu regeln,

4.	  die Verteilung der Mittel nach 
§ 45 Absatz 1 und § 48 Absatz 
2 ab dem Kindergartenjahr 
2025/2026 neu festzusetzen, 

5.	  den Prozentsatz nach § 38 Ab-
satz 3 neu oder entsprechende 
Einmalzahlungen festzulegen, 
wenn sich, nach einer Über-
prüfung des Belastungsaus-
gleichs nach § 3 Absatz 2 des 
Belastungsausgleichsgesetzes 
Jugendhilfe vom 13. November 
2012 (GV. NRW. S. 510) in der 
jeweils geltenden Fassung oder 
einer Überprüfung der gesamten 
Auswirkungen des Gesetzes in 
Abstimmung mit den kommu-
nalen Spitzenverbänden, das 
Erfordernis einer Anpassung des 
Kostenausgleichs ergibt, 

6.	 Kriterien für das Gütesiegel 
„Familienzentrum NRW“ und das 
Verfahren zu seiner Verleihung 

weiter zu entwickeln und neu 
festzulegen,

7.	 auf der Grundlage der Verein-
barung nach Absatz 3 Nummer 
3 das Nähere über die Quali-
tätssicherung und -entwicklung 
einschließlich Qualifizierung und 
Fachberatung festzulegen und

8.	 auf der Grundlage der Vereinba-
rung nach Absatz 3 Nummer 4 
das Nähere über die Qualifikation 
und den Personalschlüssel festzu-
legen.

	 Für die Rechtsverordnungen nach 
Satz 1 Nummer 1 bis 5 ist die Zu-
stimmung des Finanzministeriums 
erforderlich. Für die Rechtsverord-
nungen nach Satz 1 Nummer 5 und 
8 ist die Zu-stimmung des für Kom-
munales zuständigen Ministeriums 
erforderlich.

(3) Die Oberste Landesjugendbehörde 
trifft mit den kommunalen Spitzen-
verbänden, den Spitzenverbänden 
der Freien Wohlfahrtspflege und den 
Kirchen
1.	 eine Vereinbarung über die 

Bildungs- und Erziehungsarbeit 
der Kindertageseinrichtungen 
(Bildungsvereinbarung),

2.	 eine Vereinbarung über die Fort- 
und Weiterbildung der pädagogi-
schen Kräfte (Fortbildungsverein-
barung),

3.	 eine Vereinbarung über die Qua-
litätssicherung und -entwicklung 
in der Kindertagesbetreuung 
einschließlich Qualifizierung und 
Fachberatung (Qualitätsentwick-
lungsvereinbarung) und
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4.	 eine Vereinbarung über die Qua-
lifikation und, bei den Kinderta-
geseinrichtungen, den Personal-
schlüssel (Personalvereinbarung).

	 Dabei sind die Prinzipien der Plura-
lität, der Trägerautonomie und der 
Konzeptionsvielfalt zu berücksichti-
gen. An dem Vereinbarungsprozess 
gemäß Satz 1 Nummer 3 wird der 
Landesverband Kindertagespflege 
NRW e.V. in geeigneter Weise betei-
ligt.

§ 55 	 Inkrafttreten, 
Außerkrafttreten, 
Übergangsvorschriften

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. August 
2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt das 
Gesetz zur frühen Bildung und 
Förderung von Kindern (Kinderbil-
dungsgesetz - KiBiz) - Viertes Gesetz 
zur Ausführung des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes - SGB VIII - vom 
30. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 
462), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 21. November 2017 
(GV. NRW. S. 834) geändert worden 
ist, außer Kraft. Die Landesregierung 
berichtet dem Landtag bis zum 31. 
Dezember 2023 über die Erfahrun-
gen mit dem Gesetz nach Satz 1.

(2) Die Träger von Kindertageseinrich-
tungen werden von allen Zweck-
bindungen aus einer Investitions-
förderung nach dem Gesetz über 
Tageseinrichtungen für Kinder und 
dem Kindergartengesetz befreit, 
wenn die mit den Landesmitteln 
geförderten Einrichtungen weiterhin 

für Kindertageseinrichtungen, Kin-
dertagespflege oder Familienzentren 
nach diesem Gesetz überwiegend 
genutzt werden. Zweckbindungen 
für Plätze, die seit 2008 im Rah-
men der U3-Investitionsprogramme 
geschaffen wurden, laufen über 
den ausgesprochenen Zeitraum 
weiter und gelten als erfüllt, wenn 
im Rahmen der örtlichen Jugendhil-
feplanung entschieden wird, dass 
sie vorrangig mit Kindern unter drei 
Jahren belegt werden.

(3) Für die finanzielle Förderung 
von Kindertageseinrichtungen 
(Kindpauschalen, Mietzuschüsse, 
Verfügungspauschale, zusätz
liche U3-Pauschale, eingruppige, 
Waldkindergarten-gruppen, Fami
lienzentren, plusKITA-Einrichtungen, 
zusätzlichen Sprachförderbedarf und 
Qualifizierung sowie die zusätzlichen 
Zuschüsse) und den Landeszuschuss 
für Kinder in Kindertagespflege bis 
zum Kindergartenjahr 2019/2020 
gilt das Kinderbildungsgesetz vom 
30. Oktober 2007 in der am 31. Juli 
2020 geltenden Fassung.

(4) Für pauschalierte Landeszuschüsse 
zum Erhalt der Trägervielfalt für die 
Jahre 2017/2018 und 2018/2019 ist 
§ 21f des Kinderbildungsgesetzes 
vom 30. Oktober 2007 in der am 
31. Juli 2019 geltenden Fassung 
anzuwenden.

(5) Die Landesregierung überprüft die 
Finanzierung der Kindertagesbe-
treuung und deren Auswirkungen 
auch im Hinblick auf Trägerpluralität 
unter Mitwirkung der kommunalen 
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Spitzenverbände, der Spitzenver-
bände der Freien Wohlfahrtspflege 
sowie der Kirchen auf der Basis 
vorliegender Daten und weiterer 
Datenerhebungen fortlaufend. Bei 
der Evaluation werden darüber 
hinaus auch die Eltern, die Beschäf-
tigten, die Kindertagespflegeperso-
nen und ihre Verbände sowie der 
Landesverband für Kindertages-
pflege NRW e.V. einbezogen. Im 
Zuge dieser Überprüfung werden 
auch die Entwicklung und Wirkung 
der Fortschreibungsrate nach § 37 
einschließlich des Verhältnisses 
zwischen Personal- und Sachkosten 
gemäß § 37 Absatz 3 evaluiert. Die 
Landesregierung bezieht die Ergeb-
nisse dieser Überprüfung in den 
gemäß Absatz 1 Satz 3 zu erstellen-
den Bericht ein.
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Anlage

Gruppenform I: Kinder im Alter von zwei Jahren bis zur Einschulung

Kinder-

zahl

Wöchentliche 

Betreuungszeit

Kindpauschale 

in Euro

Leitungsstunden 

je Gruppe

Gesamt‑ 

personalkraft-

stundenzahl 1

Mindest

anzahl Fach-

kraftstunden

a 20 25 Stunden 6 355,47 5 71,5 55,0

b 20 35 Stunden 8 543,85 7 99,5 77,0

c 20 45 Stunden 10 967,82 9 128,0 99,0

Die Zahl der Kinder im Alter von zwei Jahren soll mindestens 4, aber nicht mehr als 
6 betragen.

Gruppenform II: Kinder im Alter von unter drei Jahren

Kinder-

zahl

Wöchentliche 

Betreuungszeit

Kindpauschale 

in Euro

Leitungsstunden 

je Gruppe

Gesamt‑ 

personalkraft-

stundenzahl 1

Mindest

anzahl Fach-

kraftstunden

a 10 25 Stunden 13 474,78 5 76,5 55,0

b 10 35 Stunden 18 233,84 7 107,0 77,0

c 10 45 Stunden 23 387,32 9 137,5 99,0

1einschließlich sonstiger Personalkosten
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Gruppenform III: Kinder im Alter von drei Jahren oder älter

Kinder-

zahl

Wöchentliche 

Betreuungszeit

Kindpauschale 

in Euro

Leitungsstunden 

je Gruppe

Gesamt‑ 

personalkraft-

stundenzahl 1

Mindest

anzahl Fach-

kraftstunden

a 25 25 Stunden 4 983,35 5 71,0 27,5

b 25 35 Stunden 6 705,92 7 99,0 38,5

c 20 45 Stunden 9 744,92 9 114,0 49,5

Kinder mit oder mit drohenden Behinderungen

Kindpauschale in Euro

Ü3 21 856,29

U3 23 382,70

U3 IIc 25 237,93

Die Behinderungen oder drohenden Behinderungen müssen von einem Träger der 
Eingliederungshilfe festgestellt sein.

1einschließlich sonstiger Personalkosten
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Verordnung zur Durchführung  
des Kinderbildungsgesetzes
(Durchführungsverordnung KiBiz - DVO KiBiz)

vom 05.03.2020 (GV.NRW S. 178), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
15.04.2021 (GV.NRW S. 420), in Kraft getreten am 27.04.2021
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Teil 1

Regelungen zum Verwal-
tungsverfahren zur Gewäh-
rung der Landeszuschüsse 
nach dem Kinderbildungs-
gesetz

§ 1 	 Antrag auf Gewährung der 
Landesmittel

(1) Der örtliche Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe (Jugendamt) beantragt 
bis zum 15. März für das im gleichen 
Kalenderjahr beginnende Kindergar-
tenjahr beim überörtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe (Landes-
jugendamt) die Landesmittel
1.	  nach § 24 Absatz 1 und 2 des 

Kinderbildungsgesetzes vom 3. 
Dezember 2019 (GV. NRW. S. 
894), auf der Grundlage der Ent-
scheidung der örtlichen Jugend-
hilfeplanung (Kindertagespflege-
pauschalen),

2.	  nach § 38 Absatz 1 und 2 des 
Kinderbildungsgesetzes, auf der 
Grundlage der Entscheidung der 
örtlichen Jugendhilfeplanung 
nach § 33 Absatz 2 des Kinder-
bildungsgesetzes (Kindpauscha-
len),

3.	  nach § 38 Absatz 4 des Kin-
derbildungsgesetzes (Zuschüsse 
zu den Mietzuschüssen und zu 
den Zuschüssen für eingruppige 

Einrichtungen und Waldkinder-
gartengruppen),

4.	  nach § 43 Absatz 1 des Kinder-
bildungsgesetzes (Familienzent-
ren),

5.	  nach § 46 des Kinderbildungsge-
setzes (Qualifizierung) und

6.	  nach § 47 Absatz 2 des Kinder-
bildungsgesetzes für Fachbera-
tung im Bereich Kindertagespfle-
ge.

	 Mit dem Antrag nach Satz 1 gilt die 
Landesförderung nach § 47 Absatz 
2 des Kinderbildungsgesetzes für 
Fachberatung im Bereich Kinderta-
geseinrichtungen als mitbeantragt.

(2) Das Landesjugendamt legt der 
Obersten Landesjugendbehörde die 
zusammengefassten Anträge nach 
Absatz 1 zum 25. März desselben 
Jahres vor.

(3) Das Jugendamt beantragt die 
Landesmittel nach § 43 Absatz 2 
des Kinderbildungsgesetzes und bei 
erstmaliger Beantragung weiterer 
Zuschüsse für Familienzentren in 
einem Verbund (vgl. § 42 Absatz 2 
in Verbindung mit § 43 Absatz 1 des 
Kinderbildungsgesetzes) bis zum 15. 
Juni für das im gleichen Jahr begin-
nende Kindergartenjahr.

(4) Das Jugendamt beantragt Landes-
mittel für Kinder mit Behinderungen 
oder für Kinder, die von wesentli-
chen Behinderungen bedroht sind, 
und bei denen dies von einem Träger 
der Eingliederungshilfe festgestellt 
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wurde und die nicht im Antrag 
nach Absatz 1 berücksichtigt sind, 
zum 1. Februar und zum 31. Juli 
des jeweiligen Kindergartenjahres 
beim Landesjugendamt. Im Antrag 
zum 31. Juli sind auch die Kinder zu 
berücksichtigen, für die ein Antrag 
auf Feststellung einer Behinderung 
oder einer drohenden wesentlichen 
Behinderung gestellt wurde, der 
noch nicht von einem Träger der Ein-
gliederungshilfe beschieden worden 
ist. Das Landesjugendamt legt die 
zusammengefassten Anträge zum 
10. Februar und zum 10. August 
der Obersten Landesjugendbehörde 
vor. Soweit sie nicht im Antrag nach 
Absatz 1 berücksichtigt sind, gelten 
die Sätze 1 und 3 entsprechend für 
Landesmittel für Qualifizierung nach 
§ 46 Absatz 2 bis 4 des Kinderbil-
dungsgesetzes.

(5) Verspätet gestellte Anträge der Ju-
gendämter können nur berücksich-
tigt werden, wenn dem Jugendamt 
nach § 27 des Zehnten Buches So-
zialgesetzbuch - Sozialverwaltungs-
verfahren und Sozialdatenschutz - in 
der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. Januar 2001 (BGBl. I S. 
130), das zuletzt durch Artikel 9 des 
Gesetzes vom 14. Dezember 2019 
(BGBl. I S. 2789) geändert worden 
ist, Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand zu gewähren ist.

§ 2 	 Bewilligung der Landesmittel

(1) Aus der auch für das Land verbind-
lichen Entscheidung der örtlichen 

Jugendhilfeplanung nach §§ 24 
und 33 Absatz 2 des Kinderbil-
dungsgesetzes ergeben sich bis zum 
15. März für das in dem gleichen 
Kalenderjahr beginnende Kinder-
gartenjahr Höhe und Anzahl der zu 
zahlenden Kindertagespflegepau-
schalen und Kindpauschalen. In den 
Fällen der Planungsgarantie erfolgt 
die Bewilligung der Zuschüsse zu 
den Kindpauschalen nach § 41 
des Kinderbildungsgesetzes. Das 
Landesjugendamt bewilligt durch 
Leistungsbescheid die Landesmittel 
nach § 1 Absatz 1 und in den Fällen 
der Planungsgarantie nach Satz 2 
sowie die Landesmittel nach § 50 
Absatz 2 des Kinderbildungsgesetzes 
(Ausgleich Elternbeitragsfreiheit) für 
das in dem gleichen Kalenderjahr 
beginnende Kindergartenjahr.

(2) Das Landesjugendamt bewilligt die 
Mittel, die nach § 1 Absatz 4 bean-
tragt werden (Nachmeldungen von 
Zuschüssen für Kinder mit oder mit 
drohenden Behinderungen, Landes-
förderung der Qualifizierung), durch 
Änderung des Leistungsbescheids 
nach Absatz 1 für das jeweilige Kin-
dergartenjahr.

(3) Das Landesjugendamt bewilligt 
die Landesmittel nach § 45 des 
Kinderbildungsgesetzes (plusKI-
TAs und andere Einrichtungen mit 
zusätzlichem Sprachförderbedarf) 
sowie nach § 48 des Kinderbil-
dungsgesetzes (Flexibilisierung der 
Betreuungszeiten) für das in dem 
gleichen Kalenderjahr beginnende 
Kindergartenjahr auf Grundlage der 
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gesetzlich festgelegten Indikatoren 
durch Leistungsbescheid.

(4) Das Landesjugendamt bewilligt die 
Mittel nach § 1 Absatz 3 durch Leis-
tungsbescheid für das im gleichen 
Kalenderjahr beginnende Kindergar-
tenjahr.

(5) Ab dem Kindergartenjahr 2021/2022 
erfolgen die Bewilligungen für
1.	  die Zuschüsse für Kinder in der 

Kindertagespflege gemäß § 24 
des Kinderbildungsgesetzes,

2.	  die Kindpauschalen für Kinder-
tageseinrichtungen nach §§ 33, 
38 Absatz 1 des Kinderbildungs-
gesetzes und in den Fällen der 
Planungsgarantie nach § 41 des 
Kinderbildungsgesetzes,

3.	  die zusätzlichen Zuschüsse für 
Familienzentren nach § 43 Ab-
satz 1 und 2 des Kinderbildungs-
gesetzes und

4.	  die Zuschüsse für plusKITAs und 
andere Einrichtungen mit zusätz-
lichem Sprachförderbedarf nach 
§ 45 des Kinderbildungsgesetzes

	 unter Berücksichtigung der Fort-
schreibungsrate nach § 37 des 
Kinderbildungsgesetzes. Diese 
Fortschreibungsrate gilt auch für 
den Abzugsbetrag nach § 34 Absatz 
1 Satz 2 des Kinderbildungsge-
setzes. Ab dem Kindergartenjahr 
2023/2024 wird die Fortschreibungs-
rate auch auf die Zuschüsse zur 
Flexibilisierung der Betreuungszeiten 
nach § 48 des Kinderbildungsgeset-
zes angewendet.

§ 3 	 Abrechnung und 
Verwendungsnachweis

(1) Das Jugendamt stellt für das am 
31. Juli endende Kindergartenjahr 
Abweichungen nach § 24 Absatz 5 
(Kindertagespflegepauschalen) und 
nach § 33 Absatz 5 des Kinderbil-
dungsgesetzes (Kindpauschalen) un-
ter Beachtung der Planungsgarantie 
nach § 41 des Kinderbildungsgeset-
zes fest und meldet sie dem Landes-
jugendamt bis zum 30. November 
desselben Kalenderjahres über 
hierfür eingerichtete elektronische 
Systeme. Das Landesjugendamt legt 
der Obersten Landesjugendbehörde 
die zusammengefassten Ergebnisse 
zum 15. Dezember vor.

(2) Das Landesjugendamt legt der 
Obersten Landesjugendbehörde die 
Ergebnisse nach § 45 Absatz 2 Satz 
7 (plusKITAs und andere Einrich-
tungen mit zusätzlichem Sprachför-
derbedarf), § 46 Absatz 2 Satz 4, 
Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 Satz 4 
(Qualifizierung), § 47 Absatz 3 Satz 
4 (Fachberatung) und § 48 Absatz 
3 Satz 2 (Flexibilisierung der Betreu-
ungszeiten) des Kinderbildungsge-
setzes zum 15. Juli des Folgejahres 
vor.

§ 4 	 Zahlung und Verrechnung der 
Landesmittel

(1) Das Land leistet auf der Grundlage 
der Bescheide nach § 2 Absatz 1 
bis 4 Zahlungen für das jeweils in 
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demselben Kalenderjahr beginnende 
Kindergartenjahr.

(2) Landesmittel im Sinne der § 38 Ab-
satz 1 bis 3 des Kinderbildungsgeset-
zes (Kindpauschalen) in Verbindung 
mit § 41 des Kinderbildungsgesetzes 
(Planungsgarantie), § 38 Absatz 4 
des Kinderbildungsgesetzes (Mietzu-
schuss und Zuschuss für eingruppige 
Einrichtungen und Waldkindergar-
tengruppen), § 45 des Kinderbil-
dungsgesetzes (Landeszuschuss für 
plusKITAs und andere Einrichtungen 
mit zusätzlichem Sprachförderbe-
darf) und § 50 Absatz 2 des Kinder-
bildungsgesetzes (Ausgleich Eltern-
beitragsfreiheit), werden jeweils im 
Voraus zu Beginn eines Monats in 
der Höhe ausgezahlt, die sich aus 
den Bescheiden nach § 2 Absatz 1 
bis 4 ergibt.

(3) Der Betrag nach § 38 Absatz 5 des 
Kinderbildungsgesetzes wird jeweils 
im Voraus zu Beginn eines Monats in 
Abzug gebracht.

(4) Landesmittel nach den § 24 Absatz 
1 und 2 (Kindertagespflege), § 43 
Absatz 1 und 2 (Familienzentren) 
und §§ 46 bis 48 (Qualifizierung, 
Fachberatung, Flexibilisierung der 
Betreuungszeiten) des Kinder-
bildungsgesetzes werden zu 50 
Prozent im August des Kindergarten-
jahres und zu 50 Prozent im Februar 
des Kindergartenjahres ausgezahlt.

(5) Die sich aus der Abrechnung der 
Landesmittel nach § 3 ergebenden 
Nach- oder Überzahlungen von 
Landesmitteln sind unter Berück-
sichtigung des § 33 Absatz 5 des 

Kinderbildungsgesetzes mit der 
Zahlung für den auf die Feststellung 
folgenden Monat, spätestens mit der 
Zahlung für den Monat Dezember 
des Folgejahres über die Änderung 
der Leistungsbescheide nach § 2 
Absatz 1 bis 3 zu verrechnen.

(6) Landesmittel, die mit Bescheiden 
nach § 2 Absatz 2 bewilligt worden 
sind, werden jeweils zu Beginn des 
Monats in der Höhe ausgezahlt, die 
sich aus den Bescheiden ergibt.

(7) Bewilligte und ausgezahlte Landes-
mittel, die nicht durch Bewilligungen 
des Jugendamtes gebunden sind, 
sind dem Landesjugendamt zu den 
Stichtagen 1. Februar und 31. Juli zu 
melden. Sie sind über eine Änderung 
der Leistungsbescheide nach § 2 mit 
den Zahlungen der Landesmittel für 
den auf die Rechtskraft des Ände-
rungsbescheides folgenden Monat 
zu verrechnen.

§ 5 	 Rücklagen

(1) Das Jugendamt stellt auf der Grund-
lage der Verwendungsnachweise 
nach § 39 Absatz 1 des Kinderbil-
dungsgesetzes die Höhe der Rück-
lagen differenziert nach Art der 
Rücklagen nach § 40 Absatz 4 des 
Kinderbildungsgesetzes (Betriebs
kostenrücklagen und Investitions-
rücklage) zum Stichtag 31. Juli 
fest und meldet das Ergebnis dem 
Landesjugendamt jährlich spätestens 
bis zum 30. Juni des Folgejahres. Das 
Landesjugendamt legt der Obersten 
Landesjugendbehörde die zusam-
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mengefassten Ergebnisse zum 15. 
Juli des Folgejahres vor.

(2) Mittel nach § 40 Absatz 4 Satz 3 
des Kinderbildungsgesetzes sind auf 
Grund der Feststellung nach Absatz 
1 mit der Zahlung der Landesmittel 
zu verrechnen. Die Verrechnung 
erfolgt über die Änderung der 
Leistungsbescheide nach § 2 Absatz 
1 mit den Zahlungen der Landes-
mittel für den nach Rechtskraft des 
Änderungsbescheides folgenden 
Monat, spätestens mit den Zahlun-
gen für den Monat Dezember des 
Folgejahres.

§ 6 	 Formulare

Alle Anträge, Bewilligungen und Ab-
rechnungen erfolgen über hierfür von 
der Obersten Landesjugendbehörde 
eingerichtete elektronische Systeme.

Teil 2
Mietzuschuss

§ 7 	 Mietpauschalen

(1) Der Mietzuschuss nach § 34 Absatz 
1 des Kinderbildungsgesetzes ist für 
nach dem 28. Februar 2007 begrün-
dete Mietverhältnisse auf der Grund-
lage von Pauschalen zu leisten. Ein 
Mietverhältnis gilt als nach dem 
28. Februar 2007 begründet, wenn 
die der Bezuschussung zugrunde 
gelegte vertragliche Regelung nach 
diesem Datum vereinbart ist.

(2) Die Pauschale beträgt für Kinderta-
geseinrichtungen, die in

1.	  kreisfreien Städten und kreisan-
gehörigen Großstädten (ab 100 
000 Einwohnern) gelegen sind: 
11,00 Euro pro Quadratmeter 
und Monat und

2.	  sonstigen kreisangehörigen Ge-
meinden gelegen sind: 8,73 Euro 
pro Quadratmeter und Monat.

	 Ab dem Kindergartenjahr 
2021/2022 erhöhen sich die Pau-
schalen nach Satz 1 gemäß der 
Steigerung des allgemeinen Ver-
braucherpreisindex für Deutschland 
des Statistischen Bundesamtes. 
Die Oberste Landesjugendbehörde 
veröffentlicht den Anpassungswert 
für das im folgenden Kalenderjahr 
beginnende Kindergartenjahr jeweils 
im Dezember.

(3) Als Fläche werden pauschal 160 
Quadratmeter pro Gruppe der Ein-
richtung zugrunde gelegt. Die Zahl 
der Gruppen pro Einrichtung ergibt 
sich aus den Feststellungen der 
örtlichen Jugendhilfeplanung nach 
§ 33 Absatz 2 des Kinderbildungsge-
setzes. Für jede Gruppe der Grup-
penform I und II nach der Anlage 
zu § 33 des Kinderbildungsgesetzes 
werden 25 Quadratmeter hinzuge-
rechnet.

(4) Wird die in der Anlage zu § 33 des 
Kinderbildungsgesetzes genannte 
Gruppenstärke um nicht mehr als 25 
Prozent unterschritten und sind die 
Räumlichkeiten dennoch erforder-
lich, kann der öffentliche Träger der 
örtlichen Jugendhilfe im Einzelfall die 
Flächen nach Absatz 3 Satz 1 und 3 
anerkennen, wenn die Unterschrei-
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tung vom Träger nicht zu vertreten 
ist. In den übrigen Fällen sind die 
Flächen nach Absatz 3 Satz 1 und 3 
entsprechend der Unterschreitung 
zu verringern.

(5) Bei einer Kombination von Grup-
penformen nach § 33 Absatz 2 Satz 
2 des Kinderbildungsgesetzes kann 
abweichend von Absatz 3 die Fläche 
pro Kind berücksichtigt werden. Da-
bei sind je Kind in der Gruppenform 
I 9,25 Quadratmeter, in der Grup-
penform II 18,50 Quadratmeter und 
in der Gruppenform III 7,00 Quad-
ratmeter zugrunde zu legen.

§ 8 	 Bestandsfälle

(1) Am 28. Februar 2007 bestehende 
Mietverhältnisse werden entspre-
chend den zum 1. August 2008 aus-
ser Kraft getretenen Bestimmungen 
des Gesetzes über Tageseinrichtun-
gen für Kinder (GTK) in Verbindung 
mit § 4 Betriebskostenverordnung 
(BKVO) auf der Grundlage der 
Kaltmiete bezuschusst, die am 28. 
Februar 2007 vereinbart ist. Dies 
gilt auch in den Fällen, in denen ein 
neuer Mietvertrag unmittelbar oder 
mittelbar zwischen den Parteien 
des bisherigen Mietvertrages über 
dasselbe Mietobjekt abgeschlossen 
wird.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 wer-
den Mieterhöhungen bis zur 
Steigerungsrate der Kosten des 
allgemeinen Verbraucherpreisindex 
für Deutschland des Statistischen 
Bundesamtes berücksichtigt, soweit 

nicht die nach § 7 Absatz 2 geltende 
Pauschale überschritten wird.

§ 9 	 Investitionsförderung

(1) Eine aus Landesmitteln erfolgte In-
vestitionsförderung ist vorbehaltlich 
der dazu ergangenen Bescheide auf 
die Pauschalen nach § 7 Absatz 2 
in angemessenem Umfang anzu-
rechnen. Die Oberste Landesjugend-
behörde kann im Einvernehmen 
mit dem Ministerium der Finanzen 
hierzu nähere Regelungen treffen.

(2) Eine aus Landesmitteln erfolgte 
Investitionsförderung steht einem 
Mietzuschuss entgegen, wenn die 
investiv geförderte Einrichtung, die 
bisher im Eigentum oder wirtschaft-
lich dem Eigentümer gleichgestellt 
betrieben worden ist, künftig als 
Mieteinrichtung betrieben werden 
soll. Das Landesjugendamt kann 
Ausnahmen zulassen.

Teil 3
Gütesiegel „Familien
zentrum NRW“

§ 10 	 Gütesiegel

(1) Das Gütesiegel „Familienzentrum 
NRW“ (Gütesiegel) ist ein kon-
zeptgebundenes Prüfzeichen, das 
Kindertageseinrichtungen nach § 42 
des Kinderbildungsgesetzes verlie-
hen wird.

(2) Die Anforderungen zur Erreichung 
des Gütesiegels gliedern sich in 
Leistungs- und Strukturkriterien. 
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Leistungskriterien umfassen die 
Angebotsinhalte des Familienzen-
trums, Strukturkriterien beschrei-
ben die vom Familienzentrum zu 
schaffenden Voraussetzungen für 
die Umsetzung seines Angebotes. 
Näheres wird in dem von der Obers-
ten Landesjugendbehörde veröffent-
lichten Gütesiegel „Familienzentrum 
NRW“ bestimmt.

(3) Ein Familienzentrum im Sinne des 
§ 42 Absatz 2 des Kinderbildungs-
gesetzes (Verbund) soll höchstens 
aus fünf Einrichtungen bestehen. 
Ausnahmen davon können durch 
die Oberste Landesjugendbehörde 
genehmigt werden. Die Einrichtun-
gen eines Verbundes sollen in einem 
Umkreis von 3 Kilometern liegen; 
Ausnahmen für den ländlichen 
Bereich können von der örtlichen 
Jugendhilfeplanung zugelassen 
werden.

§ 11 	 Gültigkeitsdauer

(1) Das Gütesiegel hat eine Gültigkeit 
von vier Jahren. Läuft das Gütesiegel 
innerhalb eines Kindergartenjahres 
ab, so gilt es bis zu dessen Ende.

(1a) Abweichend von Absatz 1 kann 
wegen der Corona-Pandemie 
ausnahmsweise die Gültigkeit auf 
Antrag bis zum 31. Dezember 
2021, in besonders begründeten 
Einzelfällen bis zum 31. Juli 2022 
verlängert werden. Der Antrag ist zu 
begründen und soll bis zum Ablauf 
des 30. April 2021 schriftlich bei der 
Zertifizierungsstelle im Sinne des 

§ 12 eingehen. Wird innerhalb der 
nach Satz 1 verlängerten Gültigkeit 
ein neues Gütesiegel verliehen, so 
läuft dieses Gütesiegel abweichend 
von Absatz 1 zum Ende des Kinder-
gartenjahres 2024/2025 ab.

(2) Schließen sich zwei oder mehrere 
Familienzentren oder ein Familien-
zentrum mit einer Einrichtung zu 
einem Verbund im Sinne von § 42 
Absatz 2 des Kinderbildungsgesetzes 
zusammen, so bedarf der Verbund 
einer Zertifizierung.

(3) Das Gütesiegel eines Verbundes 
bleibt bis zum Ablauf der festge-
legten Gültigkeitsdauer bestehen, 
wenn Einrichtungen dem Verbund 
beitreten. Die dem Verbund beitre-
tende Einrichtung ist berechtigt, das 
Gütesiegel des Verbundes zu tragen.

(4) Eine Einrichtung, die den Verbund 
verlässt, verliert die Berechtigung, 
das Gütesiegel des Verbundes 
weiter zu führen. Das Gütesiegel 
des Verbundes bleibt im Übrigen 
davon unberührt, wenn mehr als die 
Hälfte der Einrichtungen im Verbund 
verbleibt.

§ 12 	 Zertifizierungsstelle

(1) Die Oberste Landesjugendbehörde 
beauftragt eine Zertifizierungsstelle.

(2) Die Zertifizierungsstelle beruft einen 
Beirat ein, in dem die kommunalen 
Spitzenverbände, die Spitzenverbän-
de der Freien Wohlfahrtspflege und 
die Kirchen vertreten sind. Aufgabe 
des Beirates ist es, die Zertifizie-
rungsstelle beratend zu begleiten 
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und im Rahmen des Beschwerdema-
nagements mitzuwirken.

§ 13 	 Ablauf der Zertifizierung

(1) Der Antrag zur Zertifizierung ist elek-
tronisch bei der Zertifizierungsstelle 
zu stellen. Sie berät die zu zerti-
fizierenden Einrichtungen zu den 
Kriterien für das Gütesiegel und zum 
Verfahren zu seiner Verleihung.

(2) Die Zertifizierungsstelle überprüft 
das Vorliegen der Voraussetzungen 
nach § 10. Jedes Familienzentrum 
erhält eine schriftliche inhaltliche 
Rückmeldung zum Gütesiegel 
(Qualitätsprofil) durch die Zertifizie-
rungsstelle.

(3) Die Zertifizierungsstelle verleiht das 
Gütesiegel „Familienzentrum NRW“ 
im Namen und im Auftrag der 
Obersten Landesjugendbehörde.

Teil 4

§ 14 	 Inkrafttreten, 
Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt zum  
1. August 2020 in Kraft.

(2) Die Durchführungsverordnung KiBiz 
vom 18. Dezember 2007 (GV. NRW. 
S. 739), die zuletzt durch Verord-
nung vom 30. Juni 2019 (GV. NRW. 
S. 346) geändert worden ist, tritt 
zum 1. August 2020 außer Kraft. Sie 
findet übergangsweise Anwendung, 
soweit es für die Durchführung des 
Kinderbildungsgesetzes vom  
30. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 

462), in der am 31. Juli 2020 gelten-
den Fassung erforderlich ist.
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KiBiz-Personalverordnung

Verordnung zu den Grundsätzen über die Qualifikation und den Personalschlüssel 
(Personalverordnung) vom 4. August 2020. Auf Grund des § 54 Absatz 2 Nummer 
8 des Kinderbildungsgesetzes vom 3. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 894) verordnet 
das Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration mit Zustimmung 
des Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung:

 

 

Teil 1
Qualifikation des Personals 
in Kindertageseinrichtun-
gen

§ 1	 Personaleinsatz und 
Personalschlüssel

(1) Diese Verordnung präzisiert die Vor-
schriften des Kinderbildungsgesetzes 
vom 3. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 
894) zum Personaleinsatz.

(2) Der Personaleinsatz in den Kinderta-
geseinrichtungen orientiert sich an 
den Beschreibungen der Gruppen-
formen in der Anlage zum Kinder-
bildungsgesetz, sie ist die Grundlage 
für die Personalbemessung. Als 
Mindestausstattung ist Personal für 
die Leitungsstunden je Gruppe nach 
§ 29 Absatz 2 des Kinderbildungs-
gesetzes, die Mindestanzahl an Fach-
kraftstunden nach der Anlage und in 
der Gruppenform III eine Mindestan-
zahl an Ergänzungskraftstunden in 

gleicher Höhe wie die in der Anlage 
ausgewiesene Anzahl an Fachkraft-
stunden für diese Gruppenform 
vorzuhalten.

(3) Ist aufgrund der Struktur der Einrich-
tung eine kindbezogene Berechnung 
erforderlich, ergibt sich die Mindest-
besetzung pro Kind aus den je Grup-
pe vorgesehenen Mindestpersonal-
stunden geteilt durch die Anzahl der 
Kinder der jeweiligen Gruppenform.

(4) Bei hoher Belegung der Einrichtung 
kann die entsprechende Anwendung 
der Überbelegungsmöglichkeiten des 
§ 28 Absatz 2 Satz 2 des Kinderbil-
dungsgesetzes vorübergehend zu 
einer entsprechend geringfügigen 
Absenkung der Orientierungswerte 
führen.

(5) Bei Abweichungen von den Regelun-
gen der Absätze 2 bis 4 sollen sich 
der Träger von Kindertageseinrich-
tungen und der örtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe (Jugendamt) 
sowie der überörtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe (Landesju-
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gendamt) möglichst frühzeitig über 
den aufgrund der Förderung nach 
dem Kinderbildungsgesetz von der 
Einrichtung sicherzustellenden Min-
destpersonaleinsatz abstimmen.

(6) Wird ein Zuschuss für die Flexibili-
sierung der Kindertagesbetreuung 
gewährt, findet für den Personalein-
satz § 48 des Kinderbildungsgeset-
zes Anwendung.

(7) Die Bildung von Personalpools 
insbesondere für Vertretungen und 
besondere pädagogische Angebote 
auch trägerübergreifend innerhalb 
eines Jugendamtes ist zulässig.

(8) Das Landesjugendamt orientiert sich 
bei seinen Entscheidungen über eine 
Betriebserlaubnis nach § 45 ff. des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch – 
Kinder- und Jugendhilfe – in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 11. 
September 2012 (BGBl. I S. 2022), 
das zuletzt durch Artikel 16a Absatz 
6 des Gesetzes vom 28. April 2020 
(BGBl. I S. 960) geändert worden ist, 
für die nach dem Kinderbildungsge-
setz geförderten Kindertageseinrich-
tungen an dieser Verordnung, wobei 
für den Regelungsinhalt der Betriebs-
erlaubnisse § 45 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch maßgebend ist.

(9) Die konkrete Ausgestaltung der 
notwendigen Qualifizierungen und 
des Einsatzes des pädagogischen 
Personals erfolgt im Rahmen zur 
Verfügung stehender Ressourcen 
durch die Träger der Kindertagesein-

richtungen, denen insoweit, auch 
in ihrer Eigenschaft als Arbeitgeber, 
eine besondere Verantwortung für 
das Personal und den Personalein-
satz obliegt.

(10) Personen, die nach dieser Verord-
nung mit anderen als den in Teil 1 
genannten Qualifizierungen befristet 
zum Ausgleich des (coronabeding-
ten) Fachkräftemangels in einer 
Kindertageseinrichtung eingesetzt 
werden, können dauerhaft beschäf-
tigt und auf Fach- bzw. Ergänzungs-
kraftstunden angerechnet werden. 
Sofern während der Sars-CoV-2-Pan-
demie in den Gruppenformen I und 
II des Kinderbildungsgesetzes die in 
§ 2 Absatz 4 genannten Ergänzungs-
kräfte auf Fachkraftstunden ange-
rechnet werden, dürfen diese Perso-
nen ab dem 31. Dezember 2021 nur 
dann weiter auf Fachkraftstunden 
eingesetzt werden, wenn sie mit der 
berufsbegleitenden Weiterbildung 
zu einer in § 2 Absatz 2 Nummer 1 
genannten Qualifikation begonnen 
haben.

§ 2	 Personal in den Gruppen

(1) Zur Erfüllung des in den Gruppen 
jeweils geforderten Personaleinsat-
zes kann das in den Absätzen 2 bis 
4 beschriebene Personal eingesetzt 
werden.
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(2) Auf Fachkraftstunden können fol-
gende sozialpädagogischen Fach-
kräfte eingesetzt werden:
1.	 Staatlich anerkannte Erzieherin-

nen und Erzieher, staatlich aner-
kannte Heilpädagoginnen und 
Heilpädagogen sowie staatlich 
anerkannte Heilerziehungspfle-
gerinnen und Heilerziehungspfle-
ger, die an einer Fachschule oder 
in entsprechenden doppeltquali-
fizierenden Bildungsgängen der 
Berufskollegs ausgebildet sind.

2.	 Absolventinnen und Absolven-
ten von Studiengängen mit dem 
inhaltlichen Gegenstand der 
Kindheitspädagogik und der 
sozialen Arbeit mit staatlicher 
Anerkennung.

3.	 Absolventinnen und Absolven-
ten von Diplom-, Bachelor- und 
Master-Studiengängen der Erzie-
hungswissenschaften, der Heilpä-
dagogik, der Rehabilitationspäd-
agogik, Sonderpädagogik sowie 
Studiengängen der Fachrichtung 
Soziale Arbeit, Kindheitspäda-
gogik sowie Sozialpädagogik, 
wenn sie über einen Nachweis 
über eine insgesamt mindestens 
sechsmonatige Praxiserfahrung 
in einer Kindertageseinrichtung 
oder anderen institutionellen 
Kindertagesbetreuung für Kinder 
im Alter von null bis zehn Jahren 
verfügen. Die Praxiserfahrung 
kann auch nach Aufnahme der 
Tätigkeit erbracht werden.

4.	 Personen, die die erste Staatsprü-
fung bzw. einen Masterabschluss 
für das Lehramt an Grundschu-
len erfolgreich absolviert haben 
und über eine Qualifizierung in 
Pädagogik der Kindheit und Ent-
wicklungspsychologie im Umfang 
von mindestens 160 Zeitstun-
den sowie über eine insgesamt 
sechsmonatige Praxiserfahrung 
in einer Kindertageseinrichtung 
verfügen. Die Qualifizierungs-
maßnahme und die Praxiser-
fahrung können auch nach 
Aufnahme der Tätigkeit erbracht 
werden. Die Qualifizierungsmaß-
nahme soll innerhalb der ersten 
drei Monate nach Aufnahme der 
Tätigkeit begonnen werden. Die 
Praxiserfahrung und die erforder-
liche Qualifizierungsmaßnahme 
werden auf Antrag des Trägers 
von den Landesjugendämtern 
festgestellt. Liegen die Vorausset-
zungen in Summe vor, stellen die 
Landesjugendämter eine entspre-
chende Bescheinigung aus.

5.	 Personen, die nach § 7 Absatz 2 
im Wege des partiellen Berufszu-
gangs nach § 13b des Gesetzes 
zur Feststellung der Gleichwertig-
keit ausländischer Berufsqualifi-
kationen in Nordrhein-Westfalen 
(Berufsqualifikationsfeststellungs-
gesetz NRW – BQFG NRW) vom 
15. Juni 2013, eingefügt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 26. 
April 2016 (GV. NRW. S. 230), 
als sozialpädagogische Fachkraft 
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in einer Kindertageseinrichtung 
arbeiten können.

(3) Auf Fachkraftstunden können weiter 
eingesetzt werden:
1. Gesundheits- und Kinderkranken-

pflegerinnen und Gesundheits- 
und Kinderkrankenpfleger, die 
aufgrund ihrer besonderen Quali-
fikation vor allem für die Betreu-
ung von Kindern mit besonderem 
pflegerischen Betreuungsbedarf 
eingesetzt werden und

2. in den Gruppenformen I und II 
des Kinderbildungsgesetzes bis 
höchstens zur Hälfte der ausge-
wiesenen Mindestfachkraftstun-
den die in Absatz 4 genannten 
Ergänzungskräfte, wenn sie am 
15. März 2008 in einer Einrich-
tung tätig waren. Ziel ist, dass 
sich diese Ergänzungskräfte zur 
sozialpädagogischen Fachkraft 
weiterqualifizieren, mindestens 
müssen sie an einer Fortbildung 
(160 Stunden) teilgenommen 
haben, die insbesondere die 
Anforderungen an die Pädagogik 
der Kindheit und Entwicklungs-
psychologie berücksichtigt.

(4) Als Ergänzungskräfte und auf Ergän-
zungskraftstunden können einge-
setzt werden:
1.	 Kinderpflegerinnen und Kinder-

pfleger, Sozialassistentinnen und 
Sozialassistenten, Heilerziehungs-
helferinnen und Heilerziehungs-
helfer, Krippenerzieherinnen und 
Krippenerzieher, Hortnerinnen 
und Hortner oder Personen mit 

einer vergleichbaren Ausbildung 
und

2.	 Personen, die keine Kinderpfle-
ge- oder Heilerziehungshelfer-
ausbildung aufweisen und keine 
Fachkräfte sind, wenn sie nach 
Qualifikation und Eignung in 
der Lage sind, die Fachkräfte in 
der Einrichtung in der pädago-
gischen Arbeit zu unterstützen. 
Voraussetzung hierfür ist, dass 
diese Ergänzungskraft am 15. 
März 2008 in einer Einrichtung 
eingesetzt war.

§ 3	 Leitung von Gruppen

Die Leitung von Gruppen können die in 
§ 2 Absatz 2 genannten sozialpädago-
gischen Fachkräfte übernehmen. In den 
Fällen, in denen eine Praxiserfahrung 
bzw. eine Qualifizierungsmaßnahme 
und eine Praxiserfahrung gemäß § 2 
Absatz 2 Nummer 3 und 4 erforderlich 
ist, können Gruppenleitungsaufgaben 
erst nach Vorliegen dieser Voraussetzun-
gen übernommen werden.

§ 4	 Leitung von Einrichtungen

(1) Die Übernahme der Leitung kön-
nen die in § 2 Absatz 2 genannten 
sozialpädagogischen Fachkräfte 
übernehmen. Es ist eine mindestens 
zweijährige einschlägige pädagogi-
sche Berufserfahrung erforderlich, 
die in der Regel in einer Kindertages-
einrichtung oder einem vergleich-
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baren Arbeitsfeld erworben worden 
sein soll. Das Berufsanerkennungs-
jahr bleibt bei der Berechnung dieser 
Frist außer Betracht. In den Fällen, 
in denen eine Praxiserfahrung oder 
eine Qualifizierungsmaßnahme 
gemäß § 2 Absatz 2 Nummer 3 und 
4 erforderlich ist, kann die Praxiszeit 
erst nach Vorliegen dieser Vorausset-
zungen angerechnet werden.

(2) Die Leitung einer Kindertageseinrich-
tung soll anteilig oder vollständig 
von der unmittelbaren pädago-
gischen Arbeit mit den Kindern 
freigestellt sein.

(3) Die Leitung mehrerer Einrichtun-
gen durch eine sozialpädagogische 
Fachkraft auch trägerübergreifend 
innerhalb eines Jugendamtes ist 
zulässig. Die gemeinsam geleiteten 
Einrichtungen sollen in räumlicher 
Nähe zu einander liegen. Es dürfen 
höchstens fünf Einrichtungen von 
einer sozialpädagogischen Fachkraft 
geleitet werden.

§ 5 	 Qualifizierung und 
Weiterbildung

(1) Ergänzungskräften ist seitens der 
Träger grundsätzlich die Möglich-
keit zu geben, eine Ausbildung zur 
sozialpädagogischen Fachkraft zu 
absolvieren.

(2) Für alle Beschäftigen von Kinderta-
geseinrichtungen ist durch Qua-
lifizierung und Weiterbildung ein 
erweiterter Einsatz zu ermöglichen, 
um die Durchlässigkeit des Systems 
zu fördern.

§ 6	 Auszubildende, 
Berufspraktikanten

(1) Die Träger können Berufspraktikan-
tinnen und Berufspraktikanten und 
Personen, die eine praxisintegrierte 
Ausbildung zur Erzieherin bzw. zum 
Erzieher oder zur Heilerziehungs-
pflegerin bzw. zum Heilerziehungs-
pfleger oder eine akademische 
Ausbildung absolvieren, die dieser 
im Hinblick auf die Praxiszeiten ent-
spricht, zusätzlich zu den Fachkräf-
ten und Ergänzungskräften in jeder 
Einrichtung, gegebenenfalls grup-
penübergreifend, einsetzen.

(2) In den Gruppenformen I und II des 
Kinderbildungsgesetzes können 
die Träger Berufspraktikantinnen 
und Berufspraktikanten mit einem 
Drittel ihrer Arbeitszeit höchstens 
bis zur Hälfte der ausgewiesenen 
Mindestanzahl an Fachkraftstun-
den einsetzen, soweit für diesen 
Fachkraftstundenanteil nicht bereits 
ein Einsatz von Ergänzungskräften 
gemäß § 2 Absatz 3 Nummer 2 
erfolgt und soweit sie im Rahmen 
ihrer Ausbildung in der Einrichtung 
tatsächlich präsent sind.

(3) In den Gruppenformen I und II des 
Kinderbildungsgesetzes können die 
Träger Personen, die eine praxisin-
tegrierte Ausbildung zur Erzieherin 
bzw. zum Erzieher oder zur Heiler-
ziehungspflegerin bzw. zum Heiler-
ziehungspfleger oder eine akade-
mische Ausbildung absolvieren, die 
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dieser im Hinblick auf die Praxiszei-
ten entspricht, im 2. Ausbildungsjahr 
mit einem Drittel ihrer Arbeitszeit 
und im 3. Ausbildungsjahr mit der 
Hälfte ihrer Arbeitszeit jeweils höchs-
tens bis zur Hälfte der ausgewiese-
nen Mindestanzahl an Fachkraft-
stunden einsetzen, soweit für diesen 
Fachkraftstundenanteil nicht bereits 
ein Einsatz von Ergänzungskräften 
gemäß § 2 Absatz 3 Nummer 2 
erfolgt und soweit sie im Rahmen 
ihrer Ausbildung in der Einrichtung 
tatsächlich präsent sind.

(4) In der Gruppenform III des Kin-
derbildungsgesetzes können die 
Träger Berufspraktikantinnen und 
Berufspraktikanten und Personen, 
die im 2. oder 3. Ausbildungsjahr 
eine praxisintegrierte Ausbildung zur 
Erzieherin bzw. zum Erzieher oder 
zur Heilerziehungspflegerin bzw. 
zum Heilerziehungspfleger oder eine 
akademische Ausbildung absolvie-
ren, die dieser im Hinblick auf die 
Praxiszeiten entspricht, anstelle der 
Ergänzungskraft einsetzen, soweit 
sie im Rahmen ihrer Ausbildung in 
der Einrichtung tatsächlich präsent 
sind.

(5) In der Gruppenform III des Kinder-
bildungsgesetzes können die Träger 
Personen, die eine praxisintegrierte 
Ausbildung zur Kinderpflegerin oder 
zum Kinderpfleger absolvieren, im 
zweiten Ausbildungsjahr mit einem 
Drittel ihrer Arbeitszeit jeweils 
höchstens bis zur Hälfte der in § 36 
Absatz 4 des Kinderbildungsgeset-
zes festgelegten Mindestanzahl an 

Ergänzungskraftstunden anstelle der 
Ergänzungskraft einsetzen, soweit 
sie im Rahmen ihrer Ausbildung in 
der Einrichtung tatsächlich präsent 
sind.

§ 7	 Ausländische Abschlüsse

(1) Anerkannte Abschlüsse sind alle, 
die das Anerkennungsverfahren bei 
den zuständigen Stellen erfolgreich 
durchlaufen haben. Die Einsatzmög-
lichkeit ergibt sich aus der jeweils 
anerkannten Qualifikation.

(2) Personen, die ihre Qualifikation in 
einem Mitgliedsstaat der EU er-
worben haben, können im Wege 
des partiellen Berufszugangs nach 
§ 13b des Berufsqualifikationsfest-
stellungsgesetzes NRW als sozial-
pädagogische Fachkraft in einer 
Kindertageseinrichtung arbeiten, 
wenn im Rahmen des Verfahrens zur 
Feststellung der Gleichwertigkeit von 
beruflichen Befähigungsnachweisen 
für die Berufe Erzieherinnen oder 
Erzieher durch die jeweils zuständi-
ge Bezirksregierung gemäß § 2 der 
Zuständigkeitsverordnung Schulauf-
sicht vom 14. November 2010 (GV. 
NRW. S. 602) festgestellt worden ist, 
dass ihre Qualifikation und Erfah-
rung der Tätigkeit für den Arbeits-
bereich der Kindertageseinrichtung 
entspricht und sie über die erforder-
lichen deutschen Sprachkenntnisse 
verfügen, die nachzuweisen sind, 
sofern Deutsch nicht die Mutter-
sprache der Antragstellerin oder des 
Antragstellers ist. Der Nachweis gilt 
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mit der Vorlage des Zeugnisses über 
die Zentrale Mittelstufenprüfung des 
Goethe-Instituts oder eines gleich-
wertigen Nachweises auf der Stufe 
B 2 des Europäischen Referenzrah-
mens als erbracht.

§ 8 Ausnahmeregelung

In begründeten Fällen können die 
Landesjugendämter Ausnahmen für den 
Einsatz als Fachkraft zulassen, wenn der 
Träger dies im Einvernehmen mit dem 
örtlichen Jugendamt beantragt. Die 
Person sollte grundsätzlich über eine 
pädagogische Ausbildung verfügen. 
Voraussetzung ist zudem, dass sie einen 
Nachweis über eine insgesamt mindes-
tens sechsmonatige Praxiserfahrung 
in einer Kindertageseinrichtung oder 
anderen institutionellen Kindertagesbe-
treuung für Kinder im Alter von null bis 
zehn Jahren erbringt. Weitere Voraus-
setzung ist, dass die betreffende Kraft 
an Fortbildungen in einem Umfang von 
mindestens 160 Stunden teilnimmt, die 
insbesondere die Anforderungen an die 
Pädagogik der Kindheit und Entwick-
lungspsychologie berücksichtigen. Die 
Fortbildung kann nach Aufnahme der 
Tätigkeit erbracht und soll innerhalb von 
sechs Monaten nach Aufnahme der Tä-
tigkeit absolviert werden. Dies gilt nicht 
für Personen mit einer Qualifikation 
nach § 2 Absatz 4 Nummer 1.

§ 9	 Prägung des Arbeitsfeldes

Die pädagogische Arbeit in einer 
Kindertageseinrichtung muss geprägt 

sein vom Einsatz sozialpädagogischer 
Fachkräfte.
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Teil 2

Maßnahmen im Übergang 
zum Ausgleich des Fach-
kräftemangels

§ 10 Personal in den Gruppen

(1) Zur Erfüllung des in den Gruppen je-
weils geforderten Personaleinsatzes 
können, neben den in § 2 Absatz 2 
und 3 genannten Personen, die in 
den folgenden Absätzen 2 und 3 
genannten Personen auf Fachkraft-
stunden eingesetzt werden.

(2) Personen, die mindestens 95 Credit-
points im Rahmen eines Hochschul-
studiums erworben haben, können 
auf Fachkraftstunden eingesetzt 
werden. Diese Creditpoints müssen 
in mindestens drei der untenstehen-
den Studieninhalte nachgewiesen 
werden. Die Studieninhalte von 
Buchstabe a) müssen zwingend 
enthalten sein:

a) 	Grundlagenwissen soziale 
Arbeit/Sozialpädagogik und 
Erziehung/Bildung,

b) 	Institutionelle Kenntnisse der 
Kinder- und Jugendhilfe,

c) 	 Entwicklung, Lebenslagen, 
Lebenssituationen von Kin-
dern,

d) 	(Entwicklungs-) Psychologie, 
Soziologie,

e) 	 Professionelles Handeln und 
pädagogische Interaktion,

f) 	 Reflektion und (Selbst-) Evalu-
ation.

	 Darüber hinaus ist ein Nachweis 
über eine insgesamt mindestens ein-
jährige Praxiserfahrung in einer Kin-
dertageseinrichtung zu erbringen, 
von der mindestens ein halbes Jahr 
vor Aufnahme der Tätigkeit erbracht 
werden muss. Die Praxiserfahrung 
und der Umfang der Creditpoints in 
relevanten Studieninhalten werden 
auf Antrag des Trägers von den Lan-
desjugendämtern festgestellt. Liegen 
die Voraussetzungen in Summe vor, 
stellen die Landesjugendämter eine 
entsprechende Bescheinigung aus. 
Anderweitige Praxiserfahrung, die 
außerhalb von Kindertageseinrich-
tungen bzw. anderen institutionellen 
Kindertagesbetreuungen erworben 
wurde, kann von den Landesjugend-
ämtern auf Antrag teilweise ange-
rechnet werden.

(3) Personen, die innerhalb der Ausbil-
dung zur Erzieherin oder zum Erzie-
her den fachtheoretischen Prüfungs-
teil der Ausbildung vor mehr als vier 
Jahren erfolgreich abgeschlossen 
haben, aber im Anschluss daran kein 
Berufspraktikum mit fachpraktischer 
Prüfung abgeleistet haben und somit 
über keine staatliche Anerkennung 
verfügen, können auf Fachkraftstun-
den eingesetzt werden. Sie müssen 
über eine mindestens einjährige 
Praxiserfahrung in einer Kindertages-
einrichtung und über eine Qualifi-
zierungsmaßnahme mindestens im 
Umfang von 160 Zeitstunden ver-
fügen. Die Praxiserfahrung und die 
Qualifizierungsmaßnahme können 
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auch nach Aufnahme der Tätigkeit 
erbracht werden. Die Qualifizie-
rungsmaßnahme soll innerhalb der 
ersten drei Monate nach Aufnahme 
der Tätigkeit begonnen werden. Die 
Praxiserfahrung und die erforderliche 
Qualifizierungsmaßnahme werden 
auf Antrag des Trägers von den Lan-
desjugendämtern festgestellt. Liegen 
die Voraussetzungen in Summe vor, 
stellen die Landesjugendämter eine 
entsprechende Bescheinigung aus. 
Anderweitige Praxiserfahrung, die 
außerhalb von Kindertageseinrich-
tungen bzw. anderen institutionellen 
Kindertagesbetreuungen erworben 
wurde, kann von den Landesjugend-
ämtern auf Antrag teilweise ange-
rechnet werden.

(4) In der Gruppenform III des Kinder-
bildungsgesetzes können die Träger 
Personen, die im 1. Ausbildungsjahr 
eine praxisintegrierte Ausbildung zur 
Erzieherin bzw. zum Erzieher oder 
zur Heilerziehungspflegerin bzw. 
zum Heilerziehungspfleger oder eine 
akademische Ausbildung absolvie-
ren, die dieser im Hinblick auf die 
Praxiszeiten entspricht, anstelle der 
Ergänzungskraft einsetzen, soweit 
sie im Rahmen ihrer Ausbildung in 
der Einrichtung tatsächlich präsent 
sind.

§ 11	 Einsatz von Studierenden

(1) In der Gruppenform III des Kinder-
bildungsgesetzes können die Träger 
Studierende der Studiengänge der 

Erziehungswissenschaften, der 
Heilpädagogik, der Rehabilitations-
pädagogik, Sonderpädagogik, der 
Fachrichtung Soziale Arbeit, Kind-
heitspädagogik sowie Sozialpädago-
gik, die in diesen Fachrichtungen in 
den zurückliegenden vier Semestern 
mindestens 90 Creditpoints erwor-
ben haben, anstelle der Ergänzungs-
kraft einsetzen. Ein Einsatz ist nur 
studienbegleitend möglich und auf 
maximal zwei Jahre befristet.

(2) In den Gruppenformen I und II des 
Kinderbildungsgesetzes können die 
Träger Studierende der Studiengän-
ge der Erziehungswissenschaften, 
der Heilpädagogik, der Rehabilita-
tionspädagogik, Sonderpädagogik, 
der Fachrichtung Soziale Arbeit, 
Kindheitspädagogik sowie Sozialpä-
dagogik, die in diesen Fachrichtun-
gen in den zurückliegenden vier Se-
mestern mindestens 90 Creditpoints 
erworben und einen Praxisanteil 
von 600 Stunden in einer Kinder-
tageseinrichtung absolviert haben, 
bis höchstens zur Hälfte der ausge-
wiesenen Mindestfachkraftstunden 
auf Fachkraftstunden einsetzen. Ein 
Einsatz ist nur studienbegleitend 
möglich und auf maximal zwei Jahre 
befristet.
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Teil 3

Übergangsmaßnahmen 
während der Sars-CoV-
2-Pandemie

§ 12	 Personal in den Gruppen

(1) Zur Erfüllung des in den Gruppen 
jeweils geforderten Personalein-
satzes können, neben den in § 2 
Absatz 2 und 3 genannten Perso-
nen, die in den folgenden Absät-
zen 2 bis 5 genannten Personen 
auf Fachkraftstunden eingesetzt 
werden.

(2) Personen, mit einer abgeschlos-
senen logopädischen, motopä-
dischen, physiotherapeutischen, 
ergotherapeutischen, theaterpäd-
agogischen, kulturpädagogischen, 
musikpädagogischen Ausbildung, 
Absolventinnen und Absolventen 
der Studiengänge Religionspäda-
gogik oder Bildungswissenschaft, 
können auf Fachkraftstunden 
eingesetzt werden. Sie müssen 
über eine mindestens einjährige 
Praxiserfahrung in einer Kin-
dertageseinrichtung und über 
eine Qualifizierungsmaßnahme 
mindestens im Umfang von 160 
Zeitstunden verfügen. Die Pra-
xiserfahrung und die Qualifizie-
rungsmaßnahme können auch 
nach Aufnahme der Tätigkeit 
erbracht werden. Die Qualifizie-
rungsmaßnahme soll innerhalb 

von drei Monaten nach Aufnahme 
der Tätigkeit begonnen werden. Die 
Praxiserfahrung und die erforderliche 
Qualifizierungsmaßnahme werden 
auf Antrag des Trägers von den Lan-
desjugendämtern festgestellt. Liegen 
die Voraussetzungen in Summe vor, 
stellen die Landesjugendämter eine 
entsprechende Bescheinigung aus. 
Anderweitige Praxiserfahrung, die 
außerhalb von Kindertageseinrich-
tungen bzw. anderen institutionellen 
Kindertagesbetreuungen erworben 
wurde, kann von den Landesjugend-
ämtern auf Antrag teilweise ange-
rechnet werden.

(3) In den Gruppenformen I und II des 
Kinderbildungsgesetzes können die 
Träger Berufspraktikantinnen und 
Berufspraktikanten sowie Personen, 
die im zweiten Ausbildungsjahr eine 
praxisintegrierte Ausbildung zur Er-
zieherin bzw. zum Erzieher oder zur 
Heilerziehungspflegerin bzw. zum 
Heilerziehungspfleger oder die eine 
akademische Ausbildung, die dieser 
im Hinblick auf die Praxiszeiten ent-
spricht, absolvieren, mit der Hälfte 
ihrer Arbeitszeit einsetzen, soweit sie 
im Rahmen ihrer Ausbildung in der 
Einrichtung tatsächlich präsent sind.

(4) In den Gruppenformen I und II des 
Kinderbildungsgesetzes können die 
Träger Personen, die eine praxis-
integrierte Ausbildung zur Erzie-
herin bzw. zum Erzieher oder zur 
Heilerziehungspflegerin bzw. zum 
Heilerziehungspfleger oder die eine 
akademische Ausbildung, die dieser 
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im Hinblick auf die Praxiszeiten 
entspricht, absolvieren, im dritten 
Ausbildungsjahr mit zwei Dritteln 
ihrer Arbeitszeit einsetzen, soweit sie 
im Rahmen ihrer Ausbildung in der 
Einrichtung tatsächlich präsent sind.

(5) In den Gruppenformen I und II des 
Kinderbildungsgesetzes können die 
in § 2 Absatz 4 genannten Ergän-
zungskräfte auf Fachkraftstunden 
eingesetzt werden, sofern diese eine 
mindestens dreijährige Berufserfah-
rung in einer Kindertageseinrichtung 
vorweisen können. Weitere Voraus-
setzung ist, dass diese an Fortbildun-
gen in einem Umfang von mindes-
tens 160 Stunden teilnehmen, die 
insbesondere die Anforderungen an 
die Pädagogik der Kindheit und Ent-
wicklungspsychologie berücksichti-
gen. Die Fortbildungen können nach 
Aufnahme der Tätigkeit erbracht und 
sollen innerhalb von drei Monaten 
nach Aufnahme der Tätigkeit begon-
nen werden. Nach Außerkrafttreten 
von Teil 3 dürfen diese Personen nur 
dann weiter auf Fachkraftstunden 
eingesetzt werden, wenn sie mit der 
berufsbegleitenden Weiterbildung 
zu einer in § 2 Absatz 2 Nummer 1 
genannten Qualifikation begonnen 
haben.

(6) Zur Erfüllung des in den Gruppen je-
weils geforderten Personaleinsatzes 
können, neben den in § 2 Absatz 4 
genannten Personen, Arbeitserziehe-
rinnen und Arbeitserzieher, Famili-
enpflegerinnen und Familienpfleger 
und Dorfhelferinnen und Dorfhelfer 

auf Ergänzungskraftstunden einge-
setzt werden.

§ 13	 Besonderheiten für den 
Einsatz von Personen nach 
Teil 3

(1) Der Einsatz von Personen nach Teil 
3 auf Mindestfachkraftstunden ist 
nur dann zulässig, wenn mindestens 
eine sozialpädagogische Fachkraft 
nach § 2 Absatz 2 zur Erfüllung 
der Mindestfachkraftstunden in der 
Gruppe eingesetzt wird.

(2) Der Einsatz von Personen nach Teil 3 
auf Mindestfachkraftstunden ist nur 
dann zulässig, sofern nicht Personal 
nach Teil 1 zur Verfügung steht.

(3) Personen mit einer Qualifizierung 
nach § 12 können nicht als Grup-
pen- oder Einrichtungsleitung einge-
setzt werden.

§ 14	 Inkrafttreten, 
Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach 
der Verkündung in Kraft.

(2) Teil 2 tritt am 31. Dezember 2022 
außer Kraft, eine Überprüfung er-
folgt bis zum 31. Dezember 2021.

(3) Teil 3 tritt am 31. Dezember 2021 
außer Kraft.
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Richtlinie über die Gewährung von  
Zuwendungen für Investitionen für 
zusätzliche Plätze in Kindertagesein
richtungen und Kindertagespflege

Runderlass des Ministeriums für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration vom 
19. Oktober 2020. Diese Fassung enthält die Änderungen vom 09. Juli 2021 (MBl. 
NRW, Ausgabe 2021 Nr. 23 vom 19.8.2021 Seite 578) Es handelt sich hierbei aber 
nicht um eine im Ministerialblatt veröffentlichte konsolidierte Fassung.

 

 

1	 Zuwendungszweck, 
Rechtsgrundlage

1.1
Das Land gewährt nach Maßgabe dieser 
Richtlinie und der Verwaltungsvorschrif-
ten zu § 44 der Landeshaushaltsord-
nung in der jeweils geltenden Fassung 
Zuwendungen

1.1.1
im Rahmen des Bundes-U3-Investitions-
programms „Kinderbetreuungsfinanzie-
rung“ 2015 bis 2018,

1.1.2
im Rahmen von Rückflüssen aus 
fachbezogenen Pauschalen aus dem 
U3-Investitionsprogramm des Landes für 
Investitionen zum Auf- und Ausbau von 
zusätzlichen Betreuungsplätzen insbe-
sondere für Kinder unter drei Jahren 
in Kindertageseinrichtungen und in 

Kindertagespflege unter Einbeziehung 
des bisherigen Angebots,

1.1.3
im Rahmen des Ü3-Investitionspro-
gramms des Landes Nordrhein-West-
falen 2016 bis 2019 für Investitionen 
zum weiteren Ausbau von zusätzlichen 
Betreuungsplätzen insbesondere für 
Kinder im Alter von drei Jahren bis zum 
Schuleintritt in Kindertageseinrichtun-
gen unter Einbeziehung des bisherigen 
Angebots,

1.1.4
im Rahmen des Bundes-Investitionspro-
gramms „Kinderbetreuungsfinanzie-
rung“ 2017 bis 2020,

1.1.5
im Rahmen des „Kita-Investitions-
programms-NRW 2025“ des Landes 
Nordrhein-Westfalen sowie
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1.1.6
im Rahmen des Bundes-Investitionspro-
gramms „Kinderbetreuungsfinanzie-
rung“ 2020 bis 2021.
 
1.2
Ein Anspruch der Antragstellerin oder 
des Antragstellers auf Gewährung der 
Zuwendung besteht nicht, vielmehr 
entscheidet die Bewilligungsbehör-
de aufgrund ihres pflichtgemäßen Er 
messens im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel.

2	 Gegenstand der Förderung

2.1
Gefördert werden Investitionsmaßnah-
men in Kindertageseinrichtungen oder 
in der Kindertagespflege, die

2.1.1
im Rahmen des U3-Investitionspro-
gramms 2015 bis 2018 des Bundes 
(Nummer 1.1.1) im Zeitraum zwischen 
dem 1. April 2014 und dem 31. Dezem-
ber 2018
und 2.1.2
als Einzelmaßnahmen im Rahmen von 
Rückflüssen aus den fachbezogenen 
Pauschalen des U3-Investitionspro-
gramms des Landes (Nummer 1.1.2) bis 
zum 31. Dezember 2023 durchgeführt 
und abgeschlossen werden und die der 
Schaffung und Inbetriebnahme neuer 

Betreuungsplätze insbesondere für Kin-
der unter drei Jahren dienen.
2.2
Im Rahmen des Ü3-Investitionspro-
gramms des Landes (Nummer 1.1.3) 
werden Investitionsmaßnahmen in Kin-
dertageseinrichtungen gefördert, die bis 
zum 31. Dezember 2023 durchgeführt 
und abgeschlossen werden und die der 
Schaffung und Inbetriebnahme neuer 
Betreuungsplätze insbesondere für Kin-
der ab drei Jahren bis zum Schuleintritt 
dienen.

2.3
Im Rahmen des Investitionsprogramms 
2017 bis 2020 des Bundes (Nummer 
1.1.4) werden Investitionsmaßnahmen 
in Kindertageseinrichtungen gefördert, 
die zwischen dem 1. Juli 2016 und 30. 
Juni 2023 durchgeführt und abgeschlos-
sen werden und die der Schaffung und 
Inbetriebnahme neuer Betreuungsplätze 
für Kinder bis zum Schuleintritt dienen. 
Darüber hinaus sind Maßnahmen für 
Plätze förderfähig, die ohne Erhaltungs-
maßnahmen wegfallen würden.
In der Kindertagespflege werden 
Investitionsmaßnahmen gefördert, die 
zwischen dem 1. Juli 2016 und 30. Juni 
2023 durchgeführt und abgeschlossen 
werden und die der Schaffung und 
Inbetriebnahme neuer Betreuungsplätze 
für Kinder unter drei Jahren dienen.
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2.4
Im Rahmen des Kita-Investitionspro-
gramms-NRW 2025 des Landes (Num-
mer 1.1.5) werden Investitionsmaß-
nahmen in Kindertageseinrichtungen 
gefördert, die bis zum 31. Dezember 
2023 durchgeführt und abgeschlossen 
werden und die der Schaffung und 
Inbetriebnahme neuer Betreuungsplätze 
für Kinder bis zum Schuleintritt dienen. 
Darüber hinaus sind Maßnahmen für 
Plätze förderfähig, die ohne Erhaltungs-
maßnahmen wegfallen würden. In der 
Kindertagespflege werden Investitions-
maßnahmen gefördert, die bis zum 31. 
Dezember 2023 durchgeführt und ab-
geschlossen werden und die der Schaf-
fung und Inbetriebnahme neuer Betreu-
ungsplätze für Kinder unter drei Jahren 
dienen. Abweichend von Nummer 1.3 
der Verwaltungsvorschriften zu § 44 der 
Landeshaushaltsordnung für Zuwendun-
gen an Gemeinden können im Rahmen 
des Kita-Investitionsprogramms-NRW 
2025 des Landes Nordrhein-Westfalen 
alle Investitionen gefördert werden, 
die ab dem 8. Januar 2019 begonnen 
worden sind.

2.5
Im Rahmen des Investitionsprogramms 
2020 bis 2021 des Bundes (Nummer 
1.1.6) werden Investitionsmaßnahmen 
in Kindertageseinrichtungen gefördert, 
die zwischen dem 1. Januar 2020 und 
dem 31. Dezember 2022 begonnen und 
bis zum 30. Juni 2023 abgeschlossen 
werden und die der Schaffung und 
Inbetriebnahme neuer Betreuungsplätze 
für Kinder bis zum Schuleintritt dienen. 

Darüber hinaus sind Maßnahmen für 
Plätze förderfähig, die ohne Erhaltungs-
maßnahmen wegfallen würden. In der 
Kindertagespflege werden Investitions-
maßnahmen gefördert, die zwischen 
dem 1. Januar 2020 und dem 31. 
Dezember 2022 begonnen und bis zum 
30. Juni 2023 abgeschlossen werden 
und die der Schaffung und Inbetrieb-
nahme neuer Betreuungsplätze für 
Kinder unter drei Jahren dienen.

2.6
Kindertageseinrichtungen

Es können Kindertageseinrichtungen 
berücksichtigt werden, die nach dem 
Kinderbildungsgesetz vom 3. Dezember 
2019 (GV. NRW. S. 894, ber. 2020 S. 
77) in der jeweils geltenden Fassung 
gefördert werden können oder in 
privat-gewerblicher Trägerschaft geführt 
werden.

2.6.1
Gefördert werden

2.6.1.1
mit den U3-Investitionsprogrammen 
die Neu-, Aus- und Umbaumaßnahmen 
einschließlich Ersteinrichtung (ohne 
Grundstückserwerb und Erschließung) 
von geeigneten Räumen aller Arten, die 
der Bildung, Erziehung und Betreuung 
insbesondere von Kindern unter drei 
Jahren (zum Beispiel Gruppenraum, 
Gruppennebenraum, Mehrzweck-
raum, Ruheraum, Bewegungsraum, 
Werkraum, Personalraum, Sanitär- und 
Wickelbereich, Versorgungsküchen-
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bereich, Speiseraum, Abstellräume/-
flächen für Kinderwagen, Räumlichkeit 
für die Arbeit mit Eltern) dienen, sowie 
die Herrichtung und Ausstattung 
des Grundstücks. Sofern im Bestand 
genutzte Räumlichkeiten innerhalb der 
Einrichtung verlagert oder neu errichtet 
werden müssen, dies zwingend durch 
den Kindertageseinrichtungsausbau 
begründet ist und die wirtschaftlichste 
Lösung darstellt, sind die hierfür anfal-
lenden Ausgaben ebenfalls förderfähig.

2.6.1.2
mit dem Ü3-Investitionsprogramm die 
Neu-, Aus- und Umbaumaßnahmen 
einschließlich Ersteinrichtung (ohne 
Grundstückserwerb und Erschließung) 
von geeigneten Räumen aller Arten, die 
der Bildung, Erziehung und Betreuung 
insbesondere von Kindern im Alter von 
drei Jahren bis zum Schuleintritt (zum 
Beispiel Gruppenraum, Gruppenne-
benraum, Mehrzweckraum, Ruheraum, 
Bewegungsraum, Werkraum, Perso-
nalraum, Sanitär- und Wickelbereich, 
Versorgungsküchenbereich, Speiseraum, 
Räumlichkeit für die Arbeit mit Eltern) 
dienen, sowie die Herrichtung und 
Ausstattung des Grundstücks. Sofern 
im Bestand genutzte Räumlichkeiten 
innerhalb der Einrichtung verlagert 
oder neu errichtet werden müssen, 
dies zwingend durch den Kindertages-
einrichtungsausbau begründet ist und 
die wirtschaftlichste Lösung dar- stellt, 
sind die hierfür anfallenden Ausgaben 
ebenfalls förderfähig.

2.6.1.3
a)	 mit dem Investitionsprogramm 2017 
bis 2020 des Bundes, soweit die Maß-
nahmen der
 
Schaffung und Inbetriebnahme neuer 
Betreuungsplätze für Kinder bis zum 
Schuleintritt dienen: Neu-, Aus- und 
Umbaumaßnahmen einschließlich 
Ersteinrichtung (ohne Grundstückser-
werb und Erschließung) von geeigneten 
Räumen aller Arten, die der Bildung, 
Erziehung und Betreuung von Kindern 
bis zum Schuleintritt (zum Beispiel 
Gruppenraum, Gruppennebenraum, 
Mehrzweckraum, Ruheraum, Bewe-
gungsraum, Werkraum, Personalraum, 
Sanitär- und Wickelbereich, Versor-
gungsküchenbereich, Speiseraum, 
Abstellräume/-flächen für Kinderwagen, 
Räumlichkeit für die Arbeit mit Eltern) 
dienen, sowie die Herrichtung und 
Ausstattung des Grundstücks. Sofern 
im Bestand genutzte Räumlichkeiten 
innerhalb der Einrichtung verlagert 
oder neu errichtet werden müssen, dies 
zwingend durch den Kindertagesein-
richtungsausbau begründet ist und die 
wirtschaftlichste Lösung darstellt, sind 
die hierfür anfallenden Ausgaben eben-
falls förderfähig.

b)	 mit dem Investitionsprogramm 2017 
bis 2020 des Bundes Maßnahmen, die 
dem Erhalt von Plätzen für Kinder bis 
zum Schuleintritt dienen, welche ohne 
diese Maßnahmen wegfallen würden. 
Für diese Maßnahmen können bis zu 
25 Prozent der bereitgestellten Mittel 
genutzt werden:
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aa) Neu-, Aus- und Umbaumaßnahmen 
einschließlich Ersatz- und Ergänzungs-
beschaffung (ohne Grundstückserwerb 
und Erschließung) von geeigneten 
Räumen aller Arten, die der Bildung, 
Erziehung und Betreuung von Kin-
dern bis zum Schuleintritt dienen und 
gleichzeitig zur Qualitätsentwicklung 
beitragen (hierzu gehören zum Beispiel 
Verbesserung des Raumprogramms, 
Schaffung zusätzlicher Bewegungsräu-
me, Schaffung und Ausstattung von 
Räumen zur Zubereitung und Einnahme 
von Mahlzeiten (einschließlich Kü-
chenausstattung), Räumlichkeit für die 
Arbeit mit Eltern). Sofern im Bestand 
genutzte Räumlichkeiten innerhalb der 
Einrichtung verlagert oder neu errichtet 
werden müssen, dies zwingend durch 
den Ausbau begründet ist und die wirt-
schaftlichste Lösung darstellt, sind die 
hierfür anfallenden Ausgaben ebenfalls 
förderfähig. In begründeten Einzelfäl-
len kann auch die Ausstattung und 
Herrichtung des Grundstücks gefördert 
werden.

bb) Maßnahmen, die der Wieder-
herstellung oder Sicherstellung eines 
ordnungsgemäßen Zustandes für den 
dauerhaften Betrieb einer Kindertages-
einrichtung dienen und die wirtschaft-
lichste Lösung darstellen, zum Beispiel 
Beseitigung von Schäden, Dachsanie-
rung, energetische Sanierung (Sanie-
rungsmaßnahmen). Dies gilt nicht für 
Mieteinrichtungen.

2.6.1.4
a)	 mit dem Kita-Investitionsprogramm-
NRW 2025 des Landes, soweit die 
Maßnahmen der Schaffung und Inbe-
triebnahme neuer Betreuungsplätze 
für Kinder bis zum Schuleintritt dienen: 
Neu-, Aus- und Umbaumaßnahmen 
einschließlich Ersteinrichtung (ohne 
Grundstückserwerb und Erschließung) 
von geeigneten Räumen aller Arten, die 
der Bildung, Erziehung und Betreuung 
von Kindern bis zum Schuleintritt (zum 
Beispiel Gruppenraum, Gruppenneben- 
raum, Mehrzweckraum, Ruheraum, 
Bewegungsraum, Werkraum, Perso-
nalraum, Sanitär- und Wickelbereich, 
Versorgungsküchenbereich, Speiseraum, 
Abstellräume/-flächen für Kinderwagen, 
Räumlichkeit für die Arbeit mit Eltern) 
dienen, sowie die Herrichtung und 
Ausstattung des Grundstücks. Sofern 
im Bestand genutzte Räumlichkeiten 
innerhalb der Einrichtung verlagert 
oder neu errichtet werden müssen, dies 
zwingend durch den Kindertagesein-
richtungsausbau begründet ist und die 
wirtschaftlichste Lösung darstellt, sind 
die hierfür anfallenden Ausgaben eben-
falls förderfähig.
 
b)	 mit dem Kita-Investitionsprogramm-
NRW 2025 des Landes Maßnahmen, die 
dem Erhalt von Plätzen für Kinder bis 
zum Schuleintritt dienen, welche ohne 
diese Maßnahmen wegfallen würden. 
Für diese Maßnahmen können bis zu 
25 Prozent der bereitgestellten Mittel 
genutzt werden:
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aa) Neu-, Aus- und Umbaumaßnahmen 
einschließlich Ersatz- und Ergänzungs-
beschaffung (ohne Grundstückserwerb 
und Erschließung) von geeigneten 
Räumen aller Arten, die der Bildung, 
Erziehung und Betreuung von Kin-
dern bis zum Schuleintritt dienen und 
gleichzeitig zur Qualitätsentwicklung 
beitragen (hierzu gehören zum Beispiel 
Verbesserung des Raumprogramms, 
Schaffung zusätzlicher Bewegungsräu-
me, Schaffung und Ausstattung von 
Räumen zur Zubereitung und Einnahme 
von Mahlzeiten (einschließlich Kü-
chenausstattung), Räumlichkeit für die 
Arbeit mit Eltern). Sofern im Bestand 
genutzte Räumlichkeiten innerhalb der 
Einrichtung verlagert oder neu errichtet 
werden müssen, dies zwingend durch 
den Ausbau begründet ist und die wirt-
schaftlichste Lösung darstellt, sind die 
hierfür anfallenden Ausgaben ebenfalls 
förderfähig. In begründeten Einzelfäl-
len kann auch die Ausstattung und 
Herrichtung des Grundstücks gefördert 
werden.

bb) Maßnahmen, die der Wieder-
herstellung oder Sicherstellung eines 
ordnungsgemäßen Zustandes für den 
dauerhaften Betrieb einer Kindertages-
einrichtung dienen und die wirtschaft-
lichste Lösung darstellen, zum Beispiel 
Beseitigung von Schäden, Dachsanie-
rung, energetische Sanierung (Sanie-
rungsmaßnahmen). Dies gilt nicht für 
Mieteinrichtungen.

2.6.1.5
a)	 mit dem Investitionsprogramm 
2020 bis 2021 des Bundes, soweit 
die Maßnahmen der Schaffung und 
Inbetriebnahme neuer Betreuungsplätze 
für Kinder bis zum Schuleintritt dienen: 
Neu-, Aus- und Umbaumaßnahmen 
einschließlich Ersteinrichtung (ohne 
Grundstückserwerb und Erschließung) 
von geeigneten Räumen aller Arten, die 
der Bildung, Erziehung und Betreuung 
von Kindern bis zum Schuleintritt (zum 
Beispiel Gruppenraum, Gruppenneben- 
raum, Mehrzweckraum, Ruheraum, 
Bewegungsraum, Werkraum, Perso-
nalraum, Sanitär- und Wickelbereich, 
Versorgungsküchenbereich, Speiseraum, 
Abstellräume/-flächen für Kinderwagen, 
Räumlichkeit für die Arbeit mit Eltern) 
dienen, sowie die Herrichtung und 
Ausstattung des Grundstücks. Sofern 
im Bestand genutzte Räumlichkeiten 
innerhalb der Einrichtung verlagert 
oder neu errichtet werden müssen, dies 
zwingend durch den Kindertagesein-
richtungsausbau begründet ist und die 
wirtschaftlichste Lösung darstellt, sind 
die hierfür anfallenden Ausgaben eben-
falls förderfähig.

b)	 mit dem Investitionsprogramm 2020 
bis 2021 des Bundes Maßnahmen, die 
dem Erhalt von Plätzen für Kinder bis 
zum Schuleintritt dienen, welche ohne 
diese Maßnahmen wegfallen würden. 
Für diese Maßnahmen können bis zu 
25 Prozent der bereitgestellten Mittel 
genutzt werden:

213



aa) Neu-, Aus- und Umbaumaßnahmen 
einschließlich Ersatz- und Ergänzungs-
beschaffung (ohne Grundstückserwerb 
und Erschließung) von geeigneten 
Räumen aller Arten, die der Bildung, 
Erziehung und Betreuung von Kin-
dern bis zum Schuleintritt dienen und 
gleichzeitig zur Qualitätsentwicklung 
beitragen (hierzu gehören zum Beispiel 
Verbesserung des Raumprogramms, 
Schaffung zusätzlicher Bewegungsräu-
me, Schaffung und Ausstattung von 
Räumen zur Zubereitung und Einnahme 
von Mahlzeiten (einschließlich Kü-
chenausstattung), Räumlichkeit für die 
Arbeit mit Eltern). Sofern im Bestand 
genutzte Räumlichkeiten innerhalb der 
Einrichtung verlagert oder neu errichtet 
werden müssen, dies zwingend durch 
den Ausbau begründet ist und die wirt-
schaftlichste Lösung darstellt, sind die 
hierfür anfallenden Ausgaben ebenfalls 
förderfähig. In begründeten Einzelfäl-
len kann auch die Ausstattung und 
Herrichtung des Grundstücks gefördert 
werden.

bb) Maßnahmen, die der Wieder-
herstellung oder Sicherstellung eines 
ordnungsgemäßen Zustandes für den 
dauerhaften Betrieb einer Kindertages-
einrichtung dienen und die wirtschaft-
lichste Lösung darstellen, zum Beispiel 
Beseitigung von Schäden, Dachsanie-
rung, energetische Sanierung (Sanie-
rungsmaßnahmen). Dies gilt nicht für 
Mieteinrichtungen.

2.6.2
Gefördert werden können im Sinne 
der Nummern 2.6.1.1, 2.6.1.2, 2.6.1.3 
Buchstabe a, 2.6.1.4 Buchstabe a und 
2.6.1.5 Buchstabe a auch Ausstattungs-
maßnahmen von geeigneten Räumen 
sowie für die Herrichtung und Ausstat-
tung des Grundstücks (zum Beispiel 
Umbau und/oder Umgestaltung des 
Außengeländes für Lehr-, Lern-, Spiel-, 
Sport- und Aufenthaltszwecke, Spiel-
zeug).

2.7
Kindertagespflege in den Investitions-
programmen

Es kann nur die Kindertagespflege 
durch diejenigen Tagespflegepersonen 
berücksichtigt werden, die durch den 
örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe, einen von ihm Beauftragten 
oder, soweit die fachlichen Vorausset-
zungen entsprechend den Vorschriften 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch – 
Kinder und Jugendhilfe – in der Fassung 
der Bekanntmachung vom
11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), 
das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 4 des 
Gesetzes vom
16. Juni 2021 (BGBl. I S. 1810, 
1818)“geändert worden ist, gegeben 
sind, auch durch einen sonstigen, zum 
Beispiel privat-gewerblichen, Träger 
vermittelt werden oder worden sind.

2.7.1
Gefördert werden investive Maßnahmen 
in der Wohnung der Tagespflegeper-
son oder der Erziehungsberechtigten, 
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die der Herrichtung der Räume für die 
Wahrnehmung des Auftrags nach § 23 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
dienen. Gefördert werden auch die 
Ausstattung der Räume mit Lehr-, Lern- 
und Sportmitteln und mit Spielzeug 
sowie Maßnahmen für die Herrichtung 
und Ausstattung des Grundstücks (zum 
Beispiel Umbau und/oder Umgestaltung 
des Außengeländes für Lehr-, Lern-, 
Spiel-, Sport- und Aufenthaltszwecke).

2.7.2
Gefördert werden investive Maßnahmen 
in anderen geeigneten Räumen gemäß 
§ 22 Absatz 1 Satz 4 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch in Verbindung mit § 
22 Absatz 5 des Kinderbildungsgeset-
zes wie Ausgaben zu investiven Maß-
nahmen nach den Nummern 2.6.1.1, 
2.6.1.3 Buchstabe a, 2.6.1.4 Buchstabe 
a, 2.6.1.5 Buchstabe a und Nummer 
2.6.2, soweit die Maßnahmen der 
Schaffung und Inbetriebnahme neuer 
Betreuungsplätze für Kinder unter drei 
Jahren dienen.

3	 Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger sind Gemein-
den und Gemeindeverbände als Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe (Jugend-
ämter).

4	 Art, Umfang und Höhe der 
Zuwendung

 
4.1
Zuwendungsart: Projektförderung

4.2
Finanzierungsart

4.2.1
Anteilfinanzierung für Maßnahmen 
nach Nummer 2.6 und 2.7.2

4.2.2
Festbetragsfinanzierung für Maßnah-
men nach Nummer 2.7.1

4.3
Form der Zuwendung: Zuweisung

4.4
Bemessungsgrundlagen

4.4.1
Fördersatz für die Anteilfinanzierung

Der Fördersatz beträgt bei Neu-, 
Aus- und Umbaumaßnahmen nach 
Nummern 2.6.1.1, 2.6.1.2, 2.6.1.3 
Buchstabe a und b Doppelbuchstabe 
aa, Nummer 2.6.1.4 Buchstabe a und b 
Doppelbuchstabe aa, Nummer 2.6.1.5 
Buchstabe a und b Doppelbuchstabe 
aa und bei Maßnahmen nach Num-
mer 2.6.2 bis 90 Prozent der nach den 
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit anerkannten Ausgaben, bei 
Sanierungsmaßnahmen nach Nummern 
2.6.1.3 Buchstabe b Doppelbuchstabe 
bb, 2.6.1.4 Buchstabe b Doppelbuchsta-
be bb und 2.6.1.5 Buchstabe b Dop-
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pelbuchstabe bb beträgt der Fördersatz 
bis 70 Prozent. Die zuwendungsfähigen 
Ausgaben sind auf folgende Höchstbe-
träge pro Platz begrenzt:

4.4.1.1
Bei Neubaumaßnahmen inklusive 
Ersteinrichtung sowie der Herrichtung 
und Ausstattung des Grundstücks nach 
Nummern 2.6.1.1, 2.6.1.2, 2.6.1.3 
Buchstabe a, 2.6.1.4 Buchstabe a und
2.6.1.5 Buchstabe a: 33 000 Euro,
bei Neubaumaßnahmen inklusive 
Ersteinrichtung sowie der Herrichtung 
und Ausstattung des Grundstücks nach 
Nummern 2.6.1.3 Buchstabe b Doppel-
buchstabe aa, 2.6.1.4 Buchstabe b Dop-
pelbuchstabe aa und 2.6.1.5 Buchstabe 
b Doppelbuchstabe aa: 9 500 Euro,

4.4.1.2
bei Aus- und Umbaumaßnahmen sowie 
der Herrichtung und Ausstattung des 
Grundstücks nach Nummern 2.6.1.1, 
2.6.1.2, 2.6.1.3 Buchstabe a, 2.6.1.4 
Buchstabe a und 2.6.1.5 Buchstabe a: 
15 000 Euro,
bei Aus- und Umbaumaßnahmen sowie 
der Herrichtung und Ausstattung des 
Grundstücks nach Nummern 2.6.1.3 
Buchstabe b Doppelbuchstabe aa, 
2.6.1.4 Buchstabe b Doppelbuchstabe 
aa und 2.6.1.5 Buchstabe b Doppel-
buchstabe aa: 4 750 Euro,

4.4.1.3
bei Ausstattungsmaßnahmen von 
geeigneten Räumen sowie Herrichtung 
und Ausstattung des Grundstücks nach 
Nummer 2.6.2: 3 500 Euro,

 
4.4.1.4
bei Sanierungsmaßnahmen nach Num-
mer 2.6.1.3 Buchstabe b Doppelbuch-
stabe bb, 2.6.1.4 Buchstabe b Doppel-
buchstabe bb und 2.6.1.5 Buchstabe b 
Doppelbuchstabe bb: 9 500 Euro.

4.4.1.5
Maßnahmen für Räumlichkeiten, die 
von Kindern unter drei Jahren und 
Kindern ab Vollendung des dritten Le-
bensjahres gemeinsam genutzt werden, 
können je nach Zweck der Förderung 
(U3- oder Ü3-Förderung) nur anteilig 
gefördert werden. Der Bemessung ist 
der Anteil der Kinder unter drei Jahren 
und über drei Jahren an der Gesamt-
zahl der Kinder in der Gruppe und bei 
gemeinsamer Nutzung gruppenüber-
greifender Räumlichkeiten an der Ge-
samtzahl der Kinder in der Einrichtung 
zugrunde zu legen, wobei Kinder unter 
drei Jahren in der Regel mit dem Faktor 
2 zu gewichten sind.

4.4.2
Fördersatz für die Festbetragsfinanzie-
rung

Die Pauschale für Maßnahmen nach 
Nummer 2.7.1 beträgt einmalig pro 
Kindertagespflege- stelle 500 Euro pro 
Kind (Höchstbetrag 2 500 Euro).
Wenn mehrere Maßnahmen nicht 
zusammengefasst werden können, gilt 
die Bagatellgrenze der Nummer 1.1 Satz 
2 Verwaltungsvorschriften zu § 44 der 
Landeshaushaltsordnung für Zuwendun-
gen an Gemeinden nicht.
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4.5
Eigenanteil

Elternbeiträge als Ersatz des Eigenanteils 
des Zuwendungsempfängers sind nicht 
zulässig.

5	 Sonstige 
Zuwendungsbestimmungen

Die sonstigen Zuwendungsbestimmun-
gen sind durch Auflagen im Zuwen-
dungsbescheid festzulegen.

5.1
Neubauten und hergerichtete Grund-
stücke nach Nummer 4.4.1.1 müssen 
zwanzig Jahre, Aus- und Umbaumaß-
nahmen nach Nummer 4.4.1.2 zehn 
Jahre, hergerichtete Grundstücke und 
Räume nach Nummer 4.4.1.3 fünf Jah-
re, Sanierungsmaßnahmen nach 4.4.1.4 
zehn Jahre, Sanierungsmaßnahmen 
nach 4.4.1.4, die dinglich zu sichern 
sind, zwanzig Jahre für den Zweck der 
jeweiligen Förderung nach Nummer 2.1 
bis 2.5 (Schaffung und Inbetriebnahme 
zusätzlicher Betreuungsplätze in der 
jeweiligen Kindertageseinrichtung) und 
im Falle des Wegfalls des Bedarfs für 
die öffentliche Kinder- und Jugendhilfe 
genutzt werden.

5.2
Die Zuwendungsempfänger sind 
verpflichtet zu bestätigen, dass die 
Inventarisierung der mit der Zuwendung 

beschafften Gegenstände vorgenom-
men wurde.

5.3
Für das Monitoring sind die Zuwen-
dungsempfänger verpflichtet, die geför-
derten neu geschaffenen beziehungs-
weise erhaltenen Plätze (getrennt nach 
U3- und Ü3-Plätzen) zu bestätigen.
 
5.3.1
Im Rahmen des U3-Investitionspro-
gramms 2015 bis 2018 des Bundes, des 
Investitionsprogramms 2017 bis 2020 
des Bundes, des Kita-Investitionspro-
gramms-NRW 2025 des Landes, des In-
vestitionsprogramms 2020 bis 2021 des 
Bundes und bei Einzelmaßnahmen im 
Rahmen des U3-Investitionsprogramms 
des Landes berichten die Landesjugend-
ämter dem zuständigen Ministerium 
über die Anzahl der neu eingerichteten 
und gesicherten Betreuungsplätze in 
Kindertageseinrichtungen sowie in der 
Kindertagespflege zum 31. Juli eines je-
den Jahres. Es ist zu unterscheiden nach 
solchen Plätzen, die mit Bundesmitteln 
und solchen, die ohne Bundesfinanzie-
rung eingerichtet worden sind.

5.3.2
Im Rahmen des U3-Investitionspro-
gramms 2015 bis 2018 des Bundes, 
des Investitionsprogramms 2017 bis 
2020 des Bundes und des Investitions-
programms 2020 bis 2021 des Bundes 
berichten die Landesjugendämter dem 
zuständigen Ministerium entsprechend 
den in den §§ 16, 23 und 30 des Geset-
zes über Finanzhilfen des Bundes zum 
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Ausbau der Tagesbetreuung für Kinder 
vom 10. Dezember 2008 (BGBl. I S. 
2403, 2407), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I 
S. 2020) geändert worden ist, festgeleg-
ten Berichts- und Monitoringpflichten.

5.3.3
Im Rahmen des U3-Investitionspro-
gramms 2015 bis 2018 des Bundes 
berichten die Landesjugendämter dem 
zuständigen Ministerium bis spätestens 
zum 30. April 2021 (Abschlussbericht) 
über die Anzahl der neu eingerichteten 
und gesicherten Betreuungsplätze in 
Kindertageseinrichtungen sowie in der 
Kindertagespflege.

5.3.4
Im Rahmen des Investitionsprogramms 
2017 bis 2020 des Bundes berichten die 
Landesjugendämter dem zuständigen 
Ministerium bis spätestens zum 31. 
Dezember 2022 (Zwischenbericht) und 
abschließend bis zum 30. Juni 2025 
über die Gesamtzahl der im Land bewil-
ligten und zusätzlich geschaffenen bzw. 
durch Erhaltungsmaßnahmen gesicher-
ten Betreuungsplätze zum Stichtag 30. 
Juni 2023, differenziert nach Plätzen für 
Kinder unter drei Jahren und für Kinder 
ab drei Jahren bis zum Schuleintritt 
(Abschlussbericht).

5.3.5
Im Rahmen des Ü3-Investitionspro-
gramms 2016 bis 2019 des Landes 
berichten die Landesjugendämter dem 
zuständigen Ministerium über die 
Anzahl der neu eingerichteten und 

gesicherten Betreuungsplätze in Kinder-
tageseinrichtungen zum 31. Juli eines 
jeden Jahres. Abschließend berichten 
die Landesjugendämter dem zustän-
digen Ministerium spätestens zum 31. 
Dezember 2023.

5.3.6
Im Rahmen des Kita-Investitionspro-
gramms-NRW 2025 des Landes be-
richten die Landesjugendämter dem 
zuständigen Ministerium über die 
Gesamtzahl der im Land bewilligten 
und zusätzlich geschaffenen bzw. durch 
Erhaltungsmaßnahmen gesicherten Be-
treuungsplätze zum 31. Juli eines jeden 
Jahres (Zwischenberichte). Abschließend 
berichten die Landesjugendämter dem 
zuständigen Ministerium spätestens 
zum 31. Dezember 2025.

5.3.7
Im Rahmen des Investitionsprogramms 
2020 bis 2021 des Bundes berichten die 
Landesjugendämter dem zuständigen 
Ministerium bis spätestens zum 31. 
März 2025 über die Zahl der mit den 
Finanzhilfen im Land zusätzlich geschaf-
fenen Betreuungsplätze, differenziert 
nach neuen und gesicherten Plätzen für 
Kinder unter drei Jahren und Plätzen für 
Kinder ab drei Jahren bis zum Schulein-
tritt (Abschlussbericht).

5.4
Die Zuwendungsempfänger sind ver-
pflichtet, den jeweiligen Zeitpunkt der 
Inbetriebnahme der geförderten Plätze 
zu benennen.
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5.5
Der konkrete Durchführungs- und 
Bewilligungszeitraum wird im Bescheid 
festgesetzt.

5.6
Aus der Bewilligung investiver Mittel 
nach dieser Richtlinie entsteht kein An-
spruch auf Förderung von Folgekosten, 
insbesondere Betriebskosten.

5.7
Weiterleitung

Die Zuwendungsempfänger leiten die 
Zuwendung zur Erfüllung des Zuwen-
dungszwecks gegebenenfalls an die Trä-
ger der unter Nummer 2.6 genannten 
Einrichtungen beziehungsweise der un-
ter Nummer 2.7 genannten Tagespfle-
gepersonen unter Berücksichtigung von 
Nummer 12 der Verwaltungsvorschrif-
ten zu § 44 der Landeshaushaltsord-
nung für Zuwendungen an Gemeinden 
weiter. In den Zuwendungsbescheid ist, 
ab einer Zuwendung in Höhe von 500 
000 Euro, als Auflage eine dingliche 
Sicherung, mindestens nach den Vor-
gaben der Nummer 5.1, aufzunehmen. 
In besonders begründeten Einzelfällen 
kann die Sicherung auch durch eine 
rechtsverbindliche Sicherungserklärung 
seitens des Zuwendungsempfängers 
erfolgen. Diese Erklärung muss zur Si-
cherung des Landesinteresses so gefasst 
sein, dass sie die Sicherung möglicher 
Rückforderungsansprüche des Landes 
vollumfänglich umfasst und gleichwer-
tig zur dinglichen Sicherung ist.

6	 Verfahren

6.1
Bewilligungsbehörde

Bewilligungsbehörden sind die Land-
schaftsverbände Rheinland und Westfa-
len-Lippe als Landesjugendämter.

6.2
Antragsverfahren

6.2.1
Das Jugendamt beantragt unter Beach-
tung des Grundsatzes der Trägerplura-
lität für die Maßnahmen nach Nummer 
2.6 der freien, kommunalen und privat-
gewerblichen Träger der Jugendhilfe 
und für Maßnahmen nach Nummer 2.7 
der Tagespflegepersonen seines Bezirks 
sowie für eigene Vorhaben die För-
dermittel nach dieser Richtlinie bei der 
Bewilligungsbehörde.

6.2.2
Die Anträge zu den Investitionspro-
grammen sind den Landesjugendämtern 
entsprechend der seitens der obersten 
Landesjugendbehörde im Erlasswege 
festgesetzten Termine vorzulegen.
 
Die Landesjugendämter leiten zu den 
ebenfalls im Erlasswege festgesetzten 
Terminen eine Aufstellung der förderfä-
higen Investitionsvorhaben der obersten 
Landesjugendbehörde zu.
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6.2.3
Mit dem Antrag sind die nachfolgenden 
Unterlagen vorzulegen:

a)	 Beschreibung und Konzeption des 
Vorhabens,

b)	 Planungsunterlagen, Bauzeitenplan, 
Grundrisspläne, Grundbuchauszug,

c)	 Kosten- und Finanzierungsplan,

d)	 Organisatorische Konzeption der 
Einrichtung bei Kindertagespflege,

e)	 Bedarfsanerkennung des örtlichen 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe,

f)	 Übersicht über die Zahl der geplan-
ten Plätze im Sinne der Nummer 2,

g)	 Erlaubnis gemäß § 45 oder § 43 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch,

h)	 Bestätigung über Einhaltung von 
Sorgfaltspflichten beim Erhalt der 
Bausubstanz (bei Nummern 2.6.1.3 
Buchstabe b, 2.6.1.4 Buchstabe b und 
2.6.1.5 Buchstabe b) und

i)	 Nachweis über drohenden Wegfall 
von Plätzen (bei Nummern 2.6.1.3 
Buchstabe b, 2.6.1.4 Buchstabe b und 
2.6.1.5 Buchstabe b).

6.3
Mittelabruf

6.3.1
Die Mittel des Investitionsprogramms 
2017 bis 2020 des Bundes können bis 
zum 31. Dezember 2023 abgerufen 
werden.

6.3.2
Die Mittel des Kita-Investitionspro-
gramms-NRW 2025 des Landes können 
bis zum 31. Dezember 2023 abgerufen 
werden.

6.3.3
Die Mittel des Investitionsprogramms 
2020 bis 2021 des Bundes können bis 
zum 31. Dezember 2023 abgerufen 
werden.

6.3.4
Die Mittel der sonstigen Investitionspro-
gramme des Landes können bis zum 31. 
Dezember 2023 abgerufen werden.

6.4
Für die Bewilligung, Auszahlung und 
Abrechnung der Zuwendung sowie 
für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und die gegebenenfalls 
erforderliche Aufhebung des Zuwen-
dungsbescheides und die Rückforde-
rung der gewährten Zuwendung gelten 
die Verwaltungsvorschriften zu § 44 der 
Landeshaushaltsordnung für Zuwendun-
gen an den außergemeindlichen Bereich 
und die Verwaltungsvorschriften zu § 
44 der Landeshaushaltsordnung
für Zuwendungen an Gemeinden, 
soweit nicht in den Förderrichtlinien 
Abweichungen zugelassen worden sind.

220



zusätzliche Plätze in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege

7	 Inkrafttreten, 
Außerkrafttreten, Aufhebung

7.1
Diese Richtlinie tritt am Tag nach der 
Veröffentlichung in Kraft und mit Ablauf 
des 31. Dezember 2025 außer Kraft.

7.2
Der Runderlass des Ministeriums für 
Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integ-
ration „Richtlinie über die Gewährung 
von Zuwendungen für Investitionen für 
zusätzliche Plätze in Kindertageseinrich-
tungen und Kindertagespflege“ vom 
2. April 2019 (MBl. NRW. S. 164) wird 
aufgehoben.
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Verfahrensvereinbarung 
Verfahren der Gewährung und Finanzierung  
von Leistungen zur Förderung von Kindern  
mit (drohender) Behinderung bei Antragstellung  
durch Träger von Kindertageseinrichtungen

Vereinbarung zwischen den Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspflege in 
Westfalen Lippe und dem Landschaftsverband Westfalen - Lippe

in Kraft getreten mit Wirkung vom 01.08.2020

 

 

Präambel

Im Rahmenvertrag nach § 131 SGB IX 
haben sich die Vertragspartner u. a. auf 
eine einheitliche Leistungsbeschreibung 
für die heilpädagogischen Leistungen 
in der Kindertagesbetreuung und auf 
einheitliche Grundsätze zur Vergütung 
verständigt.

In einer hierauf bezogenen Protokoll-
notiz haben der Landschafsverband 
Westfalen-Lippe sowie die Spitzenver-
bände der Freien Wohlfahrtspflege in 
Westfalen-Lippe sich wie folgt verein-
bart:

„Die Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege und der LWL vereinbaren 
ein Verfahren, das eine Antragsstellung 
des Trägers einer Kindertageseinrichtung 

beinhaltet und eine Finanzierung der 
Leistungen für Kinder einschließlich der 
indirekten Leistungen für den Träger 
der Kita, wie im Rahmenvertrag nach 
§ 131 SGB IX (Anlage B.4.1) ermöglicht. 
Die Einzelheiten des Verfahrens werden 
gemeinsam festgelegt. Die Rechte der 
Leistungsberechtigten und die Möglich-
keit der Leistungserbringung auf Basis 
einer Leistungs- und Vergütungsver-
einbarung nach § 131 SGB IX bleiben 
davon unberührt.“

Eine Antragsstellung durch den Träger 
der Kindertageseinrichtungen stellt ein 
im Sinne der Kinder und ihrer Familien 
besonders niedrigschwelliges Verfahren 
dar. Die Erfahrungen mit dem entspre-
chenden Antragsverfahren auf Basis der 
bisherigen Richtlinienförderung durch 
den LWL haben sich insbesondere auch 
unter diesem Gesichtspunkt bewährt. 
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Verfahrensvereinbarung 

Eine Antragsstellung durch die Träger 
der Kindertageseinrichtungen dient 
auch einer frühestmöglichen Planungs-
sicherheit für die Träger - insbesondere 
mit Blick auf die notwendigen personel-
len Ressourcen.

Diesen besonderen Zielen dient die 
Verfahrensvereinbarung.

Die Finanzierung setzt auf den KiBiz-
Pauschalen für den behinderungsbe-
dingten Mehraufwand auf. Durch die 
Leistungen werden die Kitas für die 
Förderung der Kinder mit Behinderung 
insgesamt gestärkt.

Ziel, Art und Inhalt sowie Umfang der 
Leistungen ergeben sich umfassend aus 
dem Landesrahmenvertrag Eingliede-
rungshilfe gem. § 131 SGB IX A.2.1

I Regelungen zur Gewäh-
rung von Leistungen zur 
Förderung von Kindern 
mit Behinderung in Kin-
dertageseinrichtungen bei 
Antragstellung durch den 
Träger einer Kindertages-
einrichtung

1. Grundlagen

a)	 Der Landschaftsverband West-
falen-Lippe ist zuständig für die 
Leistungen der Eingliederungshil-
fe zur Förderung von Kindern mit 
wesentlicher (drohender) Behin-
derung in Kindertageseinrichtun-
gen.

b)	 Ziel, Art und Inhalt sowie Um-
fang der Leistungen ergeben sich 
umfassend aus dem Landesrah-
menvertrag Eingliederungshilfe 
gemäß § 131 SGB IX. 

c)	 Die für die heilpädagogischen 
Leistungen in Kindertageseinrich-
tungen wesentlichen Regelungen 
des Landesrahmenvertrags in 
der jeweils gültigen Fassung sind 
dieser Vereinbarung beigefügt 
(Anlage).

d)	 Diese Vereinbarung gilt nicht für 
heilpädagogische Kindertagesein-
richtungen.
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2. Antragstellung

a)	 Anträge auf Gewährung der 
Leistungen sind vom Träger einer 
Kindertageseinrichtung über das 
örtliche Jugendamt beim LWL zu 
stellen.

b)	 Das Jugendamt nimmt insbe-
sondere dazu Stellung, ob und 
inwieweit die Rahmenbedin-
gungen der Förderung mit der 
Jugendhilfeplanung in Einklang 
stehen. Dies bezieht sich insbe-
sondere auf die Frage, ob eine 
Gruppenstärkeabsenkung in der 
Kindertageseinrichtung möglich 
ist.

3. Antragsunterlagen

a)	 Zur Antragstellung gehören die 
(amts-)ärztliche Stellungnah-
me, soweit vorhanden weitere 
diagnostische Unterlagen wie 
z.B. die Eingangsdiagnostik einer 
Frühförderstelle, die Teilhabe- 
und Förderplanung der Kinder-
tageseinrichtung, die Stellung-
nahme des Jugendamtes und 
die Einverständniserklärung der 
Personensorgeberechtigten.

b)	 Bei der erstmaligen Antragstel-
lung ist eine inklusionspädagogi-
sche Konzeption vorzulegen, die 
Bestandteil der Einrichtungskon-
zeption ist.

4.Teilhabe- und 
Förderplanungen

a)	 In der Teilhabe- und Förderpla-
nung wird der Förderbedarf des 
Kindes beschrieben. Darüber 
hinaus werden – orientiert am 
bio-psycho-sozialen Modell der 
ICF – die Teilhabeeinschränkun-
gen des Kindes in der Kinderta-
geseinrichtung sowie Barrieren 
und Förderfaktoren benannt. 
Anhand von Zielen und Maßnah-
men soll beschrieben werden wie 
Teilhabe und soziale Einbindung 
des Kindes und der Abbau von 
Barrieren in der Kindertagesein-
richtung erreicht und gesichert 
werden soll.

b)	 Die Teilhabe- und Förderplanung 
wird dem Antrag beigefügt.

c)	 Die Teilhabe- und Förderplanung 
wird regelmäßig, mindestens 
einmal pro Kindergartenjahr 
fortgeschrieben. Sie dient als 
Grundlage für regelmäßig 
stattfindende Gespräche mit den 
Erziehungsberechtigten. Der LWL 
kann im Einzelfall einen Bericht 
anfordern.

5. Fahrtkosten

Der LWL kann in begründeten Einzelfäl-
len Fahrtkosten in angemessener Höhe 
übernehmen, insbesondere wenn den 
Erziehungsberechtigten die Beförderung 
aus behinderungsbedingten Gründen 
nicht zumutbar ist.
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II Regelungen zur Finanzie-
rung von Leistungen von 
Kindern mit Behinderung

1. Fachliche Anforderungen

a)	 Die Kindertageseinrichtung stellt 
sicher, dass die Förderung von 
Kindern mit Behinderung für den 
Zeitraum der Leistungszusage 
gewährleistet ist. Ein Wechsel 
der Einrichtung ist möglichst 
zu vermeiden. Sollte sich ab-
zeichnen, dass die Betreuung 
und Förderung nicht mit der 
notwendigen Qualität sicherge-
stellt oder eine weitere Betreu-
ung aus anderen Gründen ggf. 
nicht fortgeführt werden kann, 
hat die Kindertageseinrichtung 
umgehend eine externe Fach-
beratung hinzuzuziehen sowie 
die Erziehungsberechtigten und 
den LWL zu informieren. Dies gilt 
insbesondere bevor bestehende 
Betreuungsverträge gekündigt 
werden. Die Fachberatung gibt 
eine Stellungnahme ab.

b)	 Die Aufgaben der Kindertages-
einrichtung insbesondere die För-
derung von Kindern mit Behinde-
rung sind auf der Grundlage der 
kommunalen Jugendhilfeplanung 
wahrzunehmen.

c)	 Die Kindertageseinrichtung 
verfügt über eine inklusionspä-
dagogische Konzeption, in der 
dargestellt ist, mit welchen Zielen 
und Maßnahmen die Förderung 
von Kindern mit (drohender) 

Behinderung erfolgt und wie 
die Zusammenarbeit mit den 
Erziehungsberechtigten, die 
Kooperation mit anderen Kinder-
tageseinrichtungen, mit anderen 
Institutionen der Kinder- und 
Jugendhilfe sowie der Behinder-
tenhilfe und der Übergang zur 
Schule gestaltet wird.

d)	 Die Gruppenstärke nach den 
Regelungen des Gesetzes zur 
frühen Bildung und Förderung 
von Kindern (Kinderbildungsge-
setz-KiBiz) des Landes NRW in 
der jeweils gültigen Fassung wird 
nicht überschritten.

2. Nachweis über die 
Erbringung der Leistungen 
und die zweckentsprechende 
Verwendung der 
Leistungspauschalen

a)	 Der Träger der Kindertagesein-
richtung erklärt gegenüber dem 
LWL die den Bestimmungen des 
Leistungsbescheides zweckent-
sprechende Verwendung der 
LWL-Leistungen.

b)	 Eine festgestellte Überzahlung 
kann zurückgefordert werden. 
Überzahlungen können sich 
insbesondere ergeben aus:

• 	 der späteren Aufnahme oder 
dem früheren Ausscheiden 
eines geförderten Kindes,

• 	 dem späteren Einsatz der Zu-
satzkraft nach Bekanntgabe 
des Zuwendungsbescheides,
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• 	 der fehlenden Qualifikation 
von zusätzlichen Fachkräften,

• 	 der Unterschreitung des 
notwendigen Beschäftigungs-
umfangs von zusätzlichen 
Kräften,

• 	 einer nicht ausreichenden Ab-
senkung der Gruppenstärke,

• 	 einer nicht zweckentspre-
chenden Verwendung von 
LWL-Leistungen.

	 Beim vorzeitigen Ausscheiden 
von zusätzlichen Fachkräften 
ist wie folgt zu verfahren: die 
Rückzahlungspflicht des Trägers 
entsteht grundsätzlich mit dem 
Ende der Lohnfortzahlung, es 
sei denn, dass eine Ersatzkraft 
eingestellt wird

	 Zahlungswirksame Veränderun-
gen im laufenden Kindergarten-
jahr sollen bei einer weiteren 
Finanzierung mit weiteren 
Leistungen für die Kindertages-
einrichtung verrechnet werden. 
Zinsen für angefallene Überzah-
lungen werden hierbei nicht er-
hoben. Sofern eine Verrechnung 
nicht möglich ist, erfolgt eine 
Rückforderung. 

c)	 Der Nachweis beinhaltet 
•	 eine Erklärung über den 

Einsatz der im Landesrah-
menvertrag vereinbarten 
Fachkraftstunden bzw. über 
die Reduzierung der Grup-
penstärke,

•	 eine Vereinbarung mit einem 
Spitzenverband, aus der her-

vorgeht, dass die Leistung der 
Fachberatung vom Spitzen-
verband angeboten wird und 
der in der Leistungspauschale 
enthaltene Zuschlag für Fach-
beratung an den Spitzenver-
band weitergeleitet wird, 

•	 eine Dokumentation über in 
Anspruch genommene Fach-
beratung im Falle einer ggf. 
gefährdeten Fortführung der 
Betreuung eines Kindes in der 
Einrichtung

•	 eine Darstellung von, Quali-
fizierungs- und Supervisions-
maßnahmen und Aktivitäten 
des Fallmanagements (als 
Grundlage für einen Quali-
tätsdialog).
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III.Verwaltungsverfahren

1.	 Für die Beantragung von Leistun-
gen und für den Nachweis der 
Erbringung der Leistungen und 
die zweckentsprechende Verwen-
dung der Leistungspauschalen 
sind die dazu vom LWL vorgege-
benen Formulare zu benutzen.

2.	 Nach Feststellung der Leistungs-
voraussetzungen (Zugehörig-
keit zum leistungsberechtigten 
Personenkreis, eingliederungs-
hilferechtlicher Bedarf, Sicher-
stellung der bedarfsgerechten 
Förderung) gewährt der LWL die 
Leistungspauschalen in Form ei-
nes Leistungsbescheides, in dem 
der Leistungszeitraum festgelegt 
wird; dieser reicht in der Regel 
bis zum Eintritt in die Schule.

3.	 Die Leistungspauschale kann 
im Falle der Nichteinhaltung 
von Voraussetzungen auch mit 
Wirkung für die Vergangenheit 
widerrufen werden. Eine nicht 
zweckentsprechende Verwen-
dung berechtigt den LWL zur 
Rückforderung der Leistungspau-
schale. Dies gilt insbesondere, 
wenn der Träger nach Bekannt-
gabe des Leistungsescheides 
der Kindertageseinrichtung kein 
Zusatzpersonal beschäftigt oder 
die Gruppenstärke nicht absenkt. 
Dabei gelten insbesondere die 
Regelungen, die in Anlage B.4 
des Landesrahmenvertrages nach 
§ 131 SGB IX vereinbart sind.

4.	 Wirtschaftlichkeitsprüfungen er-
schöpfen sich regelmäßig in der 
Prüfung der zweckentsprechen-
den Mittelverwendung. Ergän-
zend zu den (ab 2020 durch das 
KiBiz finanzierten) Qualitätsent-
wicklungsmaßnahmen des Trä-
gers werden anlassbezogen bzw. 
anlassunabhängig Gespräche 
und Maßnahmen zur Qualitäts-
entwicklung durchgeführt.

IV. weitere Vereinbarungen

Die Rechte der Leistungsberechtigten 
und die Möglichkeit der Leistungser-
bringung auf der Basis einer Leistungs- 
und Vergütungsvereinbarung bleiben 
unberührt.

V. Kündigung

Die Vereinbarung kann zum 31.07. mit 
Wirkung zum 31.07. des Folgejahres 
schriftlich gekündigt werden. Jeder Spit-
zenverband der Freien Wohlfahrtspflege 
kann die Vereinbarungeinzeln kündigen.

VI. Inkrafttreten

Die Verfahrensvereinbarung tritt am 
01.08.2020 in Kraft. Sie hat zunächst 
eine Geltungsdauer von fünf Jahren, 
also bis zum 31.07.2025. Freie Wohl-
fahrtspflege und der LWL werden im 
Rahmen der Evaluierung des Landesrah-
menvertrags auch diese Verfahrensver-
einbarung überprüfen. Außerdem findet 
einmal jährlich eine Bewertung im AK 
Kinder mit Behinderung beim LWL statt.
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Anlage Vergütungsregelungen
Anlage zum Rahmenvertrag nach § 131 SGB IX Nordrhein-Westfalen.  
Auszug: für Kindertageseinrichtungen relevante Bestandteile

 
Stand: 09.12.2020

 

 

Anlage B 
Ermittlung der Vergütung

B.4  
Vergütung von Leistungen 
für Kinder und Jugendliche

1. 	 Heilpädagogische Leistungen 
in Kindertageseinrichtungen

Alle Leistungen werden durch trägerei-
genes Personal erbracht. Dadurch wird 
sichergestellt, dass das eingesetzte Per-
sonal der Weisungsbefugnis des Trägers 
unterliegt.

Die heilpädagogischen Leistungen in 
Kindertageseinrichtungen werden durch 
Vergütungen nach SGB IX unter Anrech-
nung von erhöhten KiBiz-Pauschalen für 

den behinderungsbedingten Mehrauf-
wand finanziert.

Die zuständigen Leistungsträger und die 
Spitzenverbände der LAG Freie Wohl-
fahrtspflege vereinbaren landeseinheit-
liche Pauschalen. Diese werden bilateral 
zwischen den zuständigen Leistungs-
trägern und den jeweiligen Leistungs-
erbringern vereinbart und münden in 
einer Leistungs- und Vergütungsverein-
barung.

Dazu kann der Leistungserbringer 
zwischen zwei Modellen wählen; die 
Finanzierung erfolgt nach landeseinheit-
lichen Pauschalen:

- 	 Bei dem Modell der Gruppenstär-
kenabsenkung wird die Gruppen-
stärke pro Kind mit Behinderung 
um einen Platz abgesenkt. Der 
gemäß Anlage 1 zu § 19 KiBiz 
erforderliche Personalschlüs-

Der vollständige Landesrahmenvertrag  
und alle Anhänge:  
https://www.lwl-inklusionsamt- 
soziale-teilhabe.de/de/ 
informationen-fur-fachleute/ 
landesrahmenvertraege/ 
landesrahmenvertrag-131-sgb-ix/
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sel bleibt jedoch unverändert. 
Deshalb ist die 3,5-fache KiBiz-
Pauschale gemäß § 19 KiBiz 
(einschließlich des Trägeranteils) 
einzusetzen. Die Differenz zu 
dem durch die Basisleistung I 
erforderlichen Personalschlüssel 
wird durch den Landschaftsver-
band finanziert.

- 	 Im Modell Zusatzkraft bleibt die 
Gruppenstärke gemäß Anlage 
1 zu § 19 KiBiz unverändert; 
die zusätzlichen Fachkräfte zur 
Betreuung der innerhalb die-
ser Gruppenstärke betreuten 
Kinder mit Behinderung werden 
durch den Landschaftsverband 
finanziert. Die 2,5-fache KiBiz-
Pauschale gemäß Anlage 1 zu 
§ 19 KiBiz ist (einschließlich des 
Trägeranteils) anzurechnen.

Die Bestandteile der landeseinheitlichen 
Pauschale sind im Einzelnen:

a) Basisleistung I

	 direkte Leistungen

	 Personalkosten:
	 Eingruppierung von Fachkräften 

gem. Rahmenleistungsbeschreibung 
nach TVöD SuE

	 Fortbildung, Supervision:

	 angemessener Zuschlag auf die Per-
sonalaufwendungen

	 indirekte Leistungen

	 Fallmanagement:  
angemessener Zuschlag auf die Per-
sonalaufwendungen

	 Trägeranteil KiBiz: 
	 angemessener Zuschlag je Kind

	 Fachberatung1: 
angemessener Zuschlag je Kind auf 
die Personalaufwendungen

	 b) Individuelle heilpädagogische 	
Leistungen in der Gruppe

direkte Leistungen

Personalkosten: 
	 Eingruppierung von Fachkräften 

gem. Rahmenleistungsbeschreibung 
nach TVöD SuE

	 Fortbildung, Supervision:  
angemessener Zuschlag auf die Per-
sonalaufwendungen

1	Für die Leistung der Fachberatung muss der Trä-
ger der Kindertageseinrichtung eine entsprechende 
Vereinbarung mit einem Spitzenverband nachwei-
sen, aus der hervorgeht, dass die Leistung vom 
Spitzenverband angeboten wird und der Zuschlag 
an den Spitzenverband weitergeleitet wird.

Der vollständige Landesrahmenvertrag  
und alle Anhänge:  
https://www.lwl-inklusionsamt- 
soziale-teilhabe.de/de/ 
informationen-fur-fachleute/ 
landesrahmenvertraege/ 
landesrahmenvertrag-131-sgb-ix/
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	 c) Individuelle heilpädagogische 
Leistungen „face to face“ durch 
eine Fachkraft

	 direkte Leistungen

	 Personalkosten: 
	 Eingruppierung von Fachkräften 

gem. Rahmenleistungsbeschreibung 
nach TVöD SuE

	 Fortbildung, Supervision:
	 angemessener Zuschlag auf die 

Personalaufwendungen

	 d) Individuelle heilpädagogische 
Leistungen „face to face“ durch 
eine Nicht-Fachkraft

	 direkte Leistungen

	 Personalkosten: 
	 Eingruppierung von Nicht-Fachkräf-

ten gem. Rahmenleistungsbeschrei-
bung nach TVöD

	 Fortbildung, Supervision 
	 angemessener Zuschlag auf die 

Personalaufwendungen

	 Die im Anhang „Herleitung der 
landeseinheitlichen Basisleistung 
I“ und „Herleitung der individuel-
len Leistung“ (Anhang zu Ziffer 1) 
vereinbarten Richtwerte für durch-
schnittliche Personalkosten und die 
hinterlegten Werte für die indirekten 
Leistungen gelten grundsätzlich für 
alle Träger von Kindertageseinrich-

tungen, unabhängig von den tat-
sächlich verwendeten Tarifverträgen.

	 Sofern zu Einzelverhandlungen 
aufgerufen wird, ist dies immer auf 
alle dem Träger angeschlossenen 
Kindertageseinrichtungen zu bezie-
hen. Dabei werden grundsätzlich die 
im Anhang zu Ziffer 1 aufgeführten 
Positionen

	 Fachberatung
	 Trägeranteil
	 Fallmanagement 
			   1. Kind 0,75 Stunden
			   2. Kind 0,75 Stunden
	 ab dem	 3. Kind 0,5 Stunden

	 mit den jeweiligen Pauschalen 
bzw. ausgewiesenen Prozentzahlen 
zugrunde gelegt. Im Übrigen gelten 
die Regelungen gemäß Teil A.4 und 
Anlage A.2.1, Ziffer 6 (Rahmen-
leistungsbeschreibung). In diesem 
Zusammenhang werden alle oben 
aufgeführten Tatbestände einbezo-
gen.

	
Die heilpädagogischen Leistungen in 
Kombination mit pädagogischen Leis-
tungen in Tageseinrichtungen für Kinder 
setzen auf den Regelleistungen der 
Kindertageseinrichtungen auf, die als 
Maßnahme der Kindertagesbetreuung 
in den §§ 22, 23, 24, 45 ff. SGB VIII und 
in den entsprechenden Ausführungs-
gesetzen des Landes NRW geregelt 
sind. Diese Regelleistungen werden für 
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Kinder mit und ohne Behinderung glei-
chermaßen gewährt. Sie werden gemäß 
den Regelungen des KiBiz finanziert. Bei 
einer Veränderung der KiBiz-Pauschalen 
für Kinder mit (drohender) Behinde-
rung wird die Vergütung angepasst. Im 
Übrigen können gesetzliche Änderun-
gen nach gemeinsamer Bewertung zu 
einer Anpassung der in Rede stehenden 
Finanzierungsaspekte führen.

	 Ergänzende Regelungen zur 
Finanzierung

a) 	Wenn zu Beginn des Bewilligungs-
zeitraumes die geforderten zusätz-
lichen Fachkraftstunden noch nicht 
eingerichtet werden konnten, kann 
im ersten Monat ab Beginn des 
Bewilligungszeitraumes die Pauscha-
le für die Basisleistung auch für alle 
anderen Leistungsinhalte verwendet 
werden, insbesondere für die Kosten 
der Fortbildung von Beschäftigten, 
Supervision, für Fachberatung und 
das Fallmanagement.

b) 	Eine krankheitsbedingte Nichtinan-
spruchnahme des Betreuungsvertra-
ges führt nicht zu einer anteiligen 
Kürzung der Pauschale für die 
Basisleistung.

c) 	 War die Beendigung des Betreu-
ungsvertrages nicht vorhersehbar, 
wird grundsätzlich die Pauschale 
für die Basisleistung längstens bis 

zum Ende des Kindergartenjahres 
weitergezahlt, sofern für die nicht 
kündbare Zusatzkraft nachweislich 
auch eine Vergütung gezahlt wurde.

d) 	Nimmt ein Kind den Platz in einer 
Einrichtung nach dem Betreuungs-
vertrag nicht während des gesamten 
Kindergartenjahres in Anspruch, 
vermindert sich die Pauschale für 
die Basisleistung I anteilig für jeden 
nicht in Anspruch genommenen vol-
len Kalendermonat um ein Zwölftel. 
Gleiches gilt, wenn die zusätzliche 
Fachkraft infolge Beendigung des 
Vertragsverhältnisses oder z.B. 
wegen Krankheit oder Beschäfti-
gungsverbot länger als sechs Wo-
chen für ihre Arbeitsleistung nicht 
mehr zur Verfügung steht. War das 
Ausscheiden oder der Ausfall der 
Zusatzkraft nicht vorhersehbar, wird 
grundsätzlich die Zuwendung für die 
Zeit von bis zu drei Monaten weiter 
gewährt, wenn für diese Zusatzkraft 
nachweislich auch eine Vergütung 
gezahlt wurde.

e) 	Nimmt ein Kind den Platz nach dem 
Betreuungsvertrag oder die bewil-
ligte individuelle heilpädagogische 
Leistung nicht während des gesam-
ten Kindergartenjahres in Anspruch, 
vermindert sich die Vergütung 
anteilig für jeden nicht in Anspruch 
genommenen Kalendermonat um 
ein Zwölftel.
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f) 	 Sofern die individuelle heilpädagogi-
sche Leistung durch Krankheit (Kind 
oder Kraft) nicht erbracht werden 
konnte, führt dies nicht zu einer an-
teiligen Kürzung der abrechenbaren 
Leistung. Ist die (Fach-)Kraft länger 
als sechs Wochen erkrankt, wird 
ab diesem Zeitpunkt die Leistung 
gekürzt, es sei denn zwischenzeitlich 
konnte eine entsprechend qualifi-
zierte Vertretung sichergestellt wer-
den, die nicht anderweitig finanziert 
ist.

g) 	War die Beendigung des Betreu-
ungsvertrages nicht vorhersehbar, 
wird grundsätzlich die individuelle 
heilpädagogische Leistung im be-
willigtem Umfang längstens für drei 
Monate weitergezahlt, sofern für die 
nicht kündbare (Fach-)Kraft nach-
weislich auch eine Vergütung ge-
zahlt wurde und diese Person nicht 
in einem anderen Bereich eingesetzt 
werden konnte.

h) 	Sofern eine Fachkraft für individuelle 
heilpädagogische Leistungen (Grup-
pe oder „face to face“) bewilligt 
wurde und diese nachweislich nicht 
eingestellt werden kann, kann der 
Leistungserbringer mit Zustimmung 
des Trägers der Eingliederungshilfe 
auch geeignete Nicht-Fachkräfte ein-
setzen. Diese werden dann zu den 
im Landesrahmenvertrag ausgewie-
senen Konditionen als Nicht-Fach-
kräfte finanziert. Diese Regelung 
gilt befristet bis zum 31.07.2025. 

Danach müssen bei entsprechenden 
Bewilligungen auch die Personen 
mit den Qualifikationen nach diesem 
Vertrag eingestellt werden.
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Drittes Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes; Gesetz zur 
Förderung der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- 
und Jugendschutzes

Kinder- und Jugendförderungsgesetz
(3. AG-KJHG - KJFöG)

Vom 12.10.2004 (GV. NRW. 2004, 572), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
26.02.2019 (GV. NRW. S. 151), in Kraft getreten mit Wirkung vom 13.03.2019
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Allgemeine Vorschriften

§ 1 	 Regelungsbereich

Mit diesem Gesetz werden die Grund-
lagen für die Ausführung der in den 
§§ 11 - 14 SGB VIII beschriebenen 
Handlungsfelder der Jugendarbeit, der 
Jugendsozialarbeit und des erziehe-
rischen Kinder- und Jugendschutzes 
geschaffen. Es regelt insbesondere die 
erforderlichen Rahmenbedingungen für 
die inhaltliche und finanzielle Ausgestal-
tung dieser Bereiche sowie die Eigen-
ständigkeit dieser Handlungsfelder im 
Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe.

§ 2 	 Grundsätze

(1) Die Kinder- und Jugendarbeit soll 
durch geeignete Angebote die indi-
viduelle, soziale und kulturelle Ent-
wicklung junger Menschen unter Be-
rücksichtigung ihrer Interessen und 
Bedürfnisse fördern. Sie soll dazu 
beitragen, Kindern und Jugendli-
chen die Fähigkeit zu solidarischem 
Miteinander, zu selbst bestimmter 
Lebensführung, zu ökologischem 
Bewusstsein und zu nachhaltigem 
umweltbewusstem Handeln zu 
vermitteln. Darüber hinaus soll sie 
zu eigenverantwortlichem Handeln, 
zu gesellschaftlicher Mitwirkung, zu 
demokratischer Teilhabe, zur Ausein-
andersetzung mit friedlichen Mitteln 
und zu Toleranz gegenüber verschie-
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denen Weltanschauungen, Kulturen 
und Lebensformen befähigen.

(2) Jugendsozialarbeit soll insbesondere 
dazu beitragen, individuelle und 
gesellschaftliche Benachteiligungen 
durch besondere sozialpädagogische 
Maßnahmen auszugleichen. Sie 
bietet jungen Menschen vor allem 
durch Hilfen in der Schule und in der 
Übergangsphase von der Schule zum 
Beruf spezifische Förderangebote 
sowie präventive Angebote zur Stär-
kung der Persönlichkeitsentwicklung 
und zur Berufsfähigkeit.

(3) Erzieherischer Kinder- und Jugend-
schutz soll junge Menschen und ihre 
Familien über Risiko- und Gefähr-
dungssituationen informieren und 
aufklären, zur Auseinandersetzung 
mit ihren Ursachen beitragen und 
die Fähigkeit zu selbstverantworte-
ten Konfliktlösungen stärken. Dabei 
sollen auch die Ziele und Aufgaben 
des Kinder- und Jugendmedien-
schutzes einbezogen werden.

§ 3 	 Zielgruppen, Berücksichtigung 
besonderer Lebenslagen

(1) Angebote und Maßnahmen in den 
Handlungsfeldern dieses Gesetzes 
richten sich vor allem an alle jungen 
Menschen im Alter vom 6. bis zum 
21. Lebensjahr. Darüber hinaus sol-
len bei besonderen Angeboten und 
Maßnahmen auch junge Menschen 
bis zum 27. Lebensjahr einbezogen 
werden.

(2) Die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe sollen darauf hinwirken, dass 

sie die besonderen Belange von 
Kindern und Jugendlichen in be-
nachteiligten Lebenswelten und von 
jungen Menschen mit Migrations-
hintergrund sowie jungen Menschen 
mit Behinderung berücksichtigen. 
Darüber hinaus sollen die Angebote 
und Maßnahmen dazu beitragen, 
Kinder und Jugendliche vor Vernach-
lässigung, Gewalt und sexuellem 
Missbrauch zu schützen und jungen 
Menschen mit Behinderungen den 
Zugang zur Jugendarbeit zu ermög-
lichen.

§ 4 	 Förderung von Mädchen 
und Jungen / Geschlechter- 
differenzierte Kinder- und 
Jugendarbeit

Bei der Ausgestaltung der Angebote 
haben die Träger der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe die Gleichstellung 
von Mädchen und Jungen als durchgän-
giges Leitprinzip zu beachten (Gender 
Mainstreaming). Dabei sollen sie 
-	 die geschlechtsspezifischen Belange 

von Mädchen und Jungen berück-
sichtigen,

-	 zur Verbesserung ihrer Lebenslagen 
und zum Abbau geschlechtsspe-
zifischer Benachteiligungen und 
Rollenzuschreibungen beitragen,

-	 die gleichberechtigte Teilhabe und 
Ansprache von Mädchen und Jun-
gen ermöglichen und sie zu einer 
konstruktiven Konfliktbearbeitung 
befähigen,

-	 unterschiedliche Lebensentwürfe, 
sexuelle Orientierungen und ge-
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schlechtliche Identitäten als gleich-
berechtigt anerkennen.

§ 5 	 Interkulturelle Bildung

Die Kinder- und Jugendarbeit, die Ju-
gendsozialarbeit und der erzieherische 
Kinder- und Jugendschutz sollen in ihrer 
inhaltlichen Ausrichtung den fachlichen 
und gesellschaftlichen Ansprüchen einer 
auf Toleranz, gegenseitiger Achtung, 
Demokratie und Gewaltfreiheit orien-
tierten Erziehung und Bildung entspre-
chen. Sie sollen die Fähigkeit junger 
Menschen zur Akzeptanz anderer 
Kulturen und zu gegenseitiger Achtung 
fördern. 

§ 6 	 Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe haben dafür Sorge zu tragen, 
dass Kinder und Jugendliche ent-
sprechend ihrem Entwicklungsstand 
in den sie betreffenden Angelegen-
heiten rechtzeitig, in geeigneter 
Form und möglichst umfassend 
unterrichtet sowie auf ihre Rechte 
hingewiesen werden. Zur Förderung 
der Wahrnehmung ihrer Rechte sol-
len bei den Trägern der öffentlichen 
Jugendhilfe geeignete Ansprechpart-
ner zur Verfügung stehen. 

(2) Kinder und Jugendliche sollen an 
allen ihre Interessen berührenden 
Planungen, Entscheidungen und 
Maßnahmen, insbesondere bei der 
Wohnumfeld- und Verkehrsplanung, 
der bedarfsgerechten Anlage und 

Unterhaltung von Spielflächen sowie 
der baulichen Ausgestaltung öffent-
licher Einrichtungen in angemesse-
ner Weise beteiligt werden. 

(3) Das Land soll im Rahmen seiner Pla-
nungen, soweit Belange von Kindern 
und Jugendlichen berührt sind, ins-
besondere aber bei der Gestaltung 
des Kinder- und Jugendförderplans, 
Kinder und Jugendliche im Rahmen 
seiner Möglichkeiten hören. 

(4) Bei der Gestaltung der Angebote 
nach § 10 Abs. 1 Nrn. 1 bis 9 sollen 
die öffentlichen und freien Träger 
und andere nach diesem Gesetz 
geförderte Einrichtungen und An-
gebote die besonderen Belange der 
Kinder und Jugendlichen berücksich-
tigen. Hierzu soll diesen ein Mitspra-
cherecht eingeräumt werden. 

§ 7 	 Zusammenarbeit von 
Jugendhilfe und Schule 

(1) Die örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe und die Träger der freien 
Jugendhilfe sollen bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben mit den Schulen 
zusammenwirken. Sie sollen sich 
insbesondere bei schulbezogenen 
Angeboten der Jugendhilfe abstim-
men.

(2) Die örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe fördern das Zusammen-
wirken durch die Einrichtung der 
erforderlichen Strukturen. Dabei 
sollen sie diese so gestalten, dass 
eine sozialräumliche pädagogische 
Arbeit gefördert wird und die Be-
teiligung der in diesem Sozialraum 
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bestehenden Schulen und anerkann-
ten Trägern der freien Jugendhilfe 
gesichert ist.

(3) Die örtlichen Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe wirken darauf hin, 
dass im Rahmen einer integrierten 
Jugendhilfe- und Schulentwicklungs-
planung ein zwischen allen Betei-
ligten abgestimmtes Konzept über 
Schwerpunkte und Bereiche des 
Zusammenwirkens und über Umset-
zungsschritte entwickelt wird.

II. Planungsverantwortung 

§ 8 	 Kinder- und Jugendarbeit, 
Jugendsozialarbeit sowie 
erzieherischer Kinder- 
und Jugendschutz in der 
Jugendhilfeplanung

(1) Jugendhilfeplanung im Sinne des 
§ 80 SGB VIII ist eine ständige Auf-
gabe des örtlichen Trägers der öf-
fentlichen Jugendhilfe. Sie stützt sich 
auf die Erfassung der Wünsche, Inte-
ressen und Bedürfnisse von Kindern, 
Jugendlichen und ihren Familien und 
soll so gestaltet werden, dass sie 
flexibel auf neue Entwicklungen in 
deren Lebenslagen reagieren und die 
Arbeitsansätze sowie die finanzielle 
Ausgestaltung auf diese Entwicklun-
gen abstellen kann.

(2) Vor der Entscheidung über Ausstat-
tung und Förderung der Kinder- und 
Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit 
und des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes haben die örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

im Rahmen ihrer Planungs- und 
Gewährleistungsverpflichtung nach 
den §§ 79 , 80 SGB VIII jeweils den 
Bestand und den Bedarf an Einrich-
tungen, Diensten und Veranstal-
tungen sowie Fachkräften in den 
in diesem Gesetz beschriebenen 
Förderbereichen zu ermitteln und 
die für die Umsetzung notwendigen 
Maßnahmen festzulegen.

(3) Die Jugendhilfeplanung soll mit den 
Zielen anderer Planungsbereiche der 
Kommunen abgestimmt werden, 
soweit diese sich auf die Lebenssi-
tuation von Kindern und Jugendli-
chen beziehen. Hierbei haben die 
örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe darauf hinzuwirken, 
dass die Interessen und Bedürfnisse 
von Kindern und Jugendlichen in die 
Planungen einfließen.

(4) An der Jugendhilfeplanung sind 
die anerkannten Träger der frei-
en Jugendhilfe von Anfang an zu 
beteiligen. Sie sind über Inhalt, Ziele 
und Verfahren umfassend zu unter-
richten. Auf der Grundlage part-
nerschaftlichen Zusammenwirkens 
sollen geeignete Beteiligungsformen 
entwickelt werden. 

§ 9 	 Kinder- und Jugendförderplan 
des Landes

(1) Das Ministerium erstellt für jede 
Legislaturperiode einen Kinder- und 
Jugendförderplan. Dieser soll die 
Ziele und Aufgaben der Kinder- und 
Jugendförderung auf Landesebene 
beschreiben und Näheres über die 

240



Kinder- und Jugendförderungsgesetz

Förderung der in diesem Gesetz 
genannten Handlungsfelder durch 
das Land enthalten. Die Träger der 
öffentlichen und freien Jugendhilfe 
sollen bei den Planungen einbezo-
gen werden.

(2) Bei der Aufstellung des Kinder- und 
Jugendförderplans hat das Ministe-
rium die Träger der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe sowie Kinder und 
Jugendliche und den zuständigen 
Ausschuss des Landtags zu betei-
ligen. Insbesondere soll es sicher-
stellen, dass die Belange der jungen 
Menschen bei der inhaltlichen Aus-
gestaltung berücksichtigt werden.

(3) Der Kinder- und Jugendförderplan 
stützt sich auf die Erfassung der 
Wünsche, Interessen und Bedürfnis-
se von Kindern und Jugendlichen. 
Er soll so gestaltet werden, dass er 
neue Entwicklungen in deren Le-
benslagen flexibel einbeziehen kann. 
Dabei sind die Ergebnisse des einmal 
in jeder Legislaturperiode durch die 
Landesregierung zu erstellenden Kin-
der- und Jugendberichtes einzube-
ziehen.

(4) Die Erstellung des Kinder- und Ju-
gendförderplans erfolgt im Beneh-
men mit dem zuständigen Ausschuss 
des Landtags.

III. Förderbereiche

§ 10 	 Schwerpunkte der Kinder- 
und Jugendarbeit

(1) Zu den Schwerpunkten der Kinder- 
und Jugendarbeit gehört insbeson-
dere 
1.	  die politische und soziale Bil-

dung. Sie soll das Interesse an 
politischer Beteiligung frühzeitig 
herausbilden, die Fähigkeit zu 
kritischer Beurteilung politischer 
Vorgänge und Konflikte entwi-
ckeln und durch aktive Mitge-
staltung politischer Vorgänge 
zur Persönlichkeitsentwicklung 
beitragen.

2.	  die schulbezogene Jugendarbeit. 
Sie soll in Abstimmung mit der 
Schule geeignete pädagogische 
Angebote der Bildung, Erziehung 
und Förderung in und außerhalb 
von Schulen bereitstellen.

3.	  die kulturelle Jugendarbeit. Sie 
soll Angebote zur Förderung 
der Kreativität und Ästhetik 
im Rahmen kultureller Formen 
umfassen, zur Entwicklung der 
Persönlichkeit beitragen und 
jungen Menschen die Teilnah-
me am kulturellen Leben der 
Gesellschaft erschließen. Hierzu 
gehören auch Jugendkunst- und 
Kreativitätsschulen

4.	  die sportliche und freizeitorien-
tierte Jugendarbeit. Sie soll durch 
ihre gesundheitlichen, erzieheri-
schen und sozialen Funktionen 
mit Sport, Spiel und Bewegung 

241



zur Persönlichkeitsentwicklung 
von Kindern und Jugendlichen 
beitragen.

5.	  die Kinder- und Jugenderholung. 
Ferien- und Freizeitmaßnahmen 
mit jungen Menschen sollen 
der Erholung und Entspannung, 
der Selbstverwirklichung und 
der Selbstfindung dienen. Die 
Maßnahmen sollen die seelische, 
geistige und körperliche Entwick-
lung fördern, die Erfahrung sozi-
aler Beziehungen untereinander 
vermitteln und soziale Benachtei-
ligungen ausgleichen.

6.	  die medienbezogene Jugendar-
beit. Sie fördert die Aneignung 
von Medienkompetenz, insbe-
sondere die kritische Ausein-
andersetzung der Nutzung von 
neuen Medien.

7.	  die interkulturelle Kinder- und 
Jugendarbeit. Sie soll die inter-
kulturelle Kompetenz der Kinder 
und Jugendlichen und die Selbst-
vergewisserung über die eigene 
kulturelle Identität fördern. Die 
Gelegenheit, andere Wertvor-
stellungen kennen zu lernen, soll 
darüber hinaus die Fähigkeit der 
jungen Menschen zu respektvol-
lem Umgang im gemeinschaftli-
chen Handeln fördern.

8.	  die geschlechterdifferenzierte 
Mädchen- und Jungenarbeit. Sie 
soll so gestaltet werden, dass sie 
insbesondere der Förderung der 
Chancengerechtigkeit dient und 
zur Überwindung von Geschlech-
terstereotypen beiträgt.

9.	  die internationale Jugendarbeit. 
Sie dient der internationalen 
Verständigung und dem Ver-
ständnis anderer Kulturen sowie 
der Friedenssicherung, trägt zu 
grenzüberschreitenden, gemein-
samen Problemlösungen bei und 
soll das europäische Identitätsbe-
wusstsein stärken.

10.	 die integrationsfördernde Kin-
der- und Jugendarbeit. Sie dient 
der Integration von Kindern und 
Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund in die Gesellschaft mit 
dem Ziel, ihre Bildungschancen 
und ihre Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt zu verbessern.

(2) Die Träger der freien Jugendhilfe 
nehmen ihre Aufgaben im Rahmen 
dieser Schwerpunkte in eigener 
Verantwortung wahr. Zentrale 
Grundprinzipien ihrer Arbeit sind 
dabei ihre Pluralität und Autonomie, 
die Wertorientierung, die Metho-
denvielfalt und -offenheit sowie die 
Freiwilligkeit der Teilnahme.

 § 11 	 Jugendverbandsarbeit

Jugendverbandsarbeit findet in auf Dau-
er angelegten von Jugendlichen selbst-
organisierten Verbänden statt. Sie trägt 
zur Identitätsbildung von Kindern und 
Jugendlichen bei. Jugendverbände und 
ihre Zusammenschlüsse haben aufgrund 
der eigenverantwortlichen Tätigkeit 
und des ehrenamtlichen Engagements 
junger Menschen einen besonderen 
Stellenwert in der Kinder- und Jugend-
arbeit.
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§ 12 	 Offene Jugendarbeit

Offene Jugendarbeit findet insbesonde-
re in Einrichtungen, Maßnahmen und 
Projekten, Initiativgruppen, als mobiles 
Angebot, als Abenteuer- und Spiel-
platzarbeit sowie in kooperativen und 
übergreifenden Formen und Ansätzen 
statt. Sie richtet sich an alle Kinder und 
Jugendlichen und hält für besondere 
Zielgruppen spezifische Angebote der 
Förderung und Prävention bereit.

§ 13 	 Jugendsozialarbeit

Aufgaben der Jugendsozialarbeit sind 
insbesondere die sozialpädagogische 
Beratung, Begleitung und Förderung 
schulischer und beruflicher Bildung 
sowie die Unterstützung junger Men-
schen bei der sozialen Integration und 
der Eingliederung in Ausbildung und Ar-
beit. Dazu zählen auch schulbezogene 
Angebote mit dem Ziel, die Prävention 
in Zusammenarbeit mit der Schule zu 
verstärken.

§ 14 	 Erzieherischer Kinder- und 
Jugendschutz

Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz 
umfasst den vorbeugenden Schutz 
junger Menschen vor gefährdenden 
Einflüssen, Stoffen und Handlungen. 
Hierbei sollen die Träger der öffentlichen 
und freien Jugendhilfe insbesondere mit 
den Schulen, der Polizei sowie den Ord-
nungsbehörden eng zusammenwirken. 
Sie sollen pädagogische Angebote ent-
wickeln und notwendige Maßnahmen 

treffen, um Kinder, Jugendliche und Er-
ziehungsberechtigte über Gefahren und 
damit verbundene Folgen rechtzeitig 
und in geeigneter Weise zu informieren 
und zu beraten.

Hierzu gehört auch die Fort- und Wei-
terbildung von haupt- und ehrenamtlich 
tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern

IV. Gewährleistungsver-
pflichtung, Grundsätze der 
Förderung

§ 15 	 Förderung durch die örtlichen 
Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe

(1) Die örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe sind zur Förderung 
der Kinder- und Jugendarbeit, der 
Jugendsozialarbeit und des erziehe-
rischen Kinder- und Jugendschutzes 
nach Maßgabe dieses Gesetzes 
verpflichtet. Gemäß § 79 SGB VIII 
haben sie im Rahmen ihrer finanzi-
ellen Leistungsfähigkeit zu gewähr-
leisten, dass in ihrem Zuständig-
keitsbereich die erforderlichen und 
geeigneten Einrichtungen, Dienste, 
Veranstaltungen und Fachkräfte 
der Kinder- und Jugendarbeit, der 
Jugendsozialarbeit und des erziehe-
rischen Kinder- und Jugendschutzes 
zur Verfügung stehen.

(2) Träger der freien Jugendhilfe und In-
itiativen, soweit sie in den Bereichen 
dieses Gesetzes tätig sind, sollen 
nach Maßgabe des § 74 SGB VIII 
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und den Inhalten und Vorgaben der 
örtlichen Jugendhilfeplanung geför-
dert werden. Die Förderung soll sich 
insbesondere auf die entstehenden 
Personal- und Sachkosten beziehen. 

(3) Im Rahmen ihrer finanziellen Leis-
tungsfähigkeit haben die örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
dafür Sorge zu tragen, dass die er-
forderlichen Haushaltsmittel bereit-
gestellt werden. Sie müssen in einem 
angemessenen Verhältnis zu den für 
die Jugendhilfe insgesamt bereitge-
stellten Mittel stehen.

(4) Der örtliche Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe erstellt auf der Grund-
lage der kommunalen Jugendhilfe-
planung einen Förderplan, der für 
jeweils eine Wahlperiode der Vertre-
tungskörperschaft festgeschrieben 
wird.

§ 16 	 Landesförderung

(1) Das Ministerium fördert die Kinder- 
und Jugendarbeit, die Jugendso-
zialarbeit und den erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutz auf der 
Grundlage des Kinder- und Ju-
gendförderplans nach Maßgabe 
des Haushalts. Jährlich sind hierfür 
Mittel in Höhe von 120.225.700 
Euro, zunächst befristet bis zum 31. 
Dezember 2022, bereit zu stellen. 
Über eine Dynamisierung des in Satz 
2 genannten Jahresansatzes entspre-
chend dem im Kinder- und Jugend-
förderplan der 17. Legislaturperiode 
für Nordrhein-Westfalen vom 08. 
Mai 2018 (MBl. NRW, S. 357-360) 

vorgesehenen Schlüssel entscheidet 
der Landtag im Rahmen der jährli-
chen Haushaltsgesetzgebung.

(2) Der Kinder- und Jugendförder-
plan soll die Förderung der in den 
Bereichen dieses Gesetzes auf 
Landesebene tätigen Träger der 
freien Jugendhilfe, die bestehenden 
landeszentralen Zusammenschlüsse 
der freien Jugendhilfe sowie der 
örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe umfassen. Gefördert 
werden insbesondere Maßnahmen, 
Einrichtungen sowie projektbezoge-
ne pädagogische Ansätze.

(3) Soweit die örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe Zuwendun-
gen für Maßnahmen auf kommu-
naler Ebene oder in eigener Träger-
schaft erhalten, haben sie sicher 
zu stellen, dass ihr Finanzanteil in 
einem angemessenen Verhältnis 
zu den Landesmitteln steht, die 
Landesmittel nicht zur Haushalts-
konsolidierung verwendet werden 
und die Maßnahmen Bestandteil der 
örtlichen Jugendhilfeplanung sind. 
Soweit dies nicht sicher gestellt ist, 
entfällt der Anspruch auf Förderung 

(4) Die Förderung projektbezogener 
Maßnahmen kann das Ministerium 
im Einzelfall an den Abschluss von 
Zielvereinbarungen binden. Die 
Förderung setzt die Bereitschaft des 
Trägers zur Mitwirkung an einer 
Qualitätsentwicklung im Rahmen 
des Wirksamkeitsdialogs voraus.

(5) Das Nähere regelt das Ministerium 
im Einvernehmen mit dem Finanz-
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ministerium durch Verwaltungsvor-
schriften.

§ 17 	 Förderung der Träger der 
freien Jugendhilfe

(1) Die Förderung der Träger der freien 
Jugendhilfe umfasst insbesondere 
Zuwendungen zu den Personal- und 
Sachkosten der in der kommunalen 
Jugendhilfeplanung oder im Kinder- 
und Jugendförderplan des Landes 
aufgenommenen Einrichtungen, An-
gebote und Projekte. Die Förderung 
soll 85 % der Gesamtaufwendungen 
nicht überschreiten.

(2) Soweit landeszentrale Träger der 
freien Jugendhilfe gefördert werden, 
erhalten diese Zuwendungen zu den 
Personal- und Sachkosten, die durch 
landeszentrale Steuerungsaufgaben 
entstehen.

(3) Zusammenschlüsse von Trägern der 
freien Jugendhilfe auf Landesebene 
sind, soweit sie im Einvernehmen 
mit dem Ministerium erfolgt sind, 
gesondert zu fördern. Absatz 1 Satz 
2 gilt entsprechend.

(4) Zur Entwicklung von Handlungs-
konzepten zum erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutz wird eine 
Landesstelle gefördert, die insbeson-
dere den erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutz auf Landesebene 
koordiniert und Anregungen für den 
Umgang mit Risiken und Gefähr-
dungen entwickelt. Dabei soll sie 
insbesondere mit den Trägern der 
öffentlichen und freien Jugendhilfe, 
den Schulen, den Polizei- und Ord-

nungsbehörden sowie mit anderen 
auf dem Gebiet des Kinder- und 
Jugendschutzes tätigen Trägern 
zusammenwirken.

(5) Das Nähere über Inhalt und Umfang 
der Förderung regelt das Ministeri-
um durch Verwaltungsvorschriften. 

§ 18 	 Förderung des ehrenamtlichen 
Engagements

 Das ehrenamtliche Engagement ist ein 
unverzichtbarer Bestandteil der Kinder- 
und Jugendarbeit. Dieses Engagement 
soll von den örtlichen Trägern der öf-
fentlichen Jugendhilfe und vom Ministe-
rium unterstützt und gefördert werden. 

Das Ministerium gewährt Zuwendungen 
für

1.	 die Aus- und Fortbildung der 
ehrenamtlich in der Kinder- und 
Jugendarbeit tätigen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter und

2.	 ehrenamtliche Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in der Jugendar-
beit nach Maßgabe des Gesetzes 
zur Gewährung von Sonderur-
laub für ehrenamtliche Mitar-
beiter in der Jugendhilfe (Son-
derurlaubsgesetz) vom 31. Juli 
1974 (GV. NRW. S. 768), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 25. 
September 2001 (GV. NRW. S. 
708)
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§ 19 	 Qualitätsentwicklung, 
Modellförderung

Zur Reflexion und Fortentwicklung der 
Angebote und Strukturen in der Kinder- 
und Jugendarbeit, der Jugendsozialar-
beit und des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes fördert das Ministerium 
insbesondere

1.	 auf Landesebene jugendpolitisch 
bedeutsame Veranstaltungen, 
Veröffentlichungen und Untersu-
chungen,

2.	 Maßnahmen zur Erprobung 
zukunftsweisender Initiativen, die 
nach ihrer Zielvorstellung, nach 
Inhalt und Methode der Durch-
führung geeignet sind, Anre-
gungen und Anstöße zu geben 
sowie

3.	 neue Projekte an der Schnittstelle 
von Jugendarbeit und Jugendso-
zialarbeit zu anderen Politikfel-
dern und Modelle zur Schaffung 
von Ganztagsangeboten für 
Kinder im schulpflichtigen Alter, 
insbesondere in der Altersgruppe 
der 10 - 14-Jährigen.

V. Schlussvorschriften; In-
Kraft-Treten

§ 20 	 Durchführungsvorschriften 

(1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes 
bestimmt, gelten für seine Durchfüh-
rung die Vorschriften des Sozialge-
setzbuches - Verwaltungsverfahren 
- (SGB X) entsprechend.

(2) Das Ministerium erlässt die zur Aus-
führung dieses Gesetzes erforderli-
chen Verwaltungsvorschriften.

(3) Ministerium im Sinne dieses Geset-
zes ist das für Kinder und Jugend 
zuständige Ministerium.

§ 21 	 Übergangsvorschriften

Zur Sicherung der kinder- und jugend-
politischen Infrastruktur soll für das Jahr 
2005 der Kinder- und Jugendförderplan 
so gestaltet werden, dass die in diesem 
Gesetz normierten Fördergrundsätze Be-
rücksichtigung finden und die Träger in 
ihrer Arbeit nicht weiter eingeschränkt 
werden.

§ 22 	 In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2005 
in Kraft. Abweichend von Satz 1 treten 
§§ 15 , 16 und 17 am 1. Januar 2006 
in Kraft.
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Kinder- und Jugendförderplan des Lan-
des Nordrhein-Westfalen 2018-2022 
(KJFP NRW) 

Bekanntmachung des Ministeriums für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration 
vom 08. Mai 2018

 

 

1 	 Vorbemerkungen

Nach § 9 des Kinder- und Jugendförde-
rungsgesetzes vom 12. Oktober 2004 
(GV. NRW. S. 572), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Januar 
2018 (GV. NRW. S. 90) geändert worden 
ist, (3. AG-KJHG – KJFöG), erstellt das 
für Jugend zuständige Ministerium für 
Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integ-
ration für jede Legislaturperiode einen 
Kinder- und Jugendförderplan. Dieser 
soll die Ziele und Aufgaben der Kinder- 
und Jugendförderung auf Landesebene 
beschreiben und Näheres über die För-
derung der im Kinder- und Jugendförde-
rungsgesetz genannten Handlungsfelder 
durch das Land enthalten. Die bun-
des- und landesgesetzlich festgelegten 
Zielstellungen sind grundsätzlich zu 
beachten.
 
Bei der Erstellung des Kinder- und 
Jugendförderplans für die 17. Legisla-
turperiode hat sich das Ministerium für 

Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integra-
tion von der Einschätzung leiten lassen, 
dass es im Land Nordrhein-Westfalen 
schon seit vielen Jahren eine gut auf-
gestellte und wirksame Förderung der 
Tätigkeit der freien und öffentlichen 
Träger der Jugendarbeit, Jugendsozialar-
beit und des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes gibt. Die Bedingungen 
des Aufwachsens junger Menschen 
unterliegen jedoch einem permanen-
ten Wandel, in dessen Folge es einer 
Anpassung fördernder Angebote der 
Kinder- und Jugendarbeit, der Jugend-
sozialarbeit und des erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes bedarf. Die 
erforderlichen Anpassungsprozesse und 
Weiterentwicklungen sind eine Aufgabe 
der Kommunen als öffentliche Träger 
der Jugendhilfe, der freien Träger und 
des Landes. Die Förderung entspre-
chender Angebote ist eine Aufgabe der 
Kommunen und des Landes.
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2 	 Grundlagen der Förderung

Gesetzliche Grundlagen:

Gemäß § 82 des Sozialgesetzbuch 
(SGB) – Achtes Buch (VIII) – Kinder- und 
Jugendhilfe – hat die oberste Landesju-
gendbehörde die Aufgabe, die Tätigkeit 
der Träger der öffentlichen und freien 
Jugendhilfe und die Weiterentwick-
lung der Jugendhilfe anzuregen und 
zu fördern. Eine Konkretisierung dieser 
Aufgabe für den Bereich der Jugendar-
beit, der Jugendsozialarbeit sowie des 
erzieherischen Kinder- und Jugendschut-
zes wurde im Kinder- und Jugendförde-
rungsgesetz des Landes vorgenommen 
(vgl. insbes. §§ 16, 17, 18 und 19 – 3. 
AG KJHG-KJFöG).
 
Aufgaben des Landes:
 
Das Land leistet seinen Beitrag zu den 
genannten Anforderungen, indem 
es zum einen landesweite Träger und 
Zusammenschlüsse fördert und zum an-
deren die örtlichen öffentlichen Träger 
bei der Durchführung ihrer Aufgaben 
über eine zusätzliche Förderung der ört-
lichen Infrastruktur unterstützt. Darüber 
hinaus nimmt das Land seine Anre-
gungsfunktion zur Weiterentwicklung 
der Handlungsfelder, die im Kinder- und 
Jugendförderungsgesetz beschrieben 
werden, wahr, indem es entsprechend 
der Schwerpunktsetzungen des Kinder- 

und Jugendförderplans auf Landesebene 
wie auch vor Ort Projekte fördert.
 
Aufgaben des örtlichen Trägers 
der öffentlichen Jugendhilfe:
 
Die Grundsätze der Förderung über den 
Kinder- und Jugendförderplan ergeben 
sich aus dem Kinder- und Jugendförde-
rungsgesetz vom 12. Oktober 2004 (GV. 
NRW S. 572), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 23. Januar 2018 (GV. 
NRW. S. 90) geändert worden ist. Es ver-
pflichtet die örtlichen Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe zur Förderplanung 
gemäß § 15 Absatz 4 in Verbindung mit 
§ 8 und zur Finanzierung gemäß § 15 
Absatz 1. Sie sind auch gemäß § 16 Ab-
satz 3 verpflichtet, einen angemessenen 
Förderanteil im Verhältnis zu den Ihnen 
zur Verfügung gestellten Landesmitteln 
zu erbringen. Die Höhe der eingesetzten 
kommunalen Mittel ist der Obersten 
Landesjugendbehörde zu berichten.

3 	 Grundsätze und Zielgruppen 
der Förderung

Zielgruppen und die 
Berücksichtigung besonderer 
Lebenslagen:
 
Angebote der Jugendarbeit, Jugend-
sozialarbeit und des erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes können aus 
Landesmitteln gefördert werden, wenn 
diese als Zielgruppe junge Menschen 
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zwischen dem sechsten und dem 21. 
Lebensjahr haben. Darüber hinaus sol-
len gemäß § 3 Absatz 1 des Kinder- und 
Jugendförderungsgesetzes bei besonde-
ren Maßnahmen auch junge Menschen 
bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres 
einbezogen werden. 
 
Die Angebote sollen die besonderen 
Belange junger Menschen mit sozialer 
Benachteiligung, Zuwanderungserfah-
rung oder Behinderung berücksichtigen, 
indem sie grundsätzlich für alle Ziel-
gruppen offen gestaltet werden bzw. 
jeweils spezifische Zugänge öffnen. 
Sie haben auch die Gleichstellung von 
Mädchen und Jungen als durchgängi-
ges Leitprinzip zu beachten und sollen 
junge Menschen mit unterschiedlichen 
Lebensentwürfen, sexuellen Orientie-
rungen und geschlechtlichen Identitäten 
gleichberechtigt mit ihren spezifischen 
Bedürfnissen und Bedarfen einbezie-
hen bzw. Angebote entwickeln, die 
diesen Zielgruppen den Weg in die 
Angebote der Jugendförderung ebnen. 
Schließlich können alle Angebote auch 
ältere Menschen als Teil der Zielgruppe 
haben, soweit es sich um Angebote mit 
intergenerativem Schwerpunkt handelt 
und die Förderung junger Menschen im 
Zentrum steht.
 
Landesförderung:
 
Das Land gewährt den Trägern der 
öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe 
und den anerkannten freien Trägern in 
Nordrhein-Westfalen auf der Grundlage 
dieses Kinder- und Jugendförderplans

- fachbezogene Pauschalen auf der 
Grundlage des Haushaltsgesetzes
- Zuwendungen auf der Grundlage der 
§§ 23 und 44 Landeshaushaltsordnung 
(LHO) einschließlich der Verwaltungsvor-
schriften und geltender Richtlinien zum 
Kinder- und Jugendförderplan.
Träger, die fachbezogene Pauschalen 
erhalten, können auch Zuwendungen 
zu Projekten erhalten, soweit die Pro-
jektinhalte nicht bereits Gegenstand der 
Aufgaben sind, die mit fachbezogenen 
Pauschalen unterstützt werden.
 
Bewilligungsbehörden sind i.d.R. die 
Landesjugendämter bei den Land-
schaftsverbänden Rheinland und 
Westfalen-Lippe für die Träger, die ihren 
Sitz im jeweiligen Zuständigkeitsbereich 
haben. Abweichende Regelungen kön-
nen durch die Oberste Landesjugendbe-
hörde getroffen werden. Für die Träger 
der Offenen Kinder- und Jugendarbeit 
sind die örtlichen Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe Bewilligungsbehörde, 
soweit die Oberste Landesjugendbe-
hörde nicht im Einzelfall abweichende 
Regelungen trifft.
 
Wirksamkeitsdialog und 
Zielvereinbarungen:
 
Die Förderung landesweiter oder 
regionaler Einrichtungen und Ange-
bote erfolgt unter der Maßgabe der 
Bereitschaft der Träger, den Wirksam-
keitsdialog zu führen und Zielverein-
barungen zu schließen. Wirksamkeits-
dialog und Zielvereinbarungen sollen 
durch kritische Reflexion neue Impulse 
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für die Ausrichtung der Arbeit in den 
Einrichtungen und Angeboten geben 
sowie flexible Reaktionen auf notwen-
dige Anpassungen ermöglichen. Sie 
sollen schließlich einen effektiven und 
wirksamen Einsatz der Fördermittel 
sicherstellen. Der Abschluss von Ziel-
vereinbarungen und die Durchführung 
von Wirksamkeitsdialogen obliegen den 
Landesjugendämtern. Die Oberste Lan-
desjugendbehörde kann abweichende 
Regelungen treffen.
Die Förderung des örtlichen öffentlichen 
Trägers der Kinder- und Jugendhilfe 
im Bereich der Offenen Kinder- und 
Jugendarbeit erfolgt unter der Maßga-
be zur Mitwirkung an der Strukturda-
tenerhebung zur Offenen Kinder- und 
Jugendarbeit. Die Durchführung der 
Strukturdatenerhebung obliegt den 
Landesjugendämtern.

4 	 Ziele der Förderung

Mit dem Kinder- und Jugendförderplan 
für die 17. Legislaturperiode verfolgt 
das Ministerium für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration nachfolgen-
de Ziele:

Ziel 1: Infrastruktur 
zukunftssicher ausgestalten

Junge Menschen brauchen für ein 
gelingendes Aufwachsen Freiräume, 
in denen sie sich ausprobieren, mit 
anderen jungen Menschen Freizeit und 
Bildungsprozesse gestalten und in päda-
gogisch begleiteten Angeboten jenseits 
der Schule Begleitung und Unterstüt-

zung beim Prozess ihrer Verselbständi-
gung erhalten können. Diese Angebote 
werden von der Jugendarbeit, Jugend-
sozialarbeit und dem erzieherischen Kin-
der- und Jugendschutz zur Verfügung 
gestellt. Die Verlässlichkeit dieser Ange-
bote ist eine wesentliche Voraussetzung 
für eine gute und junge Menschen 
unterstützende Arbeit.
 
Wichtigstes Ziel des Kinder- und Ju-
gendförderplans für die 17. Legislatur-
periode ist es, einen Beitrag zum Erhalt 
und Ausbau entsprechender Struktu-
ren vor Ort und auf Landesebene zu 
leisten. Daher werden mit dem neuen 
Kinder- und Jugendförderplan beste-
hende und bislang als Projekte temporär 
finanzierte Angebote in eine dauerhafte 
Förderung überführt. Zugleich wird das 
Mittelvolumen für das Jahr 2018 auf 
120 Mio. Euro erhöht. Darüber hinaus 
erfolgt in der 17. Legislaturperiode eine 
Dynamisierung des Mittelvolumens des 
Kinder- und Jugendförderplans. Die 
jährliche Dynamisierung des Kinder- und 
Jugendförderplans ab dem Haushalts-
jahr 2019 ermittelt sich zu acht von 
zehn Teilen aus der Tarifsteigerung des 
TV-L (West) und zu zwei von zehn Teilen 
aus der Verbraucherpreisentwicklung 
für Wohnung, Wasser, Strom, Gas und 
andere Brennstoffe gemäß des Ver-
braucherpreisindex für Deutschland des 
Statistischen Bundesamtes. Zugrunde 
gelegt werden im Jahr der Haushalts-
aufstellung die jeweils aktuellsten vorlie-
genden Daten.
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Damit wird von Landesseite der erfor-
derliche Beitrag zum Erhalt der örtlichen 
und der Landesstrukturen erbracht.

Ziel 2: Junge Menschen 
verstärkt an der Gestaltung der 
Gesellschaft beteiligen

Nordrhein-Westfalen braucht für die 
Gestaltung seiner Gegenwart und 
Zukunft die Expertise junger Menschen. 
Zugleich haben diese das Recht, an 
allen sie betreffenden Entscheidungen 
beteiligt zu werden. Um dieses Recht 
einzulösen, junge Menschen zugleich 
in unsere Demokratie einzubinden und 
ihnen die Chance zu geben, sich dabei 
demokratisch zu bilden und mit ihrem 
Umfeld und der Gesellschaft in den Di-
alog über unser Veränderungen unter-
worfenes Wertesystem zu treten, bedarf 
es geeigneter Angebote der Jugend-
förderung. Mit dem gesellschaftlichen 
Wandel müssen auch die Instrumente 
und Angebote weiterentwickelt werden.
 
Daher ist es ein Ziel des Kinder- und 
Jugendförderplans, entsprechende 
Initiativen der Träger anzuregen, die 
auf eine verbesserte Partizipation und 
Mitbestimmung junger Menschen an 
der Gestaltung der Gesellschaft und 
Politik zielen. Dabei sollen zugleich auch 
die politische Bildung und Wertebildung 
weiterentwickelt und verstärkt werden.

Ziel 3: Jugendförderung 
zukunftsfähig gestalten

Digitalisierung, demografischer Wan-
del, die unterschiedlichen Lebenslagen 
junger Menschen z.B. in Ballungszen-
tren und in ländlichen Räumen sowie 
Veränderungen im Lebensalltag junger 
Menschen wie z.B. die Zunahme ganz-
tägiger Bildung stellen die Kinder- und 
Jugendarbeit vor Ort vor neue Heraus-
forderungen.
 
Mit diesem Kinder- und Jugendförder-
plan ist daher das Ziel verbunden, den 
Trägern auf örtlicher und Landesebene 
Fördermittel bereit zu stellen, die es 
ihnen ermöglichen, neue Angebots-
formen und Konzepte zu erproben, 
bestehende Angebote zu verändern 
und sich als Träger den neuen Anfor-
derungen anzupassen. Darüber hinaus 
soll verstärkt eine wissenschaftliche 
Befassung mit den sich verändernden 
Lebenslagen junger Menschen und der 
erforderlichen Weiterentwicklung von 
Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe 
ermöglicht werden.

Ziel 4: Vielfalt fördern 
und gesellschaftlichen 
Zusammenhalt schaffen

Unsere Gesellschaft zeichnet sich durch 
eine Ausdifferenzierung von Lebenswel-
ten und damit einer Zunahme von Viel-
falt aus. Junge Menschen mit Zuwan-
derungserfahrung, junge Menschen, 
die vor Krieg, Diskriminierung und 
Verfolgung oder sozialer Not geflohen 
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sind und nun in Nordrhein-Westfalen 
heimisch werden wollen, junge Men-
schen mit guten Bildungsverläufen und 
jene, die im Bildungssystem zu scheitern 
drohen, Kinder und Jugendliche mit und 
ohne Behinderungen, Mädchen und 
Jungen, junge Menschen mit unter-
schiedlichen Lebensentwürfen, sexuel-
len Orientierungen und geschlechtlichen 
Identitäten – sie alle sind Jugend in 
Nordrhein-Westfalen. Diese Vielfalt gilt 
es zu gestalten im Interesse der Zukunft 
des Landes und der Zukunft jedes ein-
zelnen jungen Menschen.
 
Ein Ziel dieses Kinder- und Jugend-
förderplans ist es, jungen Menschen 
Angebote der Kinder- und Jugendarbeit, 
der Jugendsozialarbeit und des erzie-
herischen Kinder- und Jugendschutzes 
zu machen, die ihren differenzierten 
Bedürfnissen und Bedarfslagen entspre-
chen. Zugleich sollen diese Angebote 
aber nicht zu einer Vertiefung von Diffe-
renzen beitragen, sondern dabei helfen, 
eine vielfältige Gesellschaft des gegen-
seitigen Respekts und des Miteinan-
ders für und in einem demokratischen 
Gemeinwesen aufzubauen. Den Trägern 
sollen Fördermittel zur Weiterentwick-
lung einer auf Vielfalt und Zusammen-
halt orientierten Jugendarbeit, Jugend-
sozialarbeit und eines entsprechenden 
erzieherischen Kinder- und Jugend-
schutzes zur Verfügung gestellt werden. 
Damit ist auch die Zielstellung verbun-
den, bestehende Benachteiligungslagen 
zu vermindern bzw. auszugleichen und 
drohenden Benachteiligungslagen prä-
ventiv zu begegnen.

Ziel 5: Chancen durch Bildung 
gerechter gestalten

Eine wesentliche Ressource für ein 
gelingendes Aufwachsen ist eine mög-
lichst gute Bildung. Neben Familie und 
Schule spielt für junge Menschen vor 
allem auch das Lernen in nonformalen 
und informellen Zusammenhängen eine 
große Rolle. Gerade im jugendlichen 
Alter sind die Einflüsse und Erfahrun-
gen in den Peer-Bezügen von großer 
Bedeutung für den Bildungsprozess. 
Kinder- und Jugendarbeit, Jugendsozi-
alarbeit und erzieherischer Kinder- und 
Jugendschutz können dabei einen 
wesentlichen Beitrag zur Ausgestaltung 
dieser Bildungsprozesse leisten. Ob bei 
der Gestaltung von Bildungslandschaf-
ten vor Ort, in Jugendgruppen oder 
Jugendeinrichtungen, bei der Auseinan-
dersetzung mit spezifischen Themen wie 
Europa oder Globalisierung, durch das 
Ermöglichen internationaler Erfahrun-
gen oder durch das Erleben und Gestal-
ten kultureller Angebote – in diesen und 
weiteren Bereichen finden strukturierte 
und durch Jugendförderung begleitete 
Lernprozesse statt.
 
Mit diesem Kinder- und Jugendförder-
plan soll den Trägern die Möglichkeit er-
öffnet werden, entsprechende Bildungs-
angebote zu machen. Ein besonderer 
Fokus liegt dabei auf der Weiterentwick-
lung bestehender Angebote. Zugleich 
soll die Zusammenarbeit mit anderen 
Akteuren der Kinder- und Jugendbil-
dung wie Schulen, Kultureinrichtungen, 
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Sportvereinen und anderen Anbietern 
von Bildung intensiviert werden.

Ziel 6: Kinder und Jugendliche 
stark machen

Eine sich dynamisch entwickelnde 
Gesellschaft zeichnet sich dadurch aus, 
dass sie neue Chancen, aber auch neue 
Risiken für junge Menschen hervor-
bringt. Verunsicherungen über Verän-
derungen, wie z.B. bedingt durch die 
Digitalisierung oder die Globalisierung, 
führen zu neuen Gefährdungslagen für 
Kinder und Jugendliche. Extremistische 
Radikalisierung, Gewalt, sexualisierte 
Gewalt oder Risiken bei der Nutzung 
digitaler Medien sind dabei Beispiele für 
neue und alte Risikolagen.
 
Gefährdungslagen mit Schutzkonzepten 
und mit Angeboten zur Stärkung der 
Einzelnen präventiv zu begegnen, ist ein 
mit diesem Kinder- und Jugendförder-
plan verfolgtes Ziel. Trägern der Kinder- 
und Jugendarbeit, der Jugendsozialar-
beit und des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes soll es ermöglicht 
werden, verstärkt passgenaue Angebote 
für junge Menschen zu entwickeln und 
umzusetzen.

5 	 Förderbereiche

Um die oben formulierten Ziele zu 
erreichen und die hierfür notwendigen 
Angebote zu unterstützen, umfasst 
der Kinder- und Jugendförderplan 
2018 bis 2022 die nachfolgenden 
Förderbereiche. Die Beschreibungen 

der Förderbereiche sind als inhaltliche 
Rahmensetzung für die Gewährung von 
Förderungen aus den Mitteln des Kin-
der- und Jugendförderplans anzusehen.

Förderbereich I: Infrastruktur 
zukunftssicher gestalten

Gute Kinder- und Jugendförderung 
braucht verlässliche Angebote und 
Einrichtungen, die von den Trägern der 
öffentlichen und freien Jugendhilfe ver-
antwortet werden. Sie tragen zur Per-
sönlichkeitsbildung und Förderung der 
Entwicklung junger Menschen bei. Mit 
der Förderung im Förderbereich I leistet 
das Land seinen Beitrag zum Erhalt und 
zur Weiterentwicklung der Infrastruktur 
in den Bereichen Offene Kinder- und 
Jugendarbeit, Jugendverbandsarbeit, 
kulturelle Jugendarbeit, Jugendsozial-
arbeit und erzieherischer Kinder- und 
Jugendschutz vor Ort und auf Landes-
ebene. Zudem werden Angebote des 
Freiwilligen ökologischen Jahres, spe-
zielle präventive Angebote für beson-
dere Zielgruppen, wie z.B. jugendliche 
Fußballfans, landeszentral agierende 
Fachberatungseinrichtungen, landes-
zentrale Trägerzusammenschlüsse sowie 
der Ring politischer Jugend gefördert. 
Mit der Förderung des Sonderurlaubs, 
von Investitionen in der Kinder- und 
Jugendförderung sowie der Förderung 
von Forschungspartnerschaften werden 
wesentliche, die Infrastruktur stabilisie-
rende und weiterentwickelnde Angebo-
te unterstützt.
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Das Land erwartet, dass die geförderten 
freien und öffentlichen Träger ihre An-
gebote gemäß den Bestimmungen des 
Kinder- und Jugendförderungsgesetz 
ausgestalten. Dabei sollen sie insbeson-
dere darauf achten, dass die Angebote 
zur Stärkung der gesellschaftlichen 
und politischen Beteiligung von jungen 
Menschen beitragen, Risiken des Auf-
wachsens präventiv begegnen, Benach-
teiligungen mindern oder ausgleichen, 
inklusiv, divers und geschlechterreflek-
tiert angelegt sind, die Anerkennung 
geschlechtlicher und sexueller Vielfalt 
fördern und zum Abbau von Diskrimi-
nierung und Ausgrenzung beitragen.
 
Darüber hinaus erwartet das Land, dass 
sich die infrastrukturell geförderten 
Träger intensiv um die Weiterentwick-
lung ihrer Angebote bemühen, hierfür 
in den gemeinsamen Dialog treten und 
sich an den unterschiedlichen Formaten 
zur Evaluation von Wirksamkeit und 
Effektivität der Angebote beteiligen.

Förderbereich II: Junge 
Menschen verstärkt an der 
Gestaltung der Gesellschaft 
beteiligen

Junge Menschen bei ihrer Entwick-
lung zu begleiten und zu fördern, zur 
Stärkung ihrer demokratischen Haltung 
beizutragen, ihre Kompetenzen in 
die Entwicklung unserer Gesellschaft 
einzubinden, ist heute wesentlich für 
die Zukunft unseres Gemeinwesens. 
Die Träger der Jugendförderung sind 
aufgefordert, hier neue Formate und 

Angebote zu entwickeln bzw. bestehen-
de Angebote weiterzuentwickeln. Ein 
besonderes Augenmerk ist dabei auf 
einen möglichst hohen Anteil partizipa-
tiver Elemente zu richten.
 
Gefördert werden können Vorhaben, 
die im Sinne einer einmischenden 
Jugendpolitik auf dem Weg der Par-
tizipation und Mitbestimmung junge 
Menschen an der gesellschaftlichen 
Gestaltung vor Ort und auf Landesebe-
ne beteiligen bzw. diese Beteiligung 
einfordern.
 
Weiterhin können Vorhaben gefördert 
werden, die für näher zu bestimmende 
Zielgruppen spezielle auf die Vermitt-
lung von Werten orientierte Angebote 
formulieren.
 
Darüber hinaus können Vorhaben der 
politischen Jugendbildung gefördert 
werden, die auf die Stärkung demo-
kratischer Haltungen ausgerichtet sind. 
Dies schließt Angebote wie Gedenkstät-
tenfahrten mit ein.
 
Die Vorhaben in diesem Förderbereich 
können die verschiedenen aufgeführten 
Aspekte kombinieren oder neue mit 
berücksichtigen. Darüber hinaus ist die 
Förderung von Vorhaben mit offenen 
Konzeptionen möglich, soweit diese es 
beteiligten jungen Menschen ermög-
lichen, selbst Angebote zu entwickeln 
bzw. weiterzuentwickeln.
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Förderbereich III: 
Jugendförderung zukunftsfähig 
gestalten

Globalisierung, Digitalisierung, demo-
grafischer Wandel und weitere Ent-
wicklungen führen zu einem schnellen 
Wandel in der Gesellschaft. Die Bedeu-
tungszunahme von digitaler Kommuni-
kation und Bildung sowie die stärkere 
Individualisierung bestimmen auch die 
sich verändernden Lebenslagen junger 
Menschen. Zugleich stellen diese Ver-
änderungen die Träger der Jugendför-
derung vor große Herausforderungen. 
Dies gilt insbesondere mit Blick auf die 
Organisationsstrukturen der Träger der 
Jugendförderung sowie die grundlegen-
den Konzepte und die Strukturierung 
der Angebote. Hier bedarf es einer 
gezielten Weiterentwicklung, um den 
Anforderungen der Digitalisierung dau-
erhaft gerecht zu werden.
 
Im Bereich Digitalisierung können 
Vorhaben gefördert werden, die junge 
Menschen verstärkt an die sich mit 
der Digitalisierung ergebenden neuen 
Herausforderungen auf der persönli-
chen Ebene in den Bereichen Bildung 
und Freizeit heranführen. Dies schließt 
Angebote zur Förderung der Medien-
kompetenz mit ein. Darüber hinaus sind 
Vorhaben förderfähig, die sich gezielt 
mit der Weiterentwicklung der Instru-
mente der Jugendförderung befassen 
bzw. die konzeptionelle Weiterentwick-
lung der Angebote umfassen. Soweit 
junge Menschen in die Entwicklung der 
Konzepte und Angebote partizipativ mit 

einbezogen werden, sind auch Qualifi-
zierungsangebote für Fachkräfte dem 
Grunde nach förderfähig.
 
Im Bereich demografischer Wandel und 
regionale Anforderungen bzw. ländli-
cher Raum sind Vorhaben förderfähig, 
die darauf abzielen, unter den sich 
verändernden Bedingungen passfähige 
und funktionale Angebote der Jugend-
förderung zu entwickeln und umzuset-
zen. Dabei kann ein Augenmerk auf 
einer verstärkten Kooperation unter-
schiedlicher Träger oder der interkom-
munalen Kooperation liegen.
 
Im Bereich besonderer Maßnahmen 
und Projekte sind Vorhaben förderfähig, 
die neue Aspekte in der Kinder- und 
Jugendhilfe aufgreifen bzw. innovative 
Lösungsansätze entwickeln und erpro-
ben wollen.
 
Im Bereich Forschung in der Kinder- und 
Jugendhilfe können Vorhaben zur Evalu-
ation und Begleitung von Angebotsent-
wicklung und Durchführung gefördert 
werden. Darüber hinaus sind Vorhaben 
förderfähig, die sich mit neuen Entwick-
lungen in der Kinder- und Jugendhilfe 
auseinandersetzen und Impulse für die 
Praxis erwarten lassen.

Förderbereich IV: Vielfalt 
fördern und gesellschaftlichen 
Zusammenhalt schaffen

Die Kinder und Jugendlichen in Nord-
rhein-Westfalen haben, bei allem was 
sie miteinander verbindet, individuell 
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unterschiedliche Lebensbedingungen 
und Erfahrungen. Es sind Kinder und 
Jugendliche mit oder ohne Behinde-
rungen. Sie unterscheiden sich z.B. 
hinsichtlich des Geschlechts und der 
sexuellen Orientierung. Sie haben Zu-
wanderungs- und Fluchterfahrung oder 
leben schon wie ihre Eltern zuvor in der 
gleichen Stadt oder dem gleichen Dorf. 
Sie sind gute Schüler bzw. verfügen 
über gute Schulabschlüsse oder sie ha-
ben Bildungsverläufe mit Brüchen und 
Frustrationserfahrungen.
 
Junge Menschen sowohl gezielt ent-
sprechend ihren Bedürfnissen und Wün-
schen zu fördern als auch zugleich den 
Zusammenhalt und das gemeinsame 
Erleben zu befördern ist eine Aufgabe 
der Jugendförderung.
 
Gefördert werden können daher Vorha-
ben, die in Bezug auf junge Menschen 
mit Zuwanderungserfahrung, Behinde-
rungen und sozialen Benachteiligungs-
lagen spezifische, aus ihrer Lebensla-
ge resultierende Benachteiligungen 
mindern oder ausgleichen. Darüber 
hinaus sind Vorhaben förderfähig, die 
der Integration junger Menschen mit 
Zuwanderungserfahrung oder sozialen 
Benachteiligungslagen in den allgemei-
nen Angeboten der Jugendförderung, 
im Übergang Schule-Beruf sowie in die 
Gesellschaft insgesamt dienen. Schließ-
lich sind Vorhaben förderfähig, die 
sicherstellen, dass junge Menschen mit 
Behinderungen an den allgemeinen An-
geboten der Jugendförderung teilhaben 

können und die damit ihrer Inklusion 
dienen.
 
Weiterhin können Vorhaben gefördert 
werden, die die geschlechterreflektie-
rende Orientierung in den Angeboten 
der Jugendarbeit weiterentwickeln und 
die sich an dem Prinzip des Gender 
Mainstreaming orientieren. Dies schließt 
die gezielte Förderung von spezifischen 
Angeboten für Mädchen und Jungen 
mit ein.
 
Schließlich sind Vorhaben förderfähig, 
die sich gezielt an junge Menschen mit 
unterschiedlichen geschlechtlichen und 
sexuellen Identitäten richten, um diese 
jungen Menschen zu fördern bzw. um 
Angebote der Jugendförderung für 
diese zu schaffen und um ihre gesell-
schaftliche Integration zu verbessern. 
Dies umfasst auch Vorhaben, die gezielt 
darauf ausgerichtet sind, bestehende 
Angebote der Jugendförderung für die 
Belange dieser Zielgruppe zu sensibili-
sieren und diese für sie zu öffnen.

Förderbereich V: Chancen durch 
Bildung gerechter gestalten

Bildung ist die zentrale Entwicklungsres-
source für Kinder und Jugendliche, aber 
auch für die Zukunft der Gesellschaft 
insgesamt. Dabei sind die Orte, an 
denen junge Menschen lernen, unter-
schiedlich. Schule, Familie, Peergroup, 
Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit 
sowie die virtuellen Lebenswelten sind 
solche Erfahrungsräume, die sowohl 
formales als auch nonformales und 
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informelles Lernen ermöglichen. Dabei 
sind die Themen so vielfältig wie die In-
teressen junger Menschen. Sie umfassen 
kulturelle Themen ebenso wie Aspekte 
einer nachhaltigen Entwicklung, globale 
Prozesse sowie das Kennenlernen ande-
rer Kulturen und Gesellschaften.
 
Jungen Menschen diese Bildungserleb-
nisse zu ermöglichen und zugleich für 
eine auf lokaler Ebene koordinierte und 
gestaltete Angebotsstruktur im Sinne 
einer kommunalen Bildungslandschaft 
zu sorgen, ist eine Aufgabe der Jugend-
förderung.
 
Gefördert werden können daher Vorha-
ben, die darauf abzielen, auf kommuna-
ler Ebene vorhandene Bildungsangebote 
für junge Menschen – einschließlich der 
Schulen – besser aufeinander zu bezie-
hen, sie zu komplettieren und im Sinne 
eines die Persönlichkeit von Kindern 
und Jugendlichen fördernden Ansatzes 
der Kinder- und Jugendförderung wei-
terzuentwickeln. Dabei sind insbeson-
dere Angebote förderwürdig, die junge 
Menschen partizipativ einbeziehen. 
Dies umfasst auch Angebote mit Bezug 
zum Ganztag und zur Schulsozialarbeit, 
soweit diese nicht durch andere Förder-
programme oder gesetzliche Bestim-
mungen bereits erfasst werden.
 
Weiterhin sind Angebote des internatio-
nalen Jugendaustauschs förderfähig, die 
auf Gegenseitigkeit beruhen, wobei die 
Berücksichtigung sozial oder anderwei-
tig benachteiligter junger Menschen mit 
in den Blick zu nehmen ist. Dies schließt 

den hierfür notwendigen Fachkräfte-
austausch mit ein. Darüber hinaus sind 
herausgehobene Vorhaben förderfähig, 
die sich mit europäischen Fragestellun-
gen und globalen Prozessen befassen.
 
Im Bereich Bildung für nachhaltige 
Entwicklung sind Vorhaben förderfähig, 
die es jungen Menschen ermöglichen, 
sich Wissen über Nachhaltigkeitsfragen 
anzueignen, dieses im eigenen Alltag 
zu reflektieren und anzuwenden sowie 
sich für Belange der Nachhaltigkeit zu 
engagieren.
 
Im Bereich der kulturellen Jugendarbeit 
können Vorhaben gefördert werden, die 
jungen Menschen die Möglichkeit ge-
ben, eigene kulturelle und künstlerische 
Erfahrungen zu machen und entspre-
chende Ausdrucksformen zu entwi-
ckeln. Hier sollen in besonderer Weise 
die jungen Menschen adressiert werden, 
die aufgrund von Benachteiligungslagen 
weniger leicht Zugang zu entsprechen-
den Angeboten der kulturellen Jugend-
bildung finden. Auch förderfähig sind 
Angebote, die in Kooperation mit ande-
ren Institutionen im Bereich der Kultur 
darauf hinwirken, junge Menschen auch 
an die klassischen Kunst- und Kulturfor-
men heranzuführen. Die hierfür erfor-
derliche Vernetzung kann begleitend 
gefördert werden.
 
Im Bereich der Bildungsangebote für 
junge Menschen in den Jugendfreiwil-
ligendiensten sind Angebote förderfä-
hig, die darauf abzielen, auch solchen 
jungen Menschen im Rahmen der 
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Jugendfreiwilligendienste ein attraktives 
Angebot zu machen, die bislang nur 
schwer Zugang zu dieser Angebotsform 
finden.
 
Förderbereich VI: Kinder und 
Jugendliche stark machen
 
Das Aufwachsen junger Menschen 
ist heute vor allem durch vielfältige 
Chancen geprägt. Damit einher gehen 
aber auch Risikolagen, denen durch 
die Jugendförderung begegnet werden 
soll. Wesentliche Themen, die präven-
tive Angebote der Jugendförderung 
erforderlich machen, sind z.B. sexueller 
Missbrauch, politische und religiöse 
Radikalisierung, Risiken, die aus der 
Digitalisierung und dem Umgang mit 
Medien entstehen, Gewalt, Drogen-, 
Alkohol- und Tabakwarenmissbrauch.
 
Gefördert werden können Vorhaben, 
die dazu beitragen, junge Menschen 
über Gefährdungslagen aufzuklären, 
risikomindernde Lebensweisen zu 
entwickeln und ihre Persönlichkeit im 
Hinblick auf Resilienz zu stärken. Dabei 
können auch insbesondere zur Unter-
stützung der Medienerziehung Angebo-
te, die sich vorranging an Eltern richten, 
gefördert werden.
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§ 15 	 (weggefallen)

§ 1 	 Fördervoraussetzungen

(1) Jugendfreiwilligendienste fördern die 
Bildungsfähigkeit der Jugendlichen 
und gehören zu den besonderen For-
men des bürgerschaftlichen Engage-
ments. Ein Jugendfreiwilligendienst 
wird gefördert, wenn die in den §§ 2 
bis 8 genannten Voraussetzungen 
erfüllt sind und der Dienst von einem 
nach § 10 zugelassenen Träger 
durchgeführt wird. Die Förderung 
dient dazu, die Härten und Nachteile 
zu beseitigen, die mit der Ableistung 
des Jugendfreiwilligendienstes im 
Sinne dieses Gesetzes verbunden 
sind.

(2) Jugendfreiwilligendienste im Sinne 
des Gesetzes sind das freiwillige 
soziale Jahr (FSJ) und das freiwillige 
ökologische Jahr (FÖJ).

§ 2 	 Freiwillige

(1) Freiwillige im Sinne dieses Gesetzes 
sind Personen, die 
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1 	 die Vollzeitschulpflicht erfüllt 
haben, aber das 27. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben,

2.	 einen freiwilligen Dienst 
a)	 ohne Erwerbsabsicht, außer-

halb einer Berufsausbildung 
und vergleichbar einer Voll-
zeitbeschäftigung leisten oder

b)	 ohne Erwerbsabsicht, außer-
halb einer Berufsausbildung 
und vergleichbar einer Teil-
zeitbeschäftigung von mehr 
als 20 Stunden pro Woche 
leisten, sofern ein berechtig-
tes Interesse der Freiwilligen 
an einer Teilzeitbeschäftigung 
vorliegt,

3.	 sich auf Grund einer Vereinba-
rung nach § 11 zur Leistung des 
freiwilligen Dienstes für eine Zeit 
von mindestens sechs Monaten 
und höchstens 24 Monaten ver-
pflichtet haben und

4.	 für den freiwilligen Dienst 
a)	 nur unentgeltliche Unter-

kunft, Verpflegung und 
Arbeitskleidung sowie ein 
angemessenes Taschengeld 
erhalten dürfen oder

b)	 anstelle von unentgeltlicher 
Unterkunft, Verpflegung 
und Arbeitskleidung entspre-
chende Geldersatzleistungen 
sowie ein angemessenes 
Taschengeld erhalten dürfen.

	 Angemessen ist ein Taschengeld, 
wenn es 6 Prozent der in der allge-

meinen Rentenversicherung gelten-
den Beitragsbemessungsgrenze nicht 
übersteigt. Bei einem freiwilligen 
Dienst vergleichbar einer Teilzeitbe-
schäftigung ist dieser Prozentsatz zu 
kürzen.

(2) Als Freiwillige gelten auch Personen, 
die durch einen nach § 10 zugelas-
senen Träger des Jugendfreiwilligen-
dienstes darauf vorbereitet werden, 
einen Jugendfreiwilligendienst im 
Ausland zu leisten (Vorbereitungs-
dienst), für den Vorbereitungsdienst 
nur Leistungen erhalten, die dieses 
Gesetz vorsieht, und neben dem 
Vorbereitungsdienst keine Tätigkeit 
gegen Entgelt ausüben sowie die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 
Nummer 1 und 3 erfüllen.

§ 3 	 Freiwilliges soziales Jahr

(1) Das freiwillige soziale Jahr wird als 
überwiegend praktische Hilfstätig-
keit, die an Lernzielen orientiert ist, 
in gemeinwohlorientierten Einrich-
tungen geleistet, insbesondere in 
Einrichtungen der Wohlfahrtspflege, 
in Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe, einschließlich der Ein-
richtungen für außerschulische Ju-
gendbildung und Einrichtungen für 
Jugendarbeit, in Einrichtungen der 
Gesundheitspflege, in Einrichtungen 
der Kultur und Denkmalpflege oder 
in Einrichtungen des Sports.
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(2) Das freiwillige soziale Jahr wird 
pädagogisch begleitet. Die päda-
gogische Begleitung wird von einer 
zentralen Stelle eines nach § 10 
zugelassenen Trägers des Jugend-
freiwilligendienstes sichergestellt 
mit dem Ziel, soziale, kulturelle und 
interkulturelle Kompetenzen zu 
vermitteln und das Verantwortungs-
bewusstsein für das Gemeinwohl zu 
stärken.

§ 4 	 Freiwilliges ökologisches Jahr

(1) Das freiwillige ökologische Jahr wird 
als überwiegend praktische Hilfstä-
tigkeit, die an Lernzielen orientiert 
ist, in geeigneten Stellen und Ein-
richtungen geleistet, die im Bereich 
des Natur- und Umweltschutzes 
einschließlich der Bildung zur Nach-
haltigkeit tätig sind.

(2) Das freiwillige ökologische Jahr wird 
pädagogisch begleitet. Die päda-
gogische Begleitung wird von einer 
zentralen Stelle eines nach § 10 
zugelassenen Trägers des Jugend-
freiwilligendienstes sichergestellt 
mit dem Ziel, soziale, kulturelle und 
interkulturelle Kompetenzen zu 
vermitteln und das Verantwortungs-
bewusstsein für das Gemeinwohl 
zu stärken. Im freiwilligen ökologi-
schen Jahr sollen insbesondere der 
nachhaltige Umgang mit Natur und 
Umwelt gestärkt und Umweltbe-
wusstsein entwickelt werden, um ein 
kompetentes Handeln für Natur und 
Umwelt zu fördern.

§ 5 	 Jugendfreiwilligendienste im 
Inland

(1) Das freiwillige soziale Jahr und das 
freiwillige ökologische Jahr im Inland 
werden in der Regel für eine Dauer 
von zwölf zusammenhängenden 
Monaten geleistet. Die Mindest-
dauer bei demselben nach § 10 
anerkannten Träger beträgt sechs 
Monate, der Dienst kann bis zu der 
Gesamtdauer von insgesamt 18 Mo-
naten verlängert werden. Der Träger 
kann den Jugendfreiwilligendienst 
im Rahmen des pädagogischen 
Gesamtkonzepts auch unterbrochen 
zur Ableistung in Abschnitten anbie-
ten, wenn ein Abschnitt mindestens 
drei Monate dauert.

(2) Die pädagogische Begleitung um-
fasst die an Lernzielen orientierte 
fachliche Anleitung der Freiwilligen 
durch die Einsatzstelle, die individu-
elle Betreuung durch pädagogische 
Kräfte des Trägers und durch die Ein-
satzstelle sowie die Seminararbeit. 
Es werden ein Einführungs-?, ein 
Zwischen- und ein Abschlussseminar 
durchgeführt, deren Mindestdauer je 
fünf Tage beträgt. Die Gesamtdauer 
der Seminare beträgt bezogen auf 
eine zwölfmonatige Teilnahme am 
Jugendfreiwilligendienst mindestens 
25 Tage. Wird ein Dienst über den 
Zeitraum von zwölf Monaten hinaus 
vereinbart oder verlängert, erhöht 
sich die Zahl der Seminartage um 
mindestens einen Tag je Monat der 
Verlängerung. Die Seminarzeit gilt 
als Dienstzeit. Die Teilnahme ist 
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Pflicht. Die Freiwilligen wirken an 
der inhaltlichen Gestaltung und der 
Durchführung der Seminare mit.

(3) Bis zu einer Höchstdauer von ins-
gesamt 18 Monaten können ein 
freiwilliges soziales Jahr und ein 
freiwilliges ökologisches Jahr mit 
einer Mindestdienstdauer von sechs 
Monaten nacheinander geleistet 
werden. In diesem Fall richtet sich 
die Zahl der Seminartage für jeden 
einzelnen Dienst nach Absatz 2. Auf 
die Gesamtdauer ist ein Bundesfrei-
willigendienst nach dem Bundesfrei-
willigendienstgesetz anzurechnen.

(4) Zur Durchführung des Jugendfrei-
willigendienstes nach diesem Gesetz 
schließen zugelassene Träger und 
Einsatzstellen eine vertragliche 
Vereinbarung. Die Vereinbarung legt 
fest, in welcher Weise Träger und 
Einsatzstellen die Ziele des Dienstes, 
insbesondere soziale Kompetenz, 
Persönlichkeitsbildung sowie die För-
derung der Bildungs- und Beschäf-
tigungsfähigkeit der Freiwilligen 
gemeinsam verfolgen.

§ 6 	 Jugendfreiwilligendienst im 
Ausland

(1) Ein freiwilliges soziales Jahr oder 
ein freiwilliges ökologisches Jahr im 
Sinne dieses Gesetzes kann auch im 
Ausland geleistet werden.

(2) Der Jugendfreiwilligendienst im 
Ausland wird als Dienst gemäß 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 und ausschließlich 
ununterbrochen geleistet. 2§ 5 gilt 
entsprechend, soweit keine ab-

weichenden Regelungen für den 
Jugendfreiwilligendienst im Ausland 
vorgesehen sind. Zum freiwilligen 
sozialen Jahr im Ausland gehört 
insbesondere auch der Dienst für 
Frieden und Versöhnung. Der Ju-
gendfreiwilligendienst im Ausland 
wird nach Maßgabe der Nummern 1 
bis 3 pädagogisch begleitet: 
1.	 Die pädagogische Begleitung 

wird von einem nach § 10 zuge-
lassenen Träger sichergestellt,

2.	 zur Vorbereitung auf den 
Jugendfreiwilligendienst und 
während des Dienstes im Aus-
land erfolgt die pädagogische 
Begleitung in Form von Bildungs-
maßnahmen (Seminaren oder 
pädagogischen Veranstaltungen), 
durch fachliche Anleitung durch 
die Einsatzstelle und die indivi-
duelle Betreuung durch päda-
gogische Kräfte der Einsatzstelle 
oder des Trägers; die Freiwilligen 
wirken an der inhaltlichen Ge-
staltung und Durchführung der 
Bildungsmaßnahmen mit,

3.	 die Gesamtdauer der Bildungs-
maßnahmen beträgt, bezogen 
auf eine zwölfmonatige Teilnah-
me am Jugendfreiwilligendienst 
im Ausland, mindestens fünf 
Wochen.

	 Die pädagogische Begleitung soll 
in der Weise erfolgen, dass jeweils 
in der Bundesrepublik Deutschland 
vorbereitende Veranstaltungen von 
mindestens vierwöchiger Dauer und 
nachbereitende Veranstaltungen 
von mindestens einwöchiger Dauer 
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stattfinden. Falls der Träger ein Zwi-
schenseminar im Ausland sicherstel-
len kann, das regelmäßig bis zu zwei 
Wochen dauern kann, verkürzen 
sich die vorbereitenden Veranstal-
tungen entsprechend. Die Teilnahme 
an den Bildungsmaßnahmen gilt als 
Dienstzeit. Die Teilnahme ist Pflicht.

(3) Der Dienst muss nach Maßgabe des 
§ 11 Abs. 1 mit dem Träger verein-
bart und gestaltet werden. 2§ 11 
Abs. 2 findet keine Anwendung. Die 
Höchstdauer der Entsendung beträgt 
18 Monate. Für die Zahl zusätzlicher 
Seminartage gilt § 5 Absatz 2 Satz 3 
und 4 entsprechend.

§ 7 	 Kombinierter 
Jugendfreiwilligendienst

Ein kombinierter Jugendfreiwilligen-
dienst im In- und Ausland kann vom 
Träger angeboten werden, wenn 
insgesamt eine Dauer von 18 zusam-
menhängenden Monaten nicht über-
schritten wird und die Einsatzabschnitte 
im In- und Ausland jeweils mindestens 
drei Monate dauern. Der Dienst ist für 
den Gesamtzeitraum nach § 11 Abs. 1 
mit dem Träger zu vereinbaren und zu 
gestalten. 3 §11 Abs. 2 findet keine An-
wendung. Die pädagogische Begleitung 
soll nach Maßgabe des § 6 erfolgen; 
Zwischenseminare können auch im 
Inland stattfinden. 5§ 5 Abs. 2 gilt für 
kürzer oder länger als zwölf Monate 
dauernde Dienste entsprechend.

§ 8 	 Zeitliche Ausnahmen

Der Jugendfreiwilligendienst nach den 
§§ 5, 6 und 7 kann ausnahmsweise bis 
zu einer Dauer von 24 Monaten geleis-
tet werden, wenn dies im Rahmen eines 
besonderen pädagogischen Konzepts 
begründet ist.

§ 9 	 Förderung

Die Förderung des freiwilligen sozialen 
Jahres und des freiwilligen ökologischen 
Jahres richtet sich nach folgenden 
Rechtsnormen: 

1.	 § 3 der Verordnung über Son-
derurlaub für Bundesbeamte und 
Richter im Bundesdienst (Sonder-
urlaub),

2.	 §2 Abs.1 Nr.8 des Arbeitsge-
richtsgesetzes (Zuständigkeit von 
Gerichten),

3.	 § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchsta-
be b und d des Einkommensteu-
ergesetzes (Berücksichtigung von 
Kindern),

4.	 § 265 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 des Ge-
setzes über den Lastenausgleich 
(Lastenausgleich),

5.	 § 27 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1, § 150 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 
§ 344 Abs. 2 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch (Arbeitsförde-
rung),

6.	 § 20 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
(Gesamtsozialversicherungsbei-
trag),

7.	 § 67 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 Buchsta-
be b und c, § 82 Abs. 2 Satz 2 
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des Siebten Buches Sozialgesetz-
buch (Gesetzliche Unfallversiche-
rung),

8.	 § 33b Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 
Buchstabe d, § 45 Abs. 3 Satz 1 
Buchstabe c des Bundesversor-
gungsgesetzes (Kinderzuschlag 
und Waisenrente bei Kriegsopfer-
versorgung),

9.	 § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe 
b und d des Bundeskindergeld-
gesetzes (Kindergeld),

10..	 § 10 Abs. 1 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch (Beschäfti-
gungsort),

11..	 § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, § 10 
Abs. 2 Nr. 3 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch (Krankenversi-
cherung),

12..	 § 6 Absatz 1b Satz 5, § 48 Abs. 
4 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe b und 
c des Sechsten Buches Sozialge-
setzbuch (Rentenversicherung),

13..	 § 25 Abs. 2 Nr. 3 des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch (Pflege-
versicherung),

14..	 § 1 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe 
h der Verordnung über den 
Ausgleich gemeinwirtschaftlicher 
Leistungen im Straßenperso-
nenverkehr (Ermäßigungen im 
Straßenpersonenverkehr),

15..	 § 1 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe 
h der Verordnung über den 
Ausgleich gemeinwirtschaftlicher 
Leistungen im Eisenbahnverkehr 
(Ermäßigungen im Eisenbahnver-
kehr),

16..	 § 14c des Gesetzes über den 
Zivildienst der Kriegsdienstver-

weigerer (Anerkannte Kriegs-
dienstverweigerer).

§ 10 	 Träger

(1) Als Träger des freiwilligen sozialen 
Jahres im Inland im Sinne dieses 
Gesetzes sind zugelassen: 
1.	 die Verbände, die in der Bundes-

arbeitsgemeinschaft der freien 
Wohlfahrtspflege zusammenge-
schlossen sind, und ihre Unter-
gliederungen,

2.	 Religionsgemeinschaften mit 
dem Status einer öffentlich-
rechtlichen Körperschaft und

3.	 die Gebietskörperschaften sowie 
nach näherer Bestimmung der 
Länder sonstige Körperschaften 
des öffentlichen Rechts.

(2) Als weitere Träger des freiwilligen so-
zialen Jahres im Inland und als Träger 
des freiwilligen ökologischen Jahres 
im Inland im Sinne dieses Gesetzes 
kann die zuständige Landesbehör-
de solche Einrichtungen zulassen, 
die für eine den Bestimmungen der 
§§ 2, 3 oder 4 und 5 entsprechende 
Durchführung Gewähr bieten.

(3) Als Träger des freiwilligen sozialen 
Jahres im Ausland oder als Träger 
des freiwilligen ökologischen Jahres 
im Ausland im Sinne dieses Gesetzes 
werden juristische Personen zugelas-
sen, die 
1.	 Maßnahmen im Sinne der §§ 6 

oder 7 durchführen und Freiwil-
lige für einen Dienst im Ausland 
vorbereiten, entsenden und 
betreuen,
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2.	 Gewähr dafür bieten, dass sie 
auf Grund ihrer nachgewiese-
nen Auslandserfahrungen ihre 
Aufgabe auf Dauer erfüllen und 
den ihnen nach dem Gesetz 
obliegenden Verpflichtungen 
nachkommen,

3.	 ausschließlich und unmittelbar 
steuerbegünstigten Zwecken im 
Sinne der §§ 51 bis 68 der Abga-
benordnung dienen und

4.	 ihren Sitz in der Bundesrepublik 
Deutschland haben.

	 Über die Zulassung eines Trägers des 
freiwilligen sozialen Jahres im Aus-
land und über die Zulassung eines 
Trägers des freiwilligen ökologischen 
Jahres im Ausland entscheidet die 
zuständige Landesbehörde.

(4) Die zuständige Landesbehörde hat 
die Zulassung von Trägern im Sinne 
dieses Gesetzes zu widerrufen, wenn 
eine der in Absatz 2 oder 3 genann-
ten Voraussetzungen nicht mehr vor-
liegt. Die Zulassung kann auch aus 
anderen wichtigen Gründen wider-
rufen werden, insbesondere, wenn 
eine Auflage nicht erfüllt worden ist. 
Durch den Widerruf oder die Rück-
nahme der Zulassung werden die 
Rechte der Freiwilligen nach diesem 
Gesetz nicht berührt.

(5) Bestehende Zulassungen von Trägern 
nach dem Gesetz zur Förderung 
eines freiwilligen sozialen Jahres 
oder nach dem Gesetz zur Förde-
rung eines freiwilligen ökologischen 
Jahres bleiben unberührt.

§ 11 	 Vereinbarung, Bescheinigung, 
Zeugnis

(1) Der zugelassene Träger des Jugend-
freiwilligendienstes und die oder 
der Freiwillige schließen vor Beginn 
des Jugendfreiwilligendienstes eine 
schriftliche Vereinbarung ab. Sie 
muss enthalten: 
1.	 Vor- und Familienname, Geburts-

datum und Anschrift der oder 
des Freiwilligen,

2.	 die Bezeichnung des Trägers des 
Jugendfreiwilligendienstes und 
der Einsatzstelle,

3.	 die Angabe des Zeitraumes, für 
den die oder der Freiwillige sich 
zum Jugendfreiwilligendienst 
verpflichtet hat, sowie Regelun-
gen für den Fall der vorzeitigen 
Beendigung des Dienstes,

4.	 die Erklärung, dass die Be-
stimmungen dieses Gesetzes 
während der Durchführung des 
Jugendfreiwilligendienstes einzu-
halten sind,

5.	 die Angabe des Zulassungsbe-
scheides des Trägers oder der 
gesetzlichen Zulassung,

6.	 Angaben zur Art und Höhe der 
Geld- und Sachleistungen für Un-
terkunft, Verpflegung, Arbeits-
kleidung und Taschengeld,

7.	 die Angabe der Anzahl der Ur-
laubstage und

8.	 die Ziele des Dienstes und die 
wesentlichen der Zielerreichung 
dienenden Maßnahmen.

(2) Die Vereinbarung nach Absatz 1 
kann auch als gemeinsame Verein-
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barung zwischen dem zugelassenen 
Träger, der Einsatzstelle und der oder 
dem Freiwilligen geschlossen wer-
den, in der die Einsatzstelle die Geld- 
und Sachleistungen für Unterkunft, 
Verpflegung, Arbeitskleidung und 
Taschengeld auf eigene Rechnung 
übernimmt. Der Träger haftet für die 
Erfüllung dieser Pflichten gegen-
über der oder dem Freiwilligen und 
Dritten wie ein selbstschuldnerischer 
Bürge.

(3) Der Träger stellt der Freiwilligen oder 
dem Freiwilligen nach Abschluss 
des Dienstes eine Bescheinigung 
aus. Absatz 1 Satz 2 Nr. 4 und 5 gilt 
entsprechend; außerdem muss die 
Bescheinigung den Zeitraum des 
Dienstes enthalten.

(4) Bei Beendigung des Jugendfreiwil-
ligendienstes kann die Freiwillige 
oder der Freiwillige von dem Träger 
ein schriftliches Zeugnis über die Art 
und Dauer des Jugendfreiwilligen-
dienstes fordern. Die Einsatzstelle 
soll bei der Zeugniserstellung ange-
messen beteiligt werden; im Falle 
des § 11 Abs. 2 ist das Zeugnis im 
Einvernehmen mit der Einsatzstelle 
zu erstellen. Das Zeugnis ist auf Ver-
langen auf die Leistungen und die 
Führung während der Dienstzeit zu 
erstrecken. Dabei sind in das Zeugnis 
berufsqualifizierende Merkmale des 
Jugendfreiwilligendienstes aufzuneh-
men.

§ 12 	 Datenschutz

Der Träger des Jugendfreiwilligen-
dienstes darf personenbezogene Daten 
nach § 11 Abs. 1 Satz 2 verarbeiten, 
soweit dies für die Förderung nach § 9 
in Verbindung mit den dort genannten 
Vorschriften erforderlich ist. Die Daten 
sind nach Abwicklung des Jugendfrei-
willigendienstes zu löschen.

§ 13 	 Anwendung arbeitsrechtlicher 
und arbeitsschutzrechtlicher 
Bestimmungen

Für eine Tätigkeit im Rahmen eines Ju-
gendfreiwilligendienstes im Sinne dieses 
Gesetzes sind die Arbeitsschutzbestim-
mungen und das Bundesurlaubsgesetz 
entsprechend anzuwenden. Für Schä-
den bei der Ausübung ihrer Tätigkeit 
haften Freiwillige nur wie Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer.

§ 15 	 (weggefallen)
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Fünftes Gesetz zur Ausführung des Kin-
der- und Jugendhilfegesetzes (5. AG-
KJHG)

vom 08.12.2015 (GV.NRW.2015, 832)

 

 

Inhaltsübersicht

§ 1 	 Einrichtung und Zuständigkeit einer 

Landesstelle zur Wahrnehmung der 

Aufgaben nach §§ 42a und b des Achten 

Buches Sozialgesetzbuch

§ 2 	 Aufnahmepflicht des Jugendamtes

§ 3 	 Aufnahmequote und Umfang der Auf-

nahmepflicht

§ 4 	 Verfahren zur landesinternen Verteilung

§ 5 	 Interkommunale Kooperation

§ 6 	 Datenerhebung und -verarbeitung

§ 7 	 Verwaltungskostenpauschale

§ 8 	 Verwaltungsverfahren und Durchfüh-

rungsvorschriften

§ 9	  Berichtspflicht

§ 10 	 Inkrafttreten

§ 1 	 Einrichtung und Zuständigkeit 
einer Landesstelle zur 
Wahrnehmung der Aufgaben 
nach §§ 42a und b des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch

(1) Die Aufgaben gemäß §§ 42a Absatz 
4 , 42b Absatz 3 Satz 1 und Absatz 
6 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch - Kinder- und Jugendhilfe - in 
der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 
2022) in der jeweils geltenden Fas-
sung nimmt der überörtliche Träger 
der Jugendhilfe (Landesjugendamt) 
beim Landschaftsverband Rheinland 
als „Landesstelle für die Verteilung 
unbegleiteter ausländischer Minder-
jähriger in Nordrhein-Westfalen“ 
(Landesstelle NRW) wahr.

(2) Die Landesstelle NRW unterstützt die 
Landesjugendämter bei der Förde-
rung des Kompetenzaufbaus und 
-transfers sowie bei der Förderung 
interkommunaler Kooperation. Zur 
Durchführung der Verteilverfahren 
unter besonderer Berücksichtigung 
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des spezifischen Schutzbedürfnisses 
der unbegleiteten ausländischen 
Minderjährigen und zur Erfüllung 
der Aufgaben nach § 42b Absatz 6 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
kooperiert die Landesstelle NRW 
mit den in den anderen Ländern 
zuständigen Landesstellen und den 
örtlichen Trägern der öffentlichen 
Jugendhilfe (Jugendämtern) in 
Nordrhein-Westfalen.

(3) Die Landesstelle NRW führt die 
Aufgaben nach diesem Gesetz als 
Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach 
Weisung aus. Die Aufsicht führt die 
Oberste Landesjugendbehörde. Sie 
kann zur zweckmäßigen Ausführung 
dieser Aufgabe allgemeine Weisun-
gen erteilen. Außerdem sind be-
sondere Weisungen zulässig, wenn 
die ordnungsgemäße Erfüllung der 
Aufgaben nicht gesichert erscheint, 
überörtliche Interessen gefährdet 
sein können oder um das Wohl von 
ausländischen Kindern und Jugendli-
chen zu gewährleisten.

§ 2 	 Aufnahmepflicht des 
Jugendamtes

(1) Das Jugendamt ist verpflichtet, von 
der Landesstelle NRW zugewiesene 
unbegleitete ausländische Minder-
jährige zur Inobhutnahme nach 
§ 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch 
aufzunehmen.

(2) Zur Sicherung des Kindeswohls und 
zur Berücksichtigung des besonde-
ren Schutzbedürfnisses der unbeglei-
teten ausländischen Minderjährigen 
kann im Einzelfall bei Zuweisungs-
entscheidungen der Landesstelle 
NRW der Umfang der Aufnahme-
pflicht nach § 3 Absatz 2 vorüberge-
hend bis zu 15 Prozent überschritten 
werden.

§ 3 	 Aufnahmequote und Umfang 
der Aufnahmepflicht

(1) Die Aufnahmequote des Jugendam-
tes wird auf der Basis des Bevölke-
rungsanteils eines Jugendamtsbe-
zirkes an der Gesamtbevölkerung 
in Nordrhein-Westfalen nach dem 
jeweils aktuellen amtlichen Stand 
zum 31. Dezember eines Jahres in 
der vom Landesbetrieb Information 
und Technik Nordrhein-Westfalen 
veröffentlichten Statistik ermittelt.

(2) Der Umfang der Aufnahmepflicht 
richtet sich nach der Aufnahmequo-
te und der Zahl aller jugendhilfe-
rechtlichen Zuständigkeiten im Sinne 
des Absatzes 3, der Anzahl vorläu-
figer Inobhutnahmen in Nordrhein-
Westfalen sowie der Anzahl der aus 
anderen Bundesländern Nordrhein-
Westfalen zur Aufnahme zugewie-
senen unbegleiteten ausländischen 
Minderjährigen.

(3) Auf die Aufnahmepflicht angerech-
net werden

269



1.	  die Zahl der Fallzuständigkei-
ten für in Obhut genommene 
ausländische Kinder und Jugend-
liche gemäß § 42 Absatz 1 Satz 
1 Nummer 3 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch , 

2.	 die Zahl der Fallzuständigkeiten 
für unbegleitete ausländische 
Minderjährige, denen Hilfen nach 
dem Achten Buch Sozialgesetz-
buch gewährt werden,

3.	  die Zahl der Fallzuständigkeiten 
für junge ausländische Voll-
jährige, denen Leistungen der 
Jugendhilfe gemäß §§ 41 oder 
13 Absatz 3 des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch gewährt 
werden, sofern diesen zuvor als 
unbegleiteten ausländischen 
Minderjährigen Hilfen nach dem 
Achten Buch Sozialgesetzbuch 
gewährt wurden und 

4.	 die Zahl der Fälle, die landesin-
tern oder länderübergreifend zur 
Verteilung bereits zugewiesen 
wurden, bei denen der tatsäch-
liche Transfer aber noch nicht 
erfolgt ist

(4) Die Ermittlung der Zahlen nach 
Absatz 3 erfolgt auf der Grundlage 
der bundesgesetzlichen Meldepflicht 
gemäß § 42c Absatz 3 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch . Zum 
1. Juni 2016 ersetzen für die Fälle 
nach Absatz 3 Nummer 1 bis 3 die 
bei den Landesjugendämtern nach 
§ 89d Absatz 1 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch zur Kostenerstat-
tung angemeldeten Fälle die Ermitt-
lung der Zahlen nach Satz 1. 

(5) Der jeweils aktuelle Umfang der 
Aufnahmepflicht nach Absatz 2 
wird durch die Landesstelle NRW 
wöchentlich in geeigneter Form den 
Jugendämtern mitgeteilt.

(6) Jugendämter sind verpflichtet, Been-
digungen von Fallzuständigkeiten für 
Personen nach Absatz 3 Nummer 1 
bis 3 innerhalb von drei Arbeitstagen 
dem jeweils zuständigen Landesju-
gendamt zu melden. Dies gilt auch 
für Fallzuständigkeiten, für die kein 
Kostenanerkenntnis ausgesprochen 
wurde.

(7) Arbeitstage im Sinne dieses Geset-
zes sind die Tage von Montag bis 
Freitag sofern auf diese kein Feiertag 
entfällt.

§ 4 	 Verfahren zur landesinternen 
Verteilung

(1) Das Aufnahmejugendamt zeigt 
eine Erstmeldung der vorläufigen 
Inobhutnahme innerhalb von zwei 
Arbeitstagen nach Beginn der Maß-
nahme gegenüber der Landesstelle 
NRW an. Hierbei sind zu übermitteln 
1.	 Name,
2.	 Alter,
3.	 Geschlecht,
4.	 Herkunftsland und Mutterspra-

che und
5.	 zum Zeitpunkt der Meldung 

offensichtliche individuelle 
Bedürfnisse des Kindes oder des 
Jugendlichen.

	 Die Vorschriften zur vorläufigen 
Inobhutnahme gemäß § 42a des 
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Achten Buches Sozialgesetzbuch 
bleiben unberührt.

(2) Zur Aufgabenwahrnehmung nach 
§ 1 Absatz 1 weist die Landesstelle 
NRW unbegleitete ausländische Min-
derjährige einem Jugendamt zu. Die 
Landesstelle NRW berücksichtigt bei 
ihrer Entscheidung das Kindeswohl 
und bezieht zur Gewährleistung des 
besonderen Schutzes weitere Aspek-
te zur optimalen Versorgung in die 
Entscheidung ein, wie
1.	 Kinder- und Jugendhilfebedarfe,
2.	 gesundheitliche Bedürfnisse,
3.	 geschlechtsspezifische Bedürfnis-

se,
4.	 Staatsangehörigkeit, Herkunft 

und Sprache,
5.	 familiäre und soziokulturelle 

Hintergründe,
6.	 besondere Interessen des unbe-

gleiteten ausländischen Minder-
jährigen und individuell erforder-
liche Hilfemaßnahmen und

7.	 sonstige spezifische Bedarfe.
	 Sofern mehrere Jugendämter in 

gleicher Weise für die Aufnahme 
im Einzelfall geeignet sind, rich-
tet sich die Zuweisung durch die 
Landesstelle NRW nach der Erfüllung 
der Aufnahmepflicht. Im Übrigen 
gelten die Vorschriften zu Zuwei-
sungsentscheidungen gemäß § 42b 
Absatz 3 bis 7 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch . Mit der Zuwei-
sungsentscheidung übermittelt die 
Landesstelle NRW den Zuweisungs-
bescheid mit Angaben zu Vorname, 
Name, Staatsangehörigkeit, Alter 
und Geschlecht schriftlich auch dem 

aufnehmenden Jugendamt. Nähe-
res regelt die gemäß § 8 erlassene 
Rechtsverordnung. § 42a Absatz 5 
Satz 1 Nummer 2 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch bleibt unberührt.

(3) Das Jugendamt ist für den Fall einer 
vorläufigen Inobhutnahme nach 
§ 42a Absatz 1 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch berechtigt, selbst 
in die Zuständigkeit für eine Inob-
hutnahme nach § 42 Absatz 1 Satz 
1 Nummer 3 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch einzutreten. In 
Fällen des Satz 1 ist die Landesstelle 
NRW darüber innerhalb von sieben 
Arbeitstagen zu informieren.

(4) Hat eine Person im Sinne des § 3 
Absatz 3 in einem anderen Jugend-
amtsbezirk als dem fallzuständigen 
ihren tatsächlichen Aufenthalt und 
ist die Vormundschaft in diesem Ju-
gendamtsbezirk bestellt, ist auf An-
trag des Jugendamtes, in dessen Ju-
gendamtsbezirk die Vormundschaft 
eingerichtet ist, eine Zuweisungsent-
scheidung in den Jugendamtsbezirk 
des tatsächlichen Aufenthalts zu 
treffen. Mit der Zuweisungsentschei-
dung geht die Fallzuständigkeit auf 
den Jugendamtsbezirk des tatsächli-
chen Aufenthalts über.

§ 5 	 Interkommunale Kooperation

Zur Durchführung pädagogischer Maß-
nahmen nach dem Achten Buch Sozial-
gesetzbuch sowie der verwaltungs- und 
sorgerechtlichen und organisatorischen 
Abläufe, die im Zeitraum zwischen der 
Entscheidung über die Inobhutnahme 
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einer oder eines unbegleiteten aus-
ländischen Minderjährigen und der 
Entscheidung über die Gewährung von 
Hilfen nach dem Achten Buch Sozial-
gesetzbuch umgesetzt werden (Clea-
ringverfahren), können Jugendämter 
benachbarter Gemeinden oder Kreise 
mit Zustimmung des zuständigen Lan-
desjugendamts eine gemeinsame Stelle 
bilden, die die Aufgaben der Jugendäm-
ter wahrnimmt.

§ 6 	 Datenerhebung und 
-verarbeitung

(1) Die Jugendämter sind verpflichtet, 
die zur Erfüllung der Aufgaben nach 
diesem Gesetz erforderlichen Daten 
der Landesstelle NRW mitzuteilen. 
Die Landesstelle NRW ist berech-
tigt und verpflichtet, die Daten, die 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach 
diesem Gesetz erforderlich sind, zu 
erheben und zu speichern. Gespei-
cherte Daten dürfen nur denjeni-
gen Personen zugänglich gemacht 
werden, die diese zur Erfüllung 
der Aufgaben nach diesem Gesetz 
benötigen.

(2) Für Zwecke der Planung und Statistik 
sowie für Maßnahmen der Qualitäts-
entwicklung und Qualitätssicherung 
dürfen anonymisierte Daten nach 
diesem Gesetz sowie nach § 42b 
Absatz 6 des Achten Buches Sozi-
algesetzbuch an den Landesbetrieb 
Information und Technik Nordrhein-
Westfalen, an die Oberste Landesju-
gendbehörde und die Landesjugend-

ämter übermittelt, verarbeitet und 
verwendet werden.

§ 7 	 Verwaltungskostenpauschale

(1) Das Land erstattet den Jugendäm-
tern die Verwaltungskosten auf der 
Grundlage der zum 30. Juni und 31. 
Dezember eines Jahres zur Kosten-
erstattung nach § 89d Absatz 1 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch 
angemeldeten Fälle durch eine Pau-
schale. Die Pauschale beträgt 3100 
Euro und wird für den Mittelwert 
der zu den Stichtagen nach Satz 1 
gemeldeten Fälle gezahlt. Die Aus-
zahlung dieses Zuschusses an das 
Jugendamt erfolgt auf der Grundla-
ge der jeweils letzten Stichtagsmel-
dung als Abschlag zum 1. März, 1. 
Juni, 1. September und 1. Dezember 
eines Jahres mit jeweils einem Viertel 
durch die Landesjugendämter. Zum 
30. April eines Jahres erfolgt eine 
Endabrechnung der Pauschalen des 
Vorjahres.

(2) Die Landesregierung überprüft in-
nerhalb von drei Monaten nach dem 
Stichtag 30. Juni 2017 und danach 
alle drei Jahre unter Einbeziehung 
der Kommunalen Spitzenverbände 
die Berechnungsgrundlage und die 
Höhe der Pauschale gemäß Absatz 
1. Auf Verlangen eines Kommunalen 
Spitzenverbandes oder der Landes-
regierung erfolgt diese Überprüfung 
bereits innerhalb von drei Monaten 
nach dem Stichtag 31. Dezember 
2016.
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§ 8 	 Verwaltungsverfahren und 
Durchführungsvorschriften

Die Oberste Landesjugendbehörde wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung

1.	 das Nähere zum Verfahren zur 
Feststellung der aktuellen Auf-
nahmequote und Aufnahmever-
pflichtung sowie zu den Melde-
pflichten festzusetzen und

2.	  mit Zustimmung des Finanzmi-
nisteriums eine Anpassung der 
Bemessungsgrundlagen und der 
Höhe der Verwaltungskostenpau-
schale nach § 7 auf der Grund-
lage einer Überprüfung gemäß 
§ 7 Absatz 2 vorzunehmen und 
das Nähere zum Verfahren zur 
Gewährung der Landeszuschüsse 
nach § 7 festzulegen.

§ 9 	 Berichtspflicht

Die Landesregierung berichtet dem 
Landtag innerhalb von drei Monaten 
nach dem Stichtag 30. Juni 2017 und 
danach alle drei Jahre bis zum 31. 
Dezember unter Einbeziehung der 
kommunalen Spitzenverbände, der 
Landesjugendämter, der Arbeitsgemein-
schaft der Spitzenverbände der Freien 
Wohlfahrtspflege des Landes Nordrhein-
Westfalen, des Deutschen Kinderschutz-
bundes Landesverband NRW e.V. und 
des Flüchtlingsrates NRW e.V. über die 
Auswirkungen dieses Gesetzes 

§ 10 	 Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des 
Absatzes 2 am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt § 7 
am 1. Januar 2016 in Kraft. Die 
Auszahlung der Verwaltungskos-
tenpauschale erfolgt erstmals zum 
1. September 2016 als quartalsbe-
zogene Abschlagszahlung, die auf 
der Grundlage der jeweils aktuellen 
Stichtagsmeldung festgesetzt wird.
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Kostenbeitragsverordnung

Vom 01.10.2005 (BGBl I 2005, 2907), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 

05.12.2013 (BGBI I S.4040), in Kraft getreten mit Wirkung vom 04.12.2013

 

 

Inhaltsübersicht

§ 1 	 Festsetzung des Kostenbeitrags

§ 2 	 Wahl der Beitragsstufe bei vollstationären 

Leistungen

§ 3 	 Wahl der Beitragsstufe bei teilstationären 

Leistungen

§ 4 	 Berücksichtigung weiterer Unterhalts-

pflichten

§ 5 	 Behandlung hoher Einkommen

§ 6 	 Heranziehung der Eltern bei Leistungen 

für junge Volljährige

§ 7 	 Einsatz des Kindergelds

§ 1 	 Festsetzung des 
Kostenbeitrags

(1) Die Höhe des Kostenbeitrags, den 
Elternteile, Ehegatten oder Le-
benspartner junger Menschen zu 
entrichten haben, richtet sich nach
a)	 der Einkommensgruppe in Spalte 

1 der Anlage, der das nach § 93 
des Achten Buches Sozialgesetz-
buch zu ermittelnde Einkommen 
zuzuordnen ist, und

b)	 der Beitragsstufe in den Spalten 
2 bis 5 der Anlage, die nach 
Maßgabe dieser Verordnung zu 
ermitteln ist.

(2) Für jede kostenbeitragspflichtige Per-
son wird der jeweilige Kostenbeitrag 
getrennt ermittelt und erhoben.

§ 2 	 Wahl der Beitragsstufe bei 
vollstationären Leistungen

(1) Die Höhe des Beitrags zu den Kosten 
einer vollstationären Leistung nach 
§ 91 Abs. 1 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch ergibt sich aus 
den Beitragsstufen zur jeweiligen 
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Kostenbeitragsverordnung

Einkommensgruppe in den Spalten 2 
bis 4 der Anlage.

(2) Wird die kostenbeitragspflichtige 
Person zu den Kosten vollstationä-
rer Leistungen für eine Person nach 
dem Achten Buch Sozialgesetzbuch 
herangezogen, so ergibt sich die 
Höhe des Kostenbeitrags aus Spalte 
2. Wird sie für mehrere Personen zu 
den Kosten herangezogen, so ergibt 
sich die Höhe des Kostenbeitrags 
für die zweite Person aus Spalte 3, 
für die dritte Person aus Spalte 4. 
Ab der vierten vollstationär unterge-
brachten Person wird nur noch ein 
Kostenbeitrag nach Maßgabe von 
§ 7 erhoben.

§ 3 	 Wahl der Beitragsstufe bei 
teilstationären Leistungen

Die Höhe des Kostenbeitrags für teil-
stationäre Leistungen nach § 91 Absatz 
2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
ergibt sich aus der Beitragsstufe zur 
jeweiligen Einkommensgruppe in der 
Spalte fünf der Anlage.

§ 4 	 Berücksichtigung weiterer 
Unterhaltspflichten

(1) Ist die kostenbeitragspflichtige 
Person gegenüber anderen Perso-
nen nach § 1609 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs im mindestens gleichen 
Rang wie dem untergebrachten 
jungen Menschen oder Leistungsbe-

rechtigten nach § 19 des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch zum Unterhalt 
verpflichtet und lebt sie mit ihnen 
in einem gemeinsamen Haushalt 
oder weist sie nach, dass sie ihren 
Unterhaltspflichten regelmäßig nach-
kommt, so ist sie
1.	 bei einer Zuordnung des maß-

geblichen Einkommens zu einer 
der Einkommensgruppen 2 bis 6 
je Unterhaltspflicht einer um zwei 
Stufen niedrigeren Einkommens-
gruppe zuzuordnen,

2.	 bei einer Zuordnung des maß-
geblichen Einkommens zu einer 
der Einkommensgruppen 7 bis 18 
je Unterhaltspflicht einer um eine 
Stufe niedrigeren Einkommens-
gruppe zuzuordnen

	 und zu einem entsprechend niedri-
geren Kostenbeitrag heranzuziehen.

(2) Würden die Unterhaltsansprüche 
vorrangig oder gleichrangig Be-
rechtigter trotz einer niedrigeren 
Einstufung nach Absatz 1 auf Grund 
der Höhe des Kostenbeitrags ge-
schmälert, so ist der Kostenbeitrag 
entsprechend zu reduzieren. Lebt die 
kostenbeitragspflichtige Person nicht 
in einem Haushalt mit der Person, 
gegenüber der sie mindestens im 
gleichen Rang zum Unterhalt ver-
pflichtet ist, findet eine Reduzierung 
nur statt, wenn die kostenbeitrags-
pflichtige Person nachweist, dass sie 
ihren Unterhaltspflichten regelmäßig 
nachkommt.
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§ 5 	 Behandlung hoher 
Einkommen

(1) Liegt das nach § 93 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch maßgeb-
liche Einkommen eines Elternteils, 
Ehegatten oder Lebenspartners 
oberhalb der Einkommensgruppe 27 
der Anlage, so ist der Kostenbeitrag 
nach den folgenden Grundsätzen zu 
errechnen.

(2) Die Höhe des Kostenbeitrags für 
vollstationäre Leistungen beträgt 
1.	 25 Prozent des maßgeblichen 

Einkommens, wenn der Kosten-
pflichtige zu den Kosten für eine 
Person herangezogen wird,

2.	 zusätzlich 15 Prozent des maß-
geblichen Einkommens, wenn 
der Kostenpflichtige zu den 
Kosten für eine zweite Person 
herangezogen wird,

3.	 zusätzlich 10 Prozent des maß-
geblichen Einkommens, wenn 
der Kostenpflichtige für eine 
dritte Person herangezogen wird.

	 Ab der vierten vollstationär unter-
gebrachten Person wird nur noch 
ein Kostenbeitrag nach Maßgabe 
von § 7 erhoben. Liegt das nach 
§ 93 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch maßgebende Einkom-
men eines Elternteils, Ehegatten 
oder Lebenspartners oberhalb der 
Einkommensgruppe 27 der Anlage, 
so kann eine Heranziehung bis zur 
vollen Höhe der Kosten für stationä-
re Leistungen erfolgen.

(3) Die Höhe des Kostenbeitrags für 
teilstationäre Leistungen beträgt 5 

Prozent des maßgeblichen Einkom-
mens.

(4) Die Kostenbeiträge dürfen die Höhe 
der tatsächlichen Aufwendungen 
nicht überschreiten.

§ 6 	 Heranziehung der Eltern 
bei Leistungen für junge 
Volljährige

Bei Leistungen für junge Volljährige ist 
ein kostenbeitragspflichtiger Elternteil 
höchstens zu einem Kostenbeitrag 
auf Grund der Einkommensgruppe 13 
heranzuziehen. Der kostenbeitrags-
pflichtige Elternteil ist bei einer Zuord-
nung des maßgeblichen Einkommens 
zu der Einkommensgruppe 2 oder 3 
der Einkommensgruppe 1 zuzuordnen. 
Bei einer Zuordnung des maßgeblichen 
Einkommens zu der Einkommensgrup-
pe 4 ist der kostenpflichtige Elternteil 
der Einkommensgruppe 2 zuzuordnen. 
Die Zuordnung nach den Sätzen 1 und 
2 erfolgt nach Berücksichtigung der 
Zuordnung nach § 4 Absatz 1.

§ 7 	 Einsatz des Kindergelds

Ein Elternteil hat unabhängig von einer 
einkommensabhängigen Heranziehung 
nach den §§ 1 bis 6 einen Kostenbei-
trag in Höhe des Kindergelds zu zahlen, 
wenn 

1.	 vollstationäre Leistungen er-
bracht werden,

2.	 er Kindergeld für den jungen 
Menschen bezieht und

3.	 seine Heranziehung nicht 
nachrangig nach § 94 Absatz 1 
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Kostenbeitragsverordnung

Satz 3 und 4 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch ist.
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Anlage zu § 1 Kostenbeitragsverordnung

Maßgebliches Einkommen 

nach § 93 SGB VIII

Beitrags-

stufe 1 

vollstationär 

1. Person

Beitrags-

stufe 2 

vollstationär 

2. Person

Beitrags-

stufe 3 

vollstationär 

3. Person

Beitrags-

stufe 4

teilstationär

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 Spalte 4 Spalte 5

Einkom-

mens-

gruppe

Euro Euro Euro Euro Euro

1 bis 1 100,99 0 0 0 0

2 1 101,00 bis 1 200,99 50 0 0 40

3 1 201,00 bis 1 300,99 130 0 0 50

4 1 301,00 bis 1 450,99 210 30 0 60

5 1 451,00 bis 1 600,99 259 60 30 70

6 1 601,00 bis 1 800,99 289 85 40 85

7 1 801,00 bis 2 000,99 342 105 50 95

8 2 001,00 bis 2 200,99 378 140 60 105

9 2 201,00 bis 2 400,99 437 175 80 115

10 2 401,00 bis 2 700,99 510 220 120 130

11 2 701,00 bis 3 000,99 570 275 165 145

12 3 001,00 bis 3 300,99 630 335 210 160
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Kostenbeitragsverordnung

13 3 301,00 bis 3 600,99 725 410 260 175

14 3 601,00 bis 3 900,99 825 485 320 190

15 3 901,00 bis 4 200,99 932 560 380 205

16 4 201,00 bis 4 600,99 1 056 635 440 220

17 4 601,00 bis 5 000,99 1 152 715 500 240

18 5 001,00 bis 5 500,99 1 313 790 555 265

19 5 501,00 bis 6 000,99 1 438 865 605 290

20 6 001,00 bis 6 500,99 1 563 940 658 315

21 6 501,00 bis 7 000,99 1 688 1 015 710 340

22 7 001,00 bis 7 500,99 1 813 1 090 763 365

23 7 501,00 bis 8 000,99 1 938 1 165 815 390

24 8 001,00 bis 8 500,99 2 063 1 240 868 415

25 8 501,00 bis 9 000,99 2 188 1 315 920 440

26 9 001,00 bis 9 500,99 2 313 1 390 973 465

27 9 501,00 bis 10 000,99 2 438 1 465 1 025 490
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Gesetzessammlung
Kinder- und Jugendhilfe
SGB VIII mit den Ausführungsgesetzen NRW 

LWL-Veranstaltungen zur konkreten Umsetzung  
der neuen Regelungen des KJSG 

08.03.2022
KJSG konkret: „Auswirkungen der SGB VIII-Reform  
auf die Pflegekinderhilfe“
Digitales Seminar

07.04.2022
KJSG konkret: „Kinder und Jugendliche in  
(teil)stationären Einrichtungen: Betriebserlaubnis,  
Beratung und Aufsicht“ 
Fachtag für Einrichtungsleitungen, Gelsenkirchen

20.10.2022
KJSG konkret: „Auswirkungen der SGB VIII-Reform  
auf die Pflegekinderhilfe“
Digitales Seminar

Weitere Veranstaltungen in Planung.

Mehr erfahren auf www.lwl-bildung.de
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